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Einleitung

I. Einleitung

1. Hintergrund und Zielsetzung des Evaluationsvorhabens

Das sozialwissenschaftliche Institut Zoom e.V. aus Goéttingen hat — gefordert durch das Niedersachsi-
sche Ministerium fir Soziales, Gesundheit und Gleichstellung und in Kooperation mit dem Landes-
praventionsrat (LPR) — den Landesaktionsplan 1ll (LAP 1) zur Bekdmpfung von Gewalt in Paarbezie-
hungen aus dem Jahr 2012 (Land Niedersachsen 2012) evaluiert. Das Projekt wurde zwischen Marz
2019 und Juli 2020 umgesetzt. Das Ziel war, Informationsgrundlagen fir die Identifikation zukiinftiger
Handlungsfelder und die Formulierung von Handlungsempfehlungen zur Fortschreibung bzw. Neu-
formulierung des Landesaktionsplans zu schaffen.

Die niedersachsische Landesregierung hat im Dezember 2001 den ersten Landesaktionsplan zur Be-
kampfung der Gewalt gegen Frauen im haduslichen Bereich beschlossen. Dieser war von einer res-
sortlbergreifenden Arbeitsgruppe unter Federfiihrung des Niedersadchsischen Ministeriums fiir Sozia-
les und unter Beteiligung der Ministerien fir Justiz und Inneres sowie des Landespraventionsrats
(LPR) erarbeitet worden. Mit dem Landesaktionsplan war die Grundlage dafiir geschaffen worden,
die Bekampfung hauslicher Gewalt als eine ressortiibergreifende Aufgabe zu verstehen, die nur dann
wirkungsvoll und nachhaltig bearbeitet werden kann, wenn alle verantwortlichen Einrichtungen und
Behorden ihr Handeln koordinieren (Land Niedersachsen 2012, S. 3). Er umfasst daher MaRnahmen
der polizeilichen Krisenintervention, der Strafverfolgung, des Opferschutzes, der Unterstiitzung fir
Betroffene und der Pravention.

Der Landesaktionsplan ist seither zweimal fortgeschrieben worden. Im Jahr 2011 wurde eine erste
Evaluation der Wirksamkeit des 2006 von der Landesregierung beschlossenen LAPs Il durchgefiihrt
(Lobermeier, Strobl 2012) und auf Grundlage der Ergebnisse 2012 schlieflich der LAP IIl erarbeitet.
Die Steuerung der Umsetzung des Landesaktionsplans lag bis zum LAP Il bei einem dafiir eingerichte-
ten interministeriellen Arbeitskreis (IMAK), der gegeniiber dem Landtag berichtspflichtig war. Seit
2013 liegt die Koordinierung bei der Ressort-AG, in die alle Ministerien Vertretungspersonen entsen-
det haben; die Umsetzung des LAPs Ill wurde durch den Fachbeirat von Expert*innen aus dem Be-
reich des Gewaltschutzes und der Kommunen begleitet.

Die Evaluation des LAPs Ill verfolgte zwei zentrale Fragestellungen:

1. Ist — vor dem Hintergrund der Erfahrungen mit dem Interventions-, Schutz-, und Unterstitzungs-
system — die Implementation des LAPs Il erfolgreich und im Hinblick auf die gesetzten Ziele wirksam
gewesen? Eng damit verknipft ist die Frage danach, inwieweit die in der Vorgangerevaluation identi-
fizierten Handlungsbedarfe erfiillt werden konnten.

2. Sind die bislang ergriffenen MaRnahmen der Ressorts und ebenso die Umsetzung von Instrumen-
ten des Gewaltschutzes insgesamt ausreichend, angemessen und wirksam, um auch die Vorgaben
der sog. ,Istanbulkonvention” zu erfiillen (CoE 2011), die nach der Ratifizierung seit Februar 2018
auch in Deutschland in Kraft ist? Damit ist geschlechtsspezifische Gewalt als Menschenrechtsverlet-
zung anerkannt. Die Verpflichtungen sind fiir alle staatlichen Stellen und Ebenen (Behérden, Legisla-
tive, Gerichte in Bund, Land, Kommune) volkerrechtlich verbindlich. Die Umsetzung verlangt MaR-
nahmen und den Aufbau von Strukturen in den Bereichen Pravention, Intervention, Schutz und Sank-
tion (Rabe, Leisering, 2018).
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Daher war es erforderlich, in dem Evaluationsvorhaben den Blick liber die Zielsetzungen und MaR-
nahmen des LAPs Il hinaus zu richten und eine Bestandsaufnahme der Strukturen und Instrumente
des Schutz-, Interventions- und Unterstitzungssystems bei hduslicher Gewalt insgesamt und unter
Einbezug der Perspektive moglichst vieler darin involvierter Akteursgruppen vorzunehmen.

2. Methodische Umsetzung
Explorative Phase

Wesentliches Erhebungsinstrument war eine landesweite standardisierte Onlineerhebung. Vorberei-
tend wurden zudem acht explorative Einzel- oder Gruppeninterviews mit Mitgliedern der Ressort-AG
aus allen beteiligten Ministerien, der Landeskoordinierungsstelle ,Hausliche Gewalt” sowie weiteren
Personen aus den Ministerien zu spezifischen Fragen (z.B. Gewaltschutz im Bereich von Gefllichtete-
neinrichtungen, Opferhilfe und Opferschutz) durchgefiihrt. Die Interviews fanden im Frihjahr 2019
statt, insgesamt waren hierbei zehn Personen beteiligt. Gegenstand dieser Interviews waren die Um-
setzung des LAPs llI: d.h. die Koordinierungs- und Steuerungsstrukturen auf Landesebene, die Praxis
der von den Ministerien verantworteten Geschaftsbereiche und die Praxis der Ministerien in Bezug
auf Datenerfassung und Monitoring. Bezogen auf die Evaluation wurden Erwartungen abgefragt so-
wie Fragen des Feldzugangs in die jeweiligen Geschaftsbereiche geklart.

Entwicklung des Befragungsinstruments und Vorbereitung der Befragung

Die grundlegenden Fragestellungen und Themenbereiche der Onlineerhebung wurden im Rahmen
eines Workshops mit Mitgliedern des Fachbeirats und der Ressort-AG abgestimmt, darauf basierend
wurde ein Befragungsinstrument entwickelt (Fragebogen im Anhang). Dieses enthielt aufgrund der
Vielzahl an einbezogenen Berufsgruppen und Fachkraften viele Filterflihrungen, um bestimmte Fra-
gen gezielt an einzelne Berufsgruppen richten zu kdnnen oder detailliertere Angaben zu einem The-
ma zu erhalten. Der Fragebogen wurde von der Mainis IT GmbH programmiert und gehostet.

Umsetzung der Onlineerhebung, Auswahl der Themen und der Befragungspersonen

Die Onlineerhebung wurde im Herbst 2019 bei allen relevanten Akteursgruppen im Kontext hausli-
cher Gewalt durchgefiihrt, u.a. bei Polizei, Justiz, Gewaltschutzeinrichtungen, Taterarbeit, Jugendam-
tern, der Niedersdchsischen Landesschulbehdrde, kommunalen Gleichstellungsbeauftragten, Netz-
werkkliniken zur verfahrensunabhangigen Beweissicherung und Traumaambulanzen. Der Zugang zur
Befragung erfolgte Uber einen Link.

Die Auswahl der einzubeziehenden Institutionen orientierte sich zum einen an der Vorgangerevalua-
tion zum LAP Il (Lobermeier, Strobl 2012), um Ergebnisse vergleichen zu kénnen und somit Entwick-
lungen nachzuzeichnen. Zum anderen wurden mit Strafgerichten, Traumaambulanzen und Kliniken
im Netzwerk ProBeweis weitere Institutionen und Berufsgruppen einbezogen. Den Trauma-
ambulanzen sollte gemals der Zielsetzung des LAPs Ill eine gréBere Bedeutung fiir die Betroffenen
hauslicher Gewalt zukommen und das Netzwerk der ProBeweis-Kliniken ausgeweitet werden.

Fast alle Einrichtungen, Behoérden bzw. Einzelpersonen in den genannten Bereichen wurden Uber die
Ministerien angeschrieben, die Jugendamter iber die kommunalen Spitzenverbande. Teilweise wur-
de der Befragungslink auch (iber lokale Runde Tische weitergegeben, was durchaus gewiinscht war.
Darliber beteiligten sich insbesondere Einrichtungen aus dem Bereich der (kommunalen) sozialen
Dienste oder der (offenen) Jugendhilfe.
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In der Onlineerhebung wurden verschiedene Themenbereiche abgefragt. Diese wurden teilweise aus
dem Landesaktionsplan Il und den Ergebnissen der Vorgangerevaluation (Lobermeier, Strobl 2012)
abgeleitet. Gefragt wurde dabei nach Einschatzungen zu bestimmten Handlungsbereichen, weniger
nach der Umsetzung einzelner konkreter MaBnahmen.

Vertiefende und erginzende qualitative Interviews

Weiterhin wurden zehn qualitative Expert*inneninterviews gefihrt. Vertiefend und erganzend zur
Onlineerhebung wurden insgesamt neun Fachkrafte aus den Bereichen Gewaltschutz (4), Polizei (2),
Staatsanwaltschaft (1), kommunales Gleichstellungsbiiro (1), Jugendamt (1) zu folgenden Themen
telefonisch interviewt: Zur Umsetzung des Niedersachsischen Polizei- und Ordnungsgesetzes (NPOG),
zu lokalen Verfahren des Hochrisikomanagements (HRM) und zu spezialisierten Verfahrensabspra-
chen in Bezug auf den Umgang mit Fallen hauslicher Gewalt im Kontext von Sorge- und Umgangsver-
fahren. Die Befragten waren im Rahmen der Onlineerhebung gebeten worden, ihre Kontaktdaten im
Falle einer Interviewbereitschaft anzugeben. Zusatzlich wurde zu diesen neun an der Onlineerhebung
beteiligten Personen eine Vertreterin eines Landesnetzwerks zum Thema Wohnungslosigkeit und
Frauen telefonisch befragt. Fiir diese Personengruppe deuteten sich bereits in der Bedarfsanalyse zu
Frauenhdusern in Niedersachsen (Kotlenga, Nagele 2020, S. 78) Schutzliicken an, weshalb das Thema
im Rahmen dieser Erhebungen noch mal aufgegriffen wurde.

Die zehn telefonischen Interviews wurden zwischen Dezember 2019 und Januar 2020 gefiihrt, aufge-
nommen, protokolliert und ausgewertet. Sie hatten eine Lange von 20 — 72 Minuten.

Riickkopplung mit den Ministerien und dem Fachbeirat - Identifikation von zukiinftigen
Handlungsfeldern

Nach Abschluss der Auswertungen wurden die zentralen Befunde der Onlineerhebung im Mai 2020
der Ressort-AG vorgestellt und das weitere Vorgehen abgestimmt. Eine Einbeziehung des Fachbeira-
tes fand pandemiebedingt zu einem spateren Zeitpunkt statt als geplant — im Juni 2020. Hier wurden
die zentralen Erhebungsbefunde ebenfalls vorgestellt und mogliche zukiinftige Handlungsfelder dis-
kutiert. Der Einbezug des Fachbeirats war Grundlage fiir die Entwicklung von Handlungsvorschldagen
zur Weiterentwicklung des Hilfe-, Schutz- und Interventionssystems in Niedersachsen.
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Befunde der Erhebungen

Die folgende Darstellung orientiert sich an der Struktur der Onlineerhebung. Qualitative Befunde aus
den Interviews werden themenbezogen erganzt. Die einzelnen Kapitel gliedern sich in die Bereiche

o Ausgangslage und Zielsetzungen des LAPs Il und Vorgaben der Istanbulkonvention
o Erhebungsbefunde

o Bewertung der Befunde im Lichte der Istanbulkonvention und der Zielsetzungen und Ausgangsla-
ge des LAPs llI

Zur Lesehilfe vorweg ein Hinweis zur Befragungsmethode und zu den im Folgenden ausgewiesenen
Anteilen an Nennungen: Die meisten Einschatzungsfragen zu Malnahmen und Strukturen im Bereich
Intervention und Gewaltschutz wurden gefiltert abgefragt, das heit: Zuniachst wurde nach der
grundsatzlichen Kenntnis eines Bereiches gefragt, bei entsprechend positiver Antwort dann der Fra-
genkatalog aufgeblattert. Dies erklart die teilweise sehr unterschiedlichen Grundgesamtheiten (N) zu
den einzelnen Fragenbereichen. Alle Prozentangaben sind gerundet.
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A. Beteiligte Institutionen

Angeschrieben wurden mindestens 2188 Personen bzw. Institutionen. Nicht immer ist die Zahl der
Angeschriebenen genau nachvollziehbar, weil die Weitergabe des Befragungslinks lber die Ministe-
rien kaskadenférmig in die Geschéaftsbereiche erfolgte und Zielgruppen und Funktionsbereiche sich
nicht alle eindeutig personalisieren lieRen. So gibt es laut Aussagen eines Vertreters des Ministeriums
fir Inneres und Sport keine explizit als solche ausgewiesenen Sachbearbeiter*innen zu h&uslicher
Gewalt, gleichwohl aber in der Praxis vorrangig dafiir Zustandige in den Kommissariaten.

Wo es moglich war, wurden Institutionen bzw. einzelne Abteilungen als Ganze befragt (z.B. Opferhil-
febiros, Frauenhduser). Lediglich im Bereich der Justiz wurden einzelne fir Straf- und Familiensa-
chen zustandige Personen sowie die Sonderdezernent*innen fiir das Thema hausliche Gewalt bei den
Staatsanwaltschaften einbezogen. Beteiligt haben sich insgesamt 573 Personen / Institutionen, der
Ricklauf ist insgesamt als zufriedenstellend bis gut zu bewerten, mit starken Unterschieden zwischen
den Bereichen: Von 3 % bei den angeschriebenen Strafrichter*innen bis zu 100 % beim Ambulanten
Justizsozialdienst (AJSD): Die Uber verschiedene Bereiche gemittelte Riicklaufquote betragt 40 %,
bezogen auf die ungefiahre Anzahl der Angeschriebenen 26 %. Dabei handelt es sich aus oben ge-
nannten Griinden um einen ungefdhren Wert, da nicht nachvollzogen werden kann, ob der Befra-
gungslink tatsachlich bei allen ,angekommen” ist.

Beteiligte Institutionen: Anzahl der Teilnehmenden und Riicklauf

Beteiligte Institutionen Anzahl Angeschrieben Riicklauf
Polizei 196 ca. 879 22%*
Staatsanwaltschaft 25 54 46 %
Ambulanter Justizsozialdienst 55 48 100 % **
Familiengericht 29 149 19%
Strafgericht 17 540 3%
Frauenhaus 35 42 83 %
Maéadchenhaus 3 3 100 %
Beratungs- und Interventionsstelle (BISS) / gemeinsame Einrichtung 37 47 79%
(andere) Gewaltberatungsstelle / Frauennotruf 33 44 75%
Kommunale Gleichstellungsbeauftragte 39 54 72 %
Taterarbeitseinrichtungen 8 11 73 %
Jugendamt 17 52 33%
Niedersadchsische Landesschulbehdrde 19 75 25%
Opferhilfe 10 30 33%
Traumaambulanzen 9 33 27 %
Netzwerkklinik ProBeweis 8 36 22 %
Rechtsantragstelle 12 91 13 %
Andere Institution, namlich: 21 0
:ilf;agn:fgngztael:‘lgt::z:eur:::schnlttl|che Riicklaufquote 573 2.188 40 % ***

* Der exakte Riicklauf kann nicht berechnet werden, da die Zahl der Angeschriebenen auf einer Schatzung basiert.

**Die Anzahl ist hoher als die der AJSD-Biiros, hier wurde der Fragebogen an drei Standorten von mehreren Personen aus-
gefillt. Daher wurde eine Riicklaufquote von max. 100 % statt 114 % angenommen.

*** Mittelwert aller Riicklaufquoten
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Die zahlenmaRig groRte Gruppe der Angeschriebenen und Antwortenden kommt aus dem Bereich
der Polizei. Hier haben schatzungsweise 20 —25 % der Angeschriebenen geantwortet.

Bei der Polizei wurden Einzelpersonen in bestimmten Funktionsbereichen einbezogen und haben
einen unterschiedlichen Anteil an den Antwortenden aus dem Bereich Polizei. Darunter befinden sich
Dienstabteilungsleitungen im Einsatz- und Streifendienst (ESD) mit 43 %, Mitarbeiter*innen im Er-
mittlungsbereich ,,SB Hausliche Gewalt / Partnergewalt” mit 26 %, Leitungen der Polizeikommissaria-
te mit 11 %, Mitarbeiter*innen in den Teams fiir Pravention und Opferschutz mit 10 %, 11 % der Poli-
zist*innen machten Angaben unter ,Sonstiges” (Tabelle 2 im Anhang). Gegenlber 2012 ist der Be-
reich Ermittlung weniger vertreten, dagegen der Bereich Sonstiges (z.B. Lehrgangsleitung) starker.

Einen geringeren Ricklauf (unter 25 %) gab es bei Gerichten, bei den Rechtsantragstellen und den
Kliniken im Netzwerk ProBeweis. Ansonsten gab es in allen Gruppen relevanten Ricklauf von Uber
25 %. Bei Gewaltschutzeinrichtungen lag der Riicklauf bei mehr als 75 %, ebenso beim AJSD und den
Kommunalen Gleichstellungsbeauftragten. Im Vergleich zum Jahr 2012 nahmen weniger Personen
aus dem Bereich Polizei und Familiengerichte teil, mehr hingegen aus dem Bereich Gewaltschutz,
Opferschutz, Taterarbeit, mehr Jugendamter, mehr Gleichstellungsbeauftragte und mehr Fachkrafte
der Niedersachsischen Landesschulbehdrde (NLSchB). Bei letzerer wurden die schulpsychologischen
Dezernent*innen sowie zwei Regionalbeauftragte flr Pravention angeschrieben, also Fachkrifte, die
eine Beratungs- und Unterstiitzungsfunktion fir die Schulen haben. Neu dabei waren diesmal
Traumaambulanzen und Kliniken im Netzwerk ProBeweis, ferner Rechtsantragstellen sowie Strafge-
richte.

Die Einrichtungen wurden zu Clustern zusammengefasst, nach denen die folgenden Auswertungen
differenziert wurden. Teilweise wurden aber auch berufsgruppenspezifische Einzelauswertungen
vorgenommen. Die Cluster sind:

o Polizei
o Gerichte / Staatsanwaltschaft = Sonderdezernate, Familien- und Strafgerichte
o Ambulanter Justizsozialdienst (AJSD), Rechtsantragsstellen (RAS)

o Gewaltschutz / Opferhilfe: Frauenhauser, BISS, Frauennotrufe und weitere Gewaltberatungsstel-
len, Opferhilfebiiros, Taterarbeit

o Kinder, Jugendliche, Bildung: Niedersadchsische Landeschulbehorde, Jugenddamter, Madchenhau-
ser, weitere Einrichtungen der Jugendhilfe

o Gesundheit und Soziales: Netzwerkkliniken ProBeweis, Traumaambulanzen, soziale Dienste

o Kommunale Gleichstellungsbeauftragte
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Anteil der Institutionen an allen Befragungsteilnehmenden
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Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (A.1); N =573

Eine Leitungsfunktion ibten 48 % der Befragten aus, 11 % sind Teil eines gleichberechtigten Teams
(Tabelle 1 im Anhang). Der gréRte Teil der Beteiligten kommt aus einer Stadt mit 20.000 — 100.000
Einwohnenden (48 %), 35 % aus einer GroRstadt (ber 100.000 Einwohnende und nur 16 % aus einem
Ort mit weniger als 20.000 Einwohnenden (Tabelle 3 im Anhang).
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B. Individuelle und institutionelle Handlungsressourcen

B.1. Ausgangslage und Zielsetzungen des LAPs III und
Vorgaben der Istanbulkonvention

Zielsetzungen fiir den Bereich der individuellen und institutionellen Handlungsressourcen (Kompe-
tenzen) lassen sich insbesondere aus Art. 15 , Aus- und Fortbildung bestimmter Berufsgruppen” der
Istanbulkonvention ableiten. Darin wird die umfassende Verpflichtung der Staaten benannt, , Aus-
und Fortbildungsmalnahmen zur Verhltung und Aufdeckung solcher Gewalt, zur Gleichstellung von
Frauen und Mannern, zu den Bediirfnissen und Rechten der Opfer sowie zu Wegen zur Verhinderung
der sekundaren Viktimisierung” anzubieten (CoE 2011, Art. 15). In den Erlduterungen zu Art. 15 (Zif-
fern 98 ff) werden Angehorige der Justiz und Polizei ebenso als Zielgruppen genannt wie Fachkrafte
aus den Bereichen Bildung und Gesundheit. Polizei und Justiz sollen in der Lage sein bzw. darin ver-
setzt werden, angemessen und sensibel mit Opfern von Straftaten bzw. geschlechtsbezogener Ge-
walt umzugehen. Aber auch andere Berufsgruppen sollen die Kompetenz haben, Gewaltbetroffen-
heit zu erkennen, darauf angemessen zu reagieren und weiterzuvermitteln.

Der LAP Ill benennt auf der Grundlage der Befunde der Vorgangerevaluation den Bedarf, Familienge-
richte starker in Fortbildungen zum Thema héausliche Gewalt einzubinden, um , die Anwenderinnen
und Anwender des Gewaltschutzgesetzes fiir die Problemlagen im Kontext hduslicher Gewalt weiter
zu sensibilisieren” und allgemein die Kenntnis der Hilfestrukturen Uber Frauenhduser hinaus zu ver-
bessern (Land Niedersachsen 2012, S. 46). Zudem wird der starke Informationsbedarf aller Berufs-
gruppen, insbesondere der Polizei, zum Umgang mit ambivalentem Opferverhalten, hervorgehoben.
Weiterhin wird in den ausgewiesenen zukinftigen Handlungsfeldern die Férderung interkultureller
Kompetenzen und von Wissen zu auslanderrechtlichen Fragen als Ziel genannt (ebd., S. 59).

B.2. Erhebungsbefunde
Kompetenzaneignung

Gefragt wurde nach der Handlungssicherheit und der Einschatzung der eigenen Kompetenzen in ver-
schiedenen Bereichen, die fiir den Umgang mit Fallen bzw. Betroffenen hauslicher Gewalt relevant
sind. Ebenso wurde gefragt, ob die Teilnehmenden sich mit dem Thema hausliche Gewalt im Rahmen
von Studium, Ausbildung oder Fortbildung explizit befasst haben. Dabei zeigt sich:

Die grolRe Mehrheit, fast vier Fiinftel der Befragten (78 %), hat sich mit dem Thema — intensiv oder
ein wenig — im Kontext von Studium, Aus- oder Fortbildung befasst. Der Anteil derjenigen, die sich
intensiv damit befasst haben, liegt erwartbar hoch bei den Gewaltschutz- und Opferhilfeeinrichtun-
gen (67 %), Gleichstellungsbeauftragten (45 %) und der Polizei (42 %), hier sind diese Anteile jeweils
die hochsten an allen Befragten der jeweiligen Berufsgruppe. Der Anteil der Befragten, die sich inten-
siv mit dem Thema befasst haben, steigt zudem deutlich mit der OrtsgroRRe des Tatigkeitsstandortes,
von 30 % in Orten mit weniger als 20.000 Einwohnenden auf 46 % ab 150.000 Einwohnende. Umge-
kehrt sinkt der Anteil derjenigen, die angaben, sich nicht mit dem Thema hausliche Gewalt befasst zu
haben, von 29 % in Orten unter 20.000 Einwohnende auf 20 — 22 % in den anderen OrtsgréRen (Ta-
belle 3 im Anhang).
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,Haben Sie sich im Rahmen Ihrer Ausbildung / Ihres Studiums oder einer speziellen Fortbildung mit dem Thema
hdusliche Gewalt / Partnergewalt und Unterstiitzungsmdéglichkeiten fiir Gewaltbetroffene befasst?”

Beschiftigung mit dem Thema hiusliche Gewalt/Partnergewalt

Ja, intensiv. M Ja, ein wenig M Nein

, 67%
Gewaltschutz/Opferhilfe

Gleichstellungsbeauftragte
Polizei

AJSD/RAS

Kinder, Jugend, Bildung

Gesundheit, Soziales 67%

Gerichte/Staatsanwaltschaft

51%
0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80%

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (B.1); N = 572

22 % aller Antwortenden haben sich im Kontext von Aus- und Fortbildung nicht mit dem Thema be-
fasst. Dies ist Gberdurchschnittlich bei den Gerichten und den Staatsanwaltschaften angegeben wor-
den (zusammengenommen von 51 %). Hierbei gibt es deutliche Unterschiede zwischen den Befunden
bei Gerichten und Staatsanwaélt*innen, bei denen es sich ausschlieBlich um Sonderdezernent*innen
zum Thema hausliche Gewalt handelte. So haben sich 59 % bei den Befragten der Familiengerichte
und 71 % bei den Strafgerichten nicht im Rahmen des Studiums oder einer Fortbildung mit dem
Thema befasst. Bei den befragten Sonderdezernent*innen gaben hingegen 44 % der Befragten an,
sich intensiv mit dem Thema hausliche Gewalt im Rahmen von Aus- oder Fortbildung befasst zu ha-
ben, ein Drittel (32 %) verneinte dies. Beim AJSD und den Rechtsantragstellen (RAS) zusammenge-
nommen liegt der Anteil derjenigen, die sich damit befasst haben, bei 28 %; ein Viertel (25 %) ver-
neinte dies. Auch hier gab es grofRe Unterschiede zwischen dem AJSD (20 % haben sich nicht mit dem
Thema befasst) und Rechtsantragstellen (50 % nicht). Im Bereich Kinder, Jugend und Bildung ent-
spricht der Anteil derjenigen, die angaben, sich (nicht) mit dem Thema befasst zu haben, ungefahr
dem Gesamtdurchschnitt (22 %), mit relevanten Unterschieden zwischen den beteiligten Fachkraften
der Landesschulbehorden (67 % ein wenig, 33 % nicht, 0 % intensiv) und der Jugendamter (29 % in-
tensiv, 59 % ein wenig, 17 % nicht).

Bei den Berufsgruppen mit niedrigen Beteiligtenzahlen ist dieses — nicht reprasentative — Ergebnis als
Tendenz zu werten. Es ist moglich, dass es bei diesen Gruppen ggf. zu positiven Selektionseffekten
bei der Teilnahme gekommen ist, also eher diejenigen geantwortet haben, die ein starkeres Interesse
an der Thematik haben.

Eine Befassung mit dem Thema hausliche Gewalt ist auch aulRerhalb formeller Bildung méglich, z.B.
in Fachnetzwerken. Die Halfte der Befragten gab an, an landesweiten Fachnetzwerken beteiligt zu
sein, jedoch auch hier mit abnehmender Tendenz in kleineren Orten (Tabelle 23 im Anhang).
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Die daran Beteiligten bewerteten zu 84 % das Thema hausliche Gewalt angemessen vertreten, bei
den an Landesnetzwerken beteiligten Fachkraften der Landesschulbehérde sahen jedoch fast drei
Viertel der Antwortenden (71 %) das Thema nicht angemessen dort vertreten.

Einschitzungen zu Handlungssicherheit

Es wurde nach Handlungssicherheit in verschiedenen Themenbereichen gefragt, die fir die Berufs-
gruppen von unterschiedlicher Relevanz sind. Die Befragten konnten jedoch auch angeben, wenn ein
Bereich i. E. fur sie nicht relevant sei. Die folgenden Angaben schlieRen diese Nennungen aus und
beziehen sich daher nur auf Themen, die als prinzipiell relevant erachtet wurden.

Die Befragten sind sich mit 82 % Uberwiegend und gruppentiibergreifend sicher bei der Einschatzung
des Gewaltgeschehens und in der Kenntnis der Hilfestrukturen mit 74 % der Befragten. Eine Befra-
gung zu den spezifischen Hilfeangeboten (Abschnitt H) zeigt jedoch, dass manche Angebote jenseits
der Kernstrukturen des Gewaltschutzes (Frauenh&duser und Frauenberatungsstellen) wie Traumaam-
bulanzen und psychosoziale Prozessbegleitung oftmals nicht bekannt sind. Dies war bereits 2012 ein
Befund der Erhebungen. Auffallend ist der hohe und mit den Gewaltschutzeinrichtungen vergleichba-
re Durchschnittswert bei den Gleichstellungsbeauftragten in Bezug auf die Kenntnis der Hilfestruktu-
ren vor Ort (4,6 auf einer Skala von 1 ,Sehr unsicher” bis 5 ,sehr sicher”). (Diese und folgende Anga-
ben in Tabelle 4 im Anhang)

GroRere Unsicherheiten bei fast allen Befragtengruppen (Angabe ,.eher unsicher” oder ,sehr unsi-
cher”) wurden v.a. zu auslanderrechtlichen Fragen (47 %), digitaler Gewalt (40 %), Psychologie und
Trauma sowie sozialrechtlichen Fragen (je 35 %) deutlich. Beim Thema Umgangsrecht und Kinder-
schutz zeigt sich bei der Polizei und im Bereich Gesundheit und Soziales eine Tendenz zur Unsicher-
heit (Mittelwert leicht unter 3 auf einer Skala von 1 ,,sehr unsicher” bis 5 ,,sehr sicher”). Im Bereich
Justiz wird eine leichte Tendenz zur Unsicherheit in Bezug auf die Unterstiitzung bei sexualisierter
Gewalt deutlich, im Bereich Kinder, Jugend, Bildung sowie Gesundheit und Soziales in Bezug auf Op-
ferschutz und Opferrechte. Bei den Angaben zur Handlungssicherheit fallt insgesamt auf, dass die
Werte im Bereich Justiz, Soziales, Gesundheit und Jugend mehr streuen (héhere Werte bei der Stan-
dardabweichung SD) als bei Polizei und Gewaltschutz, die ein eher einheitlicheres Bild abgeben.

Es gibt in manchen Themenbereichen einen starken Zusammenhang zwischen der Befassung mit
dem Thema héausliche Gewalt im Rahmen von Aus- und Fortbildung (Frage B.1) und der gefiihlten
Handlungssicherheit im Umgang mit entsprechenden Féllen (Frage B.2), z.B. bei der Einschatzung
eines Falls und beim Umgang mit Gewaltbetroffenen. In anderen Kompetenzbereichen ist dieser
Zusammenhang zwischen grundlegendem Wissen im Themengebiet hausliche Gewalt und Hand-
lungssicherheit nicht so stark ausgepragt, wie z.B. in Bezug auf den Umgang mit Kindern, das Thema
Umgangsrecht und Gewaltschutz, auslanderrechtliche Fragen, digitale Gewalt und Datenschutz.

Zufriedenheit mit der eigenen Fallbearbeitung

Fast alle befragten Gruppen zeigten sich zu mehr als zwei Dritteln (66 %) mit ihrer Fallbearbeitung
zufrieden, im Bereich Kinder, Jugendliche und Bildung ist dies nur die Halfte der Befragten. Ein klei-
nerer Teil duBerte sich , Teils teils” zufrieden, nur sehr wenige (4 %) ,,(eher) unzufrieden”, der in die-
ser kleinen Gruppe am haufigsten (von 56 %) angegebene Grund ist, in solchen Féllen zu wenig be-
wirken zu kénnen.

12



Befunde der Erhebungen: Individuelle und institutionelle Handlungsressourcen

Es zeigt sich ein auffallender Zusammenhang: Diejenigen, die sich mit dem Thema hausliche Gewalt
im Rahmen von Studium, Ausbildung und Fortbildung explizit befasst haben, sind im Durchschnitt
auch zufriedener mit der Fallbearbeitung. Dies ist fiir alle Befragtengruppen zu beobachten.

,Wie zufrieden sind Sie alles in allem mit Ihrer Fallbearbeitung (ggf. der Ihres Teams), wenn Sie mit Betroffenen
von hduslicher Gewalt, Partnergewalt bzw. sexualisierter Gewalt zu tun haben?“
(Unterscheidung nach Intensitdt der Befassung mit dem Thema, ohne Angabe ,,Das kam noch nicht vor”)

Zufriedenheit mit der Fallbearbeitung bei denen, die sich in Aus- /Fortbildung
mit hduslicher Gewalt / Partnergewalt befasst haben

i (Eher) zufrieden W Teils teils W (Eher) unzufrieden

4%

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (H.1); N = 349

Zufriedenheit mit der Fallbearbeitung bei denen, die sich NICHT in Aus-/
Fortbildung mit hiuslicher Gewalt / Partnergewalt befasst haben

1 (Eher) zufrieden  m Teils teils  ® (Eher) unzufrieden

8%

44%

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (B.1*H.1); N = 77

Jedoch machen Freitextantworten deutlich, dass es nicht nur eine Frage der Kompetenzen ist, etwas
bewirken zu kdnnen oder nicht, sondern immer auch eine Frage der Rahmenbedingungen. So ver-
wiesen mehrere Befragte, die mit der Fallbearbeitung unzufrieden waren, auf Aspekte, die sie nicht
beeinflussen konnen. Angesprochen wurden die Unwirksamkeit von Schutzanordnungen oder auch
der nicht auflosbare Konflikt zwischen Gewaltschutz und Umgangskontakten des Vaters, die man-
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gelnde Umsetzung von Opferrechten, fehlende Vermittlungsmoglichkeiten in bezahlbaren Wohn-
raum und die zeitliche Befristung von Angeboten aufgrund einer Projektfinanzierung.

Fortbildungsbedarfe

In den oben genannten Bereichen der gefiihlten eigenen Handlungsunsicherheit wurde auch der
grolte Bedarf an spezialisierten Fortbildungen gemeldet — von einem Drittel und mehr aller Befrag-
ten (gruppenibergreifend), d.h. zu auslanderrechtlichen Fragen, Unterstitzungsmoglichkeiten bei
digitaler Gewalt, in Bezug auf Psychologie und Trauma, zu sozialrechtlichen Fragen sowie zu Um-
gangsrecht, Sorgerecht und Kinderschutz. Fiir den letztgenannten Bereich nannte v.a. die Polizei bei
sich vielfach Fortbildungsbedarf (40 %).

Auch, wenn man bericksichtigt, dass die Fortbildungsaffinitat im Bereich der Polizei vergleichsweise
hoch ist: Auffallend ist, dass insgesamt etwas mehr als ein Viertel der Polizist*innen eine Kompe-
tenzerweiterung zu den Themen rechtlicher Rahmen fiir Gefahrenabwehr und Krisenintervention
(ihrem Kernbereich) und Schutzméglichkeiten nach Gewaltschutzgesetz als sinnvoll erachtete.

Bei der Justiz wurde die Reflexion und Gestaltung von Fachlichkeit vergleichsweise haufiger als ande-
re Bereiche als Fortbildungsbedarf genannt (26 %), ebenso von Einrichtungen im Bereich Jugend und
Bildung (50 %). Im Bereich Jugend und Bildung besteht den Angaben zufolge zudem ein relevanter
Bedarf an Kenntnissen Uber Interventionsmoglichkeiten und Gefahrenabwehr (46 %), hier hatten
auch 36 % der Einrichtungen an anderer Stelle (D.2) angegeben, keine Kenntnisse (iber MaRhahmen
polizeilicher Gefahrenabwehr und Krisenintervention zu haben.

Einrichtungen des Gewaltschutzes benannten die Mehrsprachigkeit im Team (59 %) haufig als Bedarf,
im Bereich Soziales und Gesundheit wird Fortbildungsbedarf in Bezug auf die Beratung von Betroffe-
nen hauslicher Gewalt angegeben (41 %), von Seiten der Rechtsantragstellen und des AJSD wird dies
ebenfalls vergleichsweise haufig als Bedarf genannt, ebenso wie Kenntnisse (iber Schutzmoglichkei-
ten nach Gewaltschutzgesetz (je 32 %).

,In welchen Bereichen wiirden Sie eine Kompetenzerweiterung / Qualifikation fiir sich persénlich (bzw. Ihr
Team) fiir sinnvoll erachten?” (Mehrfachantworten méglich, Anteile nach gruppierten Institutionen)

Polizei | Gerichte/ | AJSD/ Gewalt- Kinder, | Gesundheit, | Gesamt
STA RAS schutz / Jugend, Soziales
Opferhilfe | Bildung

Kompetenzbereiche

In gar keinem 10% 31% 12% 2% 0% 7% 10%
Gefdhrderansprache 15% 3% 5% 9% 28 % 15% 12%
;f;‘;\i‘;?;‘ltgzu/ngpfe"ecme beider | 334 10% 26% 32% 35 % 33% 29%
Eicl::gcgz;aﬁza"aeb”\;:;r'”ter"e”t" 27% 8% 26% 23% 46 % 26% 25%
icc:tl’tt:;‘s’i';hke'te” nach Gewalt- | 0o 10% 32% 11% 39% 26% 2%
Scrsffz“gs' und Sorgerecht, Kinder- | ¢ 17 % 17 % 38% 30 % 22% 32%
Sozialrechtliche Belange 24 % 11% 14 % 28 % 24 % 22 % 22 %
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Auslander- und aufenthaltsrechtli- 3% 13 % 39 % 63% 35% 22 % 1%
che Belange

Psychologie / Trauma-Arbeit 30 % 26 % 47 % 36 % 26 % 41 % 33%
Datenschutz im Kontext gemein-

samer Fallbearbeitung, Vermitt- 28 % 14 % 15% 44 % 13% 7% 26 %
lung

Kenntnis Hilfestruktur und An- 10 % 18 % 14% 0% 20 % 26 % 11%
sprechpersonen vor Ort

Unjce_rstutzu_ng bei §|g|taler Gewalt 3% 25 9% 26 % 66 % 35 9% 30% 2%
/ digitaler Sicherheit

ggff;::e“r:z:”g von Stalking- 16 % 14% 15 % 20% 26% 2% 18 %
gzs:arictutzung bei sexualisierter 18 % 13 % 15 % 239% 28 % 19.9% 19.9%
Mehr Sprachen im Team 23 % 0% 23 % 59 % 26 % 26 % 29 %
Refle?(lon L.Ind Gestaltung eigener 18 % 26 % 30 % 4% 50 % 26 % 30%
Fachlichkeit / Selbstsorge

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (B.3); N = 530

Die Halfte der Befragten war mit den eigenen Moglichkeiten der Fortbildung ,eher oder sehr zufrie-
den”, 15 % gaben an ,eher oder sehr unzufrieden” zu sein. Als haufigster Grund fiir Unzufriedenheit
nannten diese Befragten, dass es keine passenden Angebote gebe (42 %).

In Freitextfeldern der Onlinebefragung haben sich mehrere Befragte aus den Bereichen Polizei und
Gewaltschutz zum Thema Kompetenzen und Fortbildungen geduRert. Mehrfach wurde aus beiden
Gruppen heraus angeregt, Familien- und Strafgerichte mehr fortzubilden, um fiir Dynamiken und
Folgen hauslicher Gewalt (,,ambivalentes Opferverhalten als Folge, nicht als Ausloser von Gewalt”),
zu Traumafolgen und zum Thema Kindeswohlbeeintrachtigung durch Umgang zu sensibilisieren. An-
geregt wurde auch die verstarkte Umsetzung von professionsiibergreifenden Schulungen. In einzel-
nen Interviews zum Thema lokale Kooperation im Bereich Umgangsrecht und Gewaltschutz wurde
deutlich, dass berufsgruppenspezifische Fortbildungen (auch Inhouseschulungen) im Bereich Justiz
evtl. eher auf Akzeptanz stoRen als ein interdisziplindres Angebot.

Auch in Bezug auf die Polizei wurde die Umsetzung kontinuierlicher Schulungen angeregt, von Ein-
richtungen des Gewaltschutzes aber auch von der Polizei selbst. Mehrere Polizist*innen sahen den
Bedarf, das Kompetenzniveau anzuheben oder zu halten und verwiesen u.a. auf einen feststellbaren
Kompetenzverlust bei der Polizei (demografischer Wandel, schwindendes Ausdrucks- und Urteils-
vermogen) oder kritisierten, das Thema hausliche Gewalt sei ,,auf dem Rickweg”. Erforderlich seien
eine ,Steigerung des Personaleinsatzes und bessere, haufigere Fortbildungen” (Freitextangabe Poli-
zei zu Frage K.3), aber auch eine Verbesserung der Ausbildung insgesamt. Eine interviewte Polizistin
regte an, dass alle ESD-Beamt*innen eine Schulung zum Thema hausliche Gewalt durchlaufen sollten
und dass diese in allen Polizeidirektionen fiir alle Dienststellen einmal jahrlich obligatorisch angebo-
ten wird. Auch von Seiten der BISSen wurden kontinuierliche Schulungen — auch mit ihrer Beteiligung
—angeregt, v.a. zum Umgang mit Weitervermittlungen. Dies habe erfahrungsgemaR eine direkte
Auswirkung auf die Anzahl vermittelter Falle.
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B.3. Bewertung der Befunde im Lichte der Istanbulkonvention und der
Zielsetzungen und Ausgangslage des LAPs III

In Bezug auf die Zielsetzung des LAPs Il ,, Kenntnis der Hilfestrukturen verbessern” (Land Niedersach-
sen 2012, S. 46) ist das insgesamt hohe Niveau an Kenntnis der Hilfestrukturen positiv zu bewerten.
Insgesamt zeigt sich, dass der Kernbereich der ,Interventionskette” — Polizei und Gewaltschutzein-
richtungen — prinzipiell gut aufgestellt ist, in Bezug auf (fast) alle relevanten Themenbereiche. Jedoch
gab es auch innerhalb der Polizei einige Stimmen, die vermehrte, kontinuierlichere und flachende-
ckendere Schulungen (und mehr Personal) forderten, um das erreichte Niveau zu halten.

Vor dem Hintergrund der Anforderungen der Istanbulkonvention Art. 15 , Aus- und Fortbildung be-
stimmter Berufsgruppen die mit Opfern hauslicher Gewalt zu tun haben” ist der vergleichsweise
niedrige Anteil der Befragten bei den Familien- und Strafgerichten, die sich explizit mit dem Thema
befasst haben, als verdnderungsbedirftig zu bewerten; denn auch diese gehdéren zu den zentralen
Institutionen, die fiir Gewaltbetroffene eine wichtige Rolle spielen. In den qualitativen Interviews
zum Thema Umgangsrecht und Gewaltschutz wurde deutlich, dass neben passenden Angeboten und
einer generellen Bereitschaft auch zeitliche Ressourcen eine relevante Stellschraube darstellen, um
den Kenntnisstand bzgl. des Themas zu erhéhen. Als hinderlicher Faktor fir eine Fortbildungsbereit-
schaft (aber auch Teilnahme an Netzwerken, siehe Abschnitt C) erwies sich, dass Falle hauslicher
Gewalt insbesondere fiir Strafgerichte eine zahlenmaRig geringe Rolle spielen.

Die Befunde zeigen zumindest fiir manche Themen einen Zusammenhang zwischen Kompetenz-
aneignug und Handlungssicherheit. Daher sind spezielle Fortbildungen und die Integration des The-
mas hdusliche Gewalt in die Ausbildungen aller Fachkrafte ein wesentlicher Schliissel zur Erfiillung
der komplexen fachlichen Anforderungen in der Handhabung von Fallen bzw. beim Umgang mit Ge-
waltbetroffenen. Die Aneignung von Kompetenzen zum Thema kann sowohl die Aufgabenerfiillung
verbessern als auch — so der klare Befund — zu einer hoheren Arbeitszufriedenheit beitragen.

Ein auffdlliger Befund ist, dass Befragte, die sich intensiv mit dem Thema befasst haben, Giberdurch-
schnittlich haufig Angebote der Koordinierungsstelle ,Hausliche Gewalt” des Landes genutzt haben.
Dies unterstreicht die hohe Relevanz zentral angebotener Fortbildungen gerade fiir solche Berufs-
gruppen, fiir die die Befassung mit hauslicher Gewalt nicht zur grundstandigen Ausbildung gehort
(z.B. bei der Justiz). Der Zusammenhang ist v.a. bei den Sonderdezernent*innen der Staatsanwalt-
schaften festzustellen. Hier zeigt sich zugleich, dass eine Spezialsierung das Kompetenzniveau in dem
Bereich fordert bzw. Impulse setzt, sich mit dem Thema eingehender zu befassen. Die Initiierung von
Inhouseschulungen vor Ort hat sich ebenso als Mdoglichkeit gezeigt, die Akzeptanz im Justizbereich zu
fordern. Dezentrale Angebote hangen jedoch stark vom Engagement einzelner Personen ab.

Einen kritischen Befund stellen — fiir alle Befragtengruppen — die Unterschiede bei der Aneignung
spezifischer Kenntnisse zwischen groRRstadtischen und kleinstadtischen Gebieten dar, die Erreichbar-
keit von Fortbildungen ist — neben evtl. vorhandenen Selektionseffekten des Samples — ein nahelie-
gender Faktor.

Neben den Themenanmeldungen fir Fortbildungsbedarfe, die v.a. aktuellen und fortdauernden Ver-
anderungen geschuldet sind (z.B. ausldanderrechtliche Fragen, digitale Gewalt) hat sich wie bereits in
der Vorgangerevaluation (Lobermeier, Strobl 2012) das Thema Kinderschutz, Gewaltschutz und Um-
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gangsrecht als nach wie vor besonders relevant erwiesen.” Die gleichlautenden Befunde dieser Eva-
luation zeigen den Bedarf, dieses Thema und die damit verbundenen Konfliktlinien zwischen Um-
gangsrecht, Kinderschutz, Gewaltschutz kontinuierlich aufzugreifen, so dass alle am Hilfe- und Inter-
ventionsprozess Beteiligten diesbeziiglich sensibilisiert sind und entsprechende Kenntnisse haben.
Mehr als ein Drittel der Befragten meldete hierzu den Wunsch nach Kompetenzerweiterung an. Bei
der Polizei und im Bereich Gesundheit und Soziales gibt es in Bezug auf dieses Thema eher Unsicher-
heit als Sicherheit im Handeln. Dies ist veranderungsbedirftig, weil die Polizei im Rahmen von Einsat-
zen mit vielen Fallen konfrontiert ist, in denen Kinder im Haushalt leben. Auch die sozialen und
gesundheitsbezogenen Einrichtungen haben eine besondere Funktion als potentiell wichtige Multi-
plikator*innen, zu denen sehr viele Familien Kontakt haben — teilweise den einzigen nach auflen.

Umgekehrt ist der angemeldete Bedarf bei nahezu der Halfte der Befragten im Bereich Kinder, Ju-
gend und Bildung (auch kommunale Jugendamter) hervorzuheben, Wissen liber Moglichkeiten der
Intervention und Gefahrenabwehr zu erlangen.

Hierzu wurde im Rahmen des LAPs Ill ein Landesmodellprojekt ,Kinder als Zeugen hauslicher Gewalt” umgesetzt.
(vgl. Abschnitt G)
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C. Vernetzungsstrukturen lokal

C.1. Ausgangslage und Zielsetzungen des LAPs III und
Vorgaben der Istanbulkonvention

Art. 18 ,,allgemeine Verpflichtung” der Istanbulkonvention enthalt eine allgemeine Verpflichtung zu
gesetzgeberischen und sonstigen MalRlnahmen zur bereichsiibergreifenden Zusammenarbeit, um
Opfer in allen Phasen des Interventions- und Hilfeprozesses zu schiitzen und zu unterstiitzen. Dieser
Grundsatz zieht sich durch die verschiedenen Bereiche der Konvention durch. Spezifischere Anforde-
rungen an Vernetzung werden in Art. 7 ,,Umfassende und koordinierte politische Malinahmen” sowie
erlduternden Ziffern formuliert. Uber die Beteiligung einzelner Personen hinaus bedarf es demnach
verbindliche Beteiligungen und Verfahrensabsprachen (Protokolle) von und zwischen den relevanten
Akteuren.

Im Landesaktionsplan Il wird auf die Befunde der Evaluation hingewiesen, wonach der Kontakt zwi-
schen den (damals neu eingerichteten) Sonderdezernaten und der Polizei verbesserungswiirdig sei
(Land Niedersachsen 2012, S. 46). Unter ,kiinftige Schwerpunkte und weiterer Handlungsbedarf”
wird angefiihrt, die ,Kooperation zwischen Frauenunterstiitzungseinrichtungen, Jugendhilfe und
Gesundheitssystem stabilisieren” zu wollen (ebd. S. 50), da hieriiber viele Betroffene erreicht und
vermittelt werden kénnen. Der Vernetzung zwischen Gesundheitswesen und Gewaltschutzeinrich-
tungen auf lokaler Ebene wird fiir die Sensibilisierung des Gesundheitswesen dabei eine wichtige
Funktion beigemessen, da die Einfiihrung verbindlicher Interventionsstandards bei der Arzteschaft
sich auf Landesebene als nicht realisierbar erwiesen habe (ebd., S. 31 f).

C.2. Erhebungsbefunde

Beteiligung an Netzwerken zum Thema hausliche Gewalt

Insgesamt ist das Wissen Uber lokale Netzwerke zum Thema hdusliche Gewalt weit verbreitet, 81 %
der Befragten waren hierzu auskunftsfahig. Dabei steigt mit der OrtsgrofRe der Anteil der Befragten,
die angaben, dass bei ihnen ein Netzwerk zum Thema hdausliche Gewalt existiert bzw. sie davon
Kenntnis haben.

,Gibt es in Ihrer Kommune ein Netzwerk (z.B. Runder Tisch 0.d.) zum Thema héusliche Gewalt / Partnergewalt?
Falls Ihr Zustdndigkeitsbereich sich auf mehrere Kommunen erstreckt, beziehen Sie Ihre Angaben auf die Ge-
samtheit aller Kommunen, in denen Sie tétig sind.” (Anteile Nennungen nach Ortsgréf3en gruppiert)

Netzwerke in der Kommune zum Thema héusliche Gewalt /
OrtsgréRen Partnergewalt Anzahl Befragte
Ja Nein Das weiB ich nicht.
mehr als 150.000 EW 85 % 1% 15% 138
100.000 bis 150.000 EW 80 % 3% 17% 65
20.000 bis 100.000 EW 77 % 4% 19% 271
bis 20.000 EW 57 % 18% 25% 91
Gesamt 76 % 5% 19% 565

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (C.1)
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Der groBte Teil, vier Flinftel der Antwortenden, ist den Angaben nach am lokalen Netzwerk zu hausli-
cher Gewalt selbst beteiligt. Dies gilt auch fir die beteiligten Familiengerichte und Jugendamter; al-
lerdings sind hier Selektionseffekte bei den Antwortenden anzunehmen, da die Beteiligung an einem
lokalen Netzwerk und die Befassung mit dem Thema eine Teilnahme an einer Befragung dazu wahr-
scheinlicher macht. Befragungsteilnehmende aus Ortschaften unter 20.000 Einwohner*innen (EW)
gaben seltener an, an Runden Tischen beteiligt zu sein, sogar dann, wenn es diese in dem Zustandig-
keitsbereich gibt. Fast jede zehnte Befragungsperson gab an, lediglich in der Vergangenheit am
Netzwerk beteiligt gewesen zu sein, auch hier steigt der Anteil in kleinen Orten auf ein Flinftel der
Befragten (21 %). Beide Befunde kdnnten auf gréBere Teilnahmehiirden in Flachenkreisen hindeuten,
die eine regemalige Teilnahme mit zunehmender Entfernung zum ,, Zentrum“ erschwert.

Wenn ja: ,Sind oder waren Sie bzw. Ihre Einrichtung / Ihr Team daran beteiligt?“
(Anzahl Befragte und Anteile Nennungen nach Ortsgréf3e gruppiert)

Beteiligung am Netzwerk
" Anzahl
Ortsgréen Ja Nein, das ist auch | Nein, wir wurden noch | Aktuell nicht, aber in Befragte
nicht erforderlich. nicht eingeladen. der Vergangenheit.
mehr als 150.000 EW 75 % 14 % 3% 9% 117
100.000 bis 150.000 EW 85 % 6% 4% 6% 215
20.000 bis 100.000 EW 83 % 7% 5% 5% 110
bis 20.000 EW 62 % 14 % 4% 21% 52
Gesamt 78 % 10 % 4% 8% 431

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (C.2)

Die angegebene Treffenshdufigkeit der Netzwerke nimmt ebenfalls mit der OrtsgréRe des Standorts
der Befragten zu: Insbesondere Beteiligte aus Orten mit unter 20.000 Einwohnenden dulerten ver-
gleichsweise weniger als die anderen Befragten, dass die Treffen alle zwei bis drei Monate stattfin-
den (34 % gegeniiber 48 — 53 %) und zu einem relevanten Anteil (28 %) von Treffen, die nur einmal
im Jahr oder seltener stattfinden. Auch ist die Annahme plausibel, dass in manchen landlichen Gebie-
ten die bestehenden Netzwerke seltener aktiviert werden oder keine RegelmaRigkeit aufweisen.
Auch dies ist mit dem groReren Aufwand fiir Vernetzungstreffen aufgrund gréBerer Entfernungen
erklarbar.

[Wenn Beteiligung] ,, Wie hdufig finden Vernetzungstreffen statt?“
(Anzahl Befragte und Anteile Nennungen nach Ortsgréf3e gruppiert)

Haufigkeit Netzwerktreffen Anzahl Befragte
OrtsgrofRen
Alle 2-3 Monate Halbjahrlich Jahrlich Seltener
mehr als 150.000 EW 54 % 28% 16 % 2% 88
100.000 bis 150.000 EW 49 % 37% 12% 2% 43
20.000 bis 100.000 EW 48 % 38% 10% 4% 168
bis 20.000 EW 34 % 38% 25% 3% 32
Gesamt 48 % 35% 13% 3% 331

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (C.3)
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Funktionen und Koordination lokaler Netzwerke

Eine 2019 durchgefihrte landesweite Abfrage der Landeskoordinierungsstelle ,,Hausliche Gewalt” bei
und zu den lokalen Netzwerkstrukturen und ihren Aktivititen ergab’: Einen besonders groRen Anteil
an den Aktivitaiten nehmen den Angaben zufolge Informationsvermittlung und Austausch ein, die
Planung gemeinsamer Aktivitaten fiir die Offentlichkeit (z.B. ,Brétchentiitenaktion”), ebenso die
Vernetzung und Reflexion fallbezogener Arbeit und die Interventionsketten. Weniger haufig wurde
die Diskussion von Fachthemen als Gegenstand der Treffen berichtet, dabei wurde aber eine grolle
Bandbreite an Themen angefiihrt (z.B. die Bedarfe bestimmter Zielgruppen, der Umgang mit be-
stimmten Deliktsbereichen und rechtliche Neuerungen). Vergleichsweise weniger werden den Anga-
ben nach die Weiterentwicklung lokaler Angebotsstrukturen diskutiert, also weniger konzeptionelle
und strategische Fragen behandelt.

Koordination und Leitung der Runden Tische

4

m Gleichstellungsbeauftragte m BISS = Polizei Rotation der Leitung m sonstige Leitungen

Quelle: Befragung der Landeskoordinierungsstelle ,,Hdusliche Gewalt” zu Runden Tischen 2019 (Anzahl der Antworten)

In Gber der Halfte der Rickmeldungen wurde die kommunale Gleichstellungbeauftragte als Netz-
werkkoordinatorin angegeben. Dies kann nur begrenzt auf den Zugangsweg zu den Befragten zu-
rickgefihrt werden (Uber die kommunalen Gleichstellungsbeauftragten), da insgesamt eine hohe
Flachenabdeckung mit der Befragung erzielt werden konnte.

Die Erhebung wurde (iber das Netzwerk der kommunalen Gleichstellungsbeauftragten verteilt. Es liegen Riickmel-
dungen zu 46 Runden Tischen vor: aus neun von insgesamt zehn kreisfreien Stadten, aus 26 von insgesamt 37 Land-
kreisen, aus neun von zwélf Runden Tischen in der Stadteregion Hannover und von weiteren Samtgemeinden und
kreisangehorigen Stadten. Aus zwei Landkreisen und aus acht kreisangehérigen Stadten und Gemeinden liegt die
Angabe vor, dass es keinen Runden Tisch zum Thema hausliche Gewalt gebe.
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Bewertungen lokaler Netzwerkstrukturen bzw. Runder Tische

Die abgegebene Bewertung der lokalen Netzwerkstrukturen / Runden Tische im Rahmen der Evalua-
tion des LAPs lll ist (iberwiegend positiv oder sehr positiv in Bezug auf alle Aspekte: Konstruktive und
vertrauensvolle Zusammenarbeit, Prasenz der wichtigsten Akteur*innen, Klarheit des thematischen
Zuschnitts, Koordination, Angemessenheit des Aufwands und Effektivitat fur die wirksame Unterstit-
zung von Betroffenen (diese und folgende Angaben: Tabelle 5 im Anhang). Die besten Bewertungen
erhielt die konstruktive Zusammenarbeit, 79 % stimmten der positiven Aussage dazu eher oder voll
zu. Weniger ausgepragte Zustimmungswerte erhielt die Effektivitdt der Treffen fir die eigene Arbeit,
hier stimmten 61 % der entsprechenden Aussage eher oder voll zu. Eine Differenzierung nach Betei-
ligtengruppen zeigt: Teilnehmende aus dem Justizbereich bewerteten die Vernetzung etwas weniger
positiv als die anderen Gruppen, v.a. in Bezug auf den Aufwand und die Effektivitat (Ressourcen) ist
die Einschatzung im Bereich Justiz verhaltener (gleichwohl positiv) gewesen. Bezogen auf die Effekti-
vitdt fur die eigene Arbeit mit Gewaltbetroffenen machten 45 % der Gerichte und Staatsan-
walt*innen eine (eher) positive Angabe, bezogen auf die Angemessenheit des Aufwands gaben 60 %
an, dass dieser (eher) angemessen sei, gegenliber 76 % im Durchschnitt aller Befragten.

Im Vergleich zur Evaluation von 2012 (Lobermeier, Strobl 2012, S. 106) hat die Wahrnehmung der
Effektivitat fir die eigene Arbeit bei Polizei und Staatsanwaltschaft leicht abgenommen. In Bezug auf
die Motivation zur Teilnahme an lokalen Vernetzungsstrukturen ist bei Angehorigen der Justiz zu
vermuten, dass neben den geringen zeitlichen Ressourcen die Annahme des geringen Nutzens fir die
eigene Arbeit ein relevanter Grund fiir die Nichtteilnahme ist.

Qualitative Angaben in der Onlineerhebung weisen darauf hin, dass mangelnde Ressourcen fir Ver-
netzung die Wahrnehmung und Teilnahmebereitschaft auf Seiten der Justiz beeinflussen (kénnen).
Dieser Befund entspricht auch verschiedenen Beitrdgen einer moderierten Podiumsdiskussion im
Rahmen der landesweiten Tagung ,Betrifft hdusliche Gewalt” am 4.12.2019 zum Thema Vernetzung.
Podiumsteilnehmende aus dem Bereich der Justiz wiesen darauf hin, dass eine Beteiligung an Netz-
werken zustzlich (und ehrenamtlich) sei und nicht zu ihrem Aufgabenprofil gehére.? Als zentraler
Aspekt der Motivation erwies sich der fachliche und ethische Anspruch, Gewaltbetroffene besser zu
unterstltzen. Eine Arbeitserleichterung ergebe sich daraus aber nicht. Als hinderlicher Faktor fir
Vernetzung des Justizbereichs wurde benannt, dass das Thema hausliche Gewalt flr Richter*innen
zumeist nur einen Teilbereich der Tatigkeit ausmacht.

Bewertung von Kooperationen

Hierzu wurde zum einen die Bewertung der aktuellen Kooperationen zu verschiedenen Einrichtungen
abgefragt, zum anderen wurden Einschatzungen zur Entwicklung der Kooperationsbeziehungen in
den letzten Jahren erbeten.

Insgesamt wurde die Kooperation mit fast allen Einrichtungen durchschnittlich als gut bewertet (vgl.
zu folgenden Angaben Tabelle 6 im Anhang). Alternativ zu einer Benotung konnte auch angegeben
werden, dass keine Kooperation vorliegt, die Einrichtung nicht verfiigbar ist oder eine Kooperation
nicht als erforderlich angesehen wird.

Kurzbericht zum Podium unter https://Ipr.niedersachsen.de/nano.cms/koordinierungsstelle-haeusliche-
gewalt?XA=details&XID=223&XParentID=162
21



Befunde der Erhebungen: Vernetzungsstrukturen lokal

Die besten ,,Schul-Noten” in Bezug auf vorhandene Kooperationen erhielten die BISSen und die Poli-
zei von allen und auch gegenseitig (,gut” bis ,,sehr gut“). Eher in Richtung ,befriedigend” fiel das
Kooperationsurteil in Bezug auf (Berufs-) Schulen und Gesundheitswesen, Jobcenter und Jugendam-
ter sowie Familiengerichte aus (2,7 — 2,9). Jedoch streuen die Angaben zu Strafgerichten, AJSD, Fami-
liengerichten, psychosoziale Prozessbegleitung, Jugendamtern im Vergleich zu den Angaben zur Ko-
operation mit BISSen und Polizei deutlich starker, d.h. die Bewertung ist diesbeziiglich lokal sehr un-
terschiedlich und teilweise auch sehr positiv.

Die Entwicklung der Kooperation bewertete der GrofSteil der Befragten in Bezug auf die Kerngruppen
der Interventionskette (Polizei und BISS) und in Bezug auf die ,neueren” Einrichtungen der Taterar-
beit, ProBeweis, psychosozialen Prozessbegleitung eher mit ,positiv” als mit ,,unverandert”. Bei allen
anderen Gruppen lberwiegt die Nennung ,unverandert”. Negative Entwicklungen wurden nur von
wenigen und in Bezug auf einzelne Einrichtungen angegeben. Der direkte Vergleich der Bewertungen
von Kooperationen mit verschiedenen Einrichtungen mit der Vorgangerevaluation spiegelt eine noch
deutlich positivere Entwicklung wieder (Lobermeier, Strobl 2012, S. 100). In Bezug auf alle (potentiel-
len) Kooperationspartner wurden 2019 deutlich bessere Kooperationsbewertungen abgegeben als in
der Befragungsdurchfiihrung 2011.

Ein relevanter Anteil (mehr als 25 %) aller Befragten hat den Angaben nach gar keine Kooperation mit
bestimmten Einrichtungen, obwohl sie verfiigbar sind: Dies betrifft das Gesundheitswesen, den AJSD,
die RAS, die ProBeweis-Kliniken, Schulen, Sozial- und Suchtberatung. 17 % gaben an, dass keine Ein-
richtung der Taterarbeit als Kooperationspartner verfiigbar sei und folglich keine Kooperation statt-
finde.

Auch in Bezug auf die Kooperationsbewertung spielt die OrtsgroRe offenbar eine Rolle. Im Durch-
schnitt wurde die Kooperation mit fast allen Einrichtungen in kleineren Orten leicht (Abweichung ca.
0,1 bis 0,4) schlechter bewertet, ausgepragt ist dies bei der Taterarbeit mit dem Durchschnitt 3,1 in
Orten unter 20.000 Einwohnende gegenliber dem Durchschnitt 1,9 in GroRRstadten ab 150.000 Ein-
wohnende. Es ist plausibel anzunehmen, dass gréRere Distanzen und grofRere Flachen in Landkreisen
besondere Herausforderungen fiir Kooperationen sind. Lediglich in Bezug auf Jobcenter verhilt es
sich umgekehrt, dort wurde die Kooperation mit Jobcentern in Stadten mit iber 150.000 Einwoh-
nenden mit der Durchschnittsnote 3,1 bewertet gegeniiber 2,6 in der kleinsten OrtsgréfRe. Dies ent-
spricht einem zentralen Befund der Bedarfsanalyse zu Frauenhdusern in Niedersachsen, wonach
nicht gewaltspezifischen Einrichtungen (und insbesondere Jobcentern) im Zugang zur bzw. der Ziel-
gruppe in landlichen Gebieten eine besonders wichtige Bedeutung zukommt (Kotlenga, Nagele 2020,
S. 103).
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Welche Akteure sollen sich mehr einbringen bzw. mehr einbezogen werden?

Hierzu machten 201 Teilnehmende Angaben in einem Freitextfeld. Genannt wurden v.a. verschiede-
ne Justizbereiche mit Schwerpunkt auf Familiengerichten, das 6rtliche Jugendamt sowie Einrichtun-
gen des Gesundheitswesens. Das sind fast die gleichen ,,als vermisst” geltenden Gruppen wie 2012.

,Gibt es Einrichtungen, die aus lhrer Sicht besser in das kommunale Netzwerk / die Zusammenarbeit einbezogen
werden bzw. selbst aktiver sein sollten, um Gewaltbetroffene besser zu unterstiitzen und zu schiitzen? Wenn ja,
welche?” (Freitextantworten, Anteil Nennungen der wichtigsten Akteursgruppen)

Welche Akteursgruppen sollten mehr einbezogen oder aktiver sein?

Justiz

Jugendamt / Jugendhilfe

Gesundheitswesen / medizinische Berufe

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80%

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (C.7); N = 201

Demgegeniber steht die grundlegende Aussage (Tabelle 5 im Anhang), dass relevante Berufsgruppen
regelmalRig im Netzwerk vertreten sind. Diese Diskrepanz deutet darauf hin, dass nicht nur die
grundsatzliche Zugehorigkeit zum Netzwerk relevant ist, sondern auch die Qualitdt der Kooperation
und reale Beteiligung. Zum anderen gab es v.a. in den Interviews zum Thema Hochrisikofélle und
Umgangsrecht und Gewaltschutz durchgangig Hinweise darauf, dass Kooperationen mit diesen Be-
rufsgruppen oftmals nur Gber Einzelpersonen stattfinden und nicht immer die gesamte Institution
umfassen. Als problematisch erwies sich die mangelnde Verankerung von Kooperation und Netzwer-
ken bei Personalfluktuation. Auch die Umsetzung von Verfahrensregelungen hangt nach Aussagen
von Interviewpartner*innen stark von (engagierten) Einzelpersonen und etablierten personlichen
Kontakten ab. Dies wurde sowohl fiir das Thema Umgangsrecht und Gewaltschutz und Kooperatio-
nen im Bereich Hochrisikomanagement berichtet als auch in Bezug auf die generelle Weiterleitungs-
praxis der Polizeiprotokolle an die BISSen. Eine interviewte Frauenhausmitarbeiterin begriindete die
gute Kooperation mit dem ortlichen Jugendamt u.a. damit, dass sie selbst vorher im Jugendamt tatig
gewesen sei. BISS-Mitarbeiterinnen berichteten im Kontext der Umsetzung des NPOGs bzw. der Eu-
ropdischen Datenschutzgrundverordnung (iber eine unterschiedliche Praxis bei der Datenweitergabe
durch Polizist*innen. Dort, wo es vertrauensvolle und lang etablierte Kontakte zu Einzelnen gebe, sei
die Informationsweitergabe an die BISSen deutlich ausfuhrlicher.

C.3. Bewertung der Befunde im Lichte der Istanbulkonvention und der
Zielsetzungen und Ausgangslage des LAPs III

Die aktuellen Befunde und ein Vergleich mit den Ergebnissen der Vorgangerevaluation (Lobermeier,
Strobl 2012) legen nahe, dass in den letzen Jahren die Kooperationen von und in Bezug auf fast alle
Institutionen intensiviert wurden. Die Bewertungen der Kooperationsbeziehungen haben sich gegen-
Uber der letzen Evaluationsbefragung deutlich verbessert v.a. in Bezug auf Taterarbeit, migrationsbe-
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zogene Einrichtungen, Gleichstellungsbeauftragte, Schulen, aber auch auf das Gesundheitswesen.
Dies verdeutlicht, dass Gesetzgebungen und gezielte MaRnahmen wichtige Impulse fir Vernetzung
und Kooperation liefern (kbnnen), dass teilweise aber auch gesellschaftliche Entwicklungen Vernet-
zungen erforderlich machen. Hierunter fallen z.B. das Bundeskinderschutzgesetz mit seinen Koopera-
tionsverpflichtungen, der Ausbau der Taterarbeit (Land Niedersachsen 2012, S. 61), die LAP-
MaBnahmen zur Sensibilisierung des Gesundheitswesens (ebd. S. 52) und die aktuellen Aktivitaten
des Landes, das Hochrisikomanagement flachendeckend zu etablieren. Auch der Zuzug von Gefliich-
teten hat Vernetzungsimpulse gesetzt. Auffallend gegeniliber den Evaluationsergebnissen 2012 ist die
deutlich gestarkte Bedeutung der Gleichstellungsbeauftragten in den lokalen Netzwerken. Ein Grol3-
teil der Befragten (75 %) gab an, mit diesen zu kooperieren und die Kooperation wird durchschnitt-
lich von allen Befragtengruppen um ca. eine Note besser bewertet als noch 2011. Gleichstellungsbe-
auftragte nehmen vielfach eine koordinierende Funktion in lokalen Netzwerken ein. Allerdings ist die
Wahrnehmung einer Koordinierungsfunktion durch die Gleichstellungsbeauftragte nicht strukturell
verankert, obwohl sie aufgrund der Verknipfung mit dem Thema Gleichstellung inhaltlich naheliegt.
Bislang hangt die Wahrnehmung einer Koordinationsfunktion fiir lokale Netzwerke gegen Gewalt —
mit einzelnen Ausnahmen kommunaler Finanzierung — Gberwiegend vom Selbst- und Aufgabenver-
standnis und vom personlichen Engagement ab.

Die im LAP lll benannten Herausforderungen, die Kooperation zwischen Gewaltschutzeinrichtungen,
Gesundheitswesen und Jugendhilfe zu erweitern und zu stabilisieren, ebenso wie der starkere Einbe-
zug der (Familien-) Gerichte und Schulen in lokale Kooperationen, bleiben weiterhin bestehen. Die
genannten Gruppen, die in dieser Evaluation als aktivere Kooperations- bzw. zumindest Ansprech-
partner gewiinscht waren, wurden auch schon 2012 als wichtig, aber schwer erreichbar hervorgeho-
ben. Die Ursachen fir mangelnde Kooperationsbeteiligung bestimmter Gruppen — die ,,Randstandig-
keit” des Themas fiir den Arbeitsalltag, mangelnde Ressourcen fir das Alltagsgeschéft, eine in Bezug
auf das Thema andere Haltung, Handlungslogik usw. — bestehen weiterhin fort.

Auch die Anforderung der Istanbulkonvention, Kooperation und Vernetzung auf struktureller Ebene
verbindlich zu verankern, steht teilweise noch aus. Auch wenn der Einbezug von Justiz und Jugend-
amtern inzwischen verbessert werden konnte und sich Kooperationen teilweise positiv entwickelt
haben, so besteht hier nach wie vor ein ungedeckter Bedarf. Denn es gibt viele Hinweise darauf, dass
gelingende Kooperationen mit bestimmten Berufsgruppen stark von persénlichen Kontakten bzw.
engagierten Einzelpersonen abhdngen. Solche Kooperationen stehen daher nicht immer fir eine
stabile Vernetzung von und mit Institutionen und Berufsgruppen. Dementsprechend wiinschen sich
mehrere Befragte klare Vorgaben ,von oben”, um einzelne Berufsgruppen zur Kooperation zu ver-
pflichten. Ein anderer — inhaltlich begriindeter — Weg besteht darin, zu bestimmten Themen Verfah-
ren zu etablieren. Hierzu gehoren z.B. Verfahrensabsprachen zum Erkennen von Hochrisikofallen und
zu Fallen hauslicher Gewalt im Kontext von Umgangsregelungen (Abschnitte D und F). Diese Verfah-
ren sehen die Kooperationen zwischen verschiedenen beteiligten Institutionen vor bzw. machen sie
erforderlich. Die in Niedersachsen insgesamt gute und stabile Kooperation zwischen BISSen und Poli-
zei (vgl. Abschnitt D) zeigt, dass eine strukturelle — hier gesetzliche — Verankerung von Verfahren
nachhaltig positive Verdanderungen anstofRen kann.
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D. Gefahrenabwehr und Krisenintervention

D.1. Ausgangslage und Zielsetzungen des LAPs III und
Vorgaben der Istanbulkonvention

GemaR Art. 51 ,,Gefahrdungsanalyse und Gefahrdungsmanagement” (in Verbindung mit Ziffer 260 f)
der Istanbulkonvention sind die Staaten verpflichtet, Verfahren fiir eine wirksame Gefdahrdungsanaly-
se und MaRnahmen zur Kontrolle des Risikos umzusetzen, insbesondere in Hochrisikofallen. Nach
Art. 52 sollen Eilschutzanordnungen mit einer Lange von mindestens 14 Tagen umgesetzt werden
und wirksamen Schutz vor weiterer Gewalt bieten. Die beschriebenen Mallnahmen sind im Grunde
seit Einflihrung des Gewaltschutzgesetzes 2001 in Deutschland etabliert, in jliingerer Zeit kamen neue
gesetzliche Regelungen auf Landes- und Bundesebene hinzu, um den Schutz von Opfern zu verbes-
sern. Hierzu zahlt z.B. die Reformierung des § 238 StGB bzgl. Nachstellungen, wonach diese nun als
Eignungsdelikt verfolgt werden kdnnen und auch die Einflihrung des NPOGs mit der Moglichkeit,
einen Platzverweis bei Antrag einer zivilrechtlichen Schutzanordnung zu verlangern. Aktuell wird
zudem die landesweite Einfiihrung von Verfahren des Hochrisikomanagements in Niedersachsen
forciert.

Im LAP IIl wird auf die Befunde der Evaluation 2012 verwiesen, wonach die Kontrolle von polizeili-
chen Platzverweisen eine erhebliche Herausforderung darstellt, v.a. aufgrund des sogenannten ,,am-
bivalenten Opferverhaltens”. Die Priifung von Moglichkeiten zur Optimierung der Kontrolle von
Platzverweisen wurde daher als Aufgabe fir den Bereich der Polizei benannt (Land Niedersachsen
2012, S. 45). Die Verbesserung des Umgangs mit ambivalentem Opferverhalten und Gefahrenprog-
nosen wurden auch als zukiinftig zu bearbeitende Themen fiir die Staatsanwaltschaften aufgegriffen.
Ein ,interdisziplindres Fallmanagement zur Deeskalation bei hduslicher Gewalt und Stalking” sollte
entwickelt und gemafR LAP Il in der Praxis erprobt werden — auch unter Einbeziehung der Staatsan-
waltschaften (ebd., S. 17; Landespraventionsrat, Buskotte 2011). SchlieBlich legte der LAP Il die wei-
tere Etablierung der Taterarbeit als Ziel fest, eine Ausweitung der Férderung wurde vorgesehen.

Unter dieser Ausgangslage waren die zentralen Fragen der Evaluation 2019, wie die vorhandenen
und neu eingefiihrten Instrumente und Regelungen umgesetzt werden, wie wirksam sie sind und
welche Umsetzungsprobleme bestehen.

D.2. Erhebungsbefunde

Mafdnahmen polizeilicher Gefahrenabwehr

Alle Befragten, die Kenntnisse zum Thema bejahten, wurden nach ihren Einschatzungen zur Umset-
zung polizeilicher MalRnahmen und zur Schutzwirkung des reformierten Stalkingparagraphen befragt.
Alle Befragtengruppen bewerteten die Umsetzung der SchutzmalRnahmen im Rahmen polizeilicher
Gefahrenabwehr (84 %) sowie die Weitervermittlung an das Hilfesystem (90 %) (eher) positiv. Die
Weitervermittlung an das Hilfesystem erhielt von jeweils 82 % der Polizist*innen und 90 % der BISSen
eine positive Bewertung. Abgeschwacht positiv fallen die Bewertungen zur Wirksamkeit von Platz-
verweisen (57 % der Befragten) und — am wenigsten positiv — zur Verbesserung der Schutzwirkung
des reformierten Stalkingparagraphen (45 %) aus. Diese beiden Aspekte bewertete v.a. die Polizei
kritischer als die anderen Gruppen, 17 % bei der Polizei sahen Platzverweise (eher) nicht als wirksam
an gegenlber 9 % bei allen Befragten. Ebenso sahen 26 % bei der Polizei im reformierten Stalkingpa-
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ragraphen keinen verbesserten Schutz, gegeniiber einem Anteil von 21 % bei allen Befragtengruppen
insgesamt.

,Bitte kreuzen Sie an, inwieweit aus lhrer Sicht folgende Aussagen zur lokalen polizeilichen Arbeit im Bereich
hdusliche Gewalt / Partnergewalt zutreffen.” (Ohne Angabe , keine Einschdtzung”)

Gefahrenabwehr und Krisenintervention

Trifft (eher) zu M Teils teils W Trifft (eher) nicht zu

|. Die Weitervermittlung durch die Polizei an das
Unterstiitzungssystem fiir gewaltbetroffene Frauen 90%
funktioniert in der Regel gut.

9% | 1%

II. Die Umsetzung polizeilicher SchutzmaBnahmen in
Fallen hauslicher Gewalt funktioniert in der Regel gut. 84%
(Risikoanalyse, Wegweisung, Gefdhrderansprache)

13% 3%:|

Ill. Polizeiliche Platzverweise sind wirksam zum Schutz 57% 34% 9%
vor weiterer Gewalt.

IV. Mit der Neufassung des “Stalkingparagraphen” in
2017 (Gefahrdungsdelikt) sind Betroffene besser vor 45% 33% 21%
Nachstellungen geschutzt.

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (D.3);1.: N =371, I.: N =377, lll.: N =383, IV.: N = 336

Die Polizei wurde gebeten, Angaben zur Praxis der Kontrolle von Platzverweisen zu machen. Durch-
schnittlich ergaben die Schatzwerte 57 % der Platzverweise, die Uberprift werden. Hierbei gab es
erhebliche Unterschiede in den Angaben der Beteiligten — diese reichten von 0 % bis 100 % der Platz-
verweise. Zudem findet den Angaben zufolge eine Uberpriifung deutlich mehr in groBen Stidten
statt als in kleineren Stadten.

,,Bitte geben Sie an bzw. schétzen Sie, in wie vielen Féllen in Ihrem Zusténdigkeitsbereich eine Uberpriifung der
Einhaltung eines Platzverweises, einer Wegweisung erfolgt?“
(Durchschnittliche Anteile an allen Platzverweisen, gruppiert nach OrtsgréfSe)

Ortsgrofle Durchschnittlicher Anteil Anzahl der Befragten
mehr als 150.000 EW 69 % 28
100.000 bis 150.000 EW 57 % 11
20.000 bis 100.000 EW 53 % 76
bis 20.000 EW 54 % 35

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung Polizei (D.7); N = 150

Die Angaben zu Grinden der NichtlUberprifung zeigen, dass die wahrgenommene Ambivalenz der
Geschadigten und ihr Verhalten den Hauptgrund (68 %) darstellen, keine Uberpriifung vorzunehmen,
gefolgt von mangelnden Zeitressourcen (57 %) und teilweise auch Unklarheit Gber Regelungen und
Befugnisse (11 %). In Freitexten gab es kritische AuRerungen, die sich auf die wahrgenommene Un-
kenntnis oder mangelnde Griindlichkeit beziehen, z.B. dass Regelungen zur Uberpriifungspraxis nicht
bekannt seien oder einfach , gerne vergessen” wiirden, ebenso, dass die Zustdndigkeit des ESD nicht
geklart sei. Weiterhin wurde kritisiert, dass sowieso keine Sanktionen daraus folgen wiirden.
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Interventionskette - statistische Angaben der Landesministerien und BISSen

Nach Auskunft des Ministeriums fiir Inneres und Sport soll die Polizei die Kontaktdaten weitergeben,
wenn sie die Einschatzung hat, dass die geschadigte Person (weiterhin) gefdhrdet ist, dies auch un-
abhangig von einem moglichen Platzverweis. Die Weitervermittlung von Polizeiprotokollen bzw. Kon-
taktdaten der Gewaltbetroffenen an die BISSen ist in Niedersachsen nicht von einer Einverstandnis-
erklarung abhéngig (wie in vielen anderen Bundeslandern). Hierdurch wurde in Niedersachsen eine
insgesamt enge und stabile Kooperation zwischen Polizei und Hilfesystem etabliert, die sich auch in
der Befragung niederschldgt. Angaben zu polizeilichen Vorgangen im Kontext hduslicher Gewalt, zu
Wegweisungen, Weitervermittlungen ans Hilfesystem und Kontaktaufnahmen zu Betroffenen liegen
von Seiten der relevanten Ministerien vor. Die Angaben der bzw. zu den BISSen wurden auRerhalb
der Onlineerhebung zum Berichtsjahr 2018 und 2019 (ber das Ministerium fir Soziales, Gesundheit
und Gleichstellung eingeholt, die Angaben zu polizeilichen Vorgangen wurden vom Ministerium fir
Inneres und Sport zur Verfligung gestellt.

Anzahl polizeilich erfasster Félle, Wegweisungen und Weitervermittlungen an BISSen 2018 und 2019

Jahr Anzahl Falle bei Anzahl Anzahl Proto- | Anzahl der telefonischen + | Anteil der telefonischen +
der Polizei |Wegweisungen|kolle an BISSen| aufsuchenden Kontakte aufsuchenden Kontakte
(Straftaten)
2018 19.479 1.717 14.773 8.815 + 260 61,4 %
2019 20.166 2.049 15.184 8.202 + 286 55,9 %
\Veranderung +3,5% +18% +2,7% -587 -55%

Quelle: statistische Erfassung der BISSen und des Ministeriums fiir Inneres und Sport

Laut Auskunft zweier telefonisch befragter BISS-vertreterinnen gelingt bei den von der Polizei vermit-
telnden Fallen fast immer ein positiv verlaufendes Informations- und Beratungsgesprach, sofern eine
telefonische Kontaktaufnahme méglich ist. Bei nur schriftlicher Information gebe es einen deutlich
geringeren Ricklauf, in manchen Fallen komme es im Nachhinein zu einem Telefonat, vielfach sei
aber unklar, ob die schriftliche Information die Frauen erreicht hat und wie sie aufgenommen wurde.

Ausgehend von den angegebenen Fallzahlen zu telefonischen und aufsuchenden Kontaktaufnahmen
konnte in den Jahren 2018 und 2019 also in deutlich mehr als der Halfte der von der Polizei vermit-
telten Falle effektiv ein Hilfeangebot unterbreitet werden bzw. konnten relevante Informationen zu
Schutzmoglichkeiten vermittelt werden. Ein Vergleich der Daten aus 2018 und 2019 zeigt keine we-
sentlichen Veranderungen in der Gesamtanzahl der polizeilich vermittelten Félle. Jedoch gab es eine
Veranderung in Bezug auf den Anteil (erfolgreicher) telefonischer Kontaktaufnahmen zu den Betrof-
fenen: So betrug der Anteil der telefonischen und aufsuchenden Kontakte im Jahr 2018 61,4 % der
polizeilich vermittelten Falle und sank im Jahr 2019 um 5,5 Prozentpunkte auf 55,9 % der polizeilich
vermittelten Falle.

Weiterleitungspraxis im Kontext der Umsetzung des NPOGs und der DSGVO
aus Sicht von BISSen und Polizei

In den qualitativen Interviews und in Freitextantworten dufRerten BISSen teilweise die Sorge oder
auch die konkrete Erfahrung, dass das erreichte hohe Niveau der Weitervermittlung ans Hilfesystem
durch die Polizei mit Einflihrung des NPOGs und den damit einhergehenden Datenschutzbestimmun-
gen und Unsicherheiten nicht gehalten wiirde.
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Mehr als ein Drittel der BISSen gab in der standardisierten Abfrage zur Umsetzung des NPOGs (im
September 2019, wenige Monate nach Einflihrung) an, dass die Anzahl der Protokolle im Zuge der
Einflihrung zuriickgegangen sei; dies schldgt sich jedoch in der Statistik fir das Gesamtjahr 2019 (sie-
he oben) nicht nieder. Jedoch gaben zwei Drittel der BISSen (67 %) und auch 43 % der Polizeiangeho-
rigen an, dass den BISSen durch den Wegfall von Angaben zum Gewaltausibenden wichtige Informa-
tionen zur Umsetzung ihres Auftrags (Vermittlung von Schutz und Hilfe im Rahmen pro-aktiver Kon-
taktaufnahme) fehlen wiirden. Diese Einschatzung wird durch die veranderten statistischen Fallzah-
len bei der Art der Kontaktaufnahme (5,5 % weniger Telefonkontakte) gestitzt.

,Mit der Einflihrung des Niedersdchsischen Polizei- und Ordnungsgesetzes (NPOG) zum 24.5.2019 wurden auch
Anderungen fiir den Umgang mit Féllen héuslicher Gewalt eingefiihrt. Bitte kreuzen Sie an, wie sehr die folgen-
den Aussagen zutreffen.” (Ohne Angabe , keine Einschétzung”)

Einschdtzungen zu Effekten des NPOGs

Ja M Teils teils ™ Nein

BISS _lﬁl_ll% 54%

pPolizei[ 3% J{ 2% 95%

BISS ﬁﬁr% 7% 26%

polizei 43% 18% 40%

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%

I. Die Anzahl der iibermittelten Fdlle (Einsatzprotokolle) an die BISSen ist zuriickgegangen.

Il. Weil titerbezogene Daten nicht mehr an BISSen weitergeleitet werden,
fehlen diesen wichtigen Informationen zur Fallbearbeitung.

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (D.11); 1.: N =125, Il.: N =119

In Interviews mit einzelnen BISSen und mehreren Freitextangaben wird v.a. auf fehlende Informatio-
nen zu Kontaktdaten (Telefonnummern), Angaben zur Wohnsituation, Anwesenheit Kinder und Ta-
teraufenthalt sowie Hinweise auf Waffen und Wiederholungstaten verwiesen. Diese Informationen
seien zur erfolgreichen Kontaktaufnahme und gezielten Ansprache der Betroffenen sehr wichtig, um
effektiv ein Hilfeangebot unterbreiten und die Gefahrdungslage der Betroffenen einschatzen zu kon-
nen. Das aktuelle Formular sehe bestimmte Informationen nicht mehr vor und werde zudem
manchmal nicht vollstdndig ausgefiillt. Begriindet sei dies auch in der Unsicherheit der Einflihrungs-
zeit und der Arbeitsbelastung der Polizei aufgrund der drei unterschiedlichen Protokolle an das Ju-
gendamt, die Taterarbeit und die BISSen. Etablierte Kontakte zur Polizei wiirden aktiviert, um den-
noch die erforderlichen Informationen zu erhalten, was sehr aufwandig sei. Hilfreich habe sich die
Prasenz der BISSen bei Polizeischulungen zum Thema erwiesen, um auf die Relevanz gut ausgefillter
Protokolle hinzuweisen. Mit der veranderten Weitervermittlungspraxis sei zudem eine Gruppe von
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entstanden, die kein angemessenes Hilfeangebot erhielten. Frauen, die von der Polizei bei einem
Einsatz als Gewaltausiibende erfasst wiirden und weder an die BISS noch an die Taterberatungsstelle
vermittelt wirden; zumeist handele es sich dabei selbst um gewaltbetroffene Frauen.

Einschitzungen zu weiteren Aspekten der Umsetzung und zu Effekten des NPOGs

Neben der Weitervermittlungspraxis wurden Polizei und BISSen auch zu anderen Aspekten des
NPOGs gefragt — Verunsicherung durch die Rechtslage, Taterarbeit, Wirkung verlangerter Platzver-
weise und von Sanktionsmoglichkeiten.

,Mit der Einfiihrung des NPOGs zum 24.5.2019 wurden auch Anderungen fiir den Umgang mit Fdllen héuslicher
Gewalt eingefiihrt. Bitte kreuzen Sie an, wie sehr die folgenden Aussagen zutreffen.”
(Ohne Angabe , keine Einschétzung®)

Einschatzungen zu Effekten des NPOG
Ja M Teils teils W Nein
1 | I I | I
BISS 54% 29% 17%
Polizei 28% 31% 41%
BISS 89% 4% M 7%
>
Polizei 76% 15% 9%
BISS 56% 38% 6%
>
Polizei 44% 31% 25%
BISS 41% 9% 50%
s
Polizei 38% 10% 51% J
0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (D.11); lll: N = 24 (BISS) / N = 147 (Polizei), IV: N = 28 (BISS) / N = 133 (Poli-
zei), V: N = 16 (BISS) / N = 87 (Polizei), VI: N = 22 (BISS) / N = 125 (Polizei)

lll. Aktuell gibt es eine starke Verunsicherung, wie mit den neuen gesetzlichen Regelungen umzugehen ist.

IV. Durch Verldngerung eines Platzverweises im Falle einer Antragstellung nach Gewaltschutzgesetz verbessert sich die
Sicherheitslage von Opfern héuslicher Gewalt.

V Die neu eingefiihrte Strafbarkeit des VerstofSes gegen einen Platzverweis wirkt sich positiv auf die Einhaltung von Platz-
verweisen aus.

VI. Nach Polizeieinséitzen werden regelmdfig Einsatzprotokolle an eine lokale Tdterarbeitseinrichtung libermittelt.

o Eindeutig positiv wurde das NPOG aufgrund der angenommenen verbesserten Sicherheit durch
die Verlangerungsoption bei Platzverweisen bewertet. Die BISSen bewerteten dies zu 88 % (eher)
als zutreffend, die Polizei zu 76 %. In zwei Interviews mit Polizist*innen zum NPOG wurde darge-
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legt, dass diese Option v.a. in Fallen langerer Anhorungsverfahren wichtig sei, also wenn das Fa-
miliengericht keine (sofortige) Schutzanordnung erlasst.

o Unterschiedliche, teils positive, teils negative Einschatzungen gab es in Bezug auf die Wirksam-
keit der Strafbarkeit bei Nichteinhaltung eines Platzverweises, die die BISSen héher einschatzten
(55 % Zustimmung) als die Polizei (46 % Zustimmung). Ebenso vermuteten die BISSen mit einem
héheren Anteil der Befragten eine Verunsicherung der Polizei aufgrund der neuen Vorgaben
(50 % vs. 30 %). Von Seiten der Polizei wurden die Verpflichtung zum Strafantrag und die Be-
schrankung des § 17a NPOG auf in einem Haushalt lebende Personen sowie die insgesamt man-
gelnde Vorbereitung der Einfliihrung des NPOGs teilweise kritisiert. Es sei zwar generell positiv,
dass ein VerstoR gegen einen Platzverweis nun im Polizeigesetz strafbewehrt ist, aber es sei un-
klar, wer bei der Polizei den Antrag stellen und warum dies nur durch die Polizei moglich sein sol-
le. Das NPOG sei insgesamt ,,libers Knie gebrochen” worden. , Letztlich sind es die Opfer die da-
runter leiden miissen, weil man kein Arbeitswerkzeug hat und kein gut geschultes Personal” (Frei-
textantwort, Polizist*in).

o Die Halfte der Befragten (50 — 51 %) gab eine negative Einschitzung bzgl. der Weiterleitung von
Protokollen an Taterarbeitseinrichtungen ab. Eine Weiterleitung ist mit dem NPOG regelhaft vor-
gesehen, also zum Zeitpunkt der Befragung seit einem halben Jahr. Hier kritisierten Poli-
zist*innen in Freitextfeldern, dass es keine fiir sie vor Ort verfiigbare Einrichtung gebe. Entspre-
chend gaben etwas weniger als die Halfte der Befragten insgesamt an, dass dies tatsachlich re-
gelmaRig erfolgt. Hierbei zeigt sich ein sehr deutliches Gefélle zwischen Grofstadten und Klein-
stadten. In Orten unter 20.000 Einwohnende gaben ein Viertel der Befragten (25 %) an, an Tater-
arbeit zu vermitteln, mehr als zwei Drittel (69 %) stimmten der Aussage regelmaRiger Vermitt-
lung nicht zu. In GroRstadten Gber 150.000 ist das Verhaltnis umgekehrt: ein Fiinftel (20 %) ver-
mittelt den Angaben nach nicht regelmaRig weiter, drei Viertel (76 %) setzen die Vorgabe um.

Risikoeinschitzung und Hochrisikomanagement

Fir die Risikoeinschatzung und Gefdahrdungsanalyse sind vor allem, aber nicht ausschlielRlich, die
Polizei und auch die Gewaltschutzeinrichtungen zustandig. Flr andere Fallbeteiligte kann zumindest
das Einholen von Informationen im Einzelfall relevant und erforderlich im Sinne des Opferschutzes
sein. Gefragt nach der eigenen Beteiligung an Risikoanalysen bzw. alternativen Aktivitdten zum Ein-
holen entsprechender Informationen ergab die Befragung: 70 % der antwortenden Einrichtungen aus
den Bereichen Soziales und Gesundheit, 48 % der befragten Gerichte und Staatsanwaltschaften, 36 %
der befragten AJSD-Fachkrdfte und 13 % der befragten Jugendamter und Fachkrafte der Landes-
schulbehorde sahen Gefahrdungseinschatzungen nicht als ihre Aufgabe an und holen auch keine
Informationen bei anderen dazu ein (Tabelle 7 im Anhang).
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46 % der Befragten dullerten sich ,(eher) zufrieden” mit den MalRnahmen in Hochrisikofallen, 20 %
sind damit ,(eher) unzufrieden”, der Rest , Teils teils”.

,Wie zufrieden sind Sie mit den Schutz- und UnterstiitzungsmafSnahmen fiir Gewaltbetroffene in sogenannten
Hochrisikorisikoféllen?“ (Ohne Angabe , keine Einschdtzung®)

Zufriedenheit Unterstiitzung Hochrisikofille

(Eher) zufrieden  m Teils teils ™ (Eher) unzufrieden

20%

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (D.4); N = 225

Als Grinde fir mogliche Unzufriedenheit im Umgang mit Hochrisikofallen wurden v.a. Datenschutz-
regelungen (,,DSGVO behindert haufig effektive Kooperation®, ,,aus Datenschutz wird Taterschutz,
BISSen), mangelnde Effektivitdt und mangelnde Wirksamkeit der MaRnahmen genannt. In Freitexten
wurde zudem auf das Fehlen von Verfahrensstandards, wirksamer Sanktionsmoglichkeiten und auf
unter Sicherheitsaspekten problematische familiengerichtliche Entscheidungen zu Umgangsregelun-
gen hingewiesen.

Polizist*innen kritisierten in Freitextantworten vereinzelt, dass sie keine Informationen und ,,Riick-
meldungen” auf ihre Meldungen an die BISSen und die Jugendamter erhielten. 90 % der befragten
Polizist*innen wiirden zudem eine regelmaRige Weiterleitung der ,Mitteilung in Zivilsachen” (MIZI,
Begriindungen fiir einen Beschluss nach Gewaltschutzgesetz) durch die Familiengerichte als einen
Baustein fiir eine verbesserte Gefahrdungseinschatzung begrifRen.

Zwei Drittel (64 %) der Befragten, die zu diesem Thema eine Aussage treffen konnten, gaben an, dass
es bei lhnen keine spezifischen Verfahren zum Umgang mit Hochrisikofallen gebe, an denen sie betei-
ligt sind, 37 % gaben an, dass sie daran beteiligt sind, auch hier gab es Unterschiede nach OrtsgroRen.
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,Gibt es in Ihrer Kommune (Landkreis, kreisfreie Stadt) spezielle Verfahren / Kooperationen zum Umgang mit
Hochrisikoféllen, an deren Umsetzung Sie beteiligt sind?“ (Ohne Angabe , keine Einschétzung”)

Bestehende Verfahren / Kooperationen zum Umgang mit Hochrisikofillen

nach OrtsgroBe (EW)
Ja ®Nein

- mehr als 150.000
©
S )
3t 100.000 bis 150.000 749
22 20.000 bis 100.000
g 3
S ® bis 20.000 84%
(U

Gesamt

0% 20% 40% 60% 80% 100%

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (D.6*A.3); N = 374

Dort wo spezifische Verfahren angegeben wurden, war eine deutlich erhohte Zufriedenheit im Um-
gang mit diesen Fallen erkennbar.

,Wie zufrieden sind Sie mit den Schutz- und UnterstiitzungsmafiSnahmen Hochrisikoféllen?“
(Unterscheidung mit und ohne spezielle Verfahren, ohne Angabe , keine Einschétzung”)

In Kommunen (Landkreis, kreisfreie Stadt):Wenn spezielle Verfahren zu
Hochrisikofdllen existieren und Befragte beteiligt sind

(Eher) zufrieden M Teils teils ~ ® (Eher) unzufrieden

20%

51%

29%

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (D.6*D.4); N = 90

In Kommunen (Landkreis, kreisfreie Stadt): Ohne spezielle Verfahren /
Kooperationen zum Umgang mit Hochrisikofallen

(Eher) zufrieden W Teils teils B (Eher) unzufrieden

22%

42%

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (D.6*D.4); N = 109
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Neben dem Zusammenhang zwischen bestehenden Verfahren und der Zufriedenheit im Umgang mit
Hochrisikofallen deutet sich ein weiterer Zusammenhang an. Diejenigen, die an solchen HRM-
Verfahren und Absprachen beteiligt sind, vergaben im Durchschnitt bessere Noten in Bezug auf fast
alle potentiellen Kooperationspartner*innen. Es ist denkbar, dass bestehende positive Kooperatio-
nen die Entwicklung gemeinsamer Verfahren beglinstigen, aber ebenso, dass die Einflihrung solcher
Verfahren Impulse zum Ausbau weiterer Kooperationen bietet.

113 von 138 Befragten, die an solchen Verfahren beteiligt sind, machten konkrete Angaben zu diesen
Verfahren. Fast die Halfte (49 %) setzt demnach die entwickelten Verfahren bei Bedarf und spontan
ein, 27 % berichteten Uber regelmaRige Fallkonferenzen, teilweise auch ergidnzt um spontane Fall-
konferenzen, 24 % machten keine Angaben zum zeitlichen Modus. Als beteiligte Institutionen an
spezifischen HRM-Verfahren erwahnte ein Drittel (30 %) der Befragten das allgemeine Netzwerk ge-
gen hausliche Gewalt, ein Viertel (26 %) berichtete, dass (nur) die am konkreten Fall beteiligten Per-
sonen einbezogen seien. In einem Fiinftel der Angaben (20 %) wurde ein spezialisiertes Gremium
angefiihrt, in 6 % der Angaben finden sich Hinweise auf lediglich polizeiinterne Verfahren, ein Flinftel
(18 %) machte zur Frage der umsetzenden Institutionen keine Angaben. Verbindliche Verfahren be-
schrieb ca. ein Drittel (32 %) der Befragten, z.B. festgelegte Wege der Information, Zustandigkeiten
fir Verfahrensabldaufe und der Einsatz von Risiko-Screening-Instrumenten.

Exkurs - qualitative Befunde zur Umsetzung von Hochrisikomanagement

In den qualitativen Befragungen haben insgesamt sieben Personen Angaben zum vor Ort etablierten
Hochrisikomanagement gemacht. Der Impuls zum Aufbau entsprechender Verfahren und Kooperati-
onen kam teilweise auf Landesebene im Rahmen einer entsprechenden Veranstaltung des LPR, teil-
weise war das Verfahren schon langer etabliert. Die Interviewten berichteten Gber regelmaRige Fall-
bzw. Terminkonferenzen (vier — acht Mal pro Jahr), aber auch Spontankonferenzen nach Bedarf.
Letztere finden den Angaben nach seltener statt (keinmal bis flinf Mal pro Jahr). Wahrend an einem
Standort durch das verabredete Verfahren regelmaRig Hochrisikofalle identifiziert, haufiger auch
Spontankonferenzen einberufen und insgesamt ein festgelegtes Procedere eingehalten wiirden, be-
richteten andere Interviewpartner*innen, dass die Wirkungen des Hochrisikomanagements vor allem
aus der dadurch etablierten Kooperationsstruktur und der gegenseitigen Kenntnis der beteiligten
Akteur*innen erwachse. Die Absprachen und die gemeinsame Fallreflexion fiihrten dazu, dass die
Wege im Einzelfall auch bilateral leichter und kiirzer seien, vieles konnte dabei schon geklart und vor
einer weiteren Eskalation kdnnten schon Losungen gefunden werden. Als Herausforderung empfin-
den manche Befragte, ein gemeinsames Verstandnis eines Hochrisikofalls und eine gemeinsame
Sprache zu entwickeln.

Auch Screeninginstrumente zur Risikoanalyse werden an manchen der befragten Standorte ange-
wandt. Hier Giberwiegen Berichte, wonach die Anwendung vor allem der Sensibilisierung fir Risiko-
faktoren diene und nicht eine strikte Punktbewertung und darauf basierende Entscheidung zum Ziel
habe. Teilweise seien die Félle zu zahlreich, um das Verfahren der Punktbewertung durchzufiihren, es
habe sich jedoch herausgestellt, dass liber die Nutzung des Instruments als Grundlage fir Fallbespre-
chungen der Blick eingelibt und gescharft werden konne. Die Beteiligten seien durch gemeinsame
Fallreflexion mit oder ohne Screening-Instrument ermutigt, im Einzelfall starker ihrem ,Bauchgefiihl”
zu trauen und andere beteiligte Ansprechpersonen direkt zu kontaktieren oder aber eine Spontan-

konferenz einzuberufen. Als wichtiges Element wurden an einzelnen Standorten jahrliche Fortbildun-
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gen / Klausurtagungen mit den beteiligten Institutionen genannt, die von der Polizei und teilweise in
Kooperation mit der BISS durchgefiihrt werden.

Die Verfahren zum Hochrisikomanagement wirken sich den Beschreibungen nach auf die Qualitat der
Fallbearbeitung insgesamt aus, insbesondere berichteten die Befragten lGiber Auswirkungen auf den
Umgang mit Fallen hauslicher Gewalt im Falle gemeinsamer Kinder und auf Umgangsregelungen (vgl.
Abschnitt G). Als Herausforderung wird der Datenschutz empfunden. Nur bei Vorliegen eines Einver-
standnisses konnten Falle nicht anonymisiert besprochen werden. Fir die meisten Falle sei aber auch
eine anonymisierte Fallbesprechung hilfreich. Zur Abwendung einer bestehenden erheblichen Gefahr
missten jedoch Informationen mit Klarnamen ausgetauscht werden, um die richtigen MaRnahmen
zu ergreifen.

Im Ergebnis einer Fallanalyse wiirden bei Vorliegen eines erhohten Gefahrdungspotentials z.B. er-
hohte SicherheitsmaRBnahmen vereinbart, z.B. eine Priorisierung der Handynummer der Betroffenen
bei der Polizei, MaRnahmen fiir einen moglichst anonymen Auszug aus dem Frauenhaus bzw. der
Ansiedlung an einen anderen Ort. Aber auch eine Vereinbarung zu erforderlichen finanziellen Unter-
stitzungsmalnahmen konne ein Ergebnis sein, hier wurde auch Uber Kooperationen mit dem Job-
center berichtet.

D.3. Bewertung der Befunde im Lichte der Istanbulkonvention und der
Zielsetzungen und Ausgangslage des LAPs II1

Die in der Istanbulkonvention geforderten MalRnahmen der Gefahrenabwehr sind in Deutschland
weitgehend etabliert und die Umsetzung in Niedersachsen wird von fast allen Beteiligten positiv be-
wertet. Die im LAP lll benannte Aufgabe, Moglichkeiten zur Verbesserung der Kontrolle von Platz-
verweisen und im Umgang mit dem Thema Ambivalenz von Geschadigten auszuloten, bestehen al-
lerdings weiterhin bzw. sind eine kontinuierliche Herausforderung. Im Vergleich zu 2012 zeigt sich,
dass der Umgang mit ambivalenten Opferhalten immer noch ein pragendes Thema ist, welches Ein-
fluss auf die polizeiliche Praxis hat. Die fallbezogenen Angaben der Polizei zeigen eine insgesamt star-
ke Varianz in der Umsetzung von Platzverweiskontrollen und teilweise nur geringe Fallanteile, in de-
nen dies geschieht. Auch hier zeigt sich erneut ein Gefalle zwischen grof3stadtischen und kleinstad-
tisch oder landlich gepragten Raumen. Die Uberpriifung von Platzverweisen kann ein relevanter As-
pekt zur Erhohung der Wirksamkeit sein, was im LAP |ll ebenfalls als zentrale Herausforderung be-
nannt wurde. Die Umsetzung scheint wesentlich von Aufgabenverstandnis, Fallverstiandnis und den
eigenen Handlungsressourcen im Umgang mit ambivalentem Opferverhalten abzuhdngen.

Die insgesamt sehr positive Bewertung der polizeilichen Arbeit und der Umsetzung der Interventi-
onskette sind wesentlich auf das niedersachsische Modell der proaktiven Beratung bzw. Weiterver-
mittlung (unabhéangig von einer Einverstandniserklarung) zurickzufiihren. Dass die regelhafte Wei-
tervermittlung durch die Polizei an die BISSen fiir die Erreichung der Zielgruppe ein fiir Niedersachsen
entscheidender Erfolgsfaktor ist, zeigen die Angaben der BISSen im Rahmen der Fallstatistik. Eine
hohe Zahl bzw. ein hoher Anteil an polizeilich vermittelten Geschadigten konnte in den Jahren 2018
und 2019 mit einem Hilfe- und Informationsangebot der BISSen erreicht werden. Die Aufrechterhal-
tung dieser Praxis ist vor allem in Bezug auf besonders vulnerable Gruppen von hoher Relevanz. Die
veranderte Datenvermittlungspraxis im Zuge des NPOGs und unter Berlicksichtigung der DSGVO
flhrte jedoch teilweise zu Irritationen und Schwierigkeiten, auch zu Beginn des Jahres 2020 (dem
Zeitpunkt der qualitativen Interviews) gab es nach wie vor Problemanzeigen. Fiir die proaktive An-
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sprache wichtige Angaben (z.B. Telefonnummern, Angaben zur Wohnsituation) werden nicht immer
zuverldssig libermittelt. Der Anteil der telefonischen Kontaktaufnahmen durch die BISSen ist im Jahr
2019 gegenliiber 2018 um 5,5 % gesunken.

Die im LAP Ill benannten zentralen Aufgaben, die Wirksamkeit von Schutzmalinahmen durch bessere
Sanktionsmoglichkeiten zu verbessern und mehr Eingriffsmoglichkeiten bei Stalking zu erhalten,
wurden auf Landes- und Bundesebene v.a. durch die Einfihrung des NPOGs (Strafbewehrtheit von
MaBnahmen) und durch das reformierte Gesetz zu Stalking (als Eignungsdelikt) aufgegriffen. Wah-
rend die Schutzwirkungen des reformierten Stalkingparagraphen v.a. von der Polizei in der Tendenz
kritisch eingeschatzt wurde, ist die Einschatzung der Wirkung des NPOGs (v.a. die Strafbarkeit von
VerstoRen) verhalten positiv bzw. vielen noch unklar (, keine Einschatzung“). Auf Seiten der Polizei
wurden hinsichtlich der Umsetzungsregeln kritische Fragen aufgeworfen bzw. Klarstellungen in Bezug
auf die Zustandigkeit fur Strafanzeigen gefordert.

Verfahren des Hochrisikomanagements sind in Niedersachsen gegeniliber 2012 mittlerweile an vielen
Orten etabliert, hier hat das Land u.a. durch Veranstaltungen zum Thema und die Organisation von
Austauschformaten wichtige Impulse gesetzt, um die Umsetzung des Modells fiir ein interdisziplina-
res Fallmanagement (Buskotte, Landespraventionsrat 2011) voranzutreiben. Die positiven Effekte fir
die Fallbearbeitung insgesamt, eine hdhere Zufriedenheit mit der Fallbearbeitung sowie die Impulse
flr eine Intensivierung der Vernetzung und Kooperation (auch auflerhalb von Hochrisikofallen) spre-
chen um so mehr fir die noch ausstehende flaichendeckende Ausweitung, die aktuell auf den Weg
gebracht wird.

Die generelle Beriicksichtigung besonderer Schutzbedirfnisse von Geschadigten sollte auch als Auf-
gabe der Justiz verstanden werden (Europdische Opferschutzrichtlinie* Art. 22 ,individuelle Begut-
achtung der Opfer zur Ermittlung besonderer Schutzbediirfnisse”). Diese Aufgabe erfordert ggf. das
Einholen oder die Absicherung entsprechender Informationen, auch zur Gefdhrdungssituation.

Richtlinie 2012 /29/EU des Europaischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2012 tiber Mindeststandards
flr die Rechte, die Unterstiitzung und den Schutz von Opfern von Straftaten sowie zur Ersetzung des Rahmenbe-
schlusses 2001/220/J1 unter https://eur-lex.europa.eu/legal-content /de/TXT/?uri=CELEX:32012L0029 [22.7.2020]
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E. Strafverfolgung und Opferschutzmafdnahmen

E.1. Ausgangslage und Zielsetzungen des LAPs III und
Vorgaben der Istanbulkonvention

Die Istanbulkonvention enthilt viele Ausfiihrungen und Artikel zur Umsetzung von Strafverfolgung
und Opferschutz. Ein zentraler Bezugspunkt fiir dieses Thema ist zudem die Europaische Opfer-
schutzdirektive 2012/29/EU vom 25.1.2015. Diese enthalt fir Staaten verbindliche Vorgaben zu Min-
deststandards, u.a. die Erhebung und Berlicksichtigung von Schutzbedarfen als integrale Bestandteile
jeder Justizmallnahme, die Kontaktvermeidung von Verletzten und Gewaltausiibenden, das Vorhal-
ten von Sprachmittlung, um den Zugang zu Recht effektiv zu ermdglichen und als zentrale MaRnah-
me die psychosoziale Begleitung von Opferzeug*innen (vgl. Amesberger et al. 2016; Kotlenga et al.
2016 b).

Vorgaben der Istanbulkonvention sind u.a.

o Nach Art 25 ,Unterstltzung fiir Opfer sexueller Gewalt”: die leichte Zuganglichkeit zu gerichts-
medizinischen Untersuchungen fiir Betroffene sexueller Gewalt unabhangig von einer Anzeige

o Nach Art. 36 ,sexuelle Gewalt, Vergewaltigung”: die Bewertung sexueller Gewalt als Straftat bei
nicht gegebener Einvernehmlichkeit (,Nein heillt Nein“)

o Nach Art. 48 ,Verbot verpflichtender alternativer Streitbeilegungsverfahren oder Strafurteile”:
die unbedingte Freiwilligkeit der Teilnahme an Schlichtungsverfahren (Tater-Opfer-Ausgleich)

o nach Art. 56 ,SchutzmalRnahmen” fir Opferzeug*innen: z.B. Informationsrechte, Kontaktvermei-
dung, Hilfsdienste, Ubersetzung Unterstiitzung

o nach Art. 57 ,,Rechtsberatung”: Rechtsbeistand und unentgeltliche Rechtsberatung

Als wesentliche gesetzliche Anderung in Deutschland trat der reformierte und erweiterte § 177 des
Strafgesetzbuches 2016 in Kraft, in Bezug auf die anderen Vorgaben waren die Anforderungen der
Konvention gesetzlich weitgehend erfiillt, hier war die Frage der Evaluation, ob und wie die entspre-
chenden Regelungen und Vorschriften umgesetzt und bewertet werden.

Im LAP Il wird die Ausweitung der psychosozialen Prozessbegleitung der Stiftung Opferhilfe als we-
sentliche MaBnahme im Bereich Justiz beschrieben (Land Niedersachsen 2012, S. 18). Diese ist mitt-
lerweile bundesgesetzlich verpflichtend eingefiihrt worden (§ 406g StPO) und hat dadurch gegeniber
dem niedersachsischen Modell Modifikationen erfahren. Als weitere MaBnahme des LAPs lllI sollte
Taterarbeit (ebd. S. 61) und das Angebot der verfahrensunabhangigen Beweissicherung (S. 53 f) fla-
chendeckend ausgebaut werden. Im Fokus der Evaluation stand daher die Frage, wie diese ver-
gleichsweise neuen Institutionen im Bereich Opferschutz (darunter auch: Taterarbeit) mittlerweile
umgesetzt und bewertet werden.
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E.2. Erhebungsbefunde
Einschitzungen zu Opferrechten und Opferschutz im Rahmen der Strafverfolgung
Mehr als die Halfte der Befragten (388) gaben an, Kenntnisse zu diesem Bereich zu haben.

Zur Umsetzung von Opferschutz und Opferrechten in Strafverfahren gab es zu fast allen Aspekten
mehr positive als negative Bewertungen bzw. dullerten sich die Befragten liberwiegend zufrieden.
Die positiven Bewertungen bezogen sich vor allem auf ,,weiche” Faktoren: So wurde (iberwiegend ein
respektvoller Umgang mit den Geschadigten bei Polizei und Justiz wahrgenommen und auch der
Schutz von Kindern als Zeug*innen in Strafverfahren wurde von einer deutlichen Mehrheit als gege-
ben erachtet. Uberwiegende Zufriedenheit wurde auch mit vorhandenen Informationsrechten und
Informationspflichten geduRert.

Unterschiedlich — sowohl positiv als auch von einem relevanten Anteil von mindestens einem Viertel
negativ — bewerteten die Beteiligten die Berlicksichtigung der besonderen Schutzbedirftigkeit bei
JustizmaBnahmen sowie den Zugang zu Leistungen nach dem Opferentschadigungsrecht. Die meisten
mehrheitlich kritischen Einschatzungen gab es in Bezug auf die Umsetzung der Videovernehmung zur
Vermeidung einer Begegnung von Opferzeugin und Tatverdachtigen. Die hohen Anteile fiir die Nen-
nung , Teils teils” spiegeln vermutlich eine diverse Praxis wieder.

,Wie zufrieden sind Sie mit der Umsetzung von Opferrechten und Opferschutzmafinahmen in Strafverfahren vor
Ort in Fdllen von hduslicher Gewalt, Partnergewalt, sexualisierter Gewalt?” (Ohne , keine Einschétzung”)

Zufriedenheit Opferrechte / OpferschutzmaBnahmen

Eher/Sehr zufrieden M Teils teils M Eher/Sehr unzufrieden

A | |

Respektvoller / sensibler Umgang bei polizeilichen 58% 31% 11%
Ermittlungen

Beteiligungsrechte und Zugangsméglichkeiten zum 54% 31% 15%
Strafverfahren (u.a. Prozesskostenhilfe)
Respektvoller / sensibler Umgang mit Opferzeug*innen 539 32% 15%
bei der Staatsanwaltschaft
Respektvoller / sensibler Umgang mit Opferzeug*innen bei 51% 33% 17%
der Richterschaft
Schutz von Kindern als Zeug*innen vor Gericht 49% 32% 19%
Zugang zu Leistungen nach dem 49% 21% 31%
Opferentschadigungsgesetz
Informationsrechte bzw. Informationspflichten 48% 38% 14%
Beriicksichtigung besonderer Schutzbedirftigkeit bei allen 42% 30% 28%
JustizmaBnahmen
Umsetzung Informationsrechte bzw. Informationspflichten 40% 43% 17%
Einsatz von Videovernehmung, um Zusammentreffen von 38% 23% 39%
Opfer / Tatverdachtigen zu vermeiden
0% 20% 40% 60% 80% 100%

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (E.2), N = 136-230
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Als weiterer Aspekt wurde die Beauftragung von Opferberichten an die Gerichtshilfe im Rahmen von
Strafverfahren abgefragt. Der Einsatz dient priméar dazu, Informationen zu Tatfolgen einzuholen, er-
moglicht und erfordert jedoch zugleich eine proaktive Kontaktaufnahme zur geschadigten Person
und ggf. die Information und Vermittlung von Hilfeangeboten sowie die Erhebung von besonderen
Schutzbediirfnissen (vgl. Abschnitt D). Von den Antwortenden aus AJSD und Staatsanwaltschaft ga-
ben 40 % an, dass dieser vereinzelt oder nie beauftragt wiirde.

Psychosoziale Prozessbegleitung

Niedersachsen hat die psychosoziale Prozessbegleitung liber die Stiftung Opferhilfe schon weit vor
der bundesgesetzlichen Verpflichtung (§ 406g StPO) qualifiziert und weitgehend flaichendeckend
eingefiihrt. Die Qualitatsanforderungen in Niedersachsen gehen (iber die bundesgesetzlichen Min-
deststandards hinaus, z.B. in Bezug auf die Alltagsbetreuung. Seit Einflihrung des Bundesgesetzes
(PsychPbG) basiert die Finanzierung auf einer gerichtlichen Pauschale und weiterhin einer Landesfor-
derung der Trager, um die niedersachsischen Standards erfiillen zu kdnnen. Nach wie vor entscheidet
daher nicht ausschlielich das Gericht lber eine kostenlose Beiordnung, sondern die zustidndige
Fachkraft. Hierdurch kénnen auch Frauen, die von langjadhriger hauslicher Gewalt betroffen sind,
unterstitzt werden, auch wenn die gesetzlich zugrundegelegten Bedingungen fir eine kostenlose
Beiordnung (z.B. schwere Koérperverletzung) nicht gegeben sind.

Psychosoziale Prozessbegleitung als Instrument zur Unterstitzung von Opfern war grundsatzlich 75
% der Antwortenden bekannt, mit Unterschieden zwischen den Berufsgruppen. Weniger bekannt
war die konkrete Anlaufstruktur vor Ort, dariiber konnte knapp Uber die Halfte der Befragten Aus-
kunft geben.

,Ist Ihnen das Unterstiitzungsangebot der Psychosozialen Prozessbegleitung fiir Opfer von Straftaten bekannt?“

Bekanntheit Angebot Psychosoziale Prozesshegleitung

Ja, ich kenne das Angebot vor Ort (nachstgelegener Gerichtsstandort).
M Ja, ich/ wir biete/n dies selber an.
M Ja, aber ich weil’ nicht, ob es so etwas auch bei uns gibt.

H Nein

53%

18%

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (E.5); N = 478

Das Instrument oder die Verfligbarkeit vor Ort kannten 50 % der Befragten aus Polizei und den Berei-
chen Kinder, Jugend und Bildung nicht, ebenso 38 % der Befragten aus den Bereichen Gesundheit
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(v.a. ProBeweis und Traumaambulanzen) und den Gleichstellungsbeauftragten. Auch ein Viertel
(25 %) der Gerichte und Staatsanwaltschaften gab an, dass ihnen dies nicht bekannt sei oder sie nicht
wissten, ob es das Angebot vor Ort gebe (Tabelle 10 im Anhang).

Insgesamt Uberwiegt eine positive Einschatzung in Bezug auf alle abgefragten Aspekte der psychoso-
zialen Prozessbegleitung, ein relevanter Anteil jedoch hatte zu einzelnen Aspekten keine Einschat-
zung. Uberwiegend positive Einschiatzungen betreffen die geleistete Unterstiitzung, die vermutete
Bekanntheit bei relevanten Fachkraften und — wenn auch abgeschwacht positiv — den niedrigschwel-
ligen Zugang. Weniger positiv bzw. gemischter sind die Einschdatzungen zu Kapazitdten. Insbesondere
Einrichtungen des Gewaltschutzes, die vielfach das Angebot vermitteln, geben zu 40 — 50 % an, dass
diese nicht ausreichend seien. Ein Einfluss der Ortsgrof3e ist hier nicht erkennbar. Deutlich beflirwor-
tet wird der Einsatz der psychosozialen Prozessbegleitung auch in zivilrechtlichen Verfahren (Gewalt-
schutzgesetz, kindschaftsbezogene Verfahren) und alle Befragtengruppen sprechen sich mehrheitlich
flir mehr Beiordnungen in Strafverfahren aus.

,Wie sehr treffen Ihres Erachtens folgende Aussagen zum lokalen Angebot der psychosozialen
Prozessbegleitung zu?“ (Ohne Angabe , keine Einschétzung”)

Psychosoziale Prozessbegleitung

Trifft (eher) zu M Teils teils W Trifft (eher) nicht zu

Die Kapazitaten psychosozialer Prozessbegleitung sind fiir 25%
Gewaltbetroffene in unserer Kommune (Stadt/Landkreis) 9%
bedarfsdeckend. 22%

0,
Das Angebot ist bei relevanten Fachkraften / 22% 52%
Einrichtungen bekannt. r ?
8%
0,
Fir die Zielgruppe ist der Zugang zu dem Angebot 17% 36%
iedrigschwellig. ’
0,
Die Unterstiitzung im Einzelfall ist hilfreich und >9%
bedarfsgerecht. 6%
1%
0,
Im Sinne des Opferschutzes waren in Fallen hauslicher 7% a47%
Gewalt mehr Beiordnungen wiinschenswert. =o/ °
(]
48%

. . . . 5%
zivilrechtliche Verfahren verfiigbar sein.

Psychosoziale Prozessbegleitung sollte auch fir
T

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (E.6); N = 282-283

Im explorativen Interview gab die mit Bereich Opferschutz tatige Mitarbeiterin des Justizministeri-
ums an, dass der Anteil der Beiordnungsfille insgesamt gering, die Zahlen und auch der Anteil der
Beiordnungen aber deutlich gestiegen seien (von 11 % 2017 auf 30 % 2018).

In der Onlineerhebung wurde nach den Griinden dafiir gefragt, dass psychosoziale Prozessbegleitung

Uberwiegend ohne gerichtliche Beiordnung eingesetzt wird. Am haufigsten wurde der Aussage zuge-
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stimmt, dass die in der Strafprozessordnung genannten Beiordnungsgriinde nicht zutrafen, genauso
der Aussage, dass in der Mehrheit der Falle eine Beiordnung beantragt und bewilligt werde.

Tater-Opfer-Ausgleich (TOA)

Nach Angaben der groRen Mehrheit der Befragten aus dem AJSD wird dieses aullergerichtliche In-
strument auch in Fallen hauslicher Gewalt bei ihnen angewandt. Die Wahrung von Opferrechten bei
der Umsetzung des TOA wurde von allen dazu Antwortenden iberwiegend als gegeben angesehen,
dies betrifft die Information Uber die freiwillige Teilnahme und die Beriicksichtigung der Opferinte-
ressen. Bei der Wirksamkeit zur Verhinderung weiterer Gewalteskalation und bei den Einschatzungen
zum vermuteten Opferinteresse, lieber einen TOA statt weitere Strafverfolgung durchzufihren, ge-
hen die Ansichten auseinander; diese Aspekte werden vom AJSD, denjenigen, die den TOA durchfiih-
ren, weitaus positiver beurteilt als von den anderen Befragten (vgl. Tabelle 12 im Anhang). Dies kann
darin begriindet liegen, dass z.B. Nutzerinnen von Gewaltschutzeinrichtungen eine andere Haltung
gegeniber einer Strafverfolgung haben als diejenigen, die an den AJSD vermittelt werden.

Taterarbeit

Taterarbeit erfillt mehrere Funktionen und ist keinem der Bereiche eindeutig zuzuordnen. Im Frage-
bogen wurden die Fragen zur Taterarbeit im Kontext von Strafverfolgung und Opferschutz abgefragt,
da sie als Teil der Strafverfolgung bzw. als Auflage bei der Einstellung von Verfahren vielfach zum
Einsatz kommt und dort schon langer etabliert ist. Zugleich ist Taterarbeit mit dem NPOG als Teil der
Interventionskette definiert worden und unterstiitzt durch die vorgesehene proaktive Ansprache die
Gefahrderansprache. SchlieRRlich kann Taterarbeit auch als Element der Unterstiitzung fir gewaltbet-
roffene Frauen gewertet werden, da viele sich primar ein Ende der Gewalt wiinschen, nicht immer
eine Trennung vom gewaltausiibenden Partner. Zudem ist der Kontakt der Taterarbeit zu Gewaltbet-
roffenen wesentliches Element der Arbeit. Die zentrale Zielsetzung von Taterarbeit ist aber die der
Pravention, namlich weitere Gewaltvorfalle zu verhindern und an den Verursachern von Gewalt an-
zusetzen.

Zur Umsetzung von Taterarbeit vor Ort konnte die Halfte der Befragten (50 %) Auskunft erteilen,
weitere 13 % machten die Aussage, dass es diese bei ihnen bzw. in ihrem Wirkungskreis nicht gebe,
37 % hatten diesbeziiglich keine Kenntnisse. Hier wird ein Gefdlle nach OrtsgroRRe erkennbar. In den
Orten bis 20.000 Einwohnende gaben 23 % und bei der OrtsgréRRe ab 150.000 Einwohnende 5 % an,
dass es keine Einrichtung im Wirkungsbereich gebe (Tabelle 13 im Anhang).

Dem entspricht auch das Ergebnis zur Abfrage von Kooperationen (C.5): Hier gaben Gewaltschutzein-
richtungen und der Polizei zu je einem Filinftel der Befragten an, dass es keine Kooperation mit Tater-
arbeit im Netzwerk gebe oder eine solche Einrichtung nicht vorhanden sei (Tabelle 6 im Anhang).

Taterarbeit kommt nach Einschatzung der Mehrheit der Befragten (56 %) haufig als Auflage in Straf-
verfahren zum Einsatz. Die Einschatzungen zur lokalen Umsetzung von Taterarbeit sind in Bezug auf
die Wirksamkeit und Bekanntheit bei relevanten Fachkraften Gberwiegend positiv, die Einschatzun-
gen zur Etablierung des Angebots und zur Bedarfsgerechtigkeit der Kapazitaten sind eher kritisch.
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,Bitte kreuzen Sie an, wie sehr die folgenden Aussagen zu Tdterarbeit Ihres Erachtens zutreffen oder nicht zu-
treffen oder alternativ, wenn Sie zu einer Aussage keine Einschdtzung haben. “

(Ohne Angabe , keine Einschétzung®)

Einschatzungen zur Taterarbeit

Trifft (eher)zu MW Teils teils W Trifft (eher) nicht zu

I. Die Kapazitaten der Taterarbeit sind flr unsere 33% 13% 54%
Kommune (kreisfreie Stadt, Landkreis) bedarfsdeckend.

1. Das Angebot ist bei relevanten Fachkraften und 68% 22% 10%
Einrichtungen bekannt.

Il. Taterarbeit verhindert weitere Gewaltfélle bzw. 64% 32% 4%
Eskalationen.

IV. Taterarbeit niitzt nur etwas, wenn sie freiwillig in 41% 34% 259%
Anspruch genommen wird.

V. Die Inanspruchnahme von Taterarbeit ist oftmals eine 56% 36% 9%
Gerichtsauflage.

VI. Das Angebot bzw. die Vermittlung und Nutzung sind 24% 20% 56%
genug etabliert.

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (E.13);
L:N=173,1.: N=214, lll.: N=190, IV: N =214, V.. N=174, VI.: N =192

Die Polizei duBerte sich skeptischer zur Wirksamkeit von Taterarbeit als die anderen und sie stimmte
vielfach der Aussage zu, dass Taterarbeit nur niitze, wenn sie freiwillig in Anspruch genommen wiirde
(Tabelle 14 im Anhang).

Bemerkenswert ist, dass auch und insbesondere Gewaltschutzeinrichtungen eine positive Einschat-
zung zur Taterarbeit hatten. Die Einschatzungen zu Kapazitdten bzw. Verfligbarkeit unterscheiden
sich nach OrtsgroBe. So wurde bereits im Abschnitt D Gefahrenabwehr (Frage 11 zu Umsetzung
NPOG) deutlich, dass die Polizei in kleineren Stadten der Verpflichtung zur Weitervermittlung an
Taterarbeit deutlich weniger nachkommen kann als in grofReren Stadten.

Viele Befragte pladierten fir eine Verpflichtung zur Teilnahme an Angeboten der Taterarbeit im Kon-
text von Entscheidungen iber Umgangsregelungen (Teilnahme als Bedingung, siehe Abschnitt G).

Entwicklungen im Bereich der Strafverfolgung

Polizei, Staatsanwaltschaften und Strafgerichte wurden nach Entwicklungen im Bereich der Strafver-
folgung zu relevanten Deliktsbereichen gefragt. Die Mehrheit der Befragten gab an, dass die Fallzah-
len im Bereich digitaler Gewalt und Verstol} gegen das Gewaltschutzgesetz zugenommen hatten,
mehrheitlich gaben sie zudem an, dass der Zeitaufwand pro Fall gestiegen sei. Zu den Auswirkungen
des reformierten § 177 Strafgesetzbuch gaben die Befragten mehrheitlich an, dass die Anzahl der
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Falle deutlich gestiegen sei, bei einem Teil kam es nach eigenen Angaben auch zu einem Anstieg der
Verurteilungen.

E.3. Bewertung der Befunde im Lichte der Istanbulkonvention und der
Zielsetzungen und Ausgangslage des LAPs II1

Beim Opferschutz hat das Land Niedersachsen in den vergangenen Jahren viele Aktivitdten entfaltet.
Wie im LAP Il als Ziele benannt, sind die psychosoziale Prozessbegleitung, verfahrensunabhangige
Beweissicherung und Taterarbeit deutlich ausgebaut worden. Bei der psychosozialen Prozessbeglei-
tung ist die Zielsetzung des LAP lll, das damalige Modellprojekt zu einer flaichendeckenden Struktur
auszuweiten, weitgehend gelungen. Inzwischen wurden in finf Fortbildungen insgesamt 51° Fach-
krafte flr psychosoziale Prozessbegleitung nach den Niedersachsischen Qualitatsstandards ausgebil-
det. Wahrend das Instrument der psychosozialen Prozessbegleitung weitgehend bekannt ist, sind es
die konkreten Anlaufstellen vor Ort nicht immer. Relevanter Informationsbedarf Uber die Einsatz-
moglichkeiten und Anlaufstrukturen besteht vor allem weiterhin bei der Polizei, bei den Gerichten
und Staatsanwaltschaften, bei denen die Hélfte bzw. ein Viertel der Befragten angab, keine Kenntnis-
se von den Anlaufstrukturen vor Ort zu haben oder auch das Instrument nicht zu kennen.

Fir die psychosoziale Prozessbegleitung ist positiv hervorzuheben, dass die schon weit vor Einfiih-
rung eines Bundesgesetzes in Niedersachsen etablierten hohen Qualitatsstandards und die gut aus-
gebauten Strukturen beibehalten wurden und finanziell unterstiitzt werden. Die hohen Fallzahlen
ohne gerichtliche Beiordnungen zeigen den hohen Bedarf dieser Unterstitzungsform auch fiir dieje-
nigen Geschadigten langjahriger hauslicher Gewalt, bei denen die Beiordnungsgriinde nach § 406g
StPo nicht vorliegen. Die Schutzbedirftigkeit und der daraus entstehende Unterstiitzungsbedarf han-
gen also nicht allein vom Delikt ab, sondern ergeben sich aus den meist langjahrigen Gewalterfah-
rungen und individuellen Ressourcen. Die Befunde zeigen, dass die Anzahl der Beiordnungen auf-
grund der gesetzlich engen Voraussetzungen begrenzt ist, hier waren entsprechende Ausweitungen —
ausgehend von den individuellen Schutzbedarfen — sinnvoll. Neben dem Wunsch nach mehr (kosten-
losen) Beiordnungen findet auch der mogliche Einsatz psychosozialer Prozessbegleitung fiir Zivilver-
fahren von fast allen Befragten hohe Zustimmung (zur Ubertragbarkeit von strafrechtlichen Opfer-
rechten auf andere Rechtsgebiete: Kilchling 2018, S. 55 f).

Bei der Umsetzung von Opferrechten zeigt sich insgesamt eine (iberwiegende Zufriedenheit und zwar
in Bezug auf die grundsatzlich bestehenden Rechte von Opfern in Strafverfahren und Fragen des
kommunikativen Umgangs mit den Geschadigten. Bei der konkreten Umsetzung von Opferrechten
und v.a. SchutzmalRnahmen finden sich auch kritische Einschatzungen und gréBere Anteile von indif-
ferenten Bewertungen, die vermutlich der starken Unterschiedlichkeit in der Praxis entsprechen. Vor
dem Hintergrund der Vorgaben der Istanbulkonvention in Art. 56 ,SchutzmaRnahmen” und der Eu-
ropaischen Opferschutzrichtlinie (Art. 19 ,,Recht des Opfers auf Vermeidung des Zusammentreffens
mit dem Straftater”) besteht groRerer Handlungsbedarf in Bezug auf MaBnahmen zur Vermeidung
von Kontakt zwischen verletzter und tatverdachtiger Person und dem Einsatz zum Beispiel von Vi-
deovernehmungen. Dies ist in Niedersachsen — wie die Befunde zeigen — nach wie vor keineswegs
Standard (vgl. dazu auch: Niedersachsisches Justizministerium 2017, S. 14). Befunde aus einer Studie

htps://justizportal.niedersachsen.de/startseite/burgerservice/opferschutz/psychosoziale_prozessbegleitung/
psychosoziale-prozessbegleitung-in-niedersachsen-160951.html
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zu Opferrechten in Strafverfahren im Kontext hduslicher Gewalt (Gérgen et al. 2016, S. 148 und S.
171 f) legen nahe, dass dies vielfach mit der technischen Ausstattung zu tun hat, teilweise wird eine
Begegnung vor Gericht aber auch primar als erkenntnisgenerierend eingeschatzt.

Gemal dem Ziel des LAPs Il ist das Angebot an Taterarbeitseinrichtungen seit 2012 deutlich ausge-
weitet bzw. fast verdoppelt worden von 6 auf 11 Beratungsstellen. Eine Flachenabdeckung — wie sie
zur Umsetzung des NPOG und den Vorgaben zur regelhaften Weitervermittlung Voraussetzung ware
— steht allerdings noch aus. Die Flichenabdeckung/ Verteilung ist ein wesentlicher Faktor fir die vor-
handene Vernetzung und Kooperation der Taterarbeit mit Anderen bzw. umgekehrt. Es wird von
allen Befragtengruppen ein grolRer Bedarf gesehen, den Bereich weiterzuentwickeln. Die Einschat-
zungen zur Relevanz von Taterarbeit flir den Opferschutz sind insbesondere auch bei den Frauen-
facheinrichtungen deutlich positiver als noch vor einigen Jahren.
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F. Zivilrechtlicher Gewaltschutz

F.1. Ausgangslage und Zielsetzungen des LAPs III und
Vorgaben der Istanbulkonvention

In Bezug auf die Umsetzung des zivilrechtlichen Gewaltschutzes wurden keine Ziele und MaRnahmen
im Landesaktionsplan 1ll formuliert. Der zentrale Bezugspunkt der Bewertung in der Istanbul-
konvention ist Art. 53 , Kontakt- und Naherungsverbote sowie Schutzanordnungen®. Dieser sieht vor,
dass entsprechende Rechtsinstrumente ,fiir den sofortigen Schutz und ohne eine unangemessene
finanzielle oder administrative Belastung fiir die Opfer zur Verfligung stehen” missen und dies ,,un-
abhédngig von oder zusatzlich zu anderen Gerichtsverfahren”. Vor diesem Hintergrund wurde im
Rahmen der Evaluation eine Bestandsaufnahme hinsichtlich der Umsetzungspraxis sowie der Ein-
schatzungen verschiedener Akteursgruppen vorgenommen.

F.2. Erhebungsbefunde

Einschitzungen zur Umsetzung des zivilrechtlichen Gewaltschutzes

Insgesamt iberwogen in Bezug auf die Umsetzung des Gewaltschutzgesetzes in Bezug auf viele As-
pekte positive Einschatzungen, allerdings zeigten sich teilweise erhebliche Unterschiede in der Beur-
teilung durch Familiengerichte und Rechtsantragstellen und andere Institutionen.

o Mehrheitlich und libereinstimmend positiv bewertet wurden die zligige Bearbeitung und — wenn
auch unterschiedlich stark — die Niedrigschwelligkeit des Antragsverfahrens.® Auch wurde in allen
Befragtengruppen das Kostenrisiko Gberwiegend als nicht abschreckend bewertet. Gleichwohl
gab es in Freitexten vereinzelt die Forderung nah einer vollstdandige Kostenlibernahme fiir Ver-
fahren.

o Nach lbereinstimmender und mehrheitlicher Einschatzung werden Anhérungen fast ausschliel3-
lich gemeinsam durchgefiihrt. Die erhobene Erledigungspraxis (siehe folgender Abschnitt) weist
sogar einen fast 100 %-Anteil an gemeinsamen Anhérungen aus.

o Das groBte Hindernis in der Umsetzung des Gewaltschutzgesetzes ist nach (ibereinstimmenden
Angaben der Beteiligten der Ausschluss vieler Gewaltbetroffener von diesem Instrument wegen
fehlender Ubersetzung, dies gab ca. die Halfte der Antwortenden an (40 % Familiengerichte und
RAS, 56 % andere Einrichtungen).

Hier sprachen sich bei der Abfrage zur psychosozialen Prozessbegleitung (Abschnitt E) die meisten Befragten fir
eine Ausweitung dieses Instruments auf zivilrechtliche Verfahren aus.
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,,Bitte kreuzen Sie an, wie sehr folgende Aussagen zum zivilrechtlichen Gewaltschutz bei Ihnen vor Ort lhres

Erachtens zutreffen.” (Ohne Angabe “keine Einschéitzung”)

Schutzanordnungen sind fiir viele ein wirksamer Schutz

VerstoRe ziehen nach einer Anzeige bzw. einem Antrag

Einschatzungen zur Umsetzung des Gewaltschutzgesetzes

Trifft (eher) zu H Teils teils M Trifft (eher) nicht zu

1 | |

Die Antragsstellung bei Gericht ist fir die 62% 22% 15%
Gewaltbetroffenen weitgehend unkompliziert.

Es gibt ausreichende Begleit- und 47% 27% 26%
Unterstitzungsmoglichkeiten fiir potentielle...

) Die fehlenden Moglichkeiten einer kostenlosen 55% 24% 21%
Ubersetzung schlieRen viele Gewaltbetroffene aus.
Es besteht ein erhebliches Kostenrisiko. Das thIreclgt 30% 29% 41%
viele ab. I—I

Verfahrenskostenhilfe wird in angemessenen Umfang 56% 36% 8%
gewahrt.

Zumeist werden von Seiten des Gerichts Vergleiche 30% 37% 33%
vorgeschlagen.

Bei Anhorungen werden diese fast ausschlieBlich
gemeinsam durchgeflhrt.

Antrage werden zumeist innerhalb einer Woche
beschieden / bearbeitet.

vor weiterer Gewalt.

Sanktionen nach sich.

Vergleiche haben mind. die gleiche Schutzwirkung wie
eine richterliche Schutzanordnung.

0% 20% 40% 60% 80% 100%

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (F.2); N = 304

o

Familiengerichte und Rechtsantragstellen haben vielfach deutlich positivere Auffassungen zur
Umsetzungspraxis als andere Institutionen gedullert, das betrifft v.a. die Einschatzungen zur
Niedrigschwelligkeit des Antragsverfahrens, der Angemessenheit von Verfahrenskostenhilfe und
zur Umsetzung von Sanktionen bei VerstoRen sowie die Begleitmoglichkeiten. In Bezug auf Sank-
tionen bei VerstoRen ist der hohe Anteil der positiven Aussagen insgesamt bemerkenswert. In
Freitextantworten wiesen mehrere Befragte auf die Hochschwelligkeit und lange Verfahrensdau-
ern bei der Strafverfolgung bzw. der zivilrechtlichen Sanktionierung von VerstéRen sowie auf ei-
nen Mangel an umgesetzten und wirksamen Sanktionen hin: , Bei Verstéfsen nach § 4 GewSchG
ist es erschreckend, was von dem Opfer alles verlangt wird: Strafantrag, Antrag beim Amtsgericht
usw. und dann wird nichts gemacht! So wirkt das Gesetz liberhaupt nicht.” (Polizei) In einem In-
terview mit einer Staatsanwaéltin zum Thema Hochrisikofdlle verweist diese darauf, dass eine
Strafverfolgung von VerstoRen ohne vollstreckbare Anordnung (Zustellung) nicht méglich sei. Seit
sie am Arbeitskreis zum Thema Hochrisikofalle teilnehme, kénne sie diese leicht bekommen, da
sie darliber nun direkte Ansprechpartner beim Familiengericht habe.
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o Familiengerichte und Rechtsantragstellen schatzten die Schutzwirkung von Vergleichen statt
Anordnungen als vergleichbar ein, andere stimmten dem lberwiegend nicht zu.

o In Bezug auf die Einschatzung der Wirksamkeit von richterlichen Anordnungen ist es umgekehrt:
Andere, insbesondere Polizei und Gewaltschutzeinrichtungen, schatzten diese héher ein als die
Familiengerichte und die Rechtsantragstellen.

,Bitte kreuzen Sie an, wie sehr folgende Aussagen zum zivilrechtlichen Gewaltschutz bei Ihnen vor Ort lhres
Erachtens zutreffen.” (Differenzierung nach Institutionen zu einzelnen Items, ohne Angabe , keine Einschdtzung)

Einschatzungen zur Umsetzung des Gewaltschutzgesetzes FamG / RAS Andere Einrichtungen
Anteile Anzahl Anteile Anzahl
i 0, 0,
Die Antragsstellung bei Gericht ist fir die Trifft (eher) 2u 0% 63 %
Gewaltbetroffenen weitgehend unkom- | Teils teils 10% 30 22 % 242
: ritft (eher) nicht zu o o

pliziert Trifft (eher) nich 0% 16 %
Die fehlenden Moglichkeiten einer kos- Trifft (eher) zu U ROk
tenlosen Ubersetzung schlieRen viele Teils teils 15% 20 24 % 182
Gewaltbetroffene aus. Trifft (eher) nicht zu 45 % 21%

Trifft (eher) zu 97 % 56 %
Verfahrenskostenhilfe wird in angemes- Teils teils 0% 30 36% 128
senen Umfang gewahrt.

Trifft (eher) nicht zu 3% 8%

Trifft (eher) zu 40 % 61%
Sc.hutzanordnungen sind fur viele ein Teils teils 20% 25 319% 257
wirksamer Schutz vor weiterer Gewalt.

Trifft (eher) nicht zu 60 % 9%

Trifft (eher) zu 74 % 2%
V.erstoBe ziehen na(fh einer Anzglge bzw. Teils teils 15 % 27 26 % 204
einem Antrag Sanktionen nach sich.

Trifft (eher) nicht zu 11% 33%

1 0, 0,

Vergleiche haben mind. die gleiche Trifft (eher) zu 63 % 13%
Schutzwirkung wie eine richterliche Teils teils 25% 24 15% 145
Schutzanordnung. Trifft (eher) nicht zu 13% 72%

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (F.2); N =304
Erhebung der Erledigungspraxis bei den beteiligten Familiengerichten

Weiterhin wurde bei den Beteiligten die Erledigungspraxis der vorangegangenen sechs Monate er-
hoben. Da auf Landesebene auller Antrags- und Erledigungszahlen bislang keine statistischen Erhe-
bungen dazu stattfinden, wurde eine Erhebung von Seiten des Justizministeriums angeregt. Zahlen
liegen von 19 fiir Familiensachen zustandigen Personen zu insgesamt 230 Antrdgen vor. Hierbei han-
delte es sich ausschlieBlich um Antrage gegen Partner / Ex-Partner (um so genannte ,Nachbar-
schaftsstreitigkeiten” auszuschlieRen). Ein Vergleich mit den ebenfalls erhobenen Gesamtzahlen zu
den Antrdgen nach Gewaltschutzgesetz (insgesamt wurden 326 Fille angegeben) zeigt jedoch, dass
Antrdge im Kontext von (Ex-)Partnerschaften den weitaus groRReren Teil bei den antwortenden Fami-
lienrichter*innen ausmachten, namlich ca. drei Viertel aller angegebenen Falle. Die Antrdage wurden
fast alle von Frauen gestellt, nur acht Antrdge von Mannern. Mit den erhobenen Zahlen ist kein An-
spruch auf Reprasentativitdt verbunden, aber vor dem Hintergrund anderer Erhebungen im Feld zei-
gen sie plausible Tendenzen. Den erhobenen Angaben nach
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o wurde einem Antrag in ca. der Halfte der Falle auf dem Wege der der einstweiligen Anordnung
stattgegeben.

o wurden 15 % der Antrage abgelehnt.

o wurde in mehr als einem Drittel der Falle von vornherein eine miindliche Verhandlung angesetzt,
in einem Viertel aller Falle auf Antrag des Antragsgegners. Damit wurde im Durchschnitt fast bei
jeder zweiten Anordnung (43 %) ein Antrag auf Anhorung gestellt.”

o wurden Anhorungen / mindliche Verhandlungen fast ausschlieRlich gemeinsam durchgefihrt.

o wurde in ca. einem Drittel der Falle nach einer Anhdrung ein Vergleich geschlossen bzw. eine
Vereinbarung getroffen.? Dabei handelte es sich zu 91 % der Falle um gerichtlich bestétigte Ver-
gleiche nach § 4 GewSchG. Gleichwohl gaben 29 % der Befragten an anderer Stelle an, dass dies
in ihrer Praxis bislang noch nicht vorgekommen sei.’

o Der Mittelwert der angegebenen durchschnittlichen Erledigungszeitraume betragt 8,3 Tage, die
Angaben reichen von 1 Tag bis zu 20 Tagen (Schatzwert).

,Wie viele Antrdge nach Gewaltschutzgesetz haben Sie schétzungsweise in den letzen 6 Monaten mit welchem
Ergebnis erledigt?” (Anzahl Antrédge und Anteile Ergebnis)

Ergebnis der Antrage nach Gewaltschutzgesetz gegen (Ex-)Partner*in (Anzahl Antrége = 230)

Antrag abgelehnt 15%
Antrag im Wege der einstweiligen Anordnung ohne miindliche Verhandlung stattgegeben 53%
Mindliche Verhandlung auf Antrag (nach einstweiliger Anordnung) 23%
Miindliche Verhandlung von vornherein angesetzt 40 %
Abschluss Vergleich nach miindlicher Verhandlung 34 %

Von den Antragsfillen, in denen ein Antrag nach Gewaltschutzgesetz in einen Vergleich miindete (Anzahl Antrage = 79)

davon: gerichtlich bestatigt nach § 4 GewSchG 91%
davon: nach gemeinsamer Anhérung 9%
davon: nach getrennter Anhérung 1%

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung Familiengerichte (F.3); N = 19

Die Praxis ist sehr divers, es lassen sich dabei zwei Pole ausmachen. Familienrichter*innen, die fast
ausschlieBlich zunachst eine Anordnung erlassen, auf der einen Seite und auf der anderen Seite die-
jenigen, die in (fast) keinem Fall eine Anordnung erlassen haben. Diese Befunde entsprechen auch
den Befragungsergebnissen einer Studie zur Umsetzung von Gewaltschutzanordnungen in Deutsch-
land. Als Hauptgriinde fiir eine (mehrheitliche oder ausschliefliche) Praxis des Vergleichs gaben die
Befragten — sofern sie dazu Angaben machten — v.a. die Erwartung zukiinftiger Umgangskontakte
und eine uneindeutige Sachlage an. Auch dies entspricht den Befunden vorliegender Befragungen zur
Umsetzungspraxis des Gewaltschutzgesetzes (vgl. Gabler et al. 2016; Deutscher Juristinnenbund
2012).

In diesen Fallen kann es dann im Nachhinein zu einem Vergleich gekommen sein oder einer Bestatigung der einst-
weiligen Anordnung, moglich ist auch, dass eine angesetzte Anhérung wegen Nichterscheinen nicht stattgefunden
hat. Es kann also davon ausgegangen werden, dass Antragsfalle in den verschiedenen Kategorien gezahlt wurden.
Dieser Anteil liegt etwas hoher als der Anteil, der im Referentenentwurf zum Gesetz zur Verbesserungen des Schut-
zes gegen Nachstellungen genannt wurde (29 %) (Bundesministerium fiir Justiz und Verbraucherschutz 2016, S. 12).
Diese Diskrepanz ist erklarbar, weil diejenigen mit héheren Fallzahlen diese Praxis mehr nutzen.
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Bei den befragten Familiengerichten wurden auch Verbesserungsbedarfe hinsichtlich des Gewalt-
schutzgesetzes bzw. seiner Umsetzung abgefragt. Als veranderungsbedirftig wurden von mehreren
die mangelnde Sanktionierung von VerstoRBen benannt, ebenso die Hochschwelligkeit und lange Ver-
fahrensdauer bei der Strafverfolgung bzw. der zivilrechtlichen Sanktionierung von Verstofien. Die
Moglichkeit der gerichtlichen Bestéatigung eines Vergleichs und damit die Sanktionsbewehrtheit wur-
de von einzelnen Befragten als zu hochschwellig bewertet, hier wurde vorgeschlagen, eine Strafbe-
wehrung von Vergleichen nicht an die ,zweifelsfreie Sachverhaltsaufklarung” zu binden oder aber
»gleich eine Anordnung zu erlassen, was m.E. dann auch mehr Wirkung zeigt.” (Freitextantwort Fami-
liengericht) Eine andere Befragungsperson kritisiert umgekehrt dass , eine Vielzahl der Falle nicht
Partnergewalt betrifft“ und ,Gewaltopfer aus Paarbeziehungen oft zdgern, zu Gericht zu gehen.”
Auch die gegenseitige Uberlappung von Gewaltschutzsachen und kindschaftsbezogenen Sachen wird
kritisiert und zwar in beide Richtungen: Das Gewaltschutzgesetz werde instrumentalisiert, um Vortei-
le in Sorgerechtsverfahren zu bewirken, aber auch: Es sei schwierig Umgangsregelungen und Gewalt-
schutzmaRnahmen in Ubereinstimmung zu bringen.
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F.3. Bewertung der Befunde im Lichte der Istanbulkonvention und der
Zielsetzungen und Ausgangslage des LAPs III

Die Befunde legen nahe, dass die Umsetzung des Gewaltschutzgesetzes die Anforderungen der Is-
tanbulkonvention und auch des Schutzziels des Gesetzgebers nur teilweise erfiillen kann. Das An-
tragsverfahren selbst und der Zugang sind nach Uberwiegenden Einschdtzungen niedrigschwellig.
Dennoch steht dieses Schutzinstrument nicht allen gleichermalien zur Verfligung, wie es die Istan-
bulkonvention verlangt. Zum einen ist mangelnde Sprachmittlung nach Angabe eines relevanten Teils
der Befragten ein faktischer Ausschlussgrund fiir viele Betroffene. Zum anderen ist die Umsetzungs-
praxis sehr divers, bei manchen Familiengerichten werden lberhaupt keine Anordnungen, sondern
ausschlieBlich Vereinbarungen nach einer gemeinsamen Anhorung getroffen. Die Griinde dafir dirf-
ten weniger im Fallspektrum (,Nachbarschaftsstreitigkeiten”) begriindet sein — denn die Auswertun-
gen der Erledigungspraxis wurde nur auf Antragsfalle gegen (Ex-) Partner bezogen. Einen groBeren
Einfluss hat das Verstandnis des gesetzlichen Auftrags und daraus abgeleiteten Beurteilungskriterien.
So sind uneindeutige Sachlage und die Vorwegnahme von Umgangskontakten wesentliche Begriin-
dungen fir eine Gberwiegende Vergleichspraxis. Damit ist das Instrument fiir Mitter nicht in gleicher
Weise zuganglich wie fir andere Frauen. Hinzu kommt, dass es nach Ansicht der Befragten bislang
keine angemessene Losung gibt, um Gewaltschutzanordnungen auch bei bestehenden oder zu tref-
fenden Umgangsregelungen zur Umsetzung zu bringen. Der begleitete Umgang ist dafir nur ein —
mehr oder weniger geeigneter — Behelf (vgl. G).

Die Angaben eines Teils der Befragten zu Verbesserungsbedarfen in der Umsetzung des Gewalt-
schutzgesetzes deuten darauf hin, dass die neu eingefiihrte Strafbewehrung von Vergleichen zur
Verbesserung des Schutzes hohen Hirden unterliegt, da sie gerichtlich bestatigt werden missen und
die Voraussetzung (Sachverhaltsklarung) oft nicht gegeben ist. Das Ziel, damit die Schutzwirkung von
Vergleichen zu erhdhen, ist auf diese Weise also schwer zu erreichen.

Kritisch erscheint zudem, dass Anhdrungen zu 99 % gemeinsam angesetzt wurden, hier stellt sich die
Frage nach der Berlicksichtigung moglicher Schutzbedarfe. Befunde einer Erhebung des Deutschen
Juristinnenbundes deuten darauf hin, dass damit auch das Ziel der Sachverhaltsaufklarung verknipft
wird (vgl. djb 2012). Diese durchgingige Anhdrungspraxis kann insofern auch eine Zugangshiirde
sein, als dass sehr belastete Geschadigte unter diesen Umstanden moglicherweise von einem Antrag
absehen (vgl. Gabler et al. 2016, S. 31). Der durchschnittliche Erledigungszeitraum von acht Tagen
und die teilweise hohen Maximalwerte von 20 Tagen zeigen die hohe Relevanz der Verlangerungsop-
tion polizeilicher Platzverweise, wie sie mit dem NPOG eingefiihrt wurden.
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G. Kinder als Mitbetroffene hauslicher Gewalt

G.1. Ausgangslage und Zielsetzungen des LAPs III und
Vorgaben der Istanbulkonvention

Im LAP Il wurde die Unterstitzung von Kindern misshandelter Miitter als Handlungsbedarf und zu-
kiinftiger Schwerpunkt angefiihrt. Ein Erhebungsbefund der vorangegangenen Evaluation war, dass
es an verbindlichen Vereinbarungen zwischen Gewaltschutzeinrichtungen und Kinderschutz, Jugend-
amtern mangelte, obwohl bereits Standards existierten und anerkannt sei, dass das Miterleben von
Gewalt als potentiell kindeswohlgefdhrdend einzustufen ist (vgl. Land Niedersachsen 2012, S. 47).
Der nicht gedeckte Bedarf an spezifischen Unterstiitzungsangeboten fir Kinder war der Anlass, ein
Modellprojekt zu initiieren. Dieses sollte der besseren Verzahnung der Gewaltschutzstrukturen und
der im Aufbau befindlichen Koordinierungszentren fiir Kinderschutz dienen. Von der Umsetzung des
Bundeskinderschutzgesetzes wurden ebenfalls Impulse fiir die Verbesserung der Kooperation erwar-
tet.

Die Istanbulkonvention verpflichtet dazu, Kinder als eigenstiandige Gruppe bei MaBnahmen mitzu-
denken und versieht sie mit eigenen Anspriichen. So fordert Art. 26 ,Schutz und Unterstiitzung fir
Zeuginnen und Zeugen, die Kinder sind“ das Vorhalten einer altersgerechten psychosozialen Bera-
tung fiir diese Zielgruppe und zudem die generelle Beriicksichtigung des Kindeswohls bei allen Hilfs-
diensten. Art. 31 ,Sorgerecht, Besuchsrecht und Sicherheit” legt fest, dass in kindschaftsbezogenen
Verfahren die miterlebte hdusliche Gewalt als kindeswohlgefahrdend eingeschatzt wird, zum ande-
ren, dass das Sorge- und Besuchsrecht die Sicherheit des Opfers und der Kindern nicht aushebeln
darf.

G.2. Erhebungsbefunde

Modellprojekt ,Kinder als Zeugen hauslicher Gewalt"

Von verschiedenen Befragtengruppen wurde kritisiert, dass es keine adaquaten (,kinderparteili-
chen”) Unterstitzungsangebote gebe und auch keine regelhaft dafiir zustandige Struktur, die den
Einbezug der Kinderperspektive bzw. deren Gewicht in Entscheidungsabldufen sicherstelle. Dies sei
wichtig, weil das Kindeswohl auch in der Perspektive der dariber zu befindenden Institutionen nicht
immer im Mittelpunkt stande, sondern vielmehr die Rechte von Eltern verhandelt wiirden.

Ein kleiner Teil der Befragten konnte Angaben zum Modellprojet Kinder als Zeugen hauslicher Gewalt
machen, in dem u.a. Angebote fiir Kinder entwickelt worden waren (vgl. Niedersachsisches Ministe-
rium fir Soziales, Gesundheit und Gleichstellung, Landespraventionsrat 2018). Die Halfte der Befrag-
ten und damit die groRte Gruppe bejahte nachhaltige Impulse, ein Flinftel verneinte dies. Ein Drittel
konnte die im Rahmen des Projekts entwickelten Verfahren und Angebote fiir Kinder weiter fortfiih-
ren (Tabelle 16 im Anhang). Andere Angebote, die um Zuge des Modellprojekts gefordert worden
waren, wurden eingestellt, wie vereinzelt in Freitextantworten kritisch vermerkt wurde.
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Verfahrensvereinbarungen / Kooperationen zum Umgang mit Fillen hiuslicher Gewalt
im Kontext von Umgangs- und Sorgerechtsverfahren

Zwei Drittel der Befragten wusste nichts Gber spezifische Verfahren in diesem Bereich. Lediglich ein
Zehntel gab an, dass es Verfahren gebe, die auch umgesetzt wiirden. Ein Finftel hielte solche Verfah-
ren fur erforderlich. In den Antworten werden Unterschiede zwischen unterschiedlichen OrtsgroRRen
deutlich: Nur 5 % bei OrtsgroBen unter 20.000 Einwohnende gaben an, dass es spezifische Verfahren
gebe.

,Bestehen bei lhnen vor Ort spezifische Verfahren, Kooperationsabsprachen beim Jugendamt, ggf. beim Fami-
liengericht und weiteren Fallbeteiligten, um héusliche Gewalt bei Umgangs- und Sorgerechtsregelungen syste-

matisch zu beriicksichtigen?“

Spezifische Verfahren zur Beriicksichtigung hauslicher Gewalt bei
Umgangs- und Sorgerechtsregelungen?

Nein, das ware aber

wichtig.

Nein, die gesetzlichen 19%
Regelungen reichen
aus. 3%

Das weild ich nicht.

Ja, die werden auch 67%

umgesetzt.
10%

Ja, die werden aber
nicht umgesetzt.
1%

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (G.5); N = 367
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Einschitzungen zur Umsetzungspraxis bei Umgangs- und Sorgerechtsregelungen

Der zentrale Befund lautet, dass dort, wo es spezielle Verfahren und Absprachen im lokalen Netz-
werk gibt, der Umgang mit solchen Fallen in verschiedener Hinsicht insgesamt deutlich positiver von
allen Befragtengruppen bewertet wurde. Hierbei handelt es sich allerdings um insgesamt kleine Fall-

zahlen, die jedoch einen plausiblen Trend anzeigen.

,Wie gehen die relevanten Fachkrdfte und Institutionen vor Ort (Landkreis, kreisfreie Stadt) mit Féllen um, in
denen Kinder Mitbetroffene oder Zeug*innen hduslicher Gewalt sind?“ (Zustimmung zu Aussagen, mit und ohne

spezifische Verfahren)

Trifft (eher) zu W Teils teils

W Trifft (eher) nicht zu

Spezifische Verfahren zur Beriicksichtigung hauslicher Gewalt werden umgesetzt:
Wenn Kinder Mitbetroffene von hauslicher Gewalt sind, ...

Keine Einschatzung

...wird dies vom Jugendamt angemessen beriicksichtigt. 78% ' 8%
-
...informiert die Polizei nach Einsdtzen das Jugendamt. 92% ’ 39
...wird dies in gerichtlichen Umgangsverfahren als o o o
kindeswohlgefahrdend eingeschatzt. 53% 19% 28% .
...besteht ein unauflésbarer Konflikt zwischen Vaterrechten, o o ol || |
229
Kinderrechten und Rechten der gewaltbetroffenen Mutter. 33% 36%
...wird bei Umgangsregelungen dem Gewaltschutz angemessen 58% 6 17%
Rechnung getragen (z.B. begleiteter Umgang erméglicht). -
...funktioniert die fallbezogene Kooperation zwischen den N o
relevanten Akteur*innen insgesamt gut. 69%
...gibt es bedarfsangemessene Unterstiitzungsmoglichkeiten fir -—
die Kinder. 44% 28%
..werden Véter durch gerichtliche Umgangsverfahren in 33% 25% 14%
Verantwortung genommen. |
...sollten Vater durch gerichtliche Umgangsverfahren zur o N
Teilnahme an Taterarbeitsangeboten o.a. verpflichtet werden. ' 26% 17%
0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (G.5*G.2); N = 36
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KEINE spezifischen Verfahren zur Beriicksichtigung hauslicher Gewalt:
Wenn Kinder Mitbetroffene von hauslicher Gewalt sind, ...

Trifft (eher) zu M Teils teils W Trifft (eher) nicht zu Keine Einschatzung

...wird dies vom Jugendamt angemessen berticksichtigt. Aﬂu 22% . 18% .— 23% I—'

..informiert die Polizei nach Einsadtzen das Jugendamt. I 79%

..wird dies in gerichtlichen Umgangsverfahren als _l 15% L. 16% . 16% l

kindeswohlgefahrdend eingeschatzt.

...besteht ein unauflosbarer Konflikt zwischen Vaterrechten, 34% . 18% . 8% ! | 38% |

Kinderrechten und Rechten der gewaltbetroffenen Mutter.

...wird bei Umgangsregelungen dem Gewaltschutz angemessen 20% I-. 21% - 21% . [37%|

Rechnung getragen (z.B. begleiteter Umgang ermdglicht).

...funktioniert die fallbezogene Kooperation zwischen den 21% I_- 29% 14% [ 359 |
relevanten Akteur*innen insgesamt gut. b ”
...gibt es bedarfsangemessene Unterstiitzungsmoglichkeiten J 19% . 15% . 24% - [ 40% |
fir die Kinder. b s

...werden Vater durch gerichtliche Umgangsverfahren in ]54%|

Verantwortung genommen. —

. ...sollten Yater dur_ch gerichtliche "Umgang_sverfahren zur 48% 10% | 3% 38%—I
Teilnahme an Taterarbeitsangeboten o.4. verpflichtet werden. |

0% 20% 40% 60% 80% 100%

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (G.5*G.2); N = 331

Unabhangig von der Frage nach spezifischen Verfahren oder auch unabhangig von Befragten-
gruppen: Eine sehr groRe Mehrheit gab an, dass die Information des Jugendamtes durch die Polizei
verldsslich funktioniert. Vereinzelt wurde auf die Problematik hingewiesen, dass dies nicht immer
zuverldssig erfolge, teilweise aus dem Verstandnis heraus, dass dies nur dann erforderlich sei, wenn
das Kind direkt in einer Gewaltsituation physisch anwesend war. Eine deutliche Mehrheit sprach sich
zudem fir eine Konditionalitat in Umgangsverfahren aus: Vater, die Gewalt ausgelibt haben, sollen
demnach zur Teilnahme an Taterarbeitskursen verpflichtet werden. Eine Mehrheit der Antwortenden
sah unabhangig vom professionellen Hintergrund einen unauflésbaren Konflikt zwischen Vaterrech-
ten, Kinderrechten und den Rechten gewaltbetroffener Miitter.

Eine teilweise erheblich bessere Bewertung von Befragten aus Kommunen mit spezifischen Verfah-
ren gegenliber den anderen Kommunen betrifft alle anderen Aspekte der Umsetzungspraxis vor Ort.
Am starksten ist der Antwortunterschied zwischen Beteiligten aus Orten mit und ohne Verfahren in
bei der Einschatzung einer insgesamt guten fallbezogenen Kooperation (69 % vs. 21 % positive Ein-
schatzungen).
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o Ca. 40 Prozentpunkte Unterschied in den Anteilen der Positivhennung beziehen sich auf
= die Bericksichtigung hduslicher Gewalt als kindeswohlgefdahrdend in familiengerichtli-
chen Verfahren (53 % vs. 15 % positive Einschatzung),
= die angemessene Berlicksichtigung hauslicher Gewalt durch das Jugendamt (78 % vs. 37
% positive Einschatzung),

= die Berlicksichtigung von Gewaltschutz fiir gewaltbetroffene Mitter (z.B. begleiteter
Umgang) (58 % vs. 18 % positive Einschatzungen). Vereinzelt wurde angemerkt, das es
sich bei begleitetem Umgang nur um eine ,Kriicke” handele. Hinderlich sei die mangeln-
de Ubersetzung, wodurch den Umgangsbegleiter*innen Drohungen entgingen. Ange-
sprochen wurden auch die mangelnden Kapazitdten und teilweise auch geringe Professi-
onalitat der ausfiihrenden Personen. Wichtiger sei, dass der Umgang zumindest teilweise
ausgesetzt werde, wenn gewaltausiibende Vater keine Tatverantwortung libernehmen
wollten / kbnnten.

o Ca.um 20 Prozentpunkte unterscheiden sich die Angaben

= zu Bedarfsangemessenheit von Unterstilitzungsangeboten fiir Kinder und Jugendliche (44
% vs. 19 % positive Einschatzung).

= in Bezug auf die Aussage, dass in Umgangsverfahren die Vater (als Gewaltauslibende) in
Verantwortung genommen werden (33 % vs. 9 %).

Es ist bei diesen Vergleichen jedoch zu bericksichtigen, dass ein grofRer Teil aus Standorten ohne
spezifische Verfahren auch gar keine Einschatzung (lila Balken) zu den abgefragten Themen hatte und
damit offenbar auch wenig Kenntnis tber die Praxis der Gerichte und der Jugenddamter. In Orten oh-
ne spezifische Verfahren iberwogen die negativen AuBerungen die positiven in folgenden Bereichen:

o Die Beriicksichtigung des Gewaltschutzes in familiengerichtlichen Verfahren (negative Einschat-
zungen Uberwiegen leicht)

o Die Bericksichtigung hauslicher Gewalt als kindeswohlgefdhrdend (negative Einschadtzungen
Uberwiegen leicht)

o Die (mangelnde) Inverantwortungnahme von gewaltverantwortlichen Vatern (negative Einschat-
zungen Uberwiegen deutlich)

o Mehr als die Halfte der Befragten bewerteten die (nicht vorhandenen) Unterstiitzungsmoglich-
keiten fiir Kinder negativ (negative Einschdtzungen lGberwiegen deutlich).

Es fallt insgesamt auf, dass Jugenddamter und Familiengerichte als Durchfiihrende solcher Verfahren
fast alle Aspekte besser bewerteten als andere Institutionen (Tabelle 15 im Anhang).

Exkurs: spezifische Verfahren und Kooperationen zur
Beriicksichtigung hiduslicher Gewalt in Umgangs- und Sorgerechtsverfahren

In insgesamt acht erganzenden qualitativen Interviews wurden Beteiligte an der Onlineerhebung, die
entsprechende Angaben im Fragebogen gemacht hatten, zu vorhandenen Verfahrensabsprachen und
deren Umsetzung in Bezug auf Fille hauslicher Gewalt bei Umgangs- und Sorgerechtsregelungen
interviewt. Die berichteten Vereinbarungen umfassten an den Standorten unterschiedliche Elemen-
te, die teilweise auch in Kombination Anwendung finden.

o Mehrere Interviewpartner*innen berichteten (iber Vereinbarungen zwischen bestimmten Insti-
tutionen lber Informations- und Berichtswege, mit dem Ziel, bei den Beteiligten einen Blick auf
den gesamten Fall zu férdern, zu sensibilisieren oder auch bestimmte Verfahren auszulésen. Hie-
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runter fallen neben der Information der Polizei an die Jugendamter z.B. Benachrichtigungen an
die Familiengerichte, sobald Kinder involviert sind. Damit einher gehe eine verpflichtende Pri-
fung bzw. Einschatzung einer moglichen Kindeswohlgefdahrdung, das Familiengericht fordere
dann in der Regel einen entsprechenden Bericht des Jugendamts an. Ein Jugendamtsmitarbeiter
berichtete, dass die Berichtspflichten fiir das Jugendamt dadurch erhoht seien, zugleich habe sich
die Sorge, dass dadurch kein konstruktiver Kontakt mehr zu den Eltern bzw. dem Vater moglich
sei, nicht bestatigt. Vielmehr gelinge ein Kontakt mit den Vatern dadurch jetzt leichter. An einem
Standort wurde eine regelmalige Information des Jugendamtes durch das Frauenhaus etabliert,
sobald ein Kind im Frauenhaus ist. Hierbei gehe es um das Bereitstellen von Informationen zur
Beurteilung der Lage. Die Informationsverfahren bewirken nach Ansicht der Interviewten, dass
sich Familiengerichte intensiver mit dem Thema befassen (mussten) und teilweise auch andere
Entscheidungen fallen wiirden; teilweise habe dies allerdings keinen erkennbaren Einfluss auf die
Entscheidungspraxis.

An einem anderen Standort bemiiht sich die Staatsanwaltschaft darum, Informationen zu Straf-
sachen in Sachen hauslicher Gewalt regelmaRig an das Familiengericht weiterzugeben, um einen
Gesamtblick auf den Fall zu erméglichen.

An zwei Standorten wurde Uber Leitlinien und Verfahren innerhalb des Jugendamtes gesprochen:
z.B. bestehe eine Verpflichtung zu aufsuchenden Kontakten, sobald eine Polizeimeldung vorliegt,
gebe es eine Arbeitshilfe flir den begleiteten Umgang und darin eine Festlegung von Bedingun-
gen zur Durchfihrung aber auch von Kriterien fiir den Ausschluss des Umgangskontakts.

An zwei Standorten gibt es einrichtungstibergreifende Empfehlungen / Standards zum Umgang
mit diesen Fallen. Am Netzwerk beteiligte Familienrichter*innen fiihlten sich diesen prinzipiell
verpflichtet, die Empfehlungen lieBen sich aber im Bereich der Familiengerichte aufgrund richter-
licher Unabhangigkeit nicht implementieren. So wirden z.B. die haufiger in Auftrag gegebenen
Berichte von Verfahrenspfleger*innen nicht von allen berticksichtigt. Auch gebe es auf Seiten der
Familiengerichte wegen der Unabhangigkeit Bedenken, sich an Kooperationsformaten unter der
Uberschrift ,,Opferschutz” zu beteiligen. An einem Standort sei es jedoch gelungen, (iber die im
Netzwerk vertretenen Richter*innen Inhouse-Schulungen bei Gericht zu initiieren, um fir die
Problematik hadusliche Gewalt und Kindeswohlgefahrdung zu sensibilisieren.

Bei einer Staatsanwaltschaft wurde eine spezialisierte Zustandigkeit fur Falle, in denen Kinder
von hauslicher Gewalt — direkt — betroffen sind, beim Dezernat fiir Sexualstraftaten festgelegt.
Hierdurch gebe es mehr Ressourcen zur Bearbeitung und es sei hilfreich, dass es eine konkrete
und gut vernetzte Ansprechperson gebe.

AuBerdem beschrieben die Interviewten Ausstrahlungseffekte des Hochrisikomanagements auch
auf Fille, in denen es um Sorgerechts- und Umgangsentscheidungen geht. So gebe es seitdem
haufiger eine direkte Kommunikation lber Falle und Gefdhrdungslagen und Gerichte seien offe-
ner, die Einschatzungen Dritter einzubeziehen.

Fir die Initiierung und das Gelingen der berichteten Verfahren und Kooperationen in Fallen hausli-

cher Gewalt, in denen es um die Klarung von Umgang und Sorgerecht geht, wurden folgende férder-

liche Faktoren deutlich:

o Sowohl das Zustandekommen als auch die Umsetzung sind in starkem Male von einzelnen enga-

gierten Personen abhangig oder auch von personlichen Kontakten.
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o In den genannten Beispielen gab es viele Verweise auf einzelne Schliisselpersonen, die sich des
Themas innerhalb der Institution quasi anwaltschaftlich angenommen haben, seien es Amtsge-
richtsleitungen, Familienrichter*innen oder Abteilungsleitungen.

o Als Voraussetzung fiir eine gelingende Kooperation hoben die Befragten immer wieder das ge-
genseitige Vertrauen und eine gute Kenntnis der unterschiedlichen Rollen und Aufgaben bei
gleichzeitiger Offenheit flr einen Austausch tber andere Perspektiven hervor.

Als zentrales Hindernis zur Umsetzung und Etablierung entsprechender Verfahren verwiesen die
Interviewten auf die mangelnden Ressourcen bei allen beteiligten Akteuren. Eine genaue Befassung
mit dem Thema, eine profunde Analyse der Situation und die Planung und Begleitung von MaRnah-
men erfordere neben Haltung und Kompetenzen auch mehr Zeit. Als problemtisch wurde die Perso-
nalsituation in den Jugendamtern beschrieben.

Verbesserungsvorschliage im Themenfeld Kinderschutz und Umgangsregelungen

Bei der offenen Frage (K.3) nach den zentralen Handungsbereichen, in denen auf Landesebene Im-
pulse gesetzt werden sollten, machten viele Befragte Angaben zum Thema Gewaltschutz und Kin-
deswohl / Kinderschutz. Sie mahnten verbindliche Strukturen und Verfahren fir Jugenddmter und
Gerichte an, gefordert wurden Vorgaben zur Beteiligung von Familiengerichten an Kooperationen,
Verfahrensvereinbarungen und Standards, um Gewaltschutz systematisch in Umgangsverfahren zu
bericksichtigen. Hierunter wird z.B. die Konditionalitdt von Umgangskontakten fiir gewaltausliibende
Vater (geknilpft an Verantwortungsiibernahme und Teilnahme an Angeboten) angefiihrt und auch
das Aussetzen des Umgangs als zu erwagende Option vorgeschlagen. Neben einer besseren personel-
len Ausstattung und Sensibilisierung von Jugendamtern zum Umgang mit Fallen hauslicher Gewalt,
haben eine Reihe von Befragten eine Fortbildungspflicht fir Gerichte bzw. Richter*innen gefordert.
Den Kindern sollten in Verfahren zum Umgangs- und Sorgerecht mehr Entscheidungsrechte zuge-
standen werden, die Jugendamter polizeilichen Hinweisen auf Kindeswohlgefdhrdung im Kontext
hauslicher Gewalt prompter nachgehen und ihre Besuche nicht ankiindigen. Der Datenschutz diirfe
nicht als Argument dienen, Gefdhrdungen von Kindern (und Miuttern) in Kauf zu nehmen. Fir die
direkte Unterstlitzung von Kindern und Jugendlichen wurden dauerhaft zu etablierende und ausrei-
chende Unterstiitzungsangebote als erforderlich erachtet. Das Vorhalten und die Finanzierung ent-
sprechender Angebote wurden auch als moglicher Standard fir Frauenhauserund Frauenberatungs-
stellen gewlinscht.

G.3. Bewertung der Befunde im Lichte der Istanbulkonvention und der
Zielsetzungen und Ausgangslage des LAPs III

Die Zielsetzung des LAPs Il — Kooperationen zwischen Gewaltschutz und Kinderschutz zu férdern — ist
nur partiell erreicht. Gegeniiber 2012 hat es in der Bewertung der Kooperation durchaus eine deutli-
che Verbesserung gegeben. Diese kann durch MalRinahmen des LAP Il (v.a. Modellprojekt Kinder als
Zeugen hauslicher Gewalt) oder auch durch generelle Impulse ausgehend vom Bundeskinderschutz-
gesetz geférdert worden sein.

BegriiRenswert sind die an einzelnen Standorten entwickelten spezifischen Kooperationen und Ver-
fahren, die das Zusammenspiel von Gewaltschutz und Kinderschutz systematisieren sollen, sie blei-
ben bislang aber Ausnahmen. Insgesamt hat sich gezeigt, dass es zwischen den beteiligten Akteuren
unterschiedliche Einschatzungen und Handlungslogiken zum Thema gibt und nur vereinzelt eine Ver-
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standigung in lokalen Netzwerken dariber stattfindet bzw. relevante Akteursgruppen (v.a. Familien-
gerichte) sich nicht daran beteiligen. Wie in Abschnitt C aufgezeigt, sind es neben der Frage des eige-
nen Fachverstandnisses und persdnlichen Engagements auch mangelnde Ressourcen, die eine Betei-
ligung erschweren. Dies ist vor allem in den Berufsgruppen relevant, in denen hausliche Gewalt nicht
den Schwerpunkt der Arbeit ausmacht, also bei Gerichten und Jugendamtern.

Vor dem Hintergrund der Anforderungen der Istanbulkonvention, hausliche Gewalt bei der Beurtei-
lung des Kindeswohls systematisch zu berlicksichtigen und Unterstlitzungsangebote fir mitbetroffe-
ne Kinder vorzuhalten (Art. 26), sind die Gesamteinschatzungen kritisch zu bewerten. So gibt es den
Befunden nach keine ausreichenden angemessenen Unterstitzungsstrukturen fir Kinder und Ju-
gendliche, die von hauslicher Gewalt (mit)betroffen sind. Der Aufbau von Unterstiitzungsstrukturen
flir mitbetroffene Kinder ist daher der am meisten genannte Verbesserungsbedarf (Abschnitt K).
Auch die Anforderung der Istanbulkonvention aus Art. 31 ,,Sorgerecht, Besuchsrecht und Sicherheit”,
dass Gewaltschutz durch Regelungen zu Sorge- und Umgangsrecht nicht ausgehebelt werden darf, ist
an manchen Standorten nach Angaben der Befragten nicht erfillt. Dies belegen auch die Befunde zur
Erledigungspraxis in Gewaltschutzsachen in Abhangigkeit von der Frage zukinftiger Umgangsrege-
lungen (Abschnitt F).

An den wenigen Orten, an denen es Ansatze der Systematisierung von Gewaltschutz und Kinder-
schutz bzw. eine starkere Verzahnung der damit befassten Institutionen gibt, wurde auch die Umset-
zungspraxis der Gerichte und Jugendamter deutlich positiver beurteilt. Dies bestarkt zugleich einen
anderen aus den Daten ablesbaren Befund: Je positiver die Kooperationen zwischen relevanten Ak-
teur*innen eingeschatzt wurden, um so eher wurde auch geaullert, dass dem Gewaltschutz in Um-
gangs- und Sorgerechtsverfahren Rechnung getragen wird. Dieser Zusammenhang ldsst sich auch
unabhangig von der Frage spezifischer Verfahren und Kooperationen (diese gibt es ja nur vereinzelt)
feststellen. Er kann jedoch in zwei Richtungen gedeutet werden: Verfahrensabsprachen und Koope-
rationen fihren zum einen zu einer im Sinne des Gewalt- und Kinderschutzes besseren (bzw. besser
bewerteten) Umsetzungspraxis. Zum anderen kann die Bereitschaft zur Kooperation und zur Verein-
barung von Verfahren auch Ausdruck eines thematischen und fachlichen Anspruchs sein bzw. Aus-
druck einer bestimmten Haltung und nicht zuletzt fachlicher Kompetenzen. Hierfiir spricht, dass die
beschriebenen Kooperationen und Verfahrensabsprachen stark von einzelnen engagierten Personen
abhidngen, die sich des Themas in ihren Institutionen annehmen und als Multiplikator*innen fungie-
ren. Die Einbindung der dahinter stehenden ,ganzen” Institution ist aufwandig. Wahrend dies auf-
grund der Weisungsstrukturen im Bereich der Jugendamter teilweise gelingt, ist dies bei Gerichten
aufgrund richterlicher Unabhéangigkeit nicht moglich, eine Orientierung an bestimmten Leitlinien
umzusetzen.
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H. Schutz und Unterstiitzung fiir gewaltbetroffene Frauen

H.1. Ausgangslage und Zielsetzungen des LAPs III und
Vorgaben der Istanbulkonvention

In der Istanbulkonvention werden viele Anforderungen fiir das Schutz- und Unterstlitzungssystem fir
Betroffene von geschlechtsbezogener und hauslicher Gewalt benannt. Im Ergebnis fordert die Kon-
vention die staatliche Gewahrleistung von Schutz und Hilfe fir alle von Gewalt Betroffenen, die An-
gebote sollen ausreichend, schnell und niedrigschwellig erreichbar und geeignet sein.

Art. 20 ,allgemeine Hilfsdienste” verlangt den Zugang zu ausreichenden sozialen und Gesundheits-
diensten, die zur Genesung nach Gewalt beitragen. Art. 22 fordert allgemein die Einrichtung ausrei-
chender ,spezialisierter Hilfsdienste” fiir Gewaltbetroffene fiir sofortige, kurz- und langfristige Hilfen,
darunter fallen gemal Art. 23 , Schutzunterkiinfte”, die sofort verfligbar ausreichend und leicht zu-
ganglich sein sollen; Art. 25 ,Unterstitzung flr Opfer sexueller Gewalt” sieht ausreichende sofort
verfligbare Angebote zur gerichtsmedizinischen Untersuchung und zur Traumabhilfe vor.

Eine Besonderheit der Istanbulkonvention gegeniiber vorherigen Abkommen ist Art. 4 ,,Grundrechte,
Gleichstellung und Nichtdiskriminierung”. Dieser sieht ein explizites Diskriminierungsverbot vor (vgl.
Rabe, Leisering 2018), das heildt, die oben genannten Angebote und Leistungen sollen prinzipiell allen
gleichermalien, insbesondere aber den besonders vulnerablen und schutzbedirftigen Gruppen zur
Verfligung stehen. In Ziffer 87 wird der diskriminierungsfreie Zugang namentlich fiir folgende Grup-
pen gefordert: ,Behinderte Personen einschlieflich Personen mit kognitiven oder geistigen Ein-
schrankungen, in landlichen oder abgeschiedenen Gegenden lebende Personen, Konsumenten toxi-
scher Substanzen, Prostituierte, Angehorige einer ethnischen oder nationalen Minderheit, Migran-
tinnen und Migranten — insbesondere Migrantinnen / Migranten und Flichtlinge ohne Papiere, Ho-
mosexuelle, Bisexuelle oder Transsexuelle, sowie HIV-positive Personen, Obdachlose, Kinder und alte
Menschen” (CoE 2011, Ziffer 87).

In Bezug auf die Unterstiitzungsangebote hat der LAP Ill mit Verweis auf die vorangegangenen Eva-
luationsergebnisse Entwicklungs- und Handlungsbedarf benannt, u.a. den Ausbau muttersprachlicher
Beratungsangebote. Als Zielsetzung wurde formuliert, die Angebote der Traumaambulanzen fiir Be-
troffene hduslicher Gewalt starker nutzbar zu machen, um eine ,fachkompetente therapeutische
Soforthilfe zur Behandlung ihres Traumas” anzubieten (Land Niedersachsen 2012, S. 53), allerdings
wurde als Zugangsvoraussetzung die Bewilligung von Leistungen nach dem Opferentschadigungsge-
setz angefihrt.

Als weiteren zukiinftigen Schwerpunkt enthélt der LAP Ill die Verbesserung des Hilfezugangs gewalt-
betroffener Frauen mit Behinderungen, auch auf die Erstellung von Informationsmaterialien in leich-
ter Sprache wird verwiesen und die Umsetzung eines landeribergreifenden Handlungskonzepts in
Aussicht gestellt.
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H.2. Erhebungsbefunde

Einschitzungen zur Bedarfsgerechtigkeit des Angebots
Frauenhduser

Fast alle (97 %) Antwortenden konnten Angaben zum ortlichen Frauenhausangebot machen, 8 %
(14 % in Orten unter 20.000 Einwohnende) gaben an, dass es bei ihnen in der Kommune kein Frau-
enhaus gibt. Sofern ein Frauenhaus als vorhanden angegeben war, wurde nach Einschatzungen zur
Bedarfsgerechtigkeit des Angebotes gefragt.

»Wie bedarfsgerecht ist das Angebot an Schutzunterkiinften fiir gewaltbetroffene Frauen und ihre Kinder aus
Ihrer Kommune (Landkreis / kreisfreie Stadt)?” (Ohne Angabe , keine Einschdtzung”)

Einschdtzungen Bedarfsgerechtigkeit Frauenhauser
(Eher) bedarfsgerecht M Teils teils M (Eher) nicht bedarfsgerecht
A1 | |
. Kapazititen insgesamt 30% 16% 54%
II. Erreichbarkeit / Kontaktaufnahme 84% 11% M 594
IIl. Zeitnahe Aufnahme 60% 24% 16%

IV. Schutz und Sicherheit 85% 11% M 494
V. Geleistete Unterstiitzung fiir Frauen 92% 59% Ml 3%

VI. Geleistete Unterstiitzung fiir Kinder 80% 12% (M 8%

VII. Inklusivitét fiir verschiedene Zielgruppen 49% 31% 21%

0% 1(:;% ZOI% 30I% 4(;% 5(;% 6(;% 7(;% 8(:;% 90I% 10IO%

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (H.4);
I.:N=312,1l.: N=344, Ill.: N =314, IV.: N=305, V.: N=260, VI.: N=235, VIl.: N =177

Ganz Uberwiegend wurde die Erreichbarkeit, die Kontaktaufnahme und die Unterstitzungsleistung
der Frauenhduser als bedarfsgerecht eingeschatzt. Die besten Werte entfielen auf den Aspekt geleis-
tete Unterstitzung fiir Frauen, die fast alle (92 %) als (eher) bedarfsgerecht einschatzten. Hohe posi-
tive Werte mit 80 % und mehr der Befragten erzielten auch die Aspekte Schutz und Sicherheit, geleis-
tete Unterstlitzung fur Kinder und Erreichbarkeit und Kontaktaufnahme. Demgegeniiber abge-
schwacht ist die Beurteilung der zeitnahen Aufnahme und der Inklusivitat, hier haben 60 % bzw. die
Halfte (49 %) eine positive Einschatzung zur Bedarfsgerechtigkeit geduRert. Gegeniiber diesen positiv
eingeschatzten Dimensionen von Bedarfsgerechtigkeit beurteilte eine Mehrheit der Befragten die
Kapazitdten der Frauenhaduser als nicht bedarfsgerecht, insbesondere in groReren Orten. In GroR3-
stadten liber 150.000 Einwohnende befanden 67 % die Kapazitaten als nicht bedarfsgerecht (Tabelle
18 im Anhang). Hier muss allerdings berlicksichtigt werden, dass 14 % der Befragten aus Orten unter
20.000 Einwohnende nicht bei dieser Frage einbezogen waren, da es ihren Angaben nach gar kein
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Frauenhaus gibt. Ein auffalliger Befund dabei ist, dass die Frauenhduser die Erreichbarkeit, Kontakt-
aufnahme und auch die Kapazitdten besser bewerteten als die anderen Befragtengruppen.

Bei den Kapazitaten gingen die Einschatzungen deutlich auseinander. Wahrend die Halfte (51 %) der
Frauenhduser die Kapazitdten (eher) bedarfsgerecht bewertete und ein Drittel der Frauenhauser
angab, die Kapazitdten reichten (eher) nicht, sind es nur ein Finftel (21 %) der Befragten bei Polizei,
BISSen, Fachberatungsstellen und Opferhilfe, die die Kapazitdten als (eher) bedarfsgerecht einschéatz-
ten (Tabelle 17 im Anhang). Auffallend im Vergleich zur Evaluation 2012 ist: Die Bedarfsgerechtigkeit
der Kapazitdten von Frauenfacheinrichtungen wurden damals von aulRen besser eingeschatzt als von
den Einrichtungen des Gewaltschutzes selbst (Lobermeier, Strobl 2012, S. 88).

Eine kritischere Einschatzung als die anderen Befragtengruppen hatten die Frauenhauser hingegen zu
Schutz und Sicherheit im Frauenhaus, zur Unterstiitzung von Kindern und zur Inklusivitat: in diesen
Dimensionen weichen die Anteile bei den Frauenhdusern, die dies (eher) als bedarfsgerecht ein-
schatzten, um 10 % nach unten ab von den Anteilen der anderen Institutionen. Diese Aspekte sind
von aullen in der Tendenz auch schwer zu beurteilen, so dass diesbezliglich auch viele Befragten
,keine Einschatzung” dazu abgaben.

Die kritische AuRensicht auf die Kapazitdten der Frauenhdauser, die Erreichbarkeit und Kontaktauf-
nahme konnte damit erklart werden, dass sie in der Rolle als Vermittlungsinstanzen eher mit be-
stimmten Problemen oder auch Zugangshiirden im Einzelfall konfrontiert sind, die evtl. bei den Frau-
enhdusern gar nicht erst ankommen und zuriickgemeldet werden und zudem einen Gesamteindruck
auf Seiten der Multiplikator*innen pragen.'® Moglicherweise spielen auch Eindriicke aus Medienbe-
richten eine Rolle. In Freitextantworten auflerten sich allerdings auch Fachkrafte aus Polizei und
Staatsanwaltschaft, die die mangelnde Verfligbarkeit eines Frauenhausplatzes konkret erfahren ha-
ben und kritisierten, insbesondere wenn fiir Betroffene sofort eine Losung gefunden werden misse.

BISSen und andere Gewaltberatungsstellen

Die meisten (79 %) Befragten konnten Angaben zu den BISSen machen, wahrend ein Grof3teil keine
Auskunft zum Vorhandensein einer Fachberatungsstelle zu sexualisierter Gewalt geben konnte, nur
11 % gaben an, dass eine solche im Einzugsbereich verfiigbar sei. 9 % aller Befragten hatten keine
Kenntnisse lber das 6rtliche Beratungsangebot, hdher ist dieser Anteil bei der Justiz (Gerichte / STA),
den Rechtsantragstellen und AJSD sowie im Bereich Gesundheit und Soziales — ndamlich bei je einem
Flinftel der Befragten.

10 In der Bedarfsanalyse zu Frauenhausern in Niedersachsen brachten die befragten Fachkrafte sowohl quantitative als

auch qualitative Hinderungsgriinde fir die Vermittlung eines Frauenhausplatzes an, z.B. Finanzierung, grofRe Kinder-
zahl (Kotlenga, Nagele 2020, S. 83).
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In allen Dimensionen wurden die BISSen mehrheitlich als bedarfsgerecht bewertet (60 % - 87 % posi-
tive Bewertung durch die, die eine Einschatzung abgaben).

,Wie bedarfsgerecht ist das Angebot an Beratung und Krisenintervention durch eine BISS) fiir Betroffene héusli-
cher Gewalt / von Partnergewalt, die in Ihrer Kommune wohnen?“ (Ohne Angabe , keine Einschdtzung”)

Einschatzung Bedarfsgerechtigkeit Beratungs- und Interventionsstellen

(Eher) bedarfsgerecht  mTeils teils M (Eher) nicht bedarfsgerecht

! I | I I

Geleistete Unterstiitzung

Zeitnahe Beratungsmaoglichkeit

Erreichbarkeit / Kontaktaufnahme 84% 11% || 5%

Kapazitaten insgesamt 60% 18% 23%

0% 20% 40% 60% 80% 100%

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (H.6); N = 230-244

Die Kapazitaten wurden nach lberwiegender Einschatzung (60 %) zwar als bedarfsgerecht bewertet,
aber ein relevanter Anteil, ein Viertel, schatzte dies nicht so ein. Es lassen sich keine starken Unter-
schiede in den Einschatzungen zwischen den BISSen und den anderen Befragtengruppen ausmachen;
die BISSen bewerteten ihre Kapazitaten und geleistete Unterstiitzung nicht ganz so positiv, bei den
Dimensionen Erreichbarkeit und bei zeitnaher Beratungsmoglichkeit haben sie eine leicht bessere
(Selbst-) Einschatzung als die anderen Befragtengruppen.

Tatigkeitsspektrum des gewaltspezifischen Hilfesystems

Die Frauenfacheinrichtungen und die Opferhilfe machten Angaben zu ihrem Tatigkeitsspektrum und
ihrer Zufriedenheit damit.

o Sehr haufig: Fast alle Einrichtungen gaben Beratung und Krisenintervention an. Fast alle (min-
destens 80 %) beteiligen sich am lokalen Netzwerk und machen Offentlichkeitsarbeit. Frauen-
hiuser bieten zu mehr als 90 % zudem Hilfen im Alltag, Begleitung zu Amtern und Gerichten
und nachsorgende Angebote an, zudem gehort auch der Einbezug weiterer Fallbeteiligte zu ih-
rem selbstverstandlichen Aufgabenspektrum als stationare Einrichtungen. 87 % der Frauenhau-
ser haben Angebote zur Unterstiitzung fiir Kinder und Jugendliche angegeben.

o Haufig: Fir 61 % (Frauenhduser) bzw. 65 % (Beratungsstellen) der befragten Einrichtungen sind
Fortbildungen fir andere Fachkrafte Teil des Tatigkeitsspektrums. Bei mehr als zwei Dritteln der
Frauenberatungsstellen kommen den Angaben nach Begleitung zu Gerichten und Amtern (69 %)
und der Einbezug von Fallbeteiligten (77 %) vor. Kinderbetreuung nannten drei Viertel (77 %)
der Frauenhduser als Teil des Leistungsspektrums.

o Teilweise / Selten: Nur die Halfte (49 % - 51 %) der Einrichtungen bietet aufsuchende Arbeit und
Hausbesuche an. Noch weniger sind spezifische Angebote wie Onlineberatung, Gesundheitsan-
gebote, psychologische Beratung und Traumaarbeit, Gruppenangebote und Paar- / Familienbe-
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ratung Teil des Spektrums. Die Anteile liegen bei Frauenhdusern und Beratungsstellen bei unter

50 %. Bei den Beratungsstellen gaben zudem nur 40 % die Unterstltzung von Kindern und Ju-

gendlichen als Teil ihres Leistungszentrums an, Kinderbetreuung (wahrend der Beratung einer

Erwachsenen) hilt jede zehnte Beratungseinrichtung vor, ein Viertel bietet Begleitung und Hil-

fen im Alltag an.

o Beratung gewaltbetroffener Manner nennen fast ein Drittel der Einrichtungen, darunter sogar

auch Frauenhauser (zu 20 %), bei den BISSen betragt der Anteil 37 %.

,Bitte geben Sie an, ob Sie die folgenden Unterstiitzungsleistungen anbieten bzw. die folgenden Tiitigkeiten zu

Ilhrem Aufgabenspektrum gehdren oder nicht. Wie zufrieden sind Sie aktuell mit der von lhnen erbrachten Leis-

tung / Tdétigkeit im Bereich...?”

(Ohne Angaben ,Nein, das gehért nicht zum Aufgabenspektrum®und ,,Nein, das wdre wiinschenswert”)

Angebot Unterstiitzungsleistungen

Teil des Aufgabenspektrums:

Zufriedenheit mit den erbrachten Leistungen

/ Aufgabenspektrum Antwort ja (Frauenhduser + Beratungsstellen)
Frauenhau- Beratungs- (Eher) Teils teils (Eher)
ser (N=37) | stellen (N =83) zufrieden unzufrieden

Beratung, Krisenintervention 100 % 99 % 91% 3% 6%

Egittenlgung an lokaler Netzwerkar- 97 % 96 % 79 % 15 % 6%

S:;ir;m(i:::eltsarbelt zum Thema, 97 % 84 % 64 % 239% 13 %

Einbezug relevanter Fallbeteiligter 93% 77 % 63% 17% 17%

Begleitung zu Amtern, Gericht 100 % 69 % 78 % 14 % 9%

Hilfen, Begleitung im Alltag 97 % 25% 75 % 10% 15%

,;-\;;‘suchende Beratung, Hausbesu- 51 9% 49% 57 9% 339 3%

ILiJcnht;erstutzung fir Kinder / Jugend- 87 % 41% 54% 20 % 27%

Nachsorgende Angebote 94 % 55 % 64 % 25% 11%

Onlineberatung 27 % 31% 53 % 33% 10%

Gesundheits-Angebote 20% 7% 55% 36 % 9%

Therapeutische Angebote 3% 20% 60 % 13 % 27 %

Kinderbetreuung 77 % 10% 50 % 30% 17 %

Gruppenangebote fiir Betroffene 45 % 35% 62 % 23% 15%

fgrtblldungen fiir andere Fachkraf- 61 % 65 % 60 % 299% 11%

Paarberatung, Familienberatung 20% 19% 50 % 45 % 5%

Beratung von gewaltbetroffenen 239% 38 9% 74.% 17 % 99

Mannern

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (H.12), N = 120
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Zufriedenheit mit dem eigenen Leistungsspektrum und Wiinsche
fiir erweitertes Tatigkeitsspektrum

O

Die Bewertung bzw. Zufriedenheit weist gewisse Parallelen zum Tatigkeitsspektrum auf: Im
»Kerngeschaft” Beratung und Krisenintervention (also Hilfestellung durch Kommunikation und
Reflexion) bestand die gréte Zufriedenheit bei 91 % der Antwortenden. Die Zufriedenheit nahm
etwas ab in Bezug auf praktische Hilfestellungen und Begleitung sowie Netzwerkarbeit und Of-
fentlichkeitsarbeit. Flir einen Teil der spezifischen Leistungen und Angebote, die nur teilweise
oder selten angeboten werden, lag der Anteil der (eher) Zufriedenen bei unter 60 %. Dies betrifft
die kinderbezogenen Angebote, Paar- und Familienberatung, Onlineangebote, Gesundheitsange-
bote sowie aufsuchende Arbeit. Bei den therapeutischen Angeboten und der Unterstiitzung von
Kindern und Jugendlichen sind die Anteile der eher Unzufriedenen am hochsten, dies gab im
Durchschnitt ein Viertel der Befragten an.

Bei der Frage nach den Griinden dafiir, warum ein gewlinschtes Angebot nicht umgesetzt wird
oder warum Einrichtungen mit von ihnen angebotenen Leistungen ggf. nicht zufrieden sind, sind
mangelnde finanzielle Ressourcen und v.a. personelle Kapazitdaten die hauptsachlich genannten
Grinde. Dass der Anteil der Personalkapazitaten als Grund noch héher liegt, deutet darauf hin,
dass auch Fragen der Arbeitsorganisation und Fachkraftegewinnung eine Bedeutung haben dirf-
ten fiir die (Nicht-) Umsetzbarkeit gewlinschter Tatigkeitserweiterungen. In manchen Bereichen
spielen aber auch nicht ausreichende fachliche Kompetenzen eine Rolle fiir Unzufriedenheit oder
nicht etablierte Angebote. Dies ist bei therapeutischen Angeboten, Onlineberatung und Gesund-
heitsangeboten der Fall, die in der Tat besondere fachliche Kompetenzen erfordern. Eine (feh-
lende) raumliche Ausstattung wurde als Grund fir nicht umsetzbare Gruppenangebote genannt.

Viele Einrichtungen wiinschten sich eine Erweiterung des Spektrums um Angebote, die sie aktuell
nicht durchfihren. Mehr als ein Drittel der antwortenden Frauenhduser und Beratungsstellen
wirde den Angaben zufolge gerne Angebote im Bereich Gesundheit, Onlineberatung, Gruppen-
angebote und — mit 70 % bei den Frauenhdusern und 41 % bei den Beratungsstellen — vor allem
psychologische Beratung und Traumaarbeit in ihr Tatigkeitsspektrum aufnehmen. V.a. Letzeres
ist angesichts langer Wartezeiten bei Therapieplatzen und der sehr oft angefiihrten Schwierigkeit
der Weitervermittlung von Nutzerinnen nachvollziehbar. Dieser ungedeckte Bedarf wurde auch
in der Bedarfsanalyse zu Frauenhausern in Niedersachsen an verschiedenen Stellen deutlich (vgl.
Kotlenga, Nagele 2020, S. 95).

Winsche fir die Erweiterung des Tatigkeitsspektrums gaben vor allem die Beratungsstellen an,
was plausibel ist, da diese als ambulante Hilfestruktur auch ein gegeniiber Frauenhausern redu-
ziertes Leistungsspektrum haben. Gleichwohl wird auch hier der empfundene Bedarf nach beglei-
tenden und praktisch unterstiitzenden Angeboten, die iber das reine Gesprachsangebot fir die
betroffene Frau hinausgehen, deutlich. So wiinschten sich mehr als ein Viertel der Beratungsstel-
len — sofern sie dies nicht im Angebot haben — begleitende Angebote zu Gerichten, Amtern und
im Alltag, aufsuchende Angebote sowie Angebote fiir Kinder und Jugendliche und auch Kinderbe-
treuung. Das Spektrum zeigt, dass die Einrichtungen einen ganzheitlichen Unterstiitzungs-ansatz
fir ihre Nutzerinnen offenbar als erforderlich und sinnvoll erachten.
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,Bitte geben Sie an, ob Sie die folgenden Unterstiitzungsleistungen anbieten bzw. die folgenden Tétigkeiten
zu lhrem Aufgabenspektrum gehéren oder nicht.“
(Anteile Nennungen ,,Nein, wir wiirden das gerne machen, aber es ist nicht méglich. ”)11

Wiinsche fiir erweiteres Tatigkeitsspektrum

M Frauenhduser Beratungsstellen

Beratung, Krisenintervention 1%

Beteiligung an lokaler Netzwerkarbeit 4%
Offentlichkeitsarbeit zum Thema, Prévention E 3% 8%

Einbezug relevanter Fallbeteiligter

7%

Begleitung zu Amtern, Gericht

Hilfen, Begleitung im Alltag

Aufsuchende Beratung, Hausbesuche
Unterstutzung fir Kinder / Jugendliche

Nachsorgende Angebote

Onlineberatung
Gesundheits-Angebote
Therapeutische Angebote 70%
Kinderbetreuung
Gruppenangebote fir Betroffene

Fortbildungen fiir andere Fachkrafte

Paarberatung, Familienberatung

Beratung von gewaltbetroffenen Mannern

0% 20% 40% 60% 80%

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (H.12), N = 120

Einschitzungen zur Bedarfsanagemessenheit des Hilfesystems fiir
spezifische Zielgruppen bzw. spezifische Bedarfe

Geeignetheit von Frauenhausern, Frauenberatungsstellen und Opferhilfe

Hier bestehen groRRe Unterschiede zwischen Frauenhausern als stationdren Einrichtungen und den
Beratungsangeboten. Frauenhduser gaben mehrheitlich an, dass ihre Einrichtung (neben gewaltbet-
roffenen Mannern) (eher) nicht fir die folgenden Gruppen geeignet ist: suchterkrankte Frauen und
transgeschlechtliche Personen. Nur ein Flinftel der Frauenhauser sind nach eigenen Angaben geeig-
net flr Frauen mit Mobilitdatseinschrankungen und kérperlichen Behinderungen und zumindest teil-
weise geeignet fir wohnungslose (gewaltbetroffene) Frauen.

Aber auch bei vielen anderen Zielgruppen schatzten sich nur wenige Frauenhduser als (eher) geeig-
net ein, es iberwog vielmehr die Angabe ,Teils teils” geeignet. Dies betrifft traumatisierte Frauen
und psychisch erkrankte Frauen, Frauen mit Lernschwierigkeiten, suchterkrankte Frauen und Frauen

Fehlende Balken bei den Frauenhdusern entsprechen der Angabe 0 %.
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mit Sinnesbehinderungen. Weniger als die Halfte der Frauenhauser schatzten sich als (eher) geeignet

fiir diese Gruppen ein.

,Wie geeignet ist Ihre Einrichtung / Ihre Unterstiitzungsleistung fiir gewaltbetroffene Frauen, die einer der im

Folgenden genannten spezifischen Gruppen angehéren?*

(Ohne Angaben , keine Einschdtzung” und ,nicht geeignet”)

Von sexualisierter Gewalt betroffene Frauen
Migrantinnen mit geringen Deutschkenntnissen
Traumatisierte Frauen

Von Menschenhandel oder Zwangsheirat betroffene Frauen
Frauen mit geringen Alltagskompetenzen

Migrantinnen mit prekdarem Aufenthaltsstatus

Frauen mit geistigen Behinderungen / Lernschwierigkeiten
Psychisch kranke Frauen

Frauen mit Sinnesbehinderungen

Frauen mit Suchterkrankungen

Transgeschlechtliche Frauen / Ménner

Wohnungslose Frauen

Frauen mit Mobilitatseinschrankungen/kérp.
Behinderungen

Von hauslicher Gewalt betroffene Manner

Frauenhaus - Eignung fiir spezifische Gruppen

M (Eher) geeignet Teils teils

13% '

0%

10% 20% 30% 40% 50%

60%

70%

80%

90% 100%

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (H.16); N = 35

Bei den Frauenberatungsstellen und der Opferhilfe bezeichnete sich die Mehrheit der Einrichtungen
flr alle Gruppen auRer fiir gewaltbetroffene Manner als mindestens , Teils teils“ geeignet. Ein Drittel

(30 %) der Befragten ist den Angaben nach (eher) ungeeignet fiir Frauen mit Mobilitatseinschrankun-
gen und korperlichen Behinderungen. Auch bei den Beratungsstellen macht die Nennung , Teils teils”
geeignet flir manche Zielgruppen einen deutlichen gréReren Anteil aus als die positiven Einschatzun-

gen. Weniger als die Halfte der Befragten gaben demnach eine positive Einschatzung zur eigenen

Eignung in Bezug auf folgende Gruppen ab: Frauen mit Sinnesbehinderungen, mit psychischen und

mit Suchterkrankungen, von Menschenhandel bedrohte Frauen. 42 % schatzten sich als geeignet fir

gewaltbetroffene Manner ein.
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Beratungsstellen - Eignung fiir spezifische Gruppen

M (Eher) geeignet Teils teils

Traumatisierte Frauen
Von sexualisierter Gewalt betroffene Frauen

Frauen mit geringen Alltagskompetenzen 24%
Psychisch kranke Frauen
Migrantinnen mit prekdarem Aufenthaltsstatus
Migrantinnen mit geringen Deutschkenntnissen

Frauen mit Suchterkrankungen 59%

Frauen mit geistigen Behinderungen / Lernschwierigkeiten %

Frauen mit Sinnesbehinderungen 35%

Transgeschlechtliche Frauen / Méanner 53% 2

Frauen

Wohnungslose Frauen 33%

Von Menschenhandel oder Zwangsheirat betroffene

Frauen mit Mobilitatseinschrankungen/kérp. 5
Behinderungen

Von hauslicher Gewalt betroffene Manner

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (H.16); N = 83

Fir folgende Gruppen, die teilweise einen besonders hohen Unterstiitzungsbedarf haben bzw. be-
sonders vulnerabel sind, lasst sich tibergreifend zusammenfassen, dass nach Selbsteinschatzung der
befragten Unterstitzungseinrichtungen kaum oder wenig geeignete Angebote verfligbar sind:

o Gewaltbetroffene Frauen mit kdrperlichen oder Sinnesbeeintrachtigungen

o Suchterkrankte Frauen (und auch andere Frauen mit psychischen Erkrankungen nur einge-
schrénkt)

o Wohnungslose Frauen
o Transgeschlechtliche Frauen / Ménner

o Gewaltbetroffene Manner

Dabei unterschieden sich die Angaben zu Inklusivitdt und Geeignetheit der eigenen Einrichtung zwi-
schen GroRstadten ab 100.000 Einwohnende und Orten mit weniger als 20.000 Einwohnende zum
Teil deutlich. So gaben Einrichtungen in gréReren Stadten ab 100.000 Einwohnende im Durchschnitt
haufiger an, dass ihre Einrichtung (eher) geeignet ist fiir traumatisierte Frauen, Migrantinnen mit
geringen Deutschkenntnissen und prekarem Aufenthaltsstatus sowie Betroffene von sexualisierter
Gewalt. Dies muss nicht zwangslaufig mit der eigenen fachlichen Ausrichtung in Verbindung stehen,
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es ist ebenso plausibel, das fir diese Zielgruppen in grélReren Stadten auch andere Angebote bereit-
stehen, mit denen im Einzelfall kooperiert werden kann.

Wahrgenommene Handlungs- und Verbesserungsbedarfe in der Kommune

Unabhangig von der Frage nach der eigenen Einrichtung machten die Befragten fiir ihren raumlichen
Zustandigkeitsbereich Angaben, fir welche Gruppe sie keinen, etwas oder groflen Handlungs- bzw.
Verbesserungsbedarf in der Hilfestruktur sehen. Befragt wurden hierzu nicht nur die Einrichtungen
des Gewalt- und Opferschutzes, sondern auch die Polizei. Mindestens die Halfte der Befragten hat zu
diesen Fragen nicht geantwortet bzw. angegeben, keine Einschatzung zu haben.

Ein sehr groRer Handlungsbedarf wurde mehrheitlich in Bezug auf psychisch erkrankte, wohnungslo-
se Frauen, Frauen mit prekdarem Aufenthaltsstatus und Migrantinnen mit geringen Deutschkenntnis-
sen angegeben. Die Anteile steigen mit der OrtsgroRe an in Bezug auf Frauen mit prekdarem Aufent-
haltsstatus, wohnungslose Frauen, transgeschlechtliche Frauen und Betroffene sexualisierter Gewalt.

Die Einschatzungen der Geeignetheit der eigenen Einrichtung flir bestimmte Unterstitzungsbedarfe
lassen also keinen Schluss zu hinsichtlich der Frage, wie hoch der Verbesserungsbedarf fir die Kom-
mune insgesamt eingeschatzt wird. In kleineren Orten wurde seltener Verbesserungsbedarf fiir be-
stimmte Zielgruppen genannt, auch wenn die eigene Einrichtung als ungeeignet bewertet wurde.

Die Beurteilung hangt also auch davon ab, wie groR die Kapazitdaten im Vergleich zur Anzahl der Per-
sonen sind, mit denen die Befragten im Alltag zu tun haben. So sahen sich die Einrichtungen fast alle
als geeignet flir Migrantinnen an, dennoch entfielen auf diese Gruppe die meisten Nennungen (57 %)
fir groRen Verbesserungsbedarf. In Freitextantworten wurde dabei zum einen auf den Zugang zu
Sprachmittlung eingegangen (siehe weiter unten). Ein weiterer in Freitexten angesprochener Aspekt
sind die aufenthaltsrechtlichen Restriktionen, denen gefliichtete Frauen z.B. aufgrund einer Wohn-
sitzauflage ausgesetzt sind und die die Ansiedlung an einem fir die Frau sicheren Ort verhinderten
oder verzogerten.

In vielen Freitextantworten wiesen die Befragten auf die teils langen Wartezeiten fiir eine therapeu-
tische oder psychiatrische Behandlung hin. Auch seien die vorhanden Strukturen nicht immer in der
Lage, angemessen mit dem Thema Gewaltbetroffenheit umzugehen. Eine zum Thema Wohnungslo-
sigkeit und Gewaltschutz interviewte Expertin eines Landesnetzwerks kritisierte den Mangel an
frauenspezifischen Angeboten in der Wohnungslosenhilfe; das bestehende von Mannern gepragte
Angebot wiirde wenig von Frauen genutzt, weil es keinen Schutz vor (erneuten) Ubergriffen biete.
Aus Mangel an Alternativen wirden sich wohnungslose Frauen oftmals in problematische Mitwohn-
verhéltnisse begeben, in denen es auch zu Ubergriffen und sexueller Ausbeutung komme. In einer
Befragung von Frauen in der niedersachsischen Wohnungslosenhilfe habe die Halfte der Befragten
von akuten Gewalterfahrungen in Notunterkiinften und Mitwohnverhadltnissen berichtet. Auf den
Zusammenhang von Wohnungslosigkeit und Gewalt macht auch das Eckpunktepapier zu wohnungs-
losen Frauen der Zentralen Beratungsstelle Niedersachsen (ZBS) aufmerksam und fordert als Min-
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deststandard die Bereitstellung von geschlechtergetrennten Notunterkiinften in getrennten Appar-
tements / Hausern und die Bereitstellung von Schutzmaéglichkeiten (ZBS Niedersachsen 2019, S. 7).

Bei der Einschatzung zu Verbesserungsbedarfen in Bezug auf Unterstiitzungsangebote fiir gewaltbet-

roffene Manner wurde zwischen verschiedenen Professionsgruppen unterschieden. Insgesamt 39 %

sahen hier groRen Bedarf, wobei die befragten Frauenberatungsstellen und Frauenhduser diesen
Bedarf deutlich haufiger als groR einschatzten, namlich zu 43 %, als die Polizei mit 34 % der Befrag-
ten.

Bei der Frage, welche Impulse sich die Befragten auf Landesebene wiinschten, um das Hilfesystem

weiterzuentwickeln, entfielen die meisten Erlauterungen auf Verbesserungsbedarfe bei bzw. fiir die

Frauenfacheinrichtungen. 34 von 95 Antwortenden machten dazu Angaben:

o Angemahnt wurde eine verldssliche und im Sinne des diskriminierungsfreien Zugangs sozialleis-

tungsunabhangige Finanzierung der Frauenhduser und eine Ausweitung der Kapazititen; eine
Ausweitung der Kapazitaten wurde ebenso auch fiir der Frauenfachberatungsstellen, insbeson-
dere im Hinblick auf langerfristige Beratungsbedarfe, als dringlich erachtet, da diese im Rahmen
des Auftrags der BISSen nicht bearbeitet werden kdnnten.

Mehrere Befragte sprachen sich fiir eine Anhebung und Definition, aber auch Finanzierung, von
Standards fiir Frauenhduser hinsichtlich Barrierefreiheit aus und fir eine generelle Neuausrich-
tung der Frauenhausstruktur auf einzelne Wohneinheiten. Dies ermégliche auch eine Offnung fiir
besonders vulnerable Personengruppen bzw. Gruppen, die aktuell ausgeschlossen seien (konsu-
mierende Frauen, Frauen mit dlteren S6hnen).

Als dringlich erachtet wurde zudem eine gesetzliche Grundlage fiir eine staatliche Verpflichtung
einer dauerhaften und verlasslichen Finanzierung, um den Vorgaben der Istanbulkonvention
nachzukommen. Entweder sollten Kommunen zur Finanzierung verpflichtet werden oder es soll-
ten Grundlagen fir eine Landesfinanzierung geschaffen werden, um der Abhangigkeit von Kom-
munalfinanzen und politischen Trends zu entgehen und einheitliche Voraussetzungen zu schaf-
fen. Zugleich wiirde dies den Aufwand fiir Antragstellungen erheblich minimieren. Eine Auswei-
tung oder erstmals ein Aufbau von Kapazitaten der Frauenunterstiitzungseinrichtungen in [andli-
chen Raumen wurde auch thematisiert.

12

Auch die Bedarfsanalyse zu Frauenhdusern in Niedersachesen hat aufgezeigt, dass wohnungslose Frauen trotz ihrer
starken Vulnerabilitat und Gewaltbetroffenheit oftmals keine Aufnahme in einem Frauenhaus finden, teilweise auf-
grund von psychischen und / oder Suchterkrankungen, die im Frauenhausalltag nicht akzeptiert bzw. aufgefangen
werden kdnnen, aber auch aufgrund einer mangelnden Meldeadresse und daraus folgenden Finanzierungsproble-
men (Kotlenga, Nagele 2020, S. 78).
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Sprachmittlung als Grundlage fiir Intervention und Unterstiitzung von Betroffenen

Hierzu wurden alle einbezogenen Akteursgruppen befragt. Dass Gewaltbetroffene aufgrund man-

gelnder Sprachmittlung nicht immer angemessen unterstlitzt werden kdnnen, sagte ein relevant

hoher Anteil an den Befragten aus. Die Mehrheit (55 %) gab an, dass dies haufiger als nur in Einzelfal-

len vorkomme — also in wenigen, vielen oder fast allen Fallen. Etwas ein Drittel der Polizei und Ge-

waltschutzeinrichtungen inkl. Taterarbeit — also den an der Interventionskette beteiligten Gruppen —

schatzten, dass dies sogar in vielen Fallen oder fast immer der Fall sei (vgl. Tabelle 19 im Anhang). Die
Situation wurde in GroRstddten Gber 150.000 Einwohnende etwas besser bewertet (vgl. Tabelle 20

im Anhang).

,Wie hdufig kommt es bei Bedarf an Sprachmittlung vor, dass Sie gewaltbetroffene Frauen aufgrund

mangelnder Ubersetzungsméglichkeiten nicht angemessen beraten und unterstiitzen kénnen?“

Unterstiitzung wegen mangelnder Sprachmittlung nicht angemessen

Garnicht M In Einzelfdllen  ®In wenigen Fillen M Invielen Fillen M Fastimmer

30%

32%

15%

2% 21%

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (H.8) ; N = 403

Griinde fir mangelnde Ubersetzungsméglichkeiten sind v.a. mangelnde Flexibilitit der Uberset-
zungspersonen oder liberhaupt das Fehlen geeigneter Ubersetzungspersonen, dies ist v.a. in kleine-

ren Stadten als Problem genannt worden (vgl. Tabelle 20 im Anhang). In Bezug auf finanzielle Fakto-
ren merkten BISSen vereinzelt an, dass das Programm ,Worte helfen Frauen” fiir alle Frauen verfiig-
bar sein sollte. Auch wird die Finanzierung von Telefon- und Videodolmetschen in Form von Rah-
menvertragen angeregt, weil dies auch bei Hausbesuchen genutzt werden kdnne. Einzelne Poli-
zist*innen gaben an, dass der Aufwand bei / fiir einen Einsatz fiir eine Ubersetzung zu sorgen, zu
grol sei. Auch wurde die Verfligbarkeit von Informationsflyern in verschiedenen Sprachen ange-

mahnt.
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Unterstiitzungsangebote im Bereich Medizin und Gesundheit
ProBeweis: Verfahrensunabhingige Beweissicherung

Das Angebot ist zwar vor allem im Hinblick auf eine moégliche spatere Anzeige und damit auch Straf-
verfolgung entwickelt worden, hat zugleich aber auch die Funktion eines Erstversorgungs- und
Unterstlitzungsangebotes flr die betroffene Frau. Das Konzept bzw. das Angebot der ProBeweis-
Kliniken war 78 % der Befragten bekannt, die Bekanntheit stieg dabei deutlich mit der OrtsgréRe. Am
wenigsten, aber dennoch mehrheitlich war das Angebot den Befragten aus Rechtsantragstellen und
AJSD bekannt (60 %).

»Ist Ihnen die Mdéglichkeit der verfahrensunabhéngigen Beweissicherung bekannt, die Kliniken im Netzwerk
,ProBeweis” Betroffenen von sexueller / hiuslicher Gewalt unabhdngig von einer Anzeige anbieten?”

(Anteile Nennungen gruppiert nach OrtsgréfSe)

Bekanntheit Verfahrens- OrtsgrofRe mehr | Ortsgrofe 100.000 | OrtsgroBe 20.000 | OrtsgroRe bis zu | Gesamt
unabhédngige Beweissicherung als 150.000 EW bis 150.000 EW bis 100.000 EW 20.000 EW
Ja 88 % 84 % 80 % 61% 80 %
Nein 12% 16 % 20% 39% 20%

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (E.8); N = 473

Insgesamt gab es hier — sofern Einschatzungen vorlagen — mehr positive als negative Einschatzungen
bzgl. aller drei abgefragter Aspekte: Bedarfsgerechtigkeit der Kapazitaten, Niedrigschwelligkeit des
Zugangs und vermutete Bekanntheit bei Fachkraften. Die Kapazitaten wurden in Stadten Uber
150.000 Einwohnende von der Halfte (48 %) der Befragten (eher) bedarfsdeckend eingeschatzt, hin-
gegen nur von einem Drittel (32 %) aus Orten unter 20.000 Einwohnende:

,Wie sehr stimmen Sie folgenden Aussagen zum Angebot der verfahrensunabhéngigen Beweissicherung zu?“

(Ohne Angabe , keine Einschétzung®)

Angebot der verfahrensunabhdngigen Beweissicherung

Trifft (eher)zu MW Teils teils W Trifft (eher) nicht zu

Der Zugang zu dem Angebot ist niedrigschwellig. | W

e

[ 43%|
L L7 S

10% 20% 30% 40% 50% 60%

Das Angebot ist bei relevanten Fachkraften /
Einrichtungen bekannt.

Das Angebot fiir Gewaltbetroffene aus unserer
Kommune (kreisfreie Stadt, Landkreis) ist...

L L L

70% 80% 90% 100%

0%

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (E.9); N =377

Frauenfacheinrichtungen merkten vereinzelt an, dass flir Frauen der Kontakt teilweise , unange-
nehm* sei, teilweise gebe es mannliche Ansprechpersonen fiir den Erstkontakt in den Kliniken, teil-
weise wiirden Frauen — sofern sie von der Polizei vermittelt wurden — wieder weggeschickt. Die darin
zum Vorschein kommende Problematik der unklaren Versorgungslage fiir Betroffene, die eine Anzei-
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ge gemacht haben, wurde umgekehrt von einer Befragten aus einer Klink aufgegriffen. Es gebe ein
,Kompetenzenwirrwarr hinsichtlich der Betreuung vergewaltigter Frauen”. Es wirden Fille, ,bei
denen die Opfer eine Anzeige erstellen wollen, zu uns geleitet, da wir vermeintlich die Expertise und
Zeit besitzen, um diesen Fallen gerecht zu werden. Da wir aber besonders nachts und feiertags auch
knapp besetzt sind und hauptsachlich durch Geburten belastet sind, kommen diese Frauen dann zu
kurz!“

Traumaambulanzen

Laut LAP Ill sollte das Sofortangebot zur friihzeitigen Behandlung eines Traumas verstarkt auch Be-
troffenen hauslicher Gewalt zugdnglich gemacht werden, dies insbesondere vor dem Hintergrund
langer Wartezeiten auf Therapiepldtze (Land Niedersachsen 2012, S. 53). Aktuell gibt es 33 Kliniken
im Netzwerk Traumaambulanzen, die Anzahl der Kliniken ist im Vergleich zu anderen Bundeslandern
hoch. Die Ergebnisse zeigen jedoch, dass das Angebot zwei Dritteln der Befragten nicht bekannt war;
im Gewalt- und Opferschutzbereich war das Angebot am bekanntesten, bei fast drei Viertel der Be-
fragten (71 %). Bei der Polizei und bei den Gerichten war das Angebot am wenigsten bekannt, 83 %
bzw. 85 % der Befragten kannten das Angebot nicht.

»Ist Innen das Angebot der niedersichsischen Traumaambulanzen, die traumatisierten Opfern von Gewaltver-
brechen schnelle Behandlungsmdglichkeiten anbieten, bekannt?“

Bekanntheit des Angebots der Traumaambulanzen in Niedersachsen

Ja  HENein

63%

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (H.10); N = 459

Diejenigen, die dazu Angaben machen konnten, schatzten die Kapazitdaten Uberwiegend — zu zwei
Dritteln — als nicht bedarfsdeckend ein, die Niedrigschwelligkeit des Zugangs wurde unterschiedlich
bewertet. Inwieweit sich dies auf die Einrichtung oder die Unklarheit der Zugangsvoraussetzungen
bezieht, kann nicht beurteilt werden. Wahrend im LAP Ill die Beantragung von Leistungen nach dem
Opferentschadigungsgesetz als Voraussetzung genannt wird, findet sich diese Information in den
offentlich zuganglichen Informationen nicht wieder.
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»Wie sehr treffen folgende Aussagen zum Angebot der Traumaambulanzen zu?“
(Ohne Angabe , keine Einschétzung”)

Angebot Traumaambulanzen

Trifft (eher) zu MW Teils teils W Trifft (eher) nicht zu

Der Zugang zu dem Angebot ist niedrigschwellig.

Das Angebot an Traumaambulanzen ist fiir Betroffene von
hauslicher oder sexualisierter Gewalt aus unserer...

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (H.11); N = 105-106

H.3. Bewertung der Befunde im Lichte der Istanbulkonvention und der
Zielsetzungen und Ausgangslage des LAPs III

Kenntnisse iber Frauenhduser waren bei fast allen Befragten vorhanden. Geringer ausgepragt, aber
immer noch sehr verbreitet war das Wissen Uber die BISSen (ca. drei Viertel der Befragten kannten
diese) und Uber das Angebot der verfahrensunabhidngigen Beweissicherung. Das Angebot der
Traumaambulanzen war am wenigsten — nur bei einem Drittel der Befragten — bekannt. Noch weni-
ger — namlich 11 % der Befragten — kannten das Angebot der Fachstellen zu sexualisierter Gewalt,
weshalb die Einschatzungen hierzu wegen geringer Aussagekraft auch nicht dargestellt wurden. Die
Gesamteinschatzungen zu den Frauenhdusern, BISSen sowie zum Angebot der ProBeweis-Kliniken
waren in verschiedenen Dimensionen — Kapazitdten, Niedrigschwelligkeit des Zugangs, Bekanntheit —
Uberwiegend positiv.

Das Angebot der verfahrensunabhangigen Beweissicherung (ProBeweis) ist wie im LAP Ill angestrebt
von einem Modellprojekt mit einzelnen Klinken hin zu einem flachendeckenden Angebot ausgewei-
tet und etabliert worden — mit mittlerweile 40 Untersuchungsstellen nach Angaben des Netzwerks™.
Die Zuganglichkeit des Angebots geht Uber die Vorgaben der Istanbulkonvention hinaus, in dem es
auch Betroffenen hauslicher und nicht nur sexualisierter Gewalt offensteht. Die Bewertung der Um-
setzung in Niedersachsen war tGberwiegend positiv in Bezug auf Aspekte der Verfiigbarkeit, Zugang-
lichkeit und Niedrigschwelligkeit. Auch war das Angebot den Befunden nach sehr bekannt — bei vier
Flinftel der Befragten war dies der Fall. Vor dem Hintergrund des Anspruchs eines flaichendeckenden
Angebots sind jedoch die deutlichen Unterschiede in der Bekanntheit und in den Kapazitatseinschat-
zungen zwischen klein- und groRstadtischen Gebieten kritisch zu bewerten. Inwieweit dies mit der
Struktur der stationdren Gesundheitsversorgung erklarbar ist oder im Wesentlichen die geringere
Bekanntheit der (neu hinzugekommenen) Untersuchungsstellen ein erklarender Faktor fiir die Kapa-
zitatseinschatzungen ist, kann an dieser Stelle nicht beantwortet werden. Es besteht zudem Kla-
rungsbedarf in Bezug auf die Frage, welche Versorgungsstrukturen Betroffene hiuslicher/ sexueller
Gewalt nutzen kdnnen, wenn sie eine Anzeige bei der Polizei erstattet haben. Hier scheinen die un-

13 https://www.probeweis.de/de/
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terschiedlichen Akteursgruppen unterschiedliche Einschdatzungen zu haben. Moéglicherweise beste-
hen hier zum anderen aber auch Versorgungsliicken.

Die im LAP IIl gesetzte Zielsetzung, die Traumaambulanzen verstarkt auch fiir Betroffene hauslicher
Gewalt zuganglich zu machen, ist den Befunden nach nicht flachendeckend erreicht worden, obwohl
es sich in Niedersachsen mit 33 Kliniken um ein vergleichsweise dichtes Versorgungsnetz handelt.
Um jedoch eine relevante Versorgungsstruktur fir Betroffene hauslicher (und auch sexualisierter)
Gewalt zu sein, misste das Angebot bei den Berufsgruppen, die als erste Kontaktpersonen Betroffe-
ne darauf aufmerksam machen kénnten, bekannter sein. Dies gab jedoch nur ein Drittel der Befrag-
ten an. So gut wie gar nicht bekannt waren die Traumaambulanzen bei Gerichten und Polizei. Dieje-
nigen, die Kenntnis hatten, schatzten die Kapazitaten zudem als liberwiegend nicht ausreichend ein.
SchlieB8lich scheint Unklarheit Gber die Zugangsvoraussetzungen zu bestehen bzw. dariber, inwieweit
die Inanspruchnahme von einer Antragsstellung und Bewilligung von Opferentschadigungsleistungen
abhangt.

In Bezug auf das gewaltspezifische Hilfesystem sind den Befunden nach die Kapazitdten der Frauen-
hauser vor allem in groReren Stadten als kritisch zu bewerten, dies v.a. — und das im Unterschied zur
Evaluation von 2012 — aus der Perspektive derjenigen, die eine wichtige Vermittlungsfunktion im
Zugang zu Frauenhdusern haben. Zugleich wurde deutlich, dass Schutzunterkiinfte v.a. in manchen
landlichen Gebieten gar nicht zur Verfigung stehen. Die Ergebnisse der aktuellen Befragung von ei-
ner Bandbreite von Fachkraften bestatigen in Bezug auf die Frage nach Kapazititen die Befunde der
kiirzlich abgeschlossenen Bedarfsanalyse zu Frauenhdusern in Niedersachsen. So mussten 43 % der
befragten Bewohnerinnen bei mehreren Hausern anrufen, um einen Platz zu finden (Kotlenga, Nage-
le 2020, S. 104). Die Einrichtung eines rund um die Uhr erreichbaren Frauenhauses fiir eine gesicher-
te Akutaufnahme (24 / 7) in der Region Hannover ist daher ein wichtiger Schritt.

Schutz- und Versorgungsliicken bestehen zudem fiir Zielgruppen mit besonderen Unter-
stitzungsbedarfen. Dementsprechend meldeten die hier Befragten in Bezug auf psychisch erkrankte,
suchterkrankte und traumatisierte Frauen, Frauen mit Behinderungen und wohnungslose Frauen den
groRten Handlungsbedarf an. Fir diese Gruppen stehen keine angemessenen Angebote des ge-
waltspezifischen Unterstitzungssystems zur Verfligung bzw. diese (insbesondere Frauenhauser) sind
flr bestimmte Gruppen gar nicht zuganglich, das gilt v.a. flr psychisch erkrankte und suchterkrankte
Frauen und flr Frauen mit korperlichen Behinderungen. Nur eingeschrankt geeignet (und evtl. auch
nur eingeschrankt zuganglich) sind Frauenhauser zudem fir transgeschlechtliche Frauen.

Fir einen Teil der genannten Zielgruppen (v.a. psychisch und suchterkrankte Frauen, auch woh-
nungslose Frauen) stehen auch andere Versorgungsstrukturen als Alternativen oder als Anschluss-
moglichkeiten gar nicht oder nicht in ausreichendem MalRe zur Verfiigung (vgl. Kotlenga, Nagele
2020, S. 106). Dass viele Beratungseinrichtungen eine Erweiterung ihres Tatigkeitsspektrums (insbe-
sondere im Bereich Traumaarbeit, psychologische Beratung und gesundheitsbezogene Angebote)
sinnvoll fanden, kann daher als Wunsch interpretiert werden, angesichts mangelnder Auffangstruk-
turen auf Bedarfe der Nutzerinnen eingehen zu kénnen. Auch der Wunsch nach Aufbau von Angebo-
ten zur Unterstitzung von Kindern und Jugendlichen als (Mit-)Betroffene von hauslicher Gewalt ist
angesichts des wahrgenommen Mangels solcher Angebote nachvollziehbar (vgl. Abschnitt G).
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Fast alle Befragtengruppen nannten Schwierigkeiten in der Verfligbarkeit von Sprachmittlung fir
einen relevanten Teil der von ihnen unterstiitzten Frauen. Auch dies zeigt, dass nicht alle Frauen
diskriminierungsfrei Zugang zu Recht und Unterstiitzung haben.

Neben den Zugangshiirden fiir Gruppen mit besonderen Unterstlitzungsbedarfen ist auch das gene-
rell deutlich werdende Gefille zwischen grofen und kleinen Stadten kritisch zu bewerten. Der Zu-
gang zu Schutz und Hilfe wird aber auch durch angrenzende Rechtsgebiete erschwert, die die Le-
bensbedingungen von gewaltbetroffenen Frauen pragen. So haben Frauen mit Kindern nicht in glei-
cher Weise Zugang zu Instrumenten des Gewaltschutzes bzw. wird dieser durch Umgangsregelungen
oftmals unterlaufen, wie auch in dieser Untersuchung anhand vieler Freitextkommentare deutlich
wurde (vgl. Kapitel F; ebenso: Gabler et al. 2016). Nach wie vor verhindern zudem aufenthaltsrechtli-
che Restriktionen und Wohnsitzauflagen den Zugang zu effektivem Schutz und Hilfe (z.B. Umsiedlung
an den Ort eines Frauenhauses) und den Aufbau einer gewaltfreien Lebensperspektive (an einem
selbstgewahlten sicheren Ort) (vgl. Kotlenga, Nagele 2020, S. 112).

Um den Anspruch der Istanbulkonvention zu erfillen, allen von Gewalt betroffenen Frauen niedrig-
schwellig und diskriminierungsfrei bzw. barrierefrei Zugang zu Schutz und Hilfe zu gewahren, stehen
trotz vieler Erfolge und Fortschritte noch viele Aufgaben an. Dies betrifft v.a. die Zugangsvorausset-
zungen und Kapazitdten und Ausstattung des gewaltspezifischen Hilfesystems, aber auch die Struktu-
ren der Regelsysteme im Bereich der sozialen kommunalen Dienste und der Gesundheitsversorgung
sowie den Vorrang des Gewaltschutzes in angrenzenden Rechtsgebieten.
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I. Schule - Pravention

I.1. Ausgangslage und Zielsetzungen des LAPs III und
Vorgaben der Istanbulkonvention

Die Istanbulkonvention legt ein starkes Gewicht auf den Aspekt der Verhiitung von Gewalt. Heraus-
ragendes Merkmal ist, dass Gewalt gegen Frauen und hausliche Gewalt als Ausdruck eines gesell-
schaftlich dominanten Macht- und Ungleichheitsverhéltnisses zwischen den Geschlechtern und von
Diskriminierungsstrukturen gesehen wird: ,,...in Anerkennung der Tatsache, dass Gewalt gegen Frau-
en als geschlechtsspezifische Gewalt strukturellen Charakter hat, sowie der Tatsache, dass Gewalt
gegen Frauen einer der entscheidenden sozialen Mechanismen ist, durch den Frauen in eine unter-
geordnete Position gegeniiber Madnnern gezwungen werden” (Europarat 2011, S. 3) Die nach wie vor
vorhandenen Geschlechterstereotype werden als ideologischer Hintergrund dieser Verhaltnisse an-
genommen und als ein Schlissel betrachtet, Gewalt zu verhindern. Daher kommt den Bereichen Bil-
dung und Offentlichkeitsarbeit eine Schliisselrolle fiir die zukiinftige Verhinderung von Gewalt im
Geschlechterverhiltnis zu. In Art. 13 ,Bewusstseinsbildung” werden die Vertragsstaaten aufgefor-
dert, MaBnahmen und Kampagnen zu initiieren, um die Offentlichkeit iber den Zusammenhang zwi-
schen Gleichheit und Gewaltfreiheit zu informieren, in Art. 14 ,Bildung” wird Gewaltfreiheit und
Gleichheit als Maligabe in der Wertevermittlung in Bildungs- und Betreuungseinrichtungen gefor-
dert.

Auch im Landesaktionsplan Il wurde dem Bereich Pravention und Schule ein eigener Abschnitt zum
,Handlungsbedarf Schule” (Land Niedersachsen 2012, S. 50) gewidmet. Hausliche Gewalt sollte zum
einen als Thema in Praventionsprogrammen fir Kinder und Jugendliche starker integriert werden,
angesprochen wurde die ,Griine Liste Pravention“. Zum anderen wurde auf die Etablierung der so-
genannten Krisen- und Notfallteams der Niedersachsischen Landesschulbehorde als Beratungsstruk-
tur fir die Schulen verwiesen und als Ziel gesetzt, diesen Personenkreis im Umgang mit Fallen hausli-
cher Gewalt zu schulen. Zudem wurde die geplante Einrichtung einer zentralen Anlaufstelle zum
Thema Missbrauch und Diskriminierung in Schulen und Betreuungseinrichtungen angefihrt (die mitt-
lerweile auch eingerichtet wurde).

I.2. Erhebungsbefunde

Gegenstand der Befragung zum Thema Schule als Ort der Pravention waren nicht die einzelnen Mal3-
nahmen sondern die Einschatzungen dazu, wie gut Schulen in dieser Hinsicht ,aufgestellt” sind. Da-
bei ging es um die Rahmenbedingungen der Schulen zum Umgang mit Fallen einer Betroffenheit von
Kindern und Jugendlichen, aber auch um Einschatzungen zu Aktivitaten der Pravention und der Ein-
bindung der Schulen in Netzwerke. Insgesamt konnten aufRerhalb der Fachkrafte der Niedersachsi-
schen Landesschulbehérde — die die Krisen- und Notfallteams bilden — vergleichsweise wenig Befrag-
te Auskunft geben. Diese kamen v.a. aus dem Bereich Gewaltschutz, Jugendamt und Polizei.
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»Wie sehr stimmen Sie folgenden Aussagen in Bezug auf den Umgang in Schulen mit solchen Féillen zu? Bezie-

hen Sie Ihre Bewertung auf die Schulen in Ihrem Wirkungskreis.“ (Ohne Angabe , keine Einschétzung”)

und Verfahren etabliert zum Umgang mit solchen Fallen.

Einschdtzung Schulen

Trifft (eher) zu M Teils teils M Trifft (eher) nicht zu

Die Ressourcen in und fiir Schulen (auch
Beratungsstrukturen) sind ausreichend, um in solchen
Fallen fachlich angemessen zu handeln.

Es gibt in Schulen ausreichend Praventionsangebote fiir
| 14% L- 38%

10% || 19% 71%

Jugendliche, die u.a. Gewalt(freiheit) in Beziehungen 47%
thematisieren.
Schulen sind in lokale Netzwerke fir Kinderschutz und 29% 39% 32%
Pravention eingebunden.
An den Schulen sind lokale und schulinterne Konzepte _13% 33% 54%

Schulen haben einen geeigneten und klaren rechtlichen 29% . 27%

Rahmen, um in diesen Fallen zu reagieren.

Kinder und Jugendliche, die von hauslicher Gewalt (mit)
betroffen sind, bekommen in Schulen angemessen 27% 41% 32%
Resonanz und Unterstiitzung.

0% 20% 40% 60% 80% 100%

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (1.2); N = 82-93

o

Insgesamt liberwogen die negativen Einschatzungen die positiven in allen abgefragten Dimensio-
nen, am ausgepragtesten ist dies bei der Beurteilung der schulischen Ressourcen, diese schatzten
71 % als eher nicht ausreichend ein, um angemessen auf Falle reagieren zu kénnen. 54 % der Be-
fragten gaben an, dass interne Konzepte und Verfahren an den Schulen (eher) nicht etabliert
sind. Die meisten positiven Bewertungen entfielen auf die Beteiligung der Schulen an lokalen
Praventionsnetzwerken und die Verfligbarkeit eines klaren rechtlichen Rahmens.

Einrichtungen auBerhalb des Schulsystems haben in der Tendenz kritischere Bewertungen zu
allen abgefragten Aspekten abgegeben. MittelmaRig oder negativ wurde die Resonanz auf kon-
krete Falle und die Unterstiitzung der Schulen fiir betroffene Kinder, die Geeignetheit des rechtli-
chen Rahmens zur Intervention, die Etablierung von schulinternen Verfahren zum Umgang mit
solchen Fallen, die Beteiligung der Schulen an lokalen Netzwerken und die Frage nach ausrei-
chenden Praventionsangeboten bewertet. Alle Mittelwerte liegen hier unter dem Wert 3 (,, Teils /
teils“).

Die befragten Fachkrafte der Landesschulbehdrde schatzten die meisten Aspekte zum Teil deut-
lich positiver, aber insgesamt verhalten ein: die durchschnittliche Antwort auf einer fiinfstufigen
Skala von 1 ,trifft nicht zu“ bis 5 ,,trifft zu“ liegt fiir fast alle Items im Mittelfeld (Mittelwert um 3,
Angabe ,Teils / teils“). Am meisten positive Antworten entfielen bei den Fachkraften der Schul-
behorde auf den Ihres Erachtens klaren rechtlichen Rahmen fiir Interventionen (Mittelwert 3,7).
Hier liegt auch der grofRte Unterschied in den Einschdtzungen zwischen den Befragtengruppen.
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Die Abweichung betragt mehr als ein Skalenpunkt gegeniiber der Bewertung von auBen. Der
rechtliche Rahmen ist moglicherweise den Fachkraften auRerhalb der Schule auch nicht bekannt.

o In der Tendenz negativ (Mittelwert 2,4) schatzten auch die Fachkrafte der Landesschulbehérde
die Ressourcen der Schulen ein, um mit Fallen angemessen umzugehen.

,Wie sehr stimmen Sie folgenden Aussagen in Bezug auf den Umgang in Schulen mit solchen Fdéillen zu?“
(Skala 1 (trifft nicht zu) bis 5 (trifft zu), ohne Angabe , keine Einschétzung”)

NLSchB alle anderen
Mittelwert Anzahl Mittelwert Anzahl
Nennung Nennung
Kinder und Jugendliche, die von hauslicher Gewalt (mit) betroffen
sind, bekommen in Schulen angemessen Resonanz und Unterstit- 3,3 14 2,9 79
zung.
Schulen haben einen geeigneten und klaren rechtlichen Rahmen,
L . . 3,7 14 2,6 70
um in diesen Fallen zu reagieren.
An den Schulen sind lokale und schulinterne Konzepte und Verfah-
. . .. 3,0 13 2,3 69
ren etabliert zum Umgang mit solchen Fallen.
Schulen sind in lokale Netzwerke fiir Kinderschutz und Pravention
. 3,1 14 2,9 80
eingebunden.
Es gibt in Schulen ausreichend Praventionsangebote fir Jugendli- 3.0 13 e 78
che, die u.a. Gewalt(freiheit) in Beziehungen thematisieren. ’ !
Die Ressourcen in und fur Schulen (auch Beratungsstrukturen) sind
ausreichend, um in solchen Fallen fachlich angemessen zu han- 2,4 14 2,0 77
deln.

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (1.2)

I.3. Bewertung der Befunde im Lichte der Istanbulkonvention und der
Zielsetzungen und Ausgangslage des LAPs III

Die Strukturen und Umsetzungsaktivitdten an Schulen wurden Gberwiegend als nicht ausreichend
eingeschatzt, um angemessen mit dem Thema und mit gewaltbetroffenen Schiller*innen umzuge-
hen. Mangelnde Ressourcen und Aufgabenfiille diirften ein entscheidender Faktor sein, dass Schulen
die ihnen in der Istanbulkonvention angedachte Aufgabe der Pravention nicht optimal umsetzen
kénnen. Dennoch sind gegenliber 2012 Verbesserungen festzustellen. So gaben deutlich mehr Be-
fragte unter dem Aspekt Vernetzung an, mit Schulen zu kooperieren als dies Befragte in der Vorgan-
gerevaluation angaben, zudem wurde der Trend auch explizit positiv eingeschéatzt (vgl. C). Hier hat
die Umsetzung des Bundeskinderschutzgesetzes wichtige Vernetzungsimpulse gesetzt. Auch von dem
aktualisierten Runderlass ,Sicherheits- und GewaltpraventionsmaBnahmen in Schulen in Zusammen-
arbeit mit Polizei und Staatsanwaltschaft” 2016 gingen Impulse aus. So ist nach Angaben der Vertre-
terinnen des Kultusministeriums die transparente Zusammenarbeit mit der Polizei und deren Einbe-
zug Ublicher geworden. Eine bestdndige Herausforderung sei der Umgang mit ,,Verdachtsfallen” bei
uneindeutiger Sachlage. Es bestehe daher die Notwendigkeit der Intervention in Gefahrdungslagen,
zugleich aber auch der Anspruch, Schule als geschiitzten und vertrauten Raum fiir Kinder gerade aus
problembelasteten Familien zu erhalten. Dies abzuwagen und angemessen zu entscheiden, bendtigt
ausreichende fachliche Kompetenzen aller Beteiligten.
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Das im LAP lll benannte Ziel, Fachkradfte des Krisen- und Notfallteams in den Anforderungen zum
Umgang mit Fallen hduslicher Gewalt zu schulen, steht teilweise noch aus. So gab ein Drittel der Be-
fragten an, sich bislang nicht im Rahmen von Bildungsformaten mit dem Thema hausliche Gewalt
befasst zu haben. Nach mehrheitlicher (71 %) Angabe der antwortenden Fachkréfte ist das Thema
auch in ihren landesweiten Fachkraftestrukturen nicht angemessen vertreten. Aus Sicht der Befrag-
ten besteht Fortbildungsbedarf v.a. in Bezug auf die Themen Gewaltschutz, Umgangsrecht und Sor-
gerecht (vgl. Abschnitt B).
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J. Landesstrukturen und Ressourcen

J.1. Ausgangslage und Zielsetzungen des LAPs III und
Vorgaben der Istanbulkonvention

In der Istanbulkonvention wird dem Bereich der Koordinierung von MaRnahmen und Ebenen, die an
der Umsetzung des Interventions-, Schutz- und Unterstitzungssystems beteiligt sind, hohe Prioritat
eingerdumt. In Art. 7 werden ,,umfassende und koordinierte politische Malnahmen” unter Einbezie-
hung aller einschlagigen Akteure und Ebenen gefordert. Zur Umsetzung sollte eine Monitoringstelle
und eine Koordinierungsstelle (Art. 10) eingerichtet werden: ,Die Vertragsparteien benennen oder
errichten eine oder mehrere offizielle Stellen, die fir die Koordinierung, Umsetzung, Beobachtung
und Bewertung der politischen und sonstigen MaRnahmen zur Verh{tung und Bekdmpfung aller von
diesem Ubereinkommen erfassten Formen von Gewalt zustindig sind. Diese Stellen koordinieren die
in Art. 11 genannte Datensammlung sowie analysieren und verbreiten ihre Ergebnisse” (CoE 2011,
Art. 10).

Auch im Landesaktionsplan Il wurde die Relevanz der Koordinierung und Steuerung von MaRnahmen
hervorgehoben: ,,Vor dem Hintergrund, dass die Bekdampfung hauslicher Gewalt als eine ressortiiber-
greifende Aufgabe zu verstehen ist und dieses Thema nur dann wirkungsvoll und erfolgreich bearbei-
tet werden kann, wenn alle verantwortlichen Einrichtungen und Behdrden ihr Handeln koordinieren,
bleibt es trotz der bereits vielzdhlig erzielten guten Fortschritte erforderlich, bereits ergriffene MaR-
nahmen fortzusetzen und neue MaRnahmen zu ergreifen. ...Ein abgestimmtes Gesamtkonzept der
Landesregierung zum Schutz vor hduslicher Gewalt in Paarbeziehungen ist daher weiterhin notwen-
dig” (Land Niedersachsen 2012, S. 4). In der Vorbemerkung zum Landesaktionsplan Il wird dieser
selbst als Grundlage dafiir beschrieben, ,dass hausliche Gewalt in Niedersachsen auf Landesebene,
aber auch auf kommunaler Ebene als eine ressortiibergreifende Aufgabe verstanden wird” (Land
Niedersachsen 2012, S. 3). Ein interministerieller Arbeitskreis (IMAK) sollte die weitere Umsetzung
bis Ende 2012 begleiten und steuern, um dann Vorschlage auszuarbeiten, die danach noch beste-
henden Aufgaben ggf. als Daueraufgabe, effektiv zu implementieren und umzusetzen.

Im konkret benannten Handlungsfeld ,Netzwerke fiir Gewaltschutz zusammenfiihren und durch In-
formation und Fortbildung unterstiitzen” (ebd., S. 62) wurde die Einrichtung einer Koordinierungs-
stelle der gewaltspezifischen Unterstlitzungsstrukturen in Aussicht gestellt, als eine Plattform, um
Praxiserfahrungen des Gewaltschutzes zu biindeln und den Anliegen des Gewaltschutzes auf Landes-
ebene so eine bessere Stimme zu verleihen. Ebenso sollte eine zentrale Informationsplattform dem
Fachaustausch dienen. Angestrebt wurde zudem, ein ressortiibergreifendes Fortbildungs- und Infor-
mationssystem auf Landesebene zu etablieren (ebd., S. 63).

Die Einrichtung einer ressortiibergreifenden Koordinierungsstelle im Sinne der Istanbulkonvention
(und damit als Steuerungsstruktur) war damals jedoch noch nicht Gegenstand des Landesaktions-
plans — die Istanbulkonvention war zu dem Zeitpunkt noch nicht ratifiziert und daher auch noch kein
Referenzsystem.
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J.2. Befunde

Bekanntheit und Bewertung des Landesaktionsplans III

Der LAP Ill war bei etwas Uber der Halfte der Befragten im Prinzip bekannt, mehrheitlich bestand bei
diesen die Einschatzung, dass davon keine Impulse ausgegangen seien oder sie haben von der Um-
setzung nichts mitbekommen. Ein Viertel der Befragten sah durch den LAP Il hingegen wichtige Im-
pulse fir die Weiterentwicklung des Interventions- und Unterstiitzungssystems.

Bei Strafgerichten und Rechtsantragstellen und auch bei ProBeweis-Kliniken und Traumaambulanzen
war der LAP Il gar nicht oder allenfalls vereinzelt — max. 20 % der Befragten — bekannt. Bei Familien-
gerichten und Fachkraften der Landesschulbehdrde kannten ca. ein Drittel der Befragten den Lan-
desaktionsplan (Tabelle 22 im Anhang).

Landeskoordinierungsstelle hdusliche Gewalt

Demgegeniiber war die Landeskoordinierungsstelle bei insgesamt zwei Dritteln der Befragten be-
kannt, mit 28 % ist der Anteil bei den beteiligten Fachkraften der Niedersachsischen Landesschulbe-
horde zwar am geringsten, aber immer noch relevant. Ein Viertel aller Befragten hat bereits Angebo-
te in Anspruch genommen, liberdurchschnittlich ist dies bei den Gewaltschutzeinrichtungen, Sonder-
dezernaten bei den Staatsanwaltschaften, Gleichstellungsbeauftragten und der Opferhilfe der Fall.
Im Vergleich zur Evaluation 2012 l&sst sich eine deutlich gestiegene Bekanntheit und Nutzung der
Angebote der Koordinierungsstelle feststellen.

,»Wie schdétzen Sie die Bedeutung des Landesaktionsplans fiir die Weiterentwicklung des Hilfesystems
in lhrem Wirkungsbereich ein?“

Einschidtzung Bedeutung Landesaktionsplan IlI
B Ich kannte den Landesaktionsplan Il bisher nicht.
Ich kenne zwar den Landesaktionsplan Ill, von der Umsetzung habe ich aber nichts mitbekommen.
B Vom Landesaktionsplan gingen meines Wissens nach keine relevanten Impulse aus.

Der Landesaktionsplan Il hat wichtige Impulse zur Weiterentwicklung gesetzt.

22%

45%

11%

22%

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (J.1); N = 451

Fir manche Berufsgruppen gab in der Vorgangerevaluation noch eine deutliche Minderheit der Be-
fragten an, die Koordinierungsstelle zu kennen (Lobermeier, Strobl 2012, S. 84), wahrend dieser An-
teil in der aktuellen Befragung auf mindestens die Hélfte der Befragten anstieg, dies war z.B. bei der
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Polizei (von 28 % auf 50 %), bei Familiengerichten (von 18 % auf 58 %), bei Gleichstellungsbeauftrag-
ten (von 36 % auf 75 %) und Jugenddamtern (von 41 % auf 60 %) der Fall (Tabelle 24 im Anhang). Da-
bei fallt auf, dass die Inanspruchnahme und Teilnahme an Angeboten und Veranstaltungen mit der
GrolRe des Ortes stetig zunimmt (von 15 % in Kleinstddten bis auf 30 % in GroRstadten), demgegen-
Uber ist die Bekanntheit nicht von der OrtsgréRe abhangig.

,Ist Ihnen die Landeskoordinierungsstelle ,,Hédusliche Gewalt” beim Landespréventionsrat bekannt?“
(Anteile nach OrtsgréfSe)

OrtsgroRe (EW)
mehr als 150.000 100.000 bis 150.000 20.000 bis 100.000 bis 20.000

Ja, aber ich hatte bislang

i i 39% 38% 36 % 37 %
damit noch nichts zu tun.
Ja, ich habe bereits Angebote
. 30% 34 % 26 % 15%
in Anspruch genommen.
Nein 31% 28 % 38% 48 %
N 116 53 223 65

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (J.4)

Von denjenigen, die angaben sich mit dem Thema hausliche Gewalt im Rahmen von Aus- und Fort-
bildung befasst zu haben, haben tberdurchschnittlich viele auch Angebote der Landeskoordinie-
rungsstelle in Anspruch genommen. Es ist gut moglich, dass dieses Angebot fir manche Berufsgrup-
pen das einzige ist, im Rahmen dessen sie sich mit dem Thema Hausliche Gewalt explizit befasst ha-
ben, dies wird z.B. bei der Gruppe der Staatsanwalt*innen deutlich.

,Ist Ihnen die Landeskoordinierungsstelle ,,Hdusliche Gewalt” beim Landesprdventionsrat bekannt?“ (Anteile
nach Intensitdt der Befassung mit dem Thema hdéusliche Gewalt im Rahmen von Aus- und Fortbildung, Studium)

Bekanntheit Koordinierungsstelle? Befassung Befassung Keine Gesamt Anzahl
intensiv ein wenig Befassung Befragte

Ja, aber ich hatte bislang damit

. 41% 37% 31% 37% 171
noch nichts zu tun.
Ja, ich habe bereits Angebote in

41% 16 % 14 % 26 % 121

Anspruch genommen.
Nein 19% 47 % 56 % 36 % 167

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (J.4*B.1)

Bei der Frage nach der gewiinschten Gewichtung der einzelnen Aufgaben der Landeskoordinierungs-
stelle wurden fast alle abgefragten Bereiche gleich stark gewichtet, auch gab es keine Unterschiede
zwischen den Bereichen. Auf einer Skala von 1 ,kein Gewicht“ bis 3 , groBes Gewicht”“ wurde das
,Angebot von Fachveranstaltungen, Fortbildungen, Vernetzungstreffen” mit einem Mittelwert von
2,8 am hochsten gewichtet. Die , Beratung und Unterstiitzung lokaler Gremien bei der Entwicklung
von Kooperationsstrukturen” wurde mit einem Mittelwert von 2,5 etwas weniger gewichtet. In den
Freitextantworten wurden die teilweise hohen Erwartungen der Befragten an die Landeskoordinie-
rungsstelle deutlich: Diese beinhalteten den Wunsch nach (mehr) Vernetzungsarbeit zwischen den
lokalen Ebenen und einem weiteren Ausbau von Fortbildungsangeboten sowie allgemeiner Offent-
lichkeitsarbeit zum Thema hausliche Gewalt. Mehrere wiinschten sich einen starkeren Ausbau von
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Praventionsangeboten und die Verknlipfung mit dem Thema Gleichstellung. Zudem kam in mehreren
AuBerungen der Wunsch nach Lobbyarbeit fiir die Einrichtungen (und besserer Ausstattung) des Ge-
waltschutzsystems zum Ausdruck, ebenso nach einem Sprachrohr fiir die in der Praxis bestehenden
Hindernisse, die nur auf Landesebene gelost werden kdnnen; hierunter fallt z.B. das nach wie vor
ungeldste Problem der Wohnsitzauflagen, die gefllichtete Frauen teilweise von wirksamem Schutz
ausschlieBen.

J.3. Bewertung der Befunde im Lichte der Istanbulkonvention und der
Zielsetzungen und Ausgangslage des LAPs III

Die Zielsetzung des LAPs lll, ein ressortibergreifendes Fortbildungs- und Informationssystem auf
Landesebene zu etablieren, ist in hohem Male erfiillt worden. Die Servicestelle der Landeskoordinie-
rungsstelle gegen hausliche Gewalt ibernimmt darlber hinaus mit ihren Angeboten und ihren Aktivi-
taten eine wichtige Funktion fiir die Fortbildung, Informationsvermittlung, Offentlichkeitsarbeit und
auch Vernetzung der lokalen Praxisebene in den verschiedenen Bereichen (Opferschutz, Interventi-
on, Gewaltschutz). Diese Funktion ist seit dem letzten Landesaktionsplan noch einmal deutlich ge-
starkt worden. Dies belegt die hohe Bekanntheit und Nutzung der Koordinierungsstelle, die im Ver-
gleich zu 2012 deutlich gesteigert werden konnte.

Inzwischen wurde im Rahmen eines Modellprojekts eine Vernetzungsstelle der Frauenfachbera-
tungsstellen eingerichtet, die sich zur Aufgabe gesetzt hat, Netzwerke fiir Gewaltschutz zusammen-
zufihren. Hierbei handelt es sich um eine landesweite Koordinierungsstelle, die als Servicestelle und
politische Interessenvertretung fir den Bereich der spezialisierten Fachberatungsstellen fungieren
soll. Zugleich soll diese Koordinierungsstelle die Umsetzung der Istanbulkonvention begleiten. Wie-
weit sich dieses Aufgabenfeld bzw. dieser Anspruch thematisch und institutionell erstreckt, ist noch
nicht ersichtlich, da die Vernetzungsstelle erst im Sommer 2020 eréffnet wurde. Aufgabeniber-
schneidungen mit der Landeskoordinierungsstelle ,hausliche Gewalt” sind moglich.

Eine Koordinierungsstelle auf Landesebene zur bereichslibergreifenden Steuerung von MaRRnahmen
und eines koordinierten Vorgehens aller Bereiche und Ebenen, wie sie die Istanbulkonvention vor-
sieht, gibt es in Deutschland weder auf Landerebene noch auf Bundesebene. Der Landesaktionsplan
Ill konnte die eingangs angenommene Funktion einer Grundlage fiir ein ressortiibergreifendes koor-
diniertes Vorgehen und ein , abgestimmtes Gesamtkonzept der Landesregierung zum Schutz vor
hauslicher Gewalt in Paarbeziehungen” nicht gut erfllen.

Hierflr ist der Landesaktionsplan insgesamt zu wenig, in manchen Berufsgruppen fast gar nicht an-
gekommen und die Effekte werden entsprechend als nur maRig eingeschatzt. In der eingangs durch-
gefiihrten explorativen Erhebung zu Koordinierungsmechanismen innerhalb der Ressorts und zu den
Einschatzungen der Umsetzung wurde deutlich, dass der Inhalt keine mafgebliche Rolle in den Res-
sorts gespielt hat. Im Landesaktionsplan Ill wurden neben Zielsetzungen und Benennung von Hand-
lungsfeldern keine konkreten MaRRnahmen fiir den Bereich Justiz und Polizei beschrieben. Seit der
Abschaffung des interministeriellen Arbeitskreises (IMAK) gibt es keine zentrale Auskunfts- und Re-
chenschaftspflicht der Ressorts Giber die MaBnahmen im Bereich des Gewaltschutzes.

In Bezug auf die Koordinierung der verschiedenen fiir Intervention, Schutz und Unterstiitzung im
Themenfeld hauslicher Gewalt relevanten Bereiche und Ebenen libernimmt die Landeskoordinie-

14 https://lks-niedersachsen.de/

82


https://lks-niedersachsen.de/

Befunde der Erhebungen: Landesstrukturen und Ressourcen

rungsstelle ,,Hausliche Gewalt” teilweise Moderations- und Vermittlungsaufgaben zwischen der Pra-
xis und den Ressorts. Fir eine Koordinierung von Malknahmen der Ressorts im Sinne der Istanbul-
konvention ist die Landeskoordinierungsstelle jedoch nicht mit den dafiir erforderlichen Befugnissen
und Ressourcen ausgestattet. Die Koordinierungsstelle kann gegebenenfalls MaBnahmen anregen,
dies hat aber keine Verbindlichkeit. Zudem ist die Anbindung der Koordinierungsstelle an ein einzel-
nes Ministerium fir die Wahrnehmung einer verbindlichen und ressortiibergreifenden Aufgabe nur
begrenzt geeignet. Diese Aspekte kamen auch in der gemeinsamen abschlieBenden Sitzung des
Fachbeirats und der Ressort-AG zu Sprache.
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K. Gesamtbewertung und Ausblick

Trendbewertungen zu relevanten Bereichen von Intervention, Pravention, Schutz und
Unterstiitzung

Die Befragungsteilnehmenden wurden gebeten, fiir verschiedene Aspekte von Intervention, Praven-

tion und Unterstlitzung Gewaltbetroffener eine Einschatzung dazu abzugeben, ob sich dieser Bereich

bei ihnen vor Ort negativ oder positiv entwickelt habe oder gleichgeblieben sei.

o

Es wurden insgesamt, von der Mehrheit der Befragten, nur gleichbleibende oder positive Ent-
wicklungen seit dem letzen Landesaktionsplan (2012) gesehen, sofern die Befragten dazu Uber-
haupt Angaben machen konnten. In keinem Bereich gab es eine mehrheitlich negative Einschat-
zung des Trends. Dieser positive Befund war auch schon in Bezug auf die Kooperationsbewertung
mit diversen Berufsgruppen deutlich.

Am positivsten wurde die Entwicklung im Bereich Krisenintervention und Schutz, Opferrechte in
Strafverfahren und lokale Vernetzung bewertet.

Eher gleichbleibend wurde der Aspekt Gewaltschutz in angrenzenden Rechtsgebieten und Bera-
tung fur gewaltbetroffene Manner bewertet. Der groRte Anteil an negativen Bewertungen be-
zieht sich ebenfalls auf die Beriicksichtigung von hauslicher Gewalt in angrenzenden Rechtsgebie-
ten, also auf die Bereiche familiengerichtlicher Verfahren und auslanderrechtlicher Regelungen
(Aufenthaltsstatus und Wohnsitzauflagen). Eine Minderheit, aber immerhin ein Flinftel der Be-
fragten aus Polizei und Gewaltschutz, sehen in diesen Bereichen sogar einen negativen Trend fir
ihrem raumlichen Zustandigkeitsbereich.

Handlungsbedarfe aus Sicht der Befragten

Zu den oben abgefragten Bereichen konnten die Befragten Angaben dazu machen, ob diesbeziiglich
kein, etwas oder starker Handlungsbedarf fiir ihren Zustandigkeitsbereich bestehe. SchlieBlich konn-
ten die Befragten in einem Freitext Anregungen fiir Verbesserungen geben, die auf Landeseben an-

gegangen werden sollten.
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,Um hduslicher Gewalt, Partnergewalt sowie sexualisierter Gewalt zu begegnen und die Betroffenen angemes-
sen zu unterstiitzen sind alle gesellschaftlichen Bereiche gefragt und verschiedene Arten von MafSnahmen er-
forderlich. Bitte geben Sie an, ob Sie in Bezug auf diese Themen Handlungs- und Entwicklungsbedarf auf Lan-

desebene sehen.” (Ohne Angabe , keine Einschdtzung”)

Einschatzung Handlungsbedarf auf Landesebene

M Starker Bedarf Etwas Bedarf Kein Bedarf

I. Angebote Schutz, Unterstitzung Kinder 77% 19% | | 4%
Il. Hausliche Gewalt in angrenzenden Rechtsbereichen 69% 25% 6%
IIl. Angebote Taterarbeit 68% 25% 7%

IV. Effektive Strafverfolgung 65% 30% 5%

V. Priventionsangebote 61% 35% 4%

VI. Angebote fiir gewaltbetroffene Manner 61% 34% 5%
VII. Opferrechte in Strafverfahren 59% 33% 8%

VIII. Angebote fiir gewaltbetroffene Frauen 58% 35% 7%

IX. Inklusive Gestaltung/ Offnung Hilfesystem 58% 39% 4%

X. Anpassung Definition HG Istanbulkonvention 55% 33% H 13% u

XI. Offentlichkeitsarbeit zum Thema 53% 37% H 10% '

XII. Zivilrechtlicher Gewaltschutz 43% 44% 13%
XlIl. Vernetzung/ Koordinierung auf Landesebene 39% 52% 10%

XIV. Monitoring 35% 50% 15%

XV. Polizeiliche Krisenintervention/ Schutz 32% 53% 15%

XVI. Fallbezogene Kooperation, Klarung lokale 32% 529% 17%

ZUstandigkeiten
XVII. Vernetzung lokal 32% 50% 18%
0% 20% 40% 60% 80% 100%

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (K.2);

I: N =269, Il: N=239, lll: N =250, IV: N =255, V: N=272, VI: N = 242, VII: N = 249, VIII: N = 286, IX: N = 181, X: N = 196, XI:

N =280, XIl: N =245, Xlll: N =213, XIV: N = 119, XV: N = 250, XVI: N = 233, XVII: N = 249.
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Die grolite Bedeutung hat der von drei Vierteln aller Befragten genannte starke Verbesserungsbedarf

bei der Unterstiitzung von Kindern und Jugendlichen, die von hauslicher Gewalt (mit)betroffen sind.

O

Eng damit verbunden ist der von zwei Dritteln der Befragten genannte starke Verbesserungsbe-
darf bei der Berlicksichtigung von hauslicher Gewalt in angrenzenden Rechtsgebieten, v.a. in
Umgangs- und Sorgerechtsverfahren. Hier wurden in Freitexten und auch den qualitativen Inter-
views viele Problemanzeigen formuliert. Es fehlt aus Sicht vieler Befragter an spezifischen Ange-
boten fir Kinder und Jugendliche und zugleich wird eine starkere Beriicksichtigung bei den Be-
rufsgruppen angemahnt, die mit den Fallen im Regelgeschaft zu tun haben, den Jugendamtern
und Familiengerichten. Die meisten FreitextdufBerungen fallen auf diesen Bereich: Gefordert
werden Vorgaben zur Beteiligung von Familiengerichten an Kooperation, Verfahrensvereinba-
rungen und Standards, um Gewaltschutz systematisch in Umgangsverfahren zu berlicksichtigen,
z.B. durch Konditionalitdt von Umgangskontakten und ggf. Aussetzen des Umgangs, eine bessere
Ausstattung und Sensibilisierung von Jugendamtern zum Umgang mit solchen Fallen und schliel3-
lich eine Fortbildungsverpflichtung fir Familienrichter*innen.

Als weiterer Aspekt der Berlicksichtigung von hauslicher Gewalt in angrenzenden Rechtsberei-
chen wird der Bedarf angemeldet, Gewaltbetroffenheit bei aufenthaltsrechtlichen Umvertei-
lungs- oder Hartefallantragen regelmaRig zu bericksichtigen und damit den Vorgaben der Istan-
bulkonvention nachzukommen, Gewaltschutz unabhangig vom Aufenthaltsstatus zu gewahrleis-
ten.

Weiterhin wurde von zwei Dritteln der Befragten ein starker Handlungsbedarf bei der Weiter-
entwicklung der Taterarbeit angegeben. V.a. eine flichendeckende Verfligbarkeit auch in landli-
chen Gebieten wurde als Bedarf angefiihrt, ebenso wie dauerhafte niedrigschwellige individuelle
Angebote unterhalb von einmaligen Trainingskursen und auch fir nicht deutschsprachige Man-
ner. Ebenso wie in Bezug auf die Frauenfacheinrichtungen wird hier eine angemessene personel-
le Ausstattung und tarifgebundene Vergiitung angemahnt, um Standards definieren und umset-
zen zu kénnen.

Im Bereich Strafverfolgung — wo ebenfalls zwei Drittel der Befragten starken Handlungsbedarf
sahen — wurden v.a. Fortbildungen und Sensibilisierungen der Strafgerichte und Gutachter*innen
zu Dynamiken hduslicher Gewalt angeregt. Manche nannten zudem kostenlosen Rechtsbeistand,
eine konsequente und schnellere Strafverfolgung und entsprechende Sanktionen bzw. spirbare
Auflagen als Verbesserungsbedarfe.

Im Bereich Pravention —in dem 61 % der Befragten starken Handlungsbedarf sahen — wurde viel-
fach die Notwendigkeit einer starkeren Rolle der Schulen hervorgehoben. Hier besteht aus Sicht
der Befragten an vielen Stellen Optimierungsbedarf sowohl bei der Beteiligung an Kooperationen
als auch den schulbezogenen internen Strukturen und Ressourcen im Umgang mit diesem The-
ma. Darliberhinaus betonen viele Befragte die Notwendigkeit einer kontinuierlichen Sensibilisie-
rung der Offentlichkeit als wichtigen Préventionsbaustein.

Am haufigsten wurde damit starker Verbesserungsbedarf in Bezug auf Bereiche angemeldet, die

auch schon 2012 von den meisten als verbesserungsbediirftig benannt wurden, um h&usliche Gewalt

zu bekdampfen bzw. Betroffene zu unterstiitzen.

In diesen Bereichen steht teilweise der Auf- und flachendeckende Ausbau von Strukturen noch aus

sowie teilweise auch die Klarung der Zustandigkeiten, dies betrifft die Unterstiitzungsangebote fir

mitbetroffene Kinder, Taterarbeit und Pravention. Ebenso steht das ,Mainstreaming” des Themas
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hausliche Gewalt / Gewaltschutz in den ,Regelstrukturen vielfach noch aus, also in den Institutionen
und Funktionsbereichen, die das Thema hausliche Gewalt nicht als Schwerpunkt haben, die aber mit
dem groBRten Anteil an Fallen konfrontiert sind und eine groRBe Reichweite haben, namentlich die
Gerichte, Jugendamter und Schulen.
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III. Zusammenfassung und Bewertung der Erhebungsbefunde -
Handlungsbedarfe und Vorschlage fiir zukiinftige Handlungsfelder

Im Folgenden werden die zusammenfassenden Befunde aus allen Kapiteln — also jeweils der Ab-
schnitt 3 der Themenkapitel — hier noch mal zusammengestellt, um darauf aufbauend Handlungsbe-
darfe und mogliche Handlungsansatze fir das Land Niedersachsen abzuleiten. Mit den vorgeschlage-
nen Handlungsfeldern werden Bereiche in den Blick genommen, die auf Landesebene bearbeitbar
sind. Angesprochen ist das Land bzw. sind die verschiedenen Ressorts in mehreren Funktionen:

o Das Land bzw. die Ressorts sind (Teil-)Kostentrager, weisungsbefugt und teilweise Dienstherr fur
mehrere in der Istanbulkonvention angesprochenen Bereiche und umsetzende Institutionen in
den Bereichen Intervention, Justiz, Schutz und Unterstiitzung sowie Bildung. Damit ist das Land
mit verantwortlich fiir die fachlichen und strukturellen Entwicklungen in den einzelnen Berei-
chen.

o Das Land ist zugleich in der Verantwortung, eine (horizontal) steuernde und koordinierende
Funktion aller relevanten Bereiche einnehmen, die auf Landesebene verantwortet und lokal um-
gesetzt werden.

o Das Land kann schlieBlich unterhalb der gesetzlichen Ebene als Moderator und Impulsgeber ver-
suchen zwischen Land, Kommunen und Verbanden zu vermitteln und Weiterentwicklungen auch
auf kommunaler Ebene anzustolRen.

Individuelle und institutionelle Handlungsressourcen

Bewertung der Befunde im Lichte der Istanbulkonvention und der Zielsetzungen und
Ausgangslage des LAPs III

In Bezug auf die Zielsetzung des LAPs IIl ,, Kenntnis der Hilfestrukturen verbessern” (Land Niedersach-
sen 2012, S. 46) ist das insgesamt hohe Niveau an Kenntnis der Hilfestrukturen positiv zu bewerten.
Insgesamt zeigt sich, dass der Kernbereich der ,Interventionskette” — Polizei und Gewaltschutzein-
richtungen — prinzipiell gut aufgestellt ist, in Bezug auf (fast) alle relevanten Themenbereiche. Jedoch
gab es auch innerhalb der Polizei einige Stimmen, die vermehrte, kontinuierlichere und flachende-
ckendere Schulungen (und mehr Personal) forderten, um das erreichte Niveau zu halten.

Vor dem Hintergrund der Anforderungen der Istanbulkonvention, Art. 15 , Aus- und Fortbildung be-
stimmter Berufsgruppen die mit Opfern hauslicher Gewalt zu tun haben”, ist der vergleichsweise
niedrige Anteil der Befragten bei den Familien- und Strafgerichten, die sich explizit mit dem Thema
befasst haben, als veranderungsbediirftig zu bewerten. Denn auch diese gehdren zu den zentralen
Institutionen, die flir Gewaltbetroffene eine wichtige Rolle spielen. In den qualitativen Interviews
zum Thema Umgangsrecht und Gewaltschutz wurde deutlich, dass neben passenden Angeboten und
einer generellen Bereitschaft auch zeitliche Ressourcen eine relevante Stellschraube darstellen, um
den Kenntnisstand bzgl. des Themas zu erhéhen. Als hinderlicher Faktor fur eine Fortbildungsbereit-
schaft (aber auch Teilnahme an Netzwerken, siehe Abschnitt C) erwies sich, dass Falle hauslicher
Gewalt insbesondere fiir Strafgerichte eine zahlenmaRig geringe Rolle spielen.

Die Befunde zeigen zumindest fiir manche Themen einen Zusammenhang zwischen Kompetenz-
aneignug und Handlungssicherheit. Daher sind spezielle Fortbildungen und die Integration des The-
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mas hausliche Gewalt in die Ausbildungen aller Fachkrafte ein wesentlicher Schliissel zur Erfillung
der komplexen fachlichen Anforderungen in der Handhabung von Fillen bzw. beim Umgang mit Ge-
waltbetroffenen. Die Aneignung von Kompetenzen zum Thema kann sowohl die Aufgabenerfiillung
verbessern als auch — so der klare Befund — zu einer hoheren Arbeitszufriedenheit beitragen.

Ein auffdlliger Befund ist, dass Befragte, die sich intensiv mit dem Thema befasst haben, Giberdurch-
schnittlich haufig Angebote der Koordinierungsstelle ,,Hausliche Gewalt” des Landes genutzt haben.
Dies unterstreicht die hohe Relevanz zentral angebotener Fortbildungen gerade fiir solche Berufs-
gruppen, fiir die die Befassung mit hauslicher Gewalt nicht zur grundstandigen Ausbildung gehort
(z.B. bei der Justiz). Der Zusammenhang ist v.a. bei den Sonderdezernent*innen der Staatsanwalt-
schaften festzustellen. Hier zeigt sich zugleich, dass eine Spezialsierung das Kompetenzniveau in dem
Bereich fordert bzw. Impulse setzt, sich mit dem Thema eingehender zu befassen. Die Initiierung von
Inhouseschulungen vor Ort hat sich ebenso als Moglichkeit gezeigt, die Akzeptanz im Justizbereich zu
fordern. Dezentrale Angebote hangen jedoch stark vom Engagement einzelner Personen ab.

Einen kritischen Befund stellen — fiir alle Befragtengruppen — die Unterschiede bei der Aneignung
spezifischer Kenntnisse zwischen grolRstadtischen und kleinstadtischen Gebieten dar, die Erreichbar-
keit von Fortbildungen ist — neben evtl. vorhandenen Selektionseffekten des Samples — ein nahelie-
gender Faktor.

Neben den Themenanmeldungen fiir Fortbildungsbedarfe, die v.a. aktuellen und fortdauernden Ver-
anderungen geschuldet sind (z.B. auslanderrechtliche Fragen, digitale Gewalt) hat sich wie bereits in
der Vorgadngerevaluation (Lobermeier, Strobl 2012) das Thema Kinderschutz, Gewaltschutz und Um-
gangsrecht als nach wie vor besonders relevant erwiesen.” Die gleichlautenden Befunde dieser Eva-
luation zeigen den Bedarf, dieses Thema und die damit verbundenen Konfliktlinien zwischen Um-
gangsrecht, Kinderschutz, Gewaltschutz kontinuierlich aufzugreifen, so dass alle am Hilfe- und Inter-
ventionsprozess Beteiligten diesbeziiglich sensibilisiert sind und entsprechende Kenntnisse haben.
Mehr als ein Drittel der Befragten meldete hierzu den Wunsch nach Kompetenzerweiterung an. Bei
der Polizei und im Bereich Gesundheit und Soziales gibt es in Bezug auf dieses Thema eher Unsicher-
heit als Sicherheit im Handeln. Dies ist veranderungsbediirftig, weil die Polizei im Rahmen von Einsat-
zen mit vielen Fallen konfrontiert ist, in denen Kinder im Haushalt leben. Auch die sozialen und
gesundheitsbezogenen Einrichtungen haben eine besondere Funktion als potentiell wichtige Multi-
plikator*innen, zu denen sehr viele Familien Kontakt haben — teilweise den einzigen nach auRen.

Umgekehrt ist der angemeldete Bedarf bei nahezu der Halfte der Befragten im Bereich Kinder, Ju-
gend und Bildung (auch kommunale Jugendamter) hervorzuheben, Wissen (iber Moéglichkeiten der
Intervention und Gefahrenabwehr zu erlangen.

Handlungsfelder

o Generell sollten Fortbildungsformate weiter ausgebaut werden. V.a. sollten verstarkt diejenigen
Berufsgruppen angesprochen und sensibilisiert werden, fiir die das Thema h&usliche Gewalt kei-
ne zentrale Rolle spielt, mit denen aber die Betroffenen hauslicher Gewalt haufig zu tun haben.

r Hierzu wurde im Rahmen des LAPs Ill ein Landesmodellprojekt ,Kinder als Zeugen hauslicher Gewalt” umgesetzt.

(vgl. Abschnitt G)
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Ein generell hoher Bedarf wurde bei den Themen digitale Gewalt, auslanderrechtliche Fragen
sowie in Bezug auf Kinderschutz, Umgangsrechte und Gewaltschutz deutlich.

o Um das Gefélle zwischen dem themenbezogenen Kompetenzniveau zwischen grof3stadtischen
und landlicheren Gebieten zu verringern, ist es wichtig, Fortbildungsangebote verstarkt auch in
der Flache verfligbar zu machen bzw. regional durchzufiihren. Der starke Digitalisierungsschub
konnte zudem genutzt werden, um Fachkrafte flichendeckend fiir eine Teilnahme zu gewinnen.
Uber niedrigschwellige digitale Angebote auf Landesebene kdénnten v.a. auch solche Ak-
teursgruppen in die Thematik eingebunden werden, die nicht an lokalen Netzwerken teilnehmen.

o Es ware sinnvoll, Ressourcen und Strukturen der Servicestelle auszuweiten, um Fortbildungsver-
anstaltungen im Hinblick auf neue Zielgruppen und Formate vor Ort/ digital auszuweiten.

Vernetzungsstrukturen lokal

Bewertung der Befunde im Lichte der Istanbulkonvention und der Zielsetzungen und
Ausgangslage des LAPs III

Die aktuellen Befunde und ein Vergleich mit den Ergebnissen der Vorgédngerevaluation (Lobermeier,
Strobl 2012) legen nahe, dass in den letzen Jahren die Kooperationen von und in Bezug auf fast alle
Institutionen intensiviert wurden. Die Bewertungen der Kooperationsbeziehungen haben sich gegen-
Uber der letzen Evaluationsbefragung deutlich verbessert v.a. in Bezug auf Taterarbeit, migrationsbe-
zogene Einrichtungen, Gleichstellungsbeauftragte, Schulen, aber auch auf das Gesundheitswesen.
Dies verdeutlicht, dass Gesetzgebungen und gezielte MalRnahmen wichtige Impulse fiir Vernetzung
und Kooperation liefern (kénnen), dass teilweise aber auch gesellschaftliche Entwicklungen Vernet-
zungen erforderlich machen. Hierunter fallen z.B. das Bundeskinderschutzgesetz mit seinen Koopera-
tionsverpflichtungen, der Ausbau der Téaterarbeit (Land Niedersachsen 2012, S. 61), die LAP-
Malnahmen zur Sensibilisierung des Gesundheitswesens (ebd. S. 52) und die aktuellen Aktivitdten
des Landes, das Hochrisikomanagement flachendeckend zu etablieren. Auch der Zuzug von Geflich-
teten hat Vernetzungsimpulse gesetzt. Auffallend gegeniliber den Evaluationsergebnissen 2012 ist die
deutlich gestarkte Bedeutung der Gleichstellungsbeauftragten in den lokalen Netzwerken. Ein GroR3-
teil der Befragten (75 %) gab an, mit diesen zu kooperieren und die Kooperation wird durchschnitt-
lich von allen Befragtengruppen um ca. eine Note besser bewertet als noch 2011. Gleichstellungsbe-
auftragte nehmen vielfach eine koordinierende Funktion in lokalen Netzwerken ein. Allerdings ist die
Wahrnehmung einer Koordinierungsfunktion durch die Gleichstellungsbeauftragte nicht strukturell
verankert, obwohl sie aufgrund der Verknipfung mit dem Thema Gleichstellung inhaltlich naheliegt.
Bislang hangt die Wahrnehmung einer Koordinationsfunktion fiir lokale Netzwerke gegen Gewalt —
mit einzelnen Ausnahmen kommunaler Finanzierung — Gberwiegend vom Selbst- und Aufgabenver-
standnis und vom personlichen Engagement ab.

Die im LAP lll benannten Herausforderungen, die Kooperation zwischen Gewaltschutzeinrichtungen,
Gesundheitswesen und Jugendhilfe zu erweitern und zu stabilisieren, ebenso wie der starkere Einbe-
zug der (Familien-) Gerichte und Schulen in lokale Kooperationen, bleiben weiterhin bestehen. Die
genannten Gruppen, die in dieser Evaluation als aktivere Kooperations- bzw. zumindest Ansprech-
partner gewlinscht waren, wurden auch schon 2012 als wichtig, aber schwer erreichbar hervorgeho-
ben. Die Ursachen fiir mangelnde Kooperationsbeteiligung bestimmter Gruppen — die ,,Randstandig-
keit” des Themas fiir den Arbeitsalltag, mangelnde Ressourcen fiir das Alltagsgeschéft, eine in Bezug
auf das Thema andere Haltung, Handlungslogik usw. — bestehen weiterhin fort.
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Auch die Anforderung der Istanbulkonvention, Kooperation und Vernetzung auf struktureller Ebene
verbindlich zu verankern, steht teilweise noch aus. Auch wenn der Einbezug von Justiz und Jugend-
amtern inzwischen verbessert werden konnte und sich Kooperationen teilweise positiv entwickelt
haben, so besteht hier nach wie vor ein ungedeckter Bedarf. Denn es gibt viele Hinweise darauf, dass
gelingende Kooperationen mit bestimmten Berufsgruppen stark von persénlichen Kontakten bzw.
engagierten Einzelpersonen abhdngen. Solche Kooperationen stehen daher nicht immer fiir eine
stabile Vernetzung von und mit Institutionen und Berufsgruppen. Dementsprechend wiinschen sich
mehrere Befragte klare Vorgaben ,von oben”, um einzelne Berufsgruppen zur Kooperation zu ver-
pflichten. Ein anderer — inhaltlich begriindeter — Weg besteht darin, zu bestimmten Themen Verfah-
ren zu etablieren. Hierzu gehoren z.B. Verfahrensabsprachen zum Erkennen von Hochrisikoféllen und
zu Fallen hauslicher Gewalt im Kontext von Umgangsregelungen (Abschnitte D und F). Diese Verfah-
ren sehen die Kooperationen zwischen verschiedenen beteiligten Institutionen vor bzw. machen sie
erforderlich. Die in Niedersachsen insgesamt gute und stabile Kooperation zwischen BISSen und Poli-
zei (vgl. Abschnitt D) zeigt, dass eine strukturelle — hier gesetzliche — Verankerung von Verfahren
nachhaltig positive Verdanderungen anstofRen kann.

Handlungsfelder

o Es braucht strukturell forderliche Bedingungen innerhalb der jeweiligen Institutionen, damit de-
ren Einbindung in lokale Netzwerke nicht vom Engagement einzelner Personen abhangt. Hier ist
neben der Kompetenzentwicklung auch die Verfiigbarkeit zeitlicher Ressourcen fir Kooperatio-
nen angesprochen. Hier hat die Landesebene zumindest in ihren Geschaftsbereichen Einfluss. Es
ware z.B. sinnvoll, fur die verschiedenen Justizbereiche, die Sonderdezernate aber auch Fami-
liengerichte, entsprechende Ressourcen fiir Kooperation vorzusehen.

o Kooperation muss nicht zwangslaufig eine (regelmaRige) Beteiligung am Runden Tisch bedeuten.
Es sollten Modelle entwickelt und verbreitet werden, die eine Einbindung auch unterhalb dieses
Formats ermoglichen. Denkbar sind z.B. verbindliche Ansprechpersonen in Institutionen, die In-
formationen aus dem Netzwerk intern weiterleiten und offen fiir bilaterale Anfragen aus dem
Netzwerk sind und einen Informationsaustausch ermaoglichen.

o Die Koordination und Organisation von lokaler Vernetzung sollte gestarkt werden. Es ware sinn-
voll, die Aufgabe der Netzwerkkoordination strukturell zu verankern und ggf. landesseitig finan-
ziell zu unterstitzen. Insbesondere Gleichstellungsbeauftragten kommt bei der Umsetzung der
Istanbulkonvention aufgrund ihrer Anbindung an die kommunalen Strukturen und aufgrund der
in der Konvention angelegten Verknipfung von Gewaltschutz, Gleichstellung und Antidiskrimi-
nierung eine potentiell wichtige Rolle zu, die sie teilweise bereits wahrnehmen.

Gefahrenabwehr und Krisenintervention

Bewertung der Befunde im Lichte der Istanbulkonvention und der Zielsetzungen und
Ausgangslage des LAPs III

Die in der Istanbulkonvention geforderten MaRnahmen der Gefahrenabwehr sind in Deutschland
weitgehend etabliert und die Umsetzung in Niedersachsen wird von fast allen Beteiligten positiv be-
wertet. Die im LAP Ill benannte Aufgabe, Moglichkeiten zur Verbesserung der Kontrolle von Platz-
verweisen und im Umgang mit dem Thema Ambivalenz von Geschadigten auszuloten, bestehen al-
lerdings weiterhin bzw. sind eine kontinuierliche Herausforderung. Im Vergleich zu 2012 zeigt sich,
dass der Umgang mit ambivalenten Opferhalten immer noch ein pragendes Thema ist, welches Ein-
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fluss auf die polizeiliche Praxis hat. Die fallbezogenen Angaben der Polizei zeigen eine insgesamt star-
ke Varianz in der Umsetzung von Platzverweiskontrollen und teilweise nur geringe Fallanteile, in de-
nen dies geschieht. Auch hier zeigt sich erneut ein Gefalle zwischen grof3stadtischen und kleinstad-
tisch oder ladndlich gepriagten Raumen. Die Uberpriifung von Platzverweisen kann ein relevanter As-
pekt zur Erhéhung der Wirksamkeit sein, was im LAP Ill ebenfalls als zentrale Herausforderung be-
nannt wurde. Die Umsetzung scheint wesentlich von Aufgabenverstandnis, Fallverstandnis und den
eigenen Handlungsressourcen im Umgang mit ambivalentem Opferverhalten abzuhangen.

Die insgesamt sehr positive Bewertung der polizeilichen Arbeit und der Umsetzung der Interventi-
onskette sind wesentlich auf das niedersachsische Modell der proaktiven Beratung bzw. Weiterver-
mittlung (unabhangig von einer Einverstandniserklarung) zurickzufiihren. Dass die regelhafte Wei-
tervermittlung durch die Polizei an die BISSen fiir die Erreichung der Zielgruppe ein fiir Niedersachsen
entscheidender Erfolgsfaktor ist, zeigen die Angaben der BISSen im Rahmen der Fallstatistik. Eine
hohe Zahl bzw. ein hoher Anteil an polizeilich vermittelten Geschadigten konnte in den Jahren 2018
und 2019 mit einem Hilfe- und Informationsangebot der BISSen erreicht werden. Die Aufrechterhal-
tung dieser Praxis ist vor allem in Bezug auf besonders vulnerable Gruppen von hoher Relevanz. Die
veranderte Datenvermittlungspraxis im Zuge des NPOGs und unter Berlcksichtigung der DSGVO
flhrte jedoch teilweise zu Irritationen und Schwierigkeiten, auch zu Beginn des Jahres 2020 (dem
Zeitpunkt der qualitativen Interviews) gab es nach wie vor Problemanzeigen. Fir die proaktive An-
sprache wichtige Angaben (z.B. Telefonnummern, Angaben zur Wohnsituation) werden nicht immer
zuverlassig libermittelt. Der Anteil der telefonischen Kontaktaufnahmen durch die BISSen ist im Jahr
2019 gegentliber 2018 um 5,5 % gesunken.

Die im LAP Ill benannten zentralen Aufgaben, die Wirksamkeit von Schutzmafnahmen durch bessere
Sanktionsmoglichkeiten zu verbessern und mehr Eingriffsmoglichkeiten bei Stalking zu erhalten,
wurden auf Landes- und Bundesebene v.a. durch die Einfihrung des NPOGs (Strafbewehrtheit von
Malnahmen) und durch das reformierte Gesetz zu Stalking (als Eignungsdelikt) aufgegriffen. Wah-
rend die Schutzwirkungen des reformierten Stalkingparagraphen v.a. von der Polizei in der Tendenz
kritisch eingeschatzt wurde, ist die Einschatzung der Wirkung des NPOGs (v.a. die Strafbarkeit von
VerstéRen) verhalten positiv bzw. vielen noch unklar (,keine Einschdtzung”). Auf Seiten der Polizei
wurden hinsichtlich der Umsetzungsregeln kritische Fragen aufgeworfen bzw. Klarstellungen in Bezug
auf die Zustandigkeit fur Strafanzeigen gefordert.

Verfahren des Hochrisikomanagements sind in Niedersachsen gegeniliber 2012 mittlerweile an vielen
Orten etabliert, hier hat das Land u.a. durch Veranstaltungen zum Thema und die Organisation von
Austauschformaten wichtige Impulse gesetzt, um die Umsetzung des Modells fiir ein interdisziplina-
res Fallmanagement (Buskotte, Landespraventionsrat 2011) voranzutreiben. Die positiven Effekte fir
die Fallbearbeitung insgesamt, eine hohere Zufriedenheit mit der Fallbearbeitung sowie die Impulse
flir eine Intensivierung der Vernetzung und Kooperation (auch aulRerhalb von Hochrisikofallen) spre-
chen um so mehr fir die noch ausstehende flaichendeckende Ausweitung, die aktuell auf den Weg
gebracht wird.

92



Bewertung der Erhebungsbefunde und Handlungsfelder

Die generelle Berlicksichtigung besonderer Schutzbediirfnisse von Geschadigten sollte auch als Auf-

gabe der Justiz verstanden werden (Europaische Opferschutzrichtlinie™ Art. 22 ,individuelle Begut-
achtung der Opfer zur Ermittlung besonderer Schutzbedirfnisse”). Diese Aufgabe erfordert ggf. das
Einholen oder die Absicherung entsprechender Informationen, auch zur Gefahrdungssituation.

Handlungsfelder

O

Die Befunde zeigen, dass ,ambivalentes Verhalten” von Gewaltbetroffenen einen relevanten
Einfluss auf das polizeiliche Handeln hat (Kontrolle von Wegweisungen). MaRgeblich fiir Wegwei-
sungen und Weitervermittlungen an das Hilfesystem sollte die Gefahrdungslage sein. Regelmafi-
ge Schulungen sind wichtig, um zu den Dynamiken hauslicher Gewalt zu sensibilisieren und die
starke Signalwirkung polizeilicher Wegweisungen fiir Tater und Opfer zu verdeutlichen. Schulun-
gen dazu sollten flachendeckend und regelmaRig angeboten und umgesetzt werden.

Schulungen bei der Polizei zum Thema Wegweisung und Weitervermittlung sollten gerade nach
der Einfiihrung des NPOG verstarkt, kontinuierlich und flachendeckend und unter Beteiligung der
BISSen durchgefiihrt werden. Erfahrungen aus der Praxis zeigen, dass es einen direkten Zusam-
menhang zwischen Schulungen, Anzahl von Wegweisungen und Weitervermittlungen gibt.

Die Modalitaten zur Informationsweitergabe und dem Ausfillen der Protokolle sollten im Sinne
des Schutzziels festgelegt sein und personenunabhéngig umgesetzt werden. Hierfir sollten fla-
chendeckend Vorgaben gemacht und Schulungen zu den neuen Regelungen unter Einbezug der
BISSen umgesetzt werden.

Im Bereich Hochrisikomanagement besteht die besondere Herausforderung darin, Lésungen fiir
die Etablierung und Foérderung solcher Verfahren in der Flache zu finden, da die Verfahren bis-
lang wenig in kleineren Stadten / Kreisen etabliert sind. Hierbei ware ggf. an schnell verfligbare
(telefonische, onlinebasierte) Interaktionsformate zu denken bzw. sollten diese in der weiteren
Entwicklung einbezogen werden, um Mobilitdtshiirden auszugleichen.

Beim Thema Gefahrdungsanalyse ist der Einbezug von Gerichten und Staatsanwaltschaften wich-
tig. Auch in die zu entwickelnden Verfahren bzw. Strukturen des Hochrisikomanagements sollte
die Justiz verstarkt eingebunden werden. Mit dem Instrument der Opferberichterstattung durch
die Gerichtshilfe hat die Strafjustiz zudem ein Instrument in der Hand, um wichtige Information
zu besonderen Schutzbedirfnissen einzuholen und ggf. die notwendigen MaRnahmen zu initiie-
ren (vgl. Mundt, Goldmann 2017; Kotlenga et al. 2016b, S. 13f). Erfahrungen mit dem Einsatz die-
ses Instruments sollten in der Praxis des Geschaftsbereichs verbreitet werden.

Strafverfolgung und Opferschutzmafinahmen

Bewertung der Befunde im Lichte der Istanbulkonvention und der Zielsetzungen und
Ausgangslage des LAPs 111

Beim Opferschutz hat das Land Niedersachsen in den vergangenen Jahren viele Aktivitaten entfaltet.

Wie im LAP Il als Ziele benannt, sind die psychosoziale Prozessbegleitung, verfahrensunabhangige

16

Richtlinie 2012 /29/EU des Europaischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2012 tiber Mindeststandards
flr die Rechte, die Unterstiitzung und den Schutz von Opfern von Straftaten sowie zur Ersetzung des Rahmenbe-
schlusses 2001/220/J1 unter https://eur-lex.europa.eu/legal-content /de/TXT/?uri=CELEX:32012L0029 [22.7.2020]
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Beweissicherung und Taterarbeit deutlich ausgebaut worden. Bei der psychosozialen Prozessbeglei-
tung ist die Zielsetzung des LAP lll, das damalige Modellprojekt zu einer flaichendeckenden Struktur
auszuweiten, weitgehend gelungen. Inzwischen wurden in fiinf Fortbildungen insgesamt 51’ psycho-
soziale Prozessbegleiter*innen nach den Niedersdchsischen Qualitdtsstandards ausgebildet. Wah-
rend das Instrument der psychosozialen Prozessbegleitung weitgehend bekannt ist, sind es die kon-
kreten Anlaufstellen vor Ort nicht immer. Relevanter Informationsbedarf iber die Einsatzmdglichkei-
ten und Anlaufstrukturen besteht vor allem weiterhin bei der Polizei, bei den Gerichten und Staats-
anwaltschaften, bei denen die Halfte bzw. ein Viertel der Befragten angab, keine Kenntnisse von den
Anlaufstrukturen vor Ort zu haben oder auch das Instrument nicht zu kennen.

Fiir die psychosoziale Prozessbegleitung ist positiv hervorzuheben, dass die schon weit vor Einfiih-
rung eines Bundesgesetzes in Niedersachsen etablierten hohen Qualitdtsstandards und die gut aus-
gebauten Strukturen beibehalten wurden und finanziell unterstitzt werden. Die hohen Fallzahlen
ohne gerichtliche Beiordnungen zeigen den hohen Bedarf dieser Unterstiitzungsform auch fiir dieje-
nigen Geschadigten langjahriger hauslicher Gewalt, bei denen die Beiordnungsgriinde nach § 406g
StPo nicht vorliegen. Die Schutzbedirftigkeit und der daraus entstehende Unterstiitzungsbedarf han-
gen also nicht allein vom Delikt ab, sondern ergeben sich aus den meist langjahrigen Gewalterfah-
rungen und individuellen Ressourcen. Die Befunde zeigen, dass die Anzahl der Beiordnungen auf-
grund der gesetzlich engen Voraussetzungen begrenzt ist, hier waren entsprechende Ausweitungen —
ausgehend von den individuellen Schutzbedarfen — sinnvoll. Neben dem Wunsch nach mehr (kosten-
losen) Beiordnungen findet auch der mogliche Einsatz psychosozialer Prozessbegleitung fiir Zivilver-
fahren von fast allen Befragten hohe Zustimmung (zur Ubertragbarkeit von strafrechtlichen Opfer-
rechten auf andere Rechtsgebiete: Kilchling 2018, S. 55 f).

Bei der Umsetzung von Opferrechten zeigt sich insgesamt eine (iberwiegende Zufriedenheit und zwar
in Bezug auf die grundsatzlich bestehenden Rechte von Opfern in Strafverfahren und Fragen des
kommunikativen Umgangs mit den Geschadigten. Bei der konkreten Umsetzung von Opferrechten
und v.a. SchutzmalRnahmen finden sich auch kritische Einschatzungen und gréBere Anteile von indif-
ferenten Bewertungen, die vermutlich der starken Unterschiedlichkeit in der Praxis entsprechen. Vor
dem Hintergrund der Vorgaben der Istanbulkonvention in Art. 56 ,SchutzmaRnahmen” und der Eu-
ropaischen Opferschutzrichtlinie (Art. 19 ,Recht des Opfers auf Vermeidung des Zusammentreffens
mit dem Straftater”) besteht gréRerer Handlungsbedarf in Bezug auf MaBnahmen zur Vermeidung
von Kontakt zwischen verletzter und tatverdachtiger Person und dem Einsatz zum Beispiel von Vi-
deovernehmungen. Dies ist in Niedersachsen — wie die Befunde zeigen — nach wie vor keineswegs
Standard (vgl. dazu auch: Niedersachsisches Justizministerium 2017, S. 14). Befunde aus einer Studie
zu Opferrechten in Strafverfahren im Kontext hduslicher Gewalt (Gérgen et al. 2016, S. 148 und S.
171 f) legen nahe, dass dies vielfach mit der technischen Ausstattung zu tun hat, teilweise wird eine
Begegnung vor Gericht aber auch primar als erkenntnisgenerierend eingeschatzt.

GemaR dem Ziel des LAPs Il ist das Angebot an Taterarbeitseinrichtungen seit 2012 deutlich ausge-
weitet bzw. fast verdoppelt worden von 6 auf 11 Beratungsstellen. Eine Flachenabdeckung — wie sie
zur Umsetzung des NPOG und den Vorgaben zur regelhaften Weitervermittlung Voraussetzung ware
— steht allerdings noch aus. Die Flachenabdeckung/ Verteilung ist ein wesentlicher Faktor flr die vor-

v https://justizportal.niedersachsen.de/startseite/burgerservice/opferschutz/psychosoziale_prozessbegleitung/

psychosoziale-prozessbegleitung-in-niedersachsen-160951.html
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handene Vernetzung und Kooperation der Taterarbeit mit Anderen bzw. umgekehrt. Es wird von
allen Befragtengruppen ein grolRer Bedarf gesehen, den Bereich weiterzuentwickeln. Die Einschat-
zungen zur Relevanz von Taterarbeit flir den Opferschutz sind insbesondere auch bei den Frauen-
facheinrichtungen deutlich positiver als noch vor einigen Jahren.

Handlungsfelder

o Es besteht ein hoher Informationsbedarf bei Polizei und Justiz iber das Angebot und die Anlauf-
strukturen der psychosozialen Prozessbegleitung. Bei diesen Institutionen, die als wichtige Ver-
mittlungsinstanz fungieren kénnten, sollten das Instrument als solches und auch konkrete An-
laufstrukturen flachendeckend bekannt sein.

o Gerichte und Staatsanwaltschaften sollten fiir das Thema Opferschutz und Traumafolgen, Ambi-
valenz von Opferverhalten und auch fiir das Thema Opferrechte verstarkt sensibilisiert werden
(z.B. Vermeidung der Begegnung mit dem Tatverdachtigen).

Zivilrechtlicher Gewaltschutz

Bewertung der Befunde im Lichte der Istanbulkonvention und der Zielsetzungen und
Ausgangslage des LAPs III

Die Befunde legen nahe, dass die Umsetzung des Gewaltschutzgesetzes die Anforderungen der Is-
tanbulkonvention und auch des Schutzziels des Gesetzgebers nur teilweise erfiillen kann. Das An-
tragsverfahren selbst und der Zugang sind nach Uberwiegenden Einschdtzungen niedrigschwellig.
Dennoch steht dieses Schutzinstrument nicht allen gleichermaRen zur Verfiigung, wie es die Istan-
bulkonvention verlangt. Zum einen ist mangelnde Sprachmittlung nach Angabe eines relevanten Teils
der Befragten ein faktischer Ausschlussgrund fiir viele Betroffene. Zum anderen ist die Umsetzungs-
praxis sehr divers, bei manchen Familiengerichten werden Gberhaupt keine Anordnungen, sondern
ausschlieBlich Vereinbarungen nach einer gemeinsamen Anhorung getroffen. Die Griinde dafir dirf-
ten weniger im Fallspektrum (,,Nachbarschaftsstreitigkeiten”) begriindet sein — denn die Auswertun-
gen der Erledigungspraxis wurde nur auf Antragsfalle gegen (Ex-) Partner bezogen. Einen gréReren
Einfluss hat das Verstandnis des gesetzlichen Auftrags und daraus abgeleiteten Beurteilungskriterien.
So sind uneindeutige Sachlage und die Vorwegnahme von Umgangskontakten wesentliche Begriin-
dungen fir eine iberwiegende Vergleichspraxis. Damit ist das Instrument fr Mitter nicht in gleicher
Weise zuganglich wie flr andere Frauen. Hinzu kommt, dass es nach Ansicht der Befragten bislang
keine angemessene Losung gibt, um Gewaltschutzanordnungen auch bei bestehenden oder zu tref-
fenden Umgangsregelungen zur Umsetzung zu bringen. Der begleitete Umgang ist dafiir nur ein —
mehr oder weniger geeigneter — Behelf (vgl. G).

Die Angaben eines Teils der Befragten zu Verbesserungsbedarfen in der Umsetzung des Gewalt-
schutzgesetzes deuten darauf hin, dass die neu eingefiihrte Strafbewehrung von Vergleichen zur
Verbesserung des Schutzes hohen Hirden unterliegt, da sie gerichtlich bestatigt werden missen und
die Voraussetzung (Sachverhaltsklarung) oft nicht gegeben ist. Das Ziel, damit die Schutzwirkung von
Vergleichen zu erhdhen, ist auf diese Weise also schwer zu erreichen.

Kritisch erscheint zudem, dass Anhdrungen zu 99 % gemeinsam angesetzt wurden, hier stellt sich die
Frage nach der Beriicksichtigung moglicher Schutzbedarfe. Befunde einer Erhebung des Deutschen
Juristinnenbundes deuten darauf hin, dass damit auch das Ziel der Sachverhaltsaufklarung verknipft
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wird (vgl. djb 2012). Diese durchgangige Anhérungspraxis kann insofern auch eine Zugangshiirde
sein, als dass sehr belastete Geschadigte unter diesen Umstianden moglicherweise von einem Antrag
absehen (vgl. Gabler et al. 2016, S. 31). Der durchschnittliche Erledigungszeitraum von acht Tagen
und die teilweise hohen Maximalwerte von 20 Tagen zeigen die hohe Relevanz der Verlangerungsop-
tion polizeilicher Platzverweise, wie sie mit dem NPOG eingefiihrt wurden.

Handlungsfelder

o Die Umsetzungspraxis zum Gewaltschutzgesetz sollte im Rahmen eines zu entwickelnden
Monitorings kontinuierlich statistisch erfasst werden. Sinnvoll ware, eine fachliche Auseinander-
setzung mit den zur Anwendung kommenden BewertungsmaRstdben anzuregen. Auch fiir die
Problematik gemeinsamer Anhorungen im Kontext von hauslicher Gewalt sollten Familiengerich-
te verstarkt sensibilisiert werden. Zudem ist es wichtig, die Umsetzung und Wirksamkeit der neu
eingefiihrten Strafbewehrtheit eines Verstoles gegen Vereinbarungen zu Uberprifen. Hier
scheint zudem Klarungsbedarf in Bezug auf die Anwendung auf.

o Auf Landesebene sollte der Einsatz psychosozialer Prozessbegleitung auch in zivilrechtlichen Ver-
fahren erwogen werden.

o Um zu verhindern, dass vorweggenommene Umgangskontakte die Anwendung des zivilrechtli-
chen Gewaltschutzes unterlaufen bzw. mit Schutzanordnungen konfligieren, sollten eigenstandi-
ge Losungen fir die Vereinbarkeit von Gewaltschutzanordnungen und Umgangskontakten entwi-
ckelt werden, dem Gewaltschutz sollte mehr eigenstandiges Gewicht verliehen werden. Zivil-
rechtlicher Gewaltschutz sollte fiir alle Gewaltbetroffenen zuganglich sein.

Kinder als Mitbetroffene hauslicher Gewalt

Bewertung der Befunde im Lichte der Istanbulkonvention und der Zielsetzungen und
Ausgangslage des LAPs III

Die Zielsetzung des LAPs lll — Kooperationen zwischen Gewaltschutz und Kinderschutz zu férdern —ist
nur partiell erreicht. Gegeniiber 2012 hat es in der Bewertung der Kooperation durchaus eine deutli-
che Verbesserung gegeben. Diese kann durch MalRnahmen des LAP lll (v.a. Modellprojekt Kinder als
Zeugen héauslicher Gewalt) oder auch durch generelle Impulse ausgehend vom Bundeskinderschutz-
gesetz geférdert worden sein.

BegriiRenswert sind die an einzelnen Standorten entwickelten spezifischen Kooperationen und Ver-
fahren, die das Zusammenspiel von Gewaltschutz und Kinderschutz systematisieren sollen, sie blei-
ben bislang aber Ausnahmen. Insgesamt hat sich gezeigt, dass es zwischen den beteiligten Akteuren
unterschiedliche Einschatzungen und Handlungslogiken zum Thema gibt und nur vereinzelt eine Ver-
standigung in lokalen Netzwerken dariber stattfindet bzw. relevante Akteursgruppen (v.a. Familien-
gerichte) sich nicht daran beteiligen. Wie in Abschnitt C aufgezeigt, sind es neben der Frage des eige-
nen Fachverstdndnisses und persénlichen Engagements auch mangelnde Ressourcen, die eine Betei-
ligung erschweren. Dies ist vor allem in den Berufsgruppen relevant, in denen hausliche Gewalt nicht
den Schwerpunkt der Arbeit ausmacht, also bei Gerichten und Jugendamtern.

Vor dem Hintergrund der Anforderungen der Istanbulkonvention, hausliche Gewalt bei der Beurtei-
lung des Kindeswohls systematisch zu beriicksichtigen und Unterstiitzungsangebote fiir mitbetroffe-
ne Kinder vorzuhalten (Art. 26), sind die Gesamteinschatzungen kritisch zu bewerten. So gibt es den
Befunden nach keine ausreichenden angemessenen Unterstiitzungsstrukturen fir Kinder und Ju-
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gendliche, die von hauslicher Gewalt (mit)betroffen sind. Der Aufbau von Unterstitzungsstrukturen
flir mitbetroffene Kinder ist daher der am meisten genannte Verbesserungsbedarf (Abschnitt K).
Auch die Anforderung der Istanbulkonvention aus Art. 31 ,,Sorgerecht, Besuchsrecht und Sicherheit”,
dass Gewaltschutz durch Regelungen zu Sorge- und Umgangsrecht nicht ausgehebelt werden darf, ist
an manchen Standorten nach Angaben der Befragten nicht erfillt. Dies belegen auch die Befunde zur
Erledigungspraxis in Gewaltschutzsachen in Abhdngigkeit von der Frage zuklinftiger Umgangsrege-
lungen (Abschnitt F).

An den wenigen Orten, an denen es Ansatze der Systematisierung von Gewaltschutz und Kinder-
schutz bzw. eine starkere Verzahnung der damit befassten Institutionen gibt, wurde auch die Umset-
zungspraxis der Gerichte und Jugendamter deutlich positiver beurteilt. Dies bestarkt zugleich einen
anderen aus den Daten ablesbaren Befund: Je positiver die Kooperationen zwischen relevanten Ak-
teur*innen eingeschatzt wurden, um so eher wurde auch gedullert, dass dem Gewaltschutz in Um-
gangs- und Sorgerechtsverfahren Rechnung getragen wird. Dieser Zusammenhang ldsst sich auch
unabhangig von der Frage spezifischer Verfahren und Kooperationen (diese gibt es ja nur vereinzelt)
feststellen. Er kann jedoch in zwei Richtungen gedeutet werden: Verfahrensabsprachen und Koope-
rationen fuhren zum einen zu einer im Sinne des Gewalt- und Kinderschutzes besseren (bzw. besser
bewerteten) Umsetzungspraxis. Zum anderen kann die Bereitschaft zur Kooperation und zur Verein-
barung von Verfahren auch Ausdruck eines thematischen und fachlichen Anspruchs sein bzw. Aus-
druck einer bestimmten Haltung und nicht zuletzt fachlicher Kompetenzen. Hierfiir spricht, dass die
beschriebenen Kooperationen und Verfahrensabsprachen stark von einzelnen engagierten Personen
abhidngen, die sich des Themas in ihren Institutionen annehmen und als Multiplikator*innen fungie-
ren. Die Einbindung der dahinter stehenden ,,ganzen” Institution ist aufwandig. Wahrend dies auf-
grund der Weisungsstrukturen im Bereich der Jugendamter teilweise gelingt, ist dies bei Gerichten
aufgrund richterlicher Unabhéangigkeit nicht moglich, eine Orientierung an bestimmten Leitlinien
umzusetzen.

Handlungsfelder

o Die meisten Befragten sehen starken Verbesserungsbedarf bei der Unterstiitzung von Kindern
und Jugendlichen, die von hauslicher Gewalt (mit)betroffen sind. Es ist erforderlich, spezifische
Angebote fiir Kinder und Jugendliche aufzubauen und dauerhaft zu etablieren. Hierfir sind vor
allem auch Zustandigkeiten bzgl. der Finanzierung und der institutionellen Anbindung zu klaren.
Eine Moglichkeit ware, Unterstlitzungsangebote fiir Kinder und Jugendliche als Standards fir
Frauenfacheinrichtungen festzulegen und diese entsprechend auszustatten.

o Es ware sinnvoll, wenn auf Landesebene vor Ort bestehende Modelle spezifischer Verfahren und
Kooperationsabsprachen zwischen Kinderschutz und Gewaltschutz ndher untersucht und in der
Flache verbreitet wiirden (lber Fachtage, Giber die Organisation eines Austauschs zwischen den
Beteiligten). Aus dem Fachbeirat und der Ressort-AG wurde angeregt, die geplante flachende-
ckende Entwicklung der Strukturen zum Hochrisikomanagement als Modell flir andere Bereiche
der Kooperation zu Ubertragen und zu verbreiten. Hierzu ware es wichtig, die Einfihrung des
Hochrisikomanagement zu begleiten, die Erfahrungen systematisch und im Hinblick auf Uber-
tragbare Elemente auszuwerten.

o Nach wie vor besteht ein hoher Bedarf, dass Familienrichter*innen sich umfassende Kenntnisse
Uber hausliche Gewaltdynamiken und Kindeswohlgefahrdung aneignen, da entsprechende Kom-
petenzen bislang nicht im Rahmen der juristischen Ausbildung vermittelt werden und zugleich
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weitreichende Entscheidungen fir das Leben von Kindern getroffen werden. Es ware allerdings
langfristig erforderlich, diese Themen in Curricula zu integrieren. MaRgeblich sollte die Perspekti-
ve der Istanbul-Konvention sein (Art 26, erganzend Ziffer 144) Kinder auch dann als Opfer hausli-
cher Gewalt wahrzunehmen, wenn sie Zeug*innen dieser sind, da dies das Wohl und die Entwick-
lung des Kindes gefahrdet. Familienrichter*innen sollten fir die wissenschaftlich gut belegten
Folgen des Miterlebens hauslicher Gewalt bei Kindern sensibilisiert sein. Es besteht ein hoher
und bislang nicht ausreichend gedeckter Bedarf an Fortbildungen zum Thema hausliche Gewalt-
dynamiken und Kinderschutz. Daher ware eine landesrechtliche Fortbildungsverpflichtung in der
Justiz sinnvoll (vgl. auch Niedersachsisches Justizministerium 2017, S. 33), weil damit die erfor-
derlichen Impulse fir den Aufbau der notwendigen Angebote gesetzt werden kdnnten und eine
Befassung mit der Thematik sichergestellt ware. Hierflir waren eine entsprechende landesgesetz-
liche Grundlage erforderlich, wie sie z.B. in NRW™® existiert und auch in Baden-Wiirttemberg®
geplant und in Hamburg beschlossen® wurde. Die Einfiihrung einer Fortbildungspflicht entspricht
auch der Forderung der Kinderkommission des Bundestages und ebenso der Pakt fiir den Rechts-
staat, dem auch Niedersachen beigetreten ist, sieht eine Qualitdtsverbesserung familiengerichtli-
cher Verfahren durch mehr Fortbildungen und Spezialisierungen vor.”*

Schutz und Unterstiitzung fiir gewaltbetroffene Frauen

Bewertung der Befunde im Lichte der Istanbulkonvention und der Zielsetzungen und
Ausgangslage des LAPs III

Kenntnisse Gber Frauenhauser waren bei fast allen Befragten vorhanden. Geringer ausgepragt, aber
immer noch sehr verbreitet war das Wissen lber die BISSen (ca. drei Viertel der Befragten kannten
diese) und lber das Angebot der verfahrensunabhidngigen Beweissicherung. Das Angebot der
Traumaambulanzen war am wenigsten — nur bei einem Drittel der Befragten — bekannt. Noch weni-
ger — namlich 11 % der Befragten — kannten das Angebot der Fachstellen zu sexualisierter Gewalt,
weshalb die Einschatzungen hierzu wegen geringer Aussagekraft auch nicht dargestellt wurden. Die
Gesamteinschatzungen zu den Frauenhdusern, BISSen sowie zum Angebot der ProBeweis-Kliniken
waren in verschiedenen Dimensionen — Kapazitdten, Niedrigschwelligkeit des Zugangs, Bekanntheit —
Uberwiegend positiv.

Das Angebot der verfahrensunabhangigen Beweissicherung (ProBeweis) ist wie im LAP Ill angestrebt
von einem Modellprojekt mit einzelnen Klinken hin zu einem flachendeckenden Angebot ausgewei-

18 §§ 13, 105 des Gesetzes zur Neuregelung der Rechtsverhaltnisse der Richterinnen und Richter sowie Staatsanwal-

tinnen und Staatsanwalte im Land Nordrhein-Westfalen vom 8. Dezember 2015 (Gesetz- und Verordnungsblatt

NRW Ausgab 2015 Nr. 45 vom 16.12.2015 Seite 811 bis 834), abrufbar unter https://recht.nrw.de/Imi/owa/

br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=15371&ver=8&val=15371&sg=0&menu=1&vd_back=N [26.7.2020]
19 So existiert ein aktueller Entwurf zur Anderung des Landesrichter- und -Staatsanwaltsgesetzes in Baden-
Wiirttemberg, welcher eine Fortbildungsverpflichtung vorsieht. (Verweis unter http://www.richterverein-
bw.de/www/index.php/stellungnahmen/stellungnahmen-politik/2020/207-fortbildungspflicht-fuer-richter-und-
staatsanwaelte) Auch in Hamburg gibt es einen entsprechenden Beschluss des rot-griinen Senats. Auf Bundesebene
gab es einen Antrag fiir eine Qualitatsoffensive im Bereich der Justiz, im Rechtsausschutz wurde zum einen eine
Fortbildungsverpflichtung, zum anderen die Formulierung von bestimmten Eingangsvoraussetzungen flr das Rich-
teramt gefordert. https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2019/kw39-pa-recht-richter-653760
https://www.hamburg.de/pressearchiv-fhh/13359484/2019-12-18-jb-fortbildungspflicht-fuer-richterinnen-und-
richter/

https://www.famrz.de/gesetzgebung/mehr-personal-und-fortbildungen-f%C3%BCr-familiengerichte.html
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tet und etabliert worden — mit mittlerweile 40 Untersuchungsstellen nach Angaben des Netzwerks?.
Die Zuganglichkeit des Angebots geht Uber die Vorgaben der Istanbulkonvention hinaus, in dem es
auch Betroffenen hauslicher und nicht nur sexualisierter Gewalt offensteht. Die Bewertung der Um-
setzung in Niedersachsen war Uberwiegend positiv in Bezug auf Aspekte der Verfiigbarkeit, Zugang-
lichkeit und Niedrigschwelligkeit. Auch war das Angebot den Befunden nach sehr bekannt — bei vier
Flinftel der Befragten war dies der Fall. Vor dem Hintergrund des Anspruchs eines flachendeckenden
Angebots sind jedoch die deutlichen Unterschiede in der Bekanntheit und in den Kapazitatseinschat-
zungen zwischen klein- und grof3stadtischen Gebieten kritisch zu bewerten. Inwieweit dies mit der
Struktur der stationdren Gesundheitsversorgung erklarbar ist oder im Wesentlichen die geringere
Bekanntheit der (neu hinzugekommenen) Untersuchungsstellen ein erklarender Faktor fiir die Kapa-
zitatseinschatzungen ist, kann an dieser Stelle nicht beantwortet werden. Es besteht zudem KIa-
rungsbedarf in Bezug auf die Frage, welche Versorgungsstrukturen Betroffene hiuslicher/ sexueller
Gewalt nutzen kénnen, wenn sie eine Anzeige bei der Polizei erstattet haben. Hier scheinen die un-
terschiedlichen Akteursgruppen unterschiedliche Einschatzungen zu haben. Moéglicherweise beste-
hen hier zum anderen aber auch Versorgungsliicken.

Die im LAP IIl gesetzte Zielsetzung, die Traumaambulanzen verstarkt auch fiir Betroffene hauslicher
Gewalt zuganglich zu machen, ist den Befunden nach nicht flaichendeckend erreicht worden, obwohl
es sich in Niedersachsen mit 33 Kliniken um ein vergleichsweise dichtes Versorgungsnetz handelt.
Um jedoch eine relevante Versorgungsstruktur fur Betroffene hauslicher (und auch sexualisierter)
Gewalt zu sein, miisste das Angebot bei den Berufsgruppen, die als erste Kontaktpersonen Betroffe-
ne darauf aufmerksam machen kénnten, bekannter sein. Dies gab jedoch nur ein Drittel der Befrag-
ten an. So gut wie gar nicht bekannt waren die Traumaambulanzen bei Gerichten und Polizei. Dieje-
nigen, die Kenntnis hatten, schatzten die Kapazitaten zudem als Gberwiegend nicht ausreichend ein.
SchlieBlich scheint Unklarheit Gber die Zugangsvoraussetzungen zu bestehen bzw. dariber, inwieweit
die Inanspruchnahme von einer Antragsstellung und Bewilligung von Opferentschadigungsleistungen
abhangt.

In Bezug auf das gewaltspezifische Hilfesystem sind den Befunden nach die Kapazitdten der Frauen-
hauser vor allem in grofReren Stadten als kritisch zu bewerten, dies v.a. — und das im Unterschied zur
Evaluation von 2012 — aus der Perspektive derjenigen, die eine wichtige Vermittlungsfunktion im
Zugang zu Frauenhadusern haben. Zugleich wurde deutlich, dass Schutzunterkiinfte v.a. in manchen
landlichen Gebieten gar nicht zur Verfligung stehen. Die Ergebnisse der aktuellen Befragung von ei-
ner Bandbreite von Fachkradften bestdtigen in Bezug auf die Frage nach Kapazititen die Befunde der
kiirzlich abgeschlossenen Bedarfsanalyse zu Frauenhdusern in Niedersachsen. So mussten 43 % der
befragten Bewohnerinnen bei mehreren Hausern anrufen, um einen Platz zu finden (Kotlenga, Nage-
le 2020, S. 104). Die Einrichtung eines rund um die Uhr erreichbaren Frauenhauses fiir eine gesicher-
te Akutaufnahme (24 / 7) in der Region Hannover ist daher ein wichtiger Schritt.

Schutz- und Versorgungsliicken bestehen zudem fir Zielgruppen mit besonderen Unter-
stitzungsbedarfen. Dementsprechend meldeten die hier Befragten in Bezug auf psychisch erkrankte,
suchterkrankte und traumatisierte Frauen, Frauen mit Behinderungen und wohnungslose Frauen den
groRten Handlungsbedarf an. Fir diese Gruppen stehen keine angemessenen Angebote des ge-
waltspezifischen Unterstiitzungssystems zur Verfiigung bzw. diese (insbesondere Frauenh&user) sind

2 https://www.probeweis.de/de/
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fiir bestimmte Gruppen gar nicht zuganglich, das gilt v.a. fir psychisch erkrankte und suchterkrankte
Frauen und fir Frauen mit korperlichen Behinderungen. Nur eingeschrankt geeignet (und evtl. auch
nur eingeschrankt zuganglich) sind Frauenhauser zudem fir transgeschlechtliche Frauen.

Fir einen Teil der genannten Zielgruppen (v.a. psychisch und suchterkrankte Frauen, auch woh-
nungslose Frauen) stehen auch andere Versorgungsstrukturen als Alternativen oder als Anschluss-
moglichkeiten gar nicht oder nicht in ausreichendem Malie zur Verfligung (vgl. Kotlenga, Nagele
2020, S. 106). Dass viele Beratungseinrichtungen eine Erweiterung ihres Tatigkeitsspektrums (insbe-
sondere im Bereich Traumaarbeit, psychologische Beratung und gesundheitsbezogene Angebote)
sinnvoll fanden, kann daher als Wunsch interpretiert werden, angesichts mangelnder Auffangstruk-
turen auf Bedarfe der Nutzerinnen eingehen zu kénnen. Auch der Wunsch nach Aufbau von Angebo-
ten zur Unterstiitzung von Kindern und Jugendlichen als (Mit-)Betroffene von hauslicher Gewalt ist
angesichts des wahrgenommen Mangels solcher Angebote nachvollziehbar (vgl. Abschnitt G).

Fast alle Befragtengruppen nannten Schwierigkeiten in der Verflgbarkeit von Sprachmittlung fir
einen relevanten Teil der von ihnen unterstiitzten Frauen. Auch dies zeigt, dass nicht alle Frauen
diskriminierungsfrei Zugang zu Recht und Unterstlitzung haben.

Neben den Zugangshiirden fir Gruppen mit besonderen Unterstiitzungsbedarfen ist auch das gene-
rell deutlich werdende Gefalle zwischen groRen und kleinen Stadten kritisch zu bewerten. Der Zu-
gang zu Schutz und Hilfe wird aber auch durch angrenzende Rechtsgebiete erschwert, die die Le-
bensbedingungen von gewaltbetroffenen Frauen pragen. So haben Frauen mit Kindern nicht in glei-
cher Weise Zugang zu Instrumenten des Gewaltschutzes bzw. wird dieser durch Umgangsregelungen
oftmals unterlaufen, wie auch in dieser Untersuchung anhand vieler Freitextkommentare deutlich
wurde (vgl. Kapitel F; ebenso: Gabler et al. 2016). Nach wie vor verhindern zudem aufenthaltsrechtli-
che Restriktionen und Wohnsitzauflagen den Zugang zu effektivem Schutz und Hilfe (z.B. Umsiedlung
an den Ort eines Frauenhauses) und den Aufbau einer gewaltfreien Lebensperspektive (an einem
selbstgewahlten sicheren Ort) (vgl. Kotlenga, Nagele 2020, S. 112).

Um den Anspruch der Istanbulkonvention zu erfiillen, allen von Gewalt betroffenen Frauen niedrig-
schwellig und diskriminierungsfrei bzw. barrierefrei Zugang zu Schutz und Hilfe zu gewahren, stehen
trotz vieler Erfolge und Fortschritte noch viele Aufgaben an. Dies betrifft v.a. die Zugangsvorausset-
zungen und Kapazitaten und Ausstattung des gewaltspezifischen Hilfesystems, aber auch die Struktu-
ren der Regelsysteme im Bereich der sozialen kommunalen Dienste und der Gesundheitsversorgung
sowie den Vorrang des Gewaltschutzes in angrenzenden Rechtsgebieten.

Handlungsfelder

o Dringlich ist die Entwicklung von Konzepten zur Beseitigung von Schutzliicken fiir besonders vul-
nerable und unterstiitzungsbediirftige Frauen, dies betrifft wohnungslose Frauen, Frauen mit
Behinderungen sowie Frauen mit sucht- und psychiatrischen Erkrankungen. Dies ist aufgrund der
unklaren Zustandigkeit der Systeme eine ressortlbergreifende und herausfordernde Aufgabe.
Das Land sollte zum einen raumliche Barrierefreiheit zum anderen spezifische Kompetenzen und
Strukturen in Frauenfacheinrichtungen férdern, die eine Aufnahme bzw. eine angemessene Bera-
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tung und Hilfe fir diese Gruppen eher erméglichen.?® Dies bedeutet in Bezug auf Frauenhauser
gef. auch eine langfristige Abkehr des Prinzips der Gemeinschaftsunterbringung. Im Bereich der
Beratungsstellen sollte der Aufbau von Angeboten psychologischer Beratung und Traumberatung
ermoglicht und gefordert werden, solange die Regelstrukturen teilweise aufgrund von langen
Wartezeiten wenig Anschlussmoglichkeiten bieten. Zum anderen sollte das Land Einflussmoglich-
keiten im Bereich des Gesundheitssystems ausloten und nutzen, um die Sensibilitat der zielgrup-
penspezifischen Regelsysteme (z.B. Psychiatrien) flr Unterstiitzungsbedarfe von gewaltbetroffe-
nen Frauen zu erhéhen und zudem Kapazitdaten zu schaffen. Schliefllich sollte das Land einen
moderierten Prozess mit Kommunen zur Schaffung von Regelangeboten fiir wohnungslose Frau-
en anstofen.

Die starkere Ausweitung und Verfiigbarkeit bestehender Strukturen in der Flache sollte im Sinne
der Herstellung gleicher Lebensverhaltnisse ebenfalls verstarkt angegangen werden. Das gilt fur
fast alle hier angesprochenen Bereiche: Frauenfacheinrichtungen, psychosoziale Prozessbeglei-
tung, ProBeweis-Kliniken und Traumaambulanzen. Es sollte zum einen geprift werden, wo eine
Ausweitung bzw. ein Aufbau der Strukturen moglich und sinnvoll ist. Alternativ sollten Konzepte
fur dezentrale oder mobile Anlaufstellen entwickelt werden oder auch Konzepte fiir aufsuchende
Beratung. Zumindest sollte sichergestellt sein, dass Gewaltbetroffene aus landlichen Regionen
nicht aus Kostengriinden von den Unterstilitzungsangeboten ausgeschlossen sind, hier waren z.B:
auch Fahrtkostenriickerstattungen sinnvoll. Auch die starkere Nutzung von digitalen Formaten
sollte im Fokus weiterer Konzeptentwicklungen im Bereich der Beratung stehen.

Die Corona-Pandemie hat den Ausbau digitaler Formate der Beratung stark beschleunigt. Es gilt
nun, die gewonnen Erfahrungen systematisch auswerten und zu nutzen und methodisch und
technisch fundierte Fachkonzepte fiir den Einsatz von Onlineformaten (Chatberatung, Videosit-
zungen) unter Einhaltung von Sicherheitsstandards zu entwickeln. Ein Schweizer Modellprojekt
konnte aufzeigen, dass durch die systematische Einflihrung von Onlineberatung der Zugang von
Frauen in landlichen Gebieten deutlich verbessert werden konnte (vgl. Gloor, Meier 2019). Nicht
fir alle ist dies jedoch eine (dauerhafte) Losung, daher sollten nach wie vor persénliche Bera-
tungsformate der Standard sein. In der Regelférderungen sollte die Zielsetzung der Flachenabde-
ckung konzeptionell verankert werden und entsprechend finanziell hinterlegt.

In Bezug auf die Versorgung akut traumatisierter Frauen und die verfahrensunabhangige Beweis-
sicherung steht eine Klarung der Zugangsvoraussetzungen an. Es sollte geklart und bekannt ge-
macht werden, welche Strukturen gerichtsmedizinischer Untersuchungen fiir Geschadigte zur
Verfligung stehen, die eine Anzeige gemacht haben, ggf. missen entsprechende Kapazitaten
noch starker aufgebaut werden. Eine akute Traumversorgung sollte allen Opfern sexualisierter
Gewalt niedrigschwellig zur Verfligung stehen, unabhangig von einem mdoglichen Antrag auf Leis-
tungen nach dem OEG. Die Traumaambulanzen sollten starker als Teil der Unterstiitzungsstruk-
tur fir Gewaltbetroffene angesprochen und in die fachliche Entwicklung einbezogen und v.a. bei
Angehorigen der Justiz und der Polizei bekannt gemacht werden.

Fiir den Bereich der Sprachmittlung in Einrichtungen des Gewaltschutzes und Polizei sollte zu-

satzlich zum Programm ,Worte helfen Frauen” der Abschluss von Rahmenvertrdgen fir Telefon-
dolmetschen erwogen werden, wie dies bereits im Justizvollzug eingefiihrt wurde.

Das Bundesmodellprojekt GeSA - Verbund zur Unterstlitzung von Frauen im Kreislauf von Gewalt und Sucht in Ros-
tock ist dafiir ein Beispiel: https://www.fhf-rostock.de/sv/einrichtungen/gesa/gesa.html
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o Der Schutz vor Gewalt sollte Vorrang vor der Durchsetzung aufenthaltsrechtlicher Regelungen
haben, um allen Frauen Zugang zu Schutz zu gewahren. Dies bedeutet eine regelmallige Aner-
kennung von hauslicher Gewalt als Hartefallgrund fiir Umverteilung sowie bei der Beantragung
eines ehegattenunabhangigen Aufenthaltstitels vor Ablauf der Ehebestandszeit. Dies wurde auch
durch einen Erlass des Bundesministeriums des Innern vom 14. Februar 2020 klargestellt (Bun-
desministerium des Innern 2020). Die Information sollte auf Landesebene und in den relevanten
Strukturen weiter verbreitet und thematisiert werden.

o Beiden Frauenfacheinrichtungen stehen deutliche Qualitatsverbesserungen der Einrichtungen
und der Arbeit durch Schaffung stabiler und auskdmmlicher Finanzierungsstrukturen an, um den
komplexer werdenden Unterstiitzungsbedarfe der gewaltbetroffenen Frauen gerecht werden.
Die Einzelfallfinanzierung von Frauenhdusern bedeutet einen enormen Verwaltungsaufwand und
verursacht Schutzlicken, weil viele Frauen dadurch faktisch vom Schutz in einem Frauenhaus
ausgeschlossen sind. Der kostenfreie Zugang zu Schutz vor Gewalt in einem Frauenhaus oder ei-
ner anderen Zufluchtsstatte muss fiir alle gewaltbetroffenen Frauen abhangig vom Schutzbedarf
gewahrleistet sein. In einem vom Land moderierten Prozess mit Kommunen, Land und Hilfesys-
tem sollte daher ein Konzept fir eine landesweite Pauschalfinanzierung und einen Finanzaus-
gleich zwischen Kommunen und Land erarbeitet werden (z.B. analog Hamburg/Schleswig Hols-
tein)

Schule - Priavention

Bewertung der Befunde im Lichte der Istanbulkonvention und der Zielsetzungen und
Ausgangslage des LAPs III

Die Strukturen und Umsetzungsaktivitdten an Schulen wurden lberwiegend als nicht ausreichend
eingeschatzt, um angemessen mit dem Thema und mit gewaltbetroffenen Schiler*innen umzuge-
hen. Mangelnde Ressourcen und Aufgabenfiille dirften ein entscheidender Faktor sein, dass Schulen
die ihnen in der Istanbulkonvention angedachte Aufgabe der Pravention nicht optimal umsetzen
kénnen. Dennoch sind gegenliber 2012 Verbesserungen festzustellen. So gaben deutlich mehr Be-
fragte unter dem Aspekt Vernetzung an, mit Schulen zu kooperieren als dies Befragte in der Vorgan-
gerevaluation angaben, zudem wurde der Trend auch explizit positiv eingeschéatzt (vgl. C). Hier hat
die Umsetzung des Bundeskinderschutzgesetzes wichtige Vernetzungsimpulse gesetzt. Auch von dem
aktualisierten Runderlass ,Sicherheits- und GewaltpraventionsmaBnahmen in Schulen in Zusammen-
arbeit mit Polizei und Staatsanwaltschaft” 2016 gingen Impulse aus. So ist nach Angaben der Vertre-
terinnen des Kultusministeriums die transparente Zusammenarbeit mit der Polizei und deren Einbe-
zug Ublicher geworden. Eine bestdandige Herausforderung sei der Umgang mit ,,Verdachtsfillen” bei
uneindeutiger Sachlage. Es bestehe daher die Notwendigkeit der Intervention in Gefahrdungslagen,
zugleich aber auch der Anspruch, Schule als geschiitzten und vertrauten Raum fiir Kinder gerade aus
problembelasteten Familien zu erhalten. Dies abzuwdgen und angemessen zu entscheiden, benétigt
ausreichende fachliche Kompetenzen aller Beteiligten.

Das im LAP lll benannte Ziel, Fachkrafte des Krisen- und Notfallteams in den Anforderungen zum
Umgang mit Fallen hduslicher Gewalt zu schulen, steht teilweise noch aus. So gab ein Drittel der Be-
fragten an, sich bislang nicht im Rahmen von Bildungsformaten mit dem Thema hausliche Gewalt
befasst zu haben. Nach mehrheitlicher (71 %) Angabe der antwortenden Fachkréfte ist das Thema
auch in ihren landesweiten Fachkraftestrukturen nicht angemessen vertreten. Aus Sicht der Befrag-
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ten besteht Fortbildungsbedarf v.a. in Bezug auf die Themen Gewaltschutz, Umgangsrecht und Sor-
gerecht (vgl. Abschnitt B).

Handlungsfelder

O

Die Umsetzung von Menschen- und Kinderrechten sollte als MaRstab fiir alle Institutionen im
Bereich Bildung und Betreuung verankert sein, z.B. indem neben Schutz- und Praventionskonzep-
ten auch Kompetenzen im Thema hausliche Gewalt und Kinderschutz als Qualitatsstandards fir
Einrichtungen festgelegt werden. Die Befassung damit in Aus- und Weiterbildung sollte als Stan-
dard fir jegliches padagogisches Personal definiert werden. Flr alle Fachkrafte der Landesschul-
behorde sollten daher zentrale Fortbildungen zum Thema hausliche Gewalt und Kindeswohlge-
fahrdung angeboten und umgesetzt werden. Zugleich sollte diese Zielgruppe in Angebote der
Servicestelle starker einbezogen werden. Sinnvoll ware auch die Durchfiihrung von MaRnahmen
zur Sensibilisierung von Schulsozialarbeiter*innen in schulischer Verantwortung.

Dariiber hinaus sollte die Istanbulkonvention und das darin enthaltende Verstdandnis von Gewalt
als Ausdruck von gesellschaftlichen Ungleichheits- und Dominanzverhaltnissen und von ge-
schlechtsbezogener Diskriminierung starker aufgegriffen werden. Im Sinne der Pravention kénn-
ten auf Landesebene Aktivitaten initiiert werden, um Geschlechterstereotypen in Schulen und
Betreuungseinrichtungen entgegenzuwirken. Dies betrifft u.a. Lehrinhalte und Materialien sowie
schlieRlich auch die Umgangsweisen der padagogischen Fachkrafte gleichermaRen.

Auch die Offentlichkeitsarbeit zum Thema hiusliche Gewalt sollte mit der Thematisierung gesell-
schaftlicher Ursachen und Méglichkeiten ihrer Uberwindung verkniipft werden bzw. sollte dies
erwogen werden. Dies konnte zum Beispiel auf den landesweiten Informationsportalen der Lan-
deskoordinierungsstelle, der Vernetzungsstelle der Gleichstellungsbeauftragten und der neu ge-
schaffenen Koordinierungsstelle der Beratungsstellen stdrker thematisch integriert werden.
Hausliche Gewalt wird zunehmend unabhéangig von Geschlechterstrukturen thematisiert, die er-
forderliche Anerkennung von Mannern als ebenfalls Betroffene von hauslicher Gewalt und der
entsprechende Aufbau von Unterstiitzungsstrukturen fir diese darf nicht dafiir instrumentalisiert
werden, die quantitativ und qualitativ deutlich starkere Gewaltbetroffenheit von Frauen infrage
zu stellen oder Gewalt ganzlich zu individualisieren. Es besteht jedoch starker Verstandigungsbe-
darf Giber die Verknipfung dieser Themen und die verwendeten Begriffe. Die Anerkennung eines
Zusammenhangs zwischen Ungleichheit und Gewalt kann weder in der Offentlichkeit noch bei
den Beteiligten des Interventions- und Schutzsystems vorausgesetzt werden. Vielmehr sind un-
terschiedliche Annahmen zu hauslicher Gewalt und Hintergriinden teilweise auch ein Faktor fir
unterschiedliche Handlungslogiken und Verstandigungsschwierigkeiten zwischen den professio-
nell Handelnden. Es ist wichtig, Diskussions- und Verstandigungsrdaume Uber die Definition haus-
licher und geschlechtsbezogener Gewalt in der Istanbulkonvention zu schaffen.

Taterarbeit sollte zu einem flaichendeckend verfligbaren Angebot ausgebaut werden und auch in
landlichen Gebieten verfligbar sein. Beim weiteren Aufbau sind Qualitdtsstandards zu definieren.
Die Arbeitsansatze der Taterarbeitseinrichtungen sollten mit den Zielen der Istanbulkonvention
kompatibel sein, dies erfordert eine entsprechende Ausstattung.
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Landesstrukturen und Ressourcen

Bewertung der Befunde im Lichte der Istanbulkonvention und der Zielsetzungen und
Ausgangslage des LAPs III

Die Zielsetzung des LAPs lll, ein ressortibergreifendes Fortbildungs- und Informationssystem auf
Landesebene zu etablieren, ist in hohem MalRe erfiillt worden. Die Servicestelle der Landeskoordinie-
rungsstelle gegen hausliche Gewalt Gbernimmt dariiber hinaus mit ihren Angeboten und ihren Aktivi-
taten eine wichtige Funktion fiir die Fortbildung, Informationsvermittlung, Offentlichkeitsarbeit und
auch Vernetzung der lokalen Praxisebene in den verschiedenen Bereichen (Opferschutz, Interventi-
on, Gewaltschutz). Diese Funktion ist seit dem letzten Landesaktionsplan noch einmal deutlich ge-
starkt worden. Dies belegt die hohe Bekanntheit und Nutzung der Koordinierungsstelle, die im Ver-
gleich zu 2012 deutlich gesteigert werden konnte.

Inzwischen wurde im Rahmen eines Modellprojekts eine Vernetzungsstelle der Frauenfachbera-
tungsstellen eingerichtet, die sich zur Aufgabe gesetzt hat, Netzwerke fiir Gewaltschutz zusammen-
zufiihren. Hierbei handelt es sich um eine landesweite Koordinierungsstelle, die als Servicestelle und
politische Interessenvertretung fiir den Bereich der spezialisierten Fachberatungsstellen fungieren
soll. Zugleich soll diese Koordinierungsstelle die Umsetzung der Istanbulkonvention begleiten. Wie-
weit sich dieses Aufgabenfeld bzw. dieser Anspruch thematisch und institutionell erstreckt, ist noch
nicht ersichtlich, da die Vernetzungsstelle®® erst im Sommer 2020 erdffnet wurde. Aufgabeniber-
schneidungen mit der Landeskoordinierungsstelle ,hausliche Gewalt” sind moglich.

Eine Koordinierungsstelle auf Landesebene zur bereichsiibergreifenden Steuerung von MaRnahmen
und eines koordinierten Vorgehens aller Bereiche und Ebenen, wie sie die Istanbulkonvention vor-
sieht, gibt es in Deutschland weder auf Landerebene noch auf Bundesebene. Der Landesaktionsplan
lIl konnte die eingangs angenommene Funktion einer Grundlage fir ein ressortiibergreifendes koor-
diniertes Vorgehen und ein , abgestimmtes Gesamtkonzept der Landesregierung zum Schutz vor
hauslicher Gewalt in Paarbeziehungen” nicht gut erfillen.

Hierfir ist der Landesaktionsplan insgesamt zu wenig, in manchen Berufsgruppen fast gar nicht an-
gekommen und die Effekte werden entsprechend als nur maRig eingeschatzt. In der eingangs durch-
gefiihrten explorativen Erhebung zu Koordinierungsmechanismen innerhalb der Ressorts und zu den
Einschatzungen der Umsetzung wurde deutlich, dass der Inhalt keine maRgebliche Rolle in den Res-
sorts gespielt hat. Im Landesaktionsplan Ill wurden neben Zielsetzungen und Benennung von Hand-
lungsfeldern keine konkreten MalRnahmen fiir den Bereich Justiz und Polizei beschrieben. Seit der
Abschaffung des interministeriellen Arbeitskreises (IMAK) gibt es keine zentrale Auskunfts- und Re-
chenschaftspflicht der Ressorts Gber die MaBnahmen im Bereich des Gewaltschutzes.

In Bezug auf die Koordinierung der verschiedenen fiir Intervention, Schutz und Unterstiitzung im
Themenfeld hauslicher Gewalt relevanten Bereiche und Ebenen lbernimmt die Landeskoordinie-
rungsstelle ,,Hausliche Gewalt” teilweise Moderations- und Vermittlungsaufgaben zwischen der Pra-
xis und den Ressorts. Fir eine Koordinierung von MalRnahmen der Ressorts im Sinne der Istanbul-
konvention ist die Landeskoordinierungsstelle jedoch nicht mit den dafiir erforderlichen Befugnissen
und Ressourcen ausgestattet. Die Koordinierungsstelle kann gegebenenfalls MaRnahmen anregen,
dies hat aber keine Verbindlichkeit. Zudem ist die Anbindung der Koordinierungsstelle an ein einzel-

2 https://lks-niedersachsen.de/
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nes Ministerium fir die Wahrnehmung einer verbindlichen und ressortiibergreifenden Aufgabe nur

begrenzt geeignet. Diese Aspekte kamen auch in der gemeinsamen abschlieBenden Sitzung des

Fachbeirats und der Ressort-AG zu Sprache.

Handlungsfelder

O

Fiir die Umsetzung der Istanbulkonvention ist es erforderlich, Koordinierungsstrukturen und Ver-
standigungsmechanismen aufzubauen, um Ziele und MalBnahmen in Landesverantwortung res-
sortlibergreifend verbindlich zu vereinbaren und umzusetzen. Ebenso erfordert dies den Aufbau
eines ressortiibergreifenden Monitoringsystems, um die Entwicklungen in den Bereichen Praven-
tion, Intervention, Schutz und Unterstiitzung als Gesamtsystem kontinuierlich zu tiberprifen und
darauf basierend notwendige Veranderungen anzustofRen.

Die Bekampfung geschlechtsbezogener und hauslicher Gewalt sollte als Querschnittsaufgabe in
allen Ressorts verbindlich verankert werden. Zugleich sind ein integrativer Ansatz und eine abge-
stimmte Gesamtstrategie erforderlich, die alle Bereiche, Ebenen und ihre Schnittstellen umfasst.
Eine verbindliche und koordinierte Umsetzung der Anforderungen der Istanbulkonvention
braucht neben einer solchen Gesamtstrategie eine Steuerungs- und Koordinierungsstruktur, die
mit einem entsprechenden Mandat auf Ubergeordneter Ebene ausgestattet und damit hand-
lungsfahig und durchsetzungsfahig ist. Diese Aufgaben bendtigen entsprechende Ressourcen. Die
Konzipierung und der Aufbau einer solchen Koordinierungsstelle ist eine wichtige Voraussetzung
dafiir, die aufgezeigten nach wie vor bestehenden Liicken im Hilfe- und Interventionssystem zu
schlieBen und die Klarung von Zustandigkeiten voranzubringen. Sinnvoll ware hierfiir eine res-
sortibergreifende Anbindung.

Fiir die Entwicklung einer Gesamtstrategie sollte es eine Verstandigung Uber Zielprioritaten,
Malnahmen, Umsetzung und Kontrollmechanismen geben. Ein zukiinftiger Landesaktionsplan
sollte alle Bereiche umfassen, also Pravention, Intervention, Sanktion, Schutz und Unterstiitzung.
Der Schwerpunkt des zukiinftigen Landesaktionsplans sollte neben Zielformulierungen und kon-
kreten MaRRnahmen fiir die einzelnen Bereiche vor allem auf dem Aufbau von langfristigen Struk-
turen der Koordinierung und Steuerung liegen. Auch innerhalb der Ressorts sollten Mechanismen
der Steuerung und Koordinierung der verschiedenen Bereiche entwickelt werden, um Zielsetzun-
gen und Vorgehen zu verankern und zu tGberprifen.

Wahrend die Vernetzung auf lokaler Ebene Uberwiegend (sehr) gut funktioniert, kdnnen viele
Schwierigkeiten auf lokaler Eben nicht geldst werden, weil ibergreifende Strukturen und Rege-
lungen betroffen sind. Hierfiir ist es wichtig, Koordinierungsmoglichkeiten auf Landesebene zu
nutzen, um lokale Erfahrungen zu systematisieren und deutlich werdende Verbesserungsbedarfe
Ubergeordnet anzugehen. Der Fachbeirat konnte als regelmaRiges Austauschformat zwischen der
lokalen Praxisebene und der Landesebene sowie zwischen den Ressorts dienen. Es ware wichtig,
dass alle am Schutz- und Interventionssystem beteiligten Bereiche vertreten sind und dass vor-
gebrachte Anliegen verbindlich aufgegriffen und geprift werden. Es sollte darauf hingewirkt
werden, dass die Institutionen und Netzwerke eine Vertretung entsenden, die dann auch inner-
halb der jeweiligen Institutionen einen Informationsaustausch sicherstellt.
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Aus der Evaluation des Landesaktionsplans und der Bestandsaufnahme des Interventions-, Schutz-

und Unterstlitzungssystems in Niedersachsen im Lichte der Anforderungen der Istanbulkonvention

ergeben sich viele Ansatzpunkte fiir eine Verstetigung und Weiterentwicklung und teilweise auch

den notwendigen Aufbau neuer Strukturen und Angebote. Eine Priorisierung und Priifung der Reali-

sierungsmoglichkeiten sollte Gegenstand der Diskussion in den relevanten Fachgremien sein, eine

Verstandigung, Schwerpunktsetzung und ein entsprechendes Mandat muss aber auch von der politi-

schen Ebene ausgehen.

Folgende Themen sollten vor dem Hintergrund der Befunde schwerpunktmaRig angegangen werden:

O

Der Aufbau von Versorgungsstrukturen und das SchlieSen von Schutzliicken fiir besonders
vulnerable und unterstiitzungsbediirftige Gruppen, fir die es bislang keine addquaten Ange-
bote gibt und bei denen Fragen der Systemzustandigkeiten zu klaren sind. Hierzu gehoren
v.a. akut traumatisierte, psychisch und sucherkrankte Frauen sowie wohnungslose Frauen.
Hierzu gehoren aber auch von hauslicher Gewalt (mit)betroffene Kinder und Jugendliche.

Der Abbau des Stadt-Land-Gefalles in der Versorgung mit gewaltspezifischen und gesund-
heitsbezogenen Angeboten, aber auch in Bezug auf polizeiliches Handeln, Kooperationen und
Moglichkeiten der Kompetenzaneignung.

Die Entwicklung, Auswertung und Verbreitung von Konzepten und Verfahren, um Gewalt-
schutz und Kinderschutz zusammenzubringen.

Nur ein Bruchteil der Betroffenen von hauslicher, sexualisierter und Partnergewalt wendet
sich an die Polizei, noch weniger an das spezialisierte Hilfesystem (Pfeiffer, Seifert 2014, S. 25
ff). Dies zeigt, dass im Bereich Pravention und Offentlichkeitsarbeit noch viele Anstrengungen
unternommen werden miissen, um Betroffene, ihr Umfeld und damit die allgemeine Offent-
lichkeit zu sensibilisieren und zu informieren. Dieser Bereich ist bislang kaum entwickelt wor-
den, weil die Organisation akuter Hilfen im Vordergrund steht.

Der Aufbau einer Koordinierungsstruktur auf Landesebene, die das Mandat und die Ressour-
cen hat, MaBnahmen und Kommunikation zwischen den Ressorts auf Landesebene verbind-
lich abzustimmen und zu koordinieren sowie zwischen Landesebene und lokaler Ebene zu
vermitteln. Auch ein Monitoring zur Erfassung der Praxis sollte aufgebaut und als Grundlage
fir die kontinuierliche Entwicklung und Bewertung von MaBRnahmen herangezogen werden.

Die Umsetzung der Istanbulkonvention und der Aufbau entsprechender Strukturen verlangen erheb-

liche Anstrengungen und Ressourcen, um Gewalt gegen Frauen und hdusliche Gewalt wirksam zu

bekampfen, die betroffenen Frauen und Kinder ausreichend zu unterstiitzen und zu schiitzen sowie

Schutz- und Versorgungsliicken fiir besonders vulnerable Gruppen zu schlieRen.

Die Corona-Pandemie hat die Situation 6ffentlicher Haushalte verschlechtert. Zugleich haben die
Auswirkungen des Shut-Downs gezeigt, in welchem Ausmal® Frauen und Kinder von hauslicher Ge-

walt betroffen sind und wie sehr die hohe Verletzlichkeit im hauslichen Kontext zunimmt, wenn die

Wege zu Hilfe und Schutz erschwert sind, weil Flucht- und Kommunikationsméglichkeiten fehlen. Die

wirtschaftlichen Verwerfungen werden vorhandene Gewaltdynamiken moglicherweise weiter ver-

scharfen. Daher hat der weitere flaichendeckende Ausbau des Hilfesystems und vielfaltiger niedrig-
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schwelliger Zugangswege hohe Dringlichkeit. Dies ist auch erforderlich, um die menschenrechtlichen
Verpflichtungen aus der Istanbulkonvention umzusetzen, allen von Gewalt betroffenen Frauen und
Kindern Zugang zu Schutz und Hilfe zu garantieren.

107



Literaturverzeichnis

IV. Literaturverzeichnis

Amesberger, H., Kotlenga, S., Haller, B. (2016): Dealing with IPV in five European countries - treat-
ment of cases and victims by the criminal justice system, procedures of protection and support, Got-
tingen, Wien. Unter http:/www.inasc.org/pdf/IPV_Criminal_Justice_System_ AT GER_IE_NL_PT.pdf

Bundesministerium des Innern (2020): Gemeinsames Rundschreiben des BMI und des BMFSFJ zur
Wohnsitzregelung nach §12a des Aufenthaltsgesetzes in Gewaltschutzfillen. Weisung vom
14.02.2020 - BMI M3-20010/22#11. Unter https:/www.asyl.net/rsdb/m28103/

Bundesministerium fir Justiz und Verbraucherschutz (2016): Entwurf eines Gesetzes zur Verbesse-

rung des Schutzes gegen Nachstellungen. Unter https:/www.bmjv.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren /
Dokumente / RefE_Stalking.pdf?__blob=publicationFile&v=1 [22.7.2020]

Council of Europe (2011) [CoE 2011]: Ubereinkommen des Europarats zur Verhiitung und Bekdmp-

fung von Gewalt gegen Frauen und hauslicher Gewalt und erlduternder Bericht. Unter https: / rm.coe.int
/ 1680462535 [29.4.2020]

Deutscher Juristinnenbund (djb) (2012). Stellungnahme: 10 Jahre Gewaltschutzgesetz - Lainderumfra-
ge 2011: Erreichtes und neue alte Aufgaben. Unter https:/www.djb.de/verein/Kom-u-AS/K3/st12-9/[22.7.2020]

Gloor, D., Meier H. (2019): Evaluation des Pilotprojekts «BIF-Onlineberatung». Schlussbericht im Auf-
trag der BIF, Beratungsstelle fiir Frauen gegen Gewalt in Ehe und Partnerschaft, Ziirich (56 Seiten).
Unter http:/www.socialinsight.ch/images/SB_BIF.pdf [22.7.2020]

Kilchling, M. (2018): Opferschutz innerhalb und auRerhalb des Strafrechts. Wissenschaftliche Studie
zur Ubertragung opferschiitzender Normen aus dem Strafverfahrensrecht in andere Verfahrensord-

nungen. Im Auftrag des Bundesministeriums der Justiz und fiir Verbraucherschutz. Berlin. Unter
https:/www.djb.de/verein/Kom-u-AS/K3/st18-18/

Kotlenga, S., Nagele, B., Nowak, S., Gorgen, T. (2016a): Rechte und Bedarfe von Opfern hauslicher
Gewalt im Strafverfahren - Befunde einer Aktenanalyse und einer qualitativen Interviewstudie. Got-
tingen, Minster. Unter http:/inasc.org/pdf/Opferschutz-Strafverfahren-Partnergewalt-Forschungsbericht2016.pdf

Kotlenga, S., Nagele, B., Nowak, S. (2016b). Bedarfe und Rechte von Opfern im Strafverfahren. Infor-
mationen und Empfehlungen fiir Polizei, Justiz und Opferunterstiitzungseinrichtungen. Gottin-
gen/Minster. Unter http:/inasc.org/pdf/INASC-Brochure-DE.pdf [30.04.2020]

Land Niedersachsen (2012): Aktionsplan Il zur Bekdampfung hauslicher Gewalt in Paarbeziehungen.

Hannover. Unter https:/Ipr.niedersachsen.de/nano.cms/koordinierungsstelle-haeusliche-gewalt?XA=details&XID=167
[22.7.2020]

Landespraventionsrat, Buskotte, A. (2011): Betrifft: Hausliche Gewalt. Fallmanagement zur Deeskala-
tion bei hauslicher Gewalt und Stalking. Handlungsorientierungen fiir die interdisziplindre Kooperati-
on. Hannover

Lobermeier, O., Strobl. R. (2012): Evaluation des Aktionsplans des Landes Niedersachsen zur Bekamp-
fung der Gewalt gegen Frauen im hauslichen Bereich. Abschlussbericht. Hannover. Unter

http:/www.lpr.niedersachsen.de/Landespraeventionsrat/Module/Publikationen/Dokumente/LAP-Haeusliche-Gewalt-
Evaluation_1369.pdf [22.7.2020]

108


http://www.inasc.org/pdf/IPV_Criminal_Justice_System_AT_GER_IE_NL_PT.pdf
https://www.asyl.net/rsdb/m28103/
https://rm.coe.int/1680462535
https://rm.coe.int/1680462535
http://www.socialinsight.ch/images/SB_BIF.pdf
http://inasc.org/pdf/INASC-Brochure-DE.pdf
https://lpr.niedersachsen.de/nano.cms/koordinierungsstelle-haeusliche-gewalt?XA=details&XID=167
http://www.lpr.niedersachsen.de/Landespraeventionsrat/Module/Publikationen/Dokumente/LAP-Haeusliche-Gewalt-Evaluation_1369.pdf
http://www.lpr.niedersachsen.de/Landespraeventionsrat/Module/Publikationen/Dokumente/LAP-Haeusliche-Gewalt-Evaluation_1369.pdf

Literaturverzeichnis

Mundt, T., Goldmann, T. (2017): Standardisierter Opferbericht in Verfahren Hauslicher Gewalt. Ein
Erfahrungsbericht der Staatsanwaltschaft Blickeburg und des ambulanten Justizsozialdienstes Blicke-
burg. Vortrag im Rahmen der Fachtagung Betrifft Hiusliche Gewalt des LPR am 8.11.2017. Workshop

4. Unter https:/lpr.niedersachsen.de/nano.cms/koordinierungsstelle-haeusliche-
gewalt?XA=details&XID=213&XParentID=162

Niedersachsisches Justizministerium (2017): Umsetzungsbericht zur Opferschutzkonzeption der Nie-

dersachsischen Landesregierung. Fachstelle Opferschutz, Hannover. Unter http:/www.opferschutz-
niedersachsen.de/daten/module/aktuelles/datei/Umsetzungsbericht_digital-XCd.pdf [22.7.2020]

Niedersachsisches Ministerium fiir Soziales, Gesundheit und Gleichstellung/Landespraventionsrat
2018: Kinder als Zeugen hauslicher Gewalt. Die Erfahrungen der Modellprojekte Niedersachsen.
Hannover.

Pfeiffer, H., Seifert, S. (2014). Bericht zu Gewalterfahrungen in Paarbeziehungen in Niedersachsen im
Jahr 2012. Sonderauswertung des Moduls 5 der Befragung zu Sicherheit und Kriminalitat in Nieder-
sachsen. Hannover. Unter https:/www.lka.niedersachsen.de [24.4.2020]

Rabe, H., Leisering, B. (2018). Die Istanbul-Konvention. Neue Impulse fur die Bekdmpfung ge-

schlechtsspezifischer Gewalt. Deutsches Institut fir Menschenrechte. Berlin. Unter https:/www.institut-
fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/ANALYSE/Analyse_lIstanbul_Konvention.pdf [30.4.2020]

Region Hannover, Team Gleichstellung (2019): Arbeitshilfe flir Fachkrafte aus Frauen- und Kinder-
schutz in der Region Hannover. Arbeitskreis ,Redaktionsteam der Projektgruppe Kooperation von
Frauenschutz und Kinderschutz” und Team Gleichstellung. Unter https:/www.hannover.de/Leben-in-der-

Region-Hannover/Soziales/Frauen-und-Gleichstellung / Gleichstellungsbeauftragte-der-Region-Hannover / Meldungen /
Frauenschutz-und-Kinder %C2 %ADschutz-gehen-Hand-in-Hand [22.7.2020]

Zentrale Beratungsstelle Niedersachsen (ZBS) (2019): Eckpunktepapier. Mindeststandards an eine
menschenwiirdige Unterbringung in Notunterklnften flr den Personenkreis wohnungsloser Frauen
im Bereich der Regionalvertretungen Oldenburg und Osnabriick der ZBS Niedersachsen. Unter

https:/www.zbs-niedersachsen.de/eckpunktepapier-mit-mindeststandards-zur-unterbringung-wohnungsloser-frauen/
[22.7.2020]

109


http://www.opferschutz-niedersachsen.de/daten/module/aktuelles/datei/Umsetzungsbericht_digital-XCd.pdf
http://www.opferschutz-niedersachsen.de/daten/module/aktuelles/datei/Umsetzungsbericht_digital-XCd.pdf
https://www.lka.niedersachsen.de/download/71850/Bericht_zu_Gewalterfahrungen_in_Paarbeziehungen_in_Niedersachsen_im_Jahr_2012.pdf
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/ANALYSE/Analyse_Istanbul_Konvention.pdf
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/ANALYSE/Analyse_Istanbul_Konvention.pdf
https://www.hannover.de/Leben-in-der-Region-Hannover/Soziales/Frauen-und-Gleichstellung/Gleichstellungsbeauftragte-der-Region-Hannover/Meldungen/Frauenschutz-und-Kinder%C2%ADschutz-gehen-Hand-in-Hand
https://www.hannover.de/Leben-in-der-Region-Hannover/Soziales/Frauen-und-Gleichstellung/Gleichstellungsbeauftragte-der-Region-Hannover/Meldungen/Frauenschutz-und-Kinder%C2%ADschutz-gehen-Hand-in-Hand
https://www.hannover.de/Leben-in-der-Region-Hannover/Soziales/Frauen-und-Gleichstellung/Gleichstellungsbeauftragte-der-Region-Hannover/Meldungen/Frauenschutz-und-Kinder%C2%ADschutz-gehen-Hand-in-Hand
https://www.zbs-niedersachsen.de/eckpunktepapier-mit-mindeststandards-zur-unterbringung-wohnungsloser-frauen/

Anhang Abkiirzungen und Tabellen

V. Anhang: Verwendete Abkiirzungen, Tabellen und Fragebogen

Verwendete Abkiirzungen

AJSD / RAS:

EW:

GBS / FNR:

GBA:

GWS / OH:

FamG:

JA:

M:

N:

POL:

SD:

STA:

StrafG:

TraumA:

TatA:

NSLSchB:

Ambulanter Justizsozialdienst / Rechtsantragsstellen

Einwohnende

Gewaltberatungsstelle / Frauennotruf

Kommunale Gleichstellungsbeauftragte

Gewaltschutz / Opferhilfe
Familiengericht
Jugendamt

Mittelwert

Anzahl der Antwortenden
Polizei
Standardabweichung
Staatsanwaltschaft
Strafgericht
Traumaambulanz

Taterarbeit

Niedersachsische Landesschulbehdrde
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Tabelle 1 ,Uben Sie in Ihrer Einrichtung oder in lhrer Dienststelle eine Leitungsfunktion aus?“

Glltige Prozente

N =572
Ja 48 %
Nein 41 %
Nein, wir arbeiten als Team ohne Leitung. 11%

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (A.2)

Tabelle 2 ,Welche Funktion bekleiden Sie innerhalb der Polizei?*

Giltige Prozente

N =196
Leitung Polizeikommissariat 11%
Dienstabteilungsleitung im ESD 43 %
Mitarbeit im Ermittlungsbereich ,,SB Hausliche Gewalt / Partnergewalt” 26 %
Mitarbeit Pravention / Opferschutz 10 %
Sonstiges 11%

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (A.4)

Tabelle 3 ,,Haben Sie sich im Rahmen lhrer Ausbildung / Ihres Studiums oder einer speziellen Fortbildung mit
dem Thema hdusliche Gewalt / Partnergewalt und Unterstiitzungsmdéglichkeiten fiir Gewaltbetroffene befasst?“

(Anteile nach Ortsgréfsen)

Gruppiert nach Orts- mehr als 150.000 100.000 bis 20.000 bis bis 20.000 Anteile Gesamt
groRe (EW) 150.000 100.000

N 139 65 273 92 569

Ja, intensiv 46 % 46 % 40 % 30% 40 %

Ja, ein wenig 32% 34 % 41 % 40 % 38%

Nein 22% 20% 20% 29% 22 %
Anteile Gesamt 24 % 11% 48 % 16 % 100 %

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (B.1* A.3)
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Tabelle 4 ,,Wie schétzen Sie Ihre persénlichen Handlungskompetenzen in Bezug auf folgende MafSnahmen,

Themen- und Aufgabenbereiche im Zusammenhang mit hduslicher Gewalt, Partnergewalt oder sexualisierte

Gewalt ein?” (Mittelwerte (M) und Standardabweichungen (SD) nach gruppierten Institutionen auf Skala 1 (sehr

unsicher) bis 5 (sehr sicher), ohne Angabe ,nicht relevant”)

) Kinder, Gesund-
o ' POL Ger;:te / Aﬂ;/ GWS/OH | Jugend, heit, GBA

Institutionen gruppiert Bildung Soziales

M| sD | Mm | sDo|M|sD|mM|sD| M |[sD| M |[sD| M |[sD
Einschétzung des Falls, des 42| 08 | 41|07 3808|444 06| 36 |09]|37]07]33]|10
Gewaltgeschehens
:z;at“”g von Gewaltbetroffe- | ;o\ o | 59 | 11 | 34|11 46| 05| 38 |08 |37 |10/ 36|11
Umgang mit ambivalentem

3,7/ 09 [ 34| 1132|1144 07] 36 |09]|36109]30]11
Verhalten Gewaltbetroffener
Risikoanalyse, Binschatzung des | 5 o | 69 | 35 | 10 | 31 |10| 40| 07 | 35 | 10| 34 |10 31 | 11
Schutzbedarfs
Opferschutz / Opferrechte bei | 5 | o | 38 | 05 | 28 12|38 08| 28 | 10| 27 | 11| 27 |09
der Strafverfolgung
Gefdhrderansprache 4,3 0,8 3,2 1,1 28 [1,3] 34| 1,3 2,6 1,11 28 (1,3 21 |11
Intervention und Gefahrenab- |\ | 5¢ | 35 | 10 | 29 |11]38 |08 | 33 | 10|29 | 14| 28 |13
wehr
S I SO REER 390 09 (38|09 |32[13|45[07] 29 [1,1]29]|11]37]009
Gewaltschutzgesetz
U'mgang/ Kommumlfanon mit 37| 09 36 | 1,0 | 33[10/39] 09| 43 | 10|34 |09/ 30|12
Kindern und Jugendlichen
U'mgangs- und Sorgerecht, 28| 0,9 37| 11 |29 |1,1]39] 08 40 | 1,129 (11| 29 |10
Kinderschutz
Datenschutz gemeinsame 32| 09 | 34| 11 |33|10[37] 08| 38 |10]37|11]32]12
Fallbearbeitung, Vermittlung
Sozialrechtliche Belange 2,5 0,9 2,5 1,0 | 3,0 |11 (36 | 09 2,9 10| 28 (1,2 | 3,0 | 0,9
Auslander- und aufent- 26| 09 | 25| 12 23[10/30] 10| 23 | 10|22 09| 2410
haltsrechtliche Belange
Psychologie / Trauma-Arbeit 2,6 1,0 2,4 0,9 24 (1,2 38| 1,0 3,7 1,0 | 3,5 (1,2 | 2,5 | 1,3
Kenntnis Hilfestrukturenund 1 5 o1 55 | 30| 10 |38 (11|47 | 06| 41 |08 39 |08]| 46 |07
Ansprechpersonen vor Ort
Unterstijtzung bei digitaler 28| 10 | 28| 10| 2410|2909 | 31 | 10|25 |08]| 23|09
Gewalt* / digitale Sicherheit
Unterstiitzung von Stalking- 35| 09 [30] 10 |29|11]41]09]| 28 |09]27]|11]29]11
Betroffenen
gz\t:;f’tt”tzung bei sexualisierter | 3o | 59 | 59 | 10 |32 |11 40| 09| 37 | 08|38 |11]32 |10

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (B.2), N = 572
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Tabelle 5 ,,Bitte bewerten Sie die Arbeit im kommunalen Netzwerk zu héuslicher Gewalt / Partnergewalt: Wie

sehr treffen folgende Aussagen zu?“ (Angaben nur bei Beteiligung an kommunalen Netzwerken, Anteile nach

gruppierten Institutionen)

Institutionen gruppiert POL | Gerichte AJSD / GWS / Kinder, Gesund- GBA
/ STA RAS OH Jugend, heit,
Bildung Soziales
N 86 40 38 114 22 12 29
Der Aufwand fir die | nicht ausgefiillt 6% 13% 5% 1% 9% 8% 3%
Vernetzungstreffen | r it icht 74 1% 0% 0% 2% 0% 0% 3%
ist angemessen
Trifft eher nicht zu 2% 13% 0% 4% 0% 0% 0%
Teils / Teils 26 % 15% 21 % 13% 23 % 33% 3%
Trifft eher zu 41 % 30% 47 % 46 % 41 % 25% 31%
Trifft voll zu 24 % 30% 26 % 33 % 27 % 33 % 59 %
Es besteht ein klarer | nicht ausgefiillt 7% 10% 8% 1% 9% 8% 3%
thematischer Zu- | piet picht zu 0% 3% 0% 1% 0% 0% 3%
schnitt dieses Netz-
werks Trifft eher nicht zu 6 % 8% 16 % 3% 0% 17 % 0%
Teils / Teils 27 % 18 % 13 % 16 % 27 % 8% 3%
Trifft eher zu 41 % 40 % 39% 43 % 23 % 50 % 48 %
Trifft voll zu 20 % 23 % 24 % 37 % 41 % 17 % 41 %
Es gibt bei uns in nicht ausgefullt 8% 18 % 5% 1% 9% 8% 7%
der Kommune Trifft nicht zu 17 % 15 % 13% 26% 18 % 17 % 17 %
verschiedene Netz-
werke zu shnlichen | Trifft eher nicht zu 24 % 20% 24 % 17 % 9% 8% 28 %
Themen. Teils / Teils 23 % 15% 24 % 20 % 23 % 25 % 10%
Trifft eher zu 19 % 13% 18 % 20% 32% 42 % 21%
Trifft voll zu 8% 20% 16 % 16 % 9% 0% 17 %
Die Vernetzungs- nicht ausgefullt 7% 10% 8% 1% 18 % 8% 3%
treffen sind effektiv | r it icht 20 0% 3% 0% 0% 0% 0% 0%
flr unsere Arbeit
bzw. fir die wirk- Trifft eher nicht zu 8% 15 % 5% 4% 9% 8% 3%
same Unterstitzung | Teils / Teils 36 % 28 % 29 % 29 % 14 % 42 % 17 %
der Gewaltbetroffe- -
nen. Trifft eher zu 34 % 28 % 34% 34 % 50 % 33% 38%
Trifft voll zu 15% 18 % 24 % 32% 9% 8% 38%
Mit der Koordinati- | nicht ausgefiillt 9% 8% 5% 1% 14 % 0% 3%
°t” dkir VET”?T]“ NES™ | Trifft nicht zu 0% 3% 0% 3% 0% 0% 0%
struktur bin ic
zufrieden. Trifft eher nicht zu 3% 5% 5% 6 % 5% 17 % 3%
Teils / Teils 28 % 18 % 37% 26 % 14 % 8% 10%
Trifft eher zu 41 % 43 % 26 % 38% 41 % 67 % 45 %
Trifft voll zu 19 % 25 % 26 % 26 % 27 % 8% 38%
Die Zusammenar- nicht ausgefillt 8% 10 % 8% 3% 14 % 0% 3%
beit ist vertrauens-  [iee icht oy 0% 0% 0% 1% 0% 0% 0%
voll und konstruktiv.
Trifft eher nicht zu 1% 3% 3% 0% 0% 0% 0%
Teils / Teils 19% 15 % 18 % 24 % 14 % 17 % 3%
Trifft eher zu 42 % 35% 45 % 32% 55 % 58 % 24 %
Trifft voll zu 30% 38% 26 % 40 % 18 % 25 % 69 %
Die wichtigen Ak- nicht ausgefullt 7% 8% 5% 1% 14 % 0% 3%
teur*innenim The- e nicht 7y 0% 0% 0% 1% 0% 0% 0%
menfeld sind im
Trifft eher nicht zu 3% 0% 8% 7% 5% 0% 0%

Vernetzungstreffen
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regelmaRig vertre- | Teils / Teils 16 % 15 % 13% 23% 23% 8% 10 %
ten.
Trifft eher zu 43 % 35% 45 % 34% 41% 67 % 21%
Trifft voll zu 30% 43 % 29 % 34% 18 % 25% 66 %

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (C.4)
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Tabelle 6 Kooperation (Koop) mit einzelnen Institutionen und Bewertung vorhandener Kooperation.

Anhang Tabellen

(Angaben nach gruppierten Institutionen, Anteile Kooperation und durchschnittlich vergebene Schulnoten, nur giiltige Prozente, ohne Angabe , Einrichtung nicht verfiigbar”,)

Institutionen gruppiert POL Gerichte / STA AJSD / RAS GWS / OH Kinder, Jugend, Gesundheit., GBA Gesamt
Bildung Soziales
N 138-174 54-60 54-59 108-122 39 18-23 37-39 464-511
Institutionen einzeln Koop Ja / Nein Anteil | Noten | Anteil | Noten | Anteil | Noten | Anteil Noten Anteil Noten Anteil Noten | Anteil |[Noten|Anteil Noten
(And ) FH Keine Koop. 7% 55 % 40 % 25 % 33% 36 % 5% 24 %
nderes
Koop. 93 % 2,2 45 % 2,4 60 % 2,1 75 % 1,9 67 % 2,0 64 % 2,4 95 % 1,6 |76 %| 21
POL Keine Koop. 10 % 7% 5% 2% 10 % 9% 13 % 7%
Koop. 90 % 15 93 % 1,7 95% | 20 | 98% 2,1 90 % 2,1 91 % 2,0 87% | 1,8 [93%| 1,9
BISS Keine Koop. 1% 38 % 27 % 5% 41 % 45 % 3% 15%
Koop. 99 % 1,8 62 % 1,8 73 % 2,4 95 % 1,6 59 % 2,0 55 % 1,9 97 % 1,6 |85%| 1,8
o It-BST / FNR Keine Koop. 41 % 73 % 46 % 33% 39% 61 % 26 % 43 %
ewalt-
Koop. 59 % 2,3 27 % 2,7 54 % 2,6 68 % 1,7 61 % 2,3 39% 2,2 74 % 1,8 |57%| 21
BST Opfer Menschen- Keine Koop. 74 % 86 % 80 % 67 % 72 % 95 % 68 % 75%
handel, Zwangsheirat Koop. 26 % 2,8 14 % 3,4 20% 2,7 33% 2,3 28% 2,5 5% 1,0 32% | 25 |25%| 2,6
OH Keine Koop. 12 % 46 % 18 % 8% 26 % 52 % 22 % 19%
Koop. 88 % 2,3 54 % 2,1 82 % 1,9 92 % 2,2 74 % 2,4 48 % 2,1 78% | 23 |81%| 2,2
STA Keine Koop. 0% 14 % 15% 27 % 51% 62 % 37% 19%
Koop. 100 % 2,4 86 % 1,9 85 % 1,8 73 % 2,8 49 % 3,0 38% 1,8 63 % 25 |81%| 24
StrafG Keine Koop. 10 % 14 % 17 % 45 % 59 % 63 % 57 % 29 %
ra
Koop. 90 % 2,6 86 % 1,7 83 % 1,9 55 % 3,4 41 % 3,1 37 % 2,0 43 % 33 |71%| 2,6
AJSD Keine Koop. 55% 28 % 21 % 42 % 56 % 75 % 58 % 46 %
Koop. 45% 2,6 72 % 1,7 79 % 1,3 58 % 2,7 44 % 2,9 25% 2,4 42% | 2,7 |54%| 23
. Keine Koop. 51% 29 % 39% 24 % 79 % 80 % 68 % 45 %
Koop. 49 % 2,9 71% 1,8 61 % 2,3 76 % 2,9 21% 33 20% 2,8 32% | 2,6 [55%| 2,6
FamG Keine Koop. 21% 20 % 19% 27 % 39% 38% 49 % 27 %
am
Koop. 79 % 2,7 80 % 1,9 81 % 2,3 73 % 33 61 % 2,3 62 % 2,2 51% 30 |73%| 2,7
ProB is Klinik Keine Koop. 46 % 64 % 72 % 26 % 67 % 22 % 25 % 45 %
roBeweis Klini
Koop. 54 % 2,4 36 % 2,4 28 % 2,9 74 % 3,0 33% 2,9 78 % 1,7 75% | 2,6 |[55%| 2,6
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Psychosoziale Keine Koop. 56 % 41% 21% 28 % 59 % 52 % 49 % 42 %
Prozessbegleitung Koop. 44 % 2,6 59 % 2,6 79% 1,9 72% 2,2 41 % 3,0 48 % 2,0 51% | 24 |58%| 24
Migrationsbezogene Keine Koop. 46 % 60 % 34 % 7% 28 % 45 % 13 % 32 %
Einrichtungen Koop. 54 % 30 | 40% 3,2 66 % 2,6 93 % 2,5 72 % 2,8 55 % 3,3 87% | 23 |68%| 2.7
GBA Keine Koop. 47 % 68 % 51% 10 % 36 % 48 % 13 % 37%

Koop. 53% 2,8 32% 2,6 49 % 2,5 90 % 2,2 64 % 2,4 52 % 19 87% | 13 |63%| 2.3
SV Keine Koop. 55 % 57 % 30 % 34 % 66 % 80 % 39% 48 %

Koop. 45% 2,9 43 % 2,0 70 % 2,1 66 % 2,5 34% 2,4 20% 1,8 61% | 20 |52%| 24
Jugendamter Keine Koop. 1% 11% 12% 8% 5% 22 % 8% 7%

Koop. 99 % 31 89 % 24 88 % 2,5 92 % 3,0 95 % 2,4 78 % 2,1 92% | 21 |93%| 28
sonst. Jugendhilfe Keine Koop. 10 % 33% 25 % 36 % 10 % 50 % 32% 24 %

Koop. 90 % 31 67 % 2,6 75 % 2,5 64 % 2,9 90 % 2,2 50 % 2,2 68% | 23 |76%| 2.8
Allgemeinbild. Schulen Keine Koop. 31% 61 % 58 % 31% 8% 74 % 42 % 38 %

Koop. 69 % 2,9 39% 31 42 % 3,6 69 % 2,8 92% 2,3 26% 3,0 58% | 29 |62%| 2.9
S Keine Koop. 41% 66 % 60 % 38 % 13 % 70 % 57 % 45 %

Koop. 59 % 31 34% | 3.3 40 % 3,6 62 % 2,8 87 % 2,4 30 % 2,7 43% | 29 |55%| 29
Kindergérten Keine Koop. 41% 71% 69 % 39 % 28 % 72 % 44 % 48 %

Koop. 59 % 2,9 29% 31 31% 3,9 61% 2,8 72% 2,6 28% 3,2 56% | 28 |52%| 2.9
e Keine Koop. 37% 71% 23% 12 % 38 % 64 % 21% 33%

Koop. 63 % 2,9 29 % 3,0 77 % 3,2 88 % 2,9 62 % 3,0 36 % 3,3 79% | 25 |67%| 2.9
Gesundheitswesen Keine Koop. 44 % 71% 35% 21% 18 % 19 % 30% 36 %

Koop. 56 % 3,0 29% 3,0 65 % 2,9 79 % 3,0 82 % 2,8 81% 19 70% | 29 |64%| 2.9
Sozial- und Keine Koop. 66 % 86 % 22 % 21% 54 % 65 % 35% 48 %
Schuldnerberatung Koop. 34 % 3,3 14 % 3,4 78 % 2,0 79 % 2,6 46 % 2,9 35 9% 2,1 65 % 2,6 |529%| 2,6
suchtberatung Keine Koop. 49 % 59 % 17 % 25% 23% 43 % 35% 37%

Koop. 51% 2,8 41 % 2,4 83% 1,7 75% 2,6 77 % 2,7 57 % 1,8 65% | 23 |63%| 2.5

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (C.5)
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Tabelle 7 ,Welche Bedeutung haben Risikoeinschédtzungen und Gefédhrdungsanalysen, wenn Sie in ihrer Arbeit
mit Betroffenen héuslicher Gewalt / Partnergewalt zu tun haben?” (Mehrfachantwortenset, Anteile nach grup-

pierten Institutionen, nur giiltige Prozente)

Institutionen gruppiert Polizei Gerichte / | AJSD /RAS | GWS / OH Kinder, Gesundheit,
STA Jugend, Soziales
Bildung
N 161 56 58 116 39 23
Risikoeinschatzungen und Geféhr-
dungsanalysen gehoren nicht zu 24 % 61% 53% 22% 56 % 74 %
meinen Aufgaben.
Ich / wir fuhren selber systemati- 63 % 13 % 28% 599 31 9% 99
sche Gefahrdungsanalysen durch.
Ich / wir aktualisieren ?e.fahr- 23% 7% 16 % 299% 26 % 99
dungsanalysen regelmaRig.
Ich / wir holen in solchen Fillen
regelmaRig Risikoeinschatzungen
und Gefahrdungsanalysen bei 11% 41 % 21% 32% 31% 13%

anderen damit befassten Einrich-
tungen ein.

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (D.1)
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Tabelle 8 , Inwieweit treffen aus lhrer Sicht folgende Aussagen zur lokalen polizeilichen Arbeit im Bereich
hdusliche Gewalt / Partnergewalt zu?“ (Anteile nach gruppierten Institutionen)

Institutionen gruppiert POL Gerichte | AJSD/ | GWS/OH Kinder, Gesundheit | GBA
/ STA RAS Jugend, Soziales
Bildung
N 162 53 40 98 26 12 25
Die Wel.terverm!ttlung n.!cht ausge- 39 2% 59 1% 0% 8% 4%
durch die Polizei an das | fullt
Unterstltzungssystem | et nichtzu | 1% 0% 0% 0% 4% 0% 0%
fur gewaltbetroffene
Frauen funktioniert in Trlfft eher 1% 0% 0% 0% 0% 0% 0%
der Regel gut. nicht zu
Teils / Teils 6 % 2% 10 % 13 % 4% 0% 8%
Trifft eher zu 31% 51% 45 % 45 % 46 % 33% 56 %
Trifft voll zu 51% 38 % 13 % 36 % 23 % 17 % 20 %
SK:;ZfZE':g 7% 8% 28% 5% 23% 42% 12%
I?le Umsetzung polizei- n.!cht ausge- 4% 4% 3% 1% 0% 17 % 4%
licher Schutzmalnah- fallt
men in Fallen hdusli- 1 nichtzu | 2% 0% 3% 0% 4% 0% 0%
cher Gewalt funktio-
niert in der Rege| gut. Trlfft eher 2% 0% 39% 1% 4% 0% 0%
(Risikoanalyse, Weg- nicht zu
weisung, Gefahrde- Teils / Teils 7% 4% 10 % 21% 15 % 0% 16 %
ransprache)
Trifft eher zu 40 % 32% 60 % 51% 35% 25 % 44 %
Trifft voll zu 40 % 49 % 8% 19 % 27 % 0% 16 %
SK:r']Zfzi':g 4% 11% 10% 6% 15 % 58 % 20%
PoI|.ze|I|che Platzverwei- n.!cht ausge- 59 4% 59 1% 0% 3% 4%
se sind wirksam zum fallt
ZCh“tIZt"” weiterer ittt nichtzu | 3% 2% 3% 1% 4% 0% 4%
ewalt.
Ilrmj:er 6% 4% 15% 2% 8% 8% 0%
Teils / Teils 32% 26 % 28 % 32% 27 % 25 % 28 %
Trifft eher zu 29 % 23 % 25 % 31% 27 % 8 % 4%
Trifft voll zu 24 % 36 % 15 % 31% 8% 0% 28 %
SK:AZ:’ZE':g 1% 6% 10% 3% 27% 50 % 32%
:;ﬁ:ta”sge' 3% 6% 8% 1% 0% 8% 4%
Trifft nicht zu 4% 11% 8% 1% 0% 0% 4%
Mit der Neufassung des ttt eh
“stalkingparagraphen” | 1" ht ener 13% | 25% 5% 14% 4% 0% 0%
in 2017 (Gefahrdungs- nicht zu
delikt) sind Betroffene | Teils / Teils 30% 21 % 13 % 33% 19% 8% 16 %
besser "‘:\r_.';‘icmte”“”' Trifft cherzu | 28% | 11% 30% 26% 23% 8% 28%
gen geschiitzt.
Trifft voll zu 14 % 13% 10% 9% 4% 0% 4%
SK:AZ‘:ZE':% 8% 13% 28% 16 % 50% 75 % 44%

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (D.3)
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Tabelle 9 Bewertung bestehender Kooperationen mit einzelnen Institutionen (durchschnittlich vergebene Schul-

note pro Institution), gruppiert nach speziellen Verfahren in der Kommune zum Umgang mit Hochrisikofdllen

Gruppiert nach: Spezielle Verfahren zum Umgang mit Hochrisiko-

féllen in der Kommune la Nein
Durchschnittlich vergebene Schulnote fiir Kooperation
(Anderes) Frauenhaus 1,9 2,2
Polizei 1,7 1,8
BISS - proaktive Beratungs- und Interventionsstelle 1,5 1,9
(andere) Gewaltberatungsstelle, Frauennotruf 1,8 2,3
Beratungsstelle fiir Opfer von Menschenhandel und Zwangsheirat 2,2 2,8
Opferberatungsstellen 2,1 2,3
Staatsanwaltschaft 2,2 2,5
Strafgericht 2,7 2,6
Ambulanter Justizsozialdienst 2,3 2,3
Rechtsantragstelle 2,7 2,6
Familiengericht 2,8 2,7
Verfahrensunabhangige Beweissicherung (Netzwerk ProBeweis) 2,7 2,6
Psychosoziale Prozessbegleitung 2,2 2,4
Migrationsbezogene Einrichtungen (z.B. Beratung, Fliichtlingsarbeit) 2,4 2,7
Kommunale Gleichstellungsbeauftragte 2,1 2,5
Taterarbeitseinrichtungen 2,0 2,7
Jugendamter 2,6 2,9
Jugendbhilfeeinrichtungen 2,6 2,9
Allgemeinbildende Schulen 2,6 2,9
Berufsschulen 2,8 3,0
Kindergarten 2,7 2,9
Jobcenter / Sozialamter 2,7 3,0
Gesundheitswesen allgemein 2,7 3,0
Sozial- und Schuldnerberatung 2,5 2,7
Suchtberatung 2,4 2,5

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (D6 *C5)
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Tabelle 10 ,,Ist Ihnen das Unterstiitzungsangebot der Psychosozialen Prozessbegleitung fiir Opfer von Straftaten

bekannt?“ (Anteile nach gruppierten Institutionen, nur giiltige Prozente)

Institutionen gruppiert POL Gerichte / | AJSD /RAS | GWS / OH | Kinder, Jugend, | Gesundheit, GBA
STA Bildung Soziales

N 155 56 57 113 37 23 37
Ja, ich kenne das Angebot
vor Ort (ndchstgelegener 35% 66 % 74 % 70 % 32% 35% 59 %
Gerichtsstandort).
Ja, ich / wir biete / n dies 2% 0% 9% 16 % 59 0% 0%
selber an.
Ja, aber ich weil} nicht, ob
es so etwas auch bei uns 23 % 14 % 5% 10 % 38% 26 % 19 %
gibt.
Nein 40 % 20% 12% 4% 24 % 39% 22 %

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (E.5)

Tabelle 11 ,Ist Ihnen die Mdglichkeit der verfahrensunabhdngigen Beweissicherung bekannt, die Kliniken im

Netzwerk , ProBeweis” Betroffenen von sexueller / héuslicher Gewalt unabhéngig von einer Anzeige bei der

Polizei anbieten?” (Anteile nach gruppierten Institutionen, nur giiltige Prozente)

Institutionen POL Gerichte/ | AJISD/RAS | GWS/ Kinder, Ju- Gesundheit, | GBA | Gesamt
gruppiert STA OH gend, Bildung Soziales

N 155 58 57 113 37 24 37 481
Ja 77 % 62 % 60 % 98 % 73 % 88 % 95 % 80 %
Nein 23 % 38% 40 % 2% 27 % 13% 5% 20%

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (E.8)
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Tabelle 12 ,,Wie schdtzen Sie die Umsetzung und Effekte des Titer-Opfer-Ausgleiches (TOA) in Féllen héuslicher
Gewalt / Partnergewalt fiir Ihren Wirkungsbereich ein?“ (Zustimmung zu Aussagen, Anteile nach gruppierten

Institutionen)
I . AJSD alle anderen
Institutionen gruppiert
N =40 N =98
Viele Geschadigte haben ein eigenes Interesse an nicht ausgefillt 0% 1%
einem TOA statt weiterer Strafverfolgung.
Trifft nicht zu 0% 4%
Trifft eher nicht zu 8% 18 %
Teils / Teils 30 % 36 %
Trifft eher zu 30% 14 %
Trifft voll zu 20 % 4%
Keine Einschatzung 13% 22%
Bei der Umsetzung werden die Interessen der nicht ausgefiillt 0% 1%
Geschéadigten gut berlcksichtigt.
Trifft nicht zu 0% 3%
Trifft eher nicht zu 3% 7%
Teils / Teils 10% 17 %
Trifft eher zu 38 % 29 %
Trifft voll zu 43 % 10%
Keine Einschatzung 8% 33%
Der TOA verhindert eine weitere Gewalteskalation. | nicht ausgefiillt 0% 2%
Trifft nicht zu 0% 8%
Trifft eher nicht zu 5% 11%
Teils / Teils 38% 21%
Trifft eher zu 28 % 17 %
Trifft voll zu 5% 6 %
Keine Einschatzung 25% 34 %
Geschédigte, die an einem TOA teilnehmen, wur- | nicht ausgefiillt 0% 1%
den vorher umfassend Uber das Verfahren und die . 3 .
Freiwilligkeit informiert. Trifft nicht zu 0% 1%
Trifft eher nicht zu 0% 4%
Teils / Teils 0% 4%
Trifft eher zu 10 % 27 %
Trifft voll zu 83 % 23 %
Keine Einschatzung 8% 40 %

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (E.11)
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Tabelle 13 ,,Haben Sie Kenntnis iiber den Einsatz / die Inanspruchnahme von Téterarbeit in Ihrer Kommune
(Landkreis, kreisfreie Stadt)?“ (Anteile nach OrtsgréfSe)

Nach OrtsgroRe (EW) gruppiert mebhr als 100.000 bis 20.000 bis bis 20.000 Gesamt
150.000 150.000 100.000
N 116 57 228 71 472
Nein, dariber weiB ich nichts / kaum 29 9% 30% 399 48 % 379%
etwas.
Nein, denn das gibt es in unserem 0 0 o 0 o
Wirkungsbereich nicht. 2% 7% 15% 23% 13%
Ja 66 % 63 % 46 % 30% 50 %
Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (E.12)
Tabelle 14 ,,Wie sehr treffen die folgenenden Aussagen zur Téterarbeit lhres Erachtens zu?*
(Anteile nach gruppierten Institutionen)
Institutionen gruppiert POL TatA alle anderen
N 53 8 177
Die Kapazitaten der nicht ausgefillt 2% 0% 1%
Taterarbeitsind fir — [pyieq niche 24 9% 38 % 20%
unsere Kommune (kreis-
freie Stadt, Landkreis) Trifft eher nicht zu 15% 0% 24 %
bedarfsdeckend. Teils / Teils 15% 25% 7%
Trifft eher zu 21 % 25 % 18 %
Trifft voll zu 6 % 0% 6%
Keine Einschatzung 32% 13 % 25%
Das Angebot ist bei nicht ausgefullt 2% 0% 1%
releva.ntfen Fachkréften Trifft nicht zu 0% 0% 3%
und Einrichtungen be-
kannt. Trifft eher nicht zu 4% 0% 7%
Teils / Teils 15 % 13% 22 %
Trifft eher zu 45 % 50 % 36 %
Trifft voll zu 26 % 38% 21%
Keine Einschatzung 8 % 0% 10 %
Taterarbeit verhindert nicht ausgefullt 2% 0% 1%
weltere? Gewaltfalle bzw. Trifft nicht zu 0% 0% 1%
Eskalationen.
Trifft eher nicht zu 8% 0% 1%
Teils / Teils 28 % 0% 26 %
Trifft eher zu 25% 25% 33%
Trifft voll zu 15 % 75 % 20%
Keine Einschatzung 23 % 0% 19%
Taterarbeit nitzt nur nicht ausgefiillt 2% 0% 1%
etwas, wenn sie freiwillig ['giee ient oy 6% 25% 11%
in Anspruch genommen
wird. Trifft eher nicht zu 8% 25% 14 %
Teils / Teils 17 % 38% 34 %
Trifft eher zu 42 % 13% 25%
Trifft voll zu 13 % 0% 7%
Keine Einschatzung 13 % 0% 8%
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Die Inanspruchnahme nicht ausgefillt 2% 0% 1%

von Taterarbeit ist oft- ' peee et 2y 2% 0% 2%

mals eine Gerichtsaufla-

ge. Trifft eher nicht zu 4% 25% 4%
Teils / Teils 15 % 63 % 28 %
Trifft eher zu 32% 0% 39%
Trifft voll zu 2% 13 % 5%
Keine Einschatzung 43 % 0% 22%

Das Angebot bzw. die nicht ausgefillt 2% 0% 1%

Vermittlung und Nutzung [ rrieqe nicht 24 6% 0% 5%

sind nicht genug etab-

liert. Trifft eher nicht zu 19 % 38 % 12%
Teils / Teils 17 % 25 % 15 %
Trifft eher zu 21% 38 % 33%
Trifft voll zu 13% 0% 16 %
Keine Einschatzung 23% 0% 18 %

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (E.13)
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Tabelle 15 ,,Wie gehen die relevanten Fachkrifte und Institutionen vor Ort (Landkreis, kreisfreie Stadt) mit Fdl-

len um, in denen Kinder Mitbetroffene oder Zeug*innen hduslicher Gewalt sind?“

(Anteile nach Familiengericht, Jugendamt und allen anderen befragten Institutionen)

Wenn Kinder Mitbetroffene von hduslicher Gewalt sind, FamG JA Alle anderen
N 19 15 341
...wird dies vom Jugendamt | nicht ausgefiillt 0% 0% 1%
angemessen bericksichtigt. Trifft nicht zu 0% 0% 4%
Trifft eher nicht zu 0% 0% 13 %
Teils / Teils 16 % 13 % 22 %
Trifft eher zu 53 % 33% 28 %
Trifft voll zu 32% 53% 8%
Keine Einschatzung 0% 0% 23%
..informiert die Polizei nach | nicht ausgefiillt 0% 0% 1%
Einsatzen das Jugendamt. Trifft nicht zu 0% 0% 0%
Trifft eher nicht zu 0% 7% 1%
Teils / Teils 5% 13 % 6%
Trifft eher zu 16 % 40 % 28 %
Trifft voll zu 58 % 40 % 52 %
Keine Einschatzung 21% 0% 10 %
...wird dies in gerichtlichen nicht ausgefullt 0% 0% 1%
Umgangsverfahren als kin-  [eee piche o, 0% 0% 4%
deswohlgefahrdend einge-
schitzt. Trifft eher nicht zu 0% 0% 12%
Teils / Teils 21% 60 % 15%
Trifft eher zu 42 % 27 % 11%
Trifft voll zu 37 % 13 % 3%
Keine Einschatzung 0% 0% 54 %
...besteht ein unauflésbarer | nicht ausgefiillt 0% 0% 2%
Konfl|!<t zwischen Vaterrech- Trifft nicht zu 26 % 13% 2%
ten, Kinderrechten und
Rechten der gewaltbetroffe- | Trifft eher nicht zu 16 % 0% 4%
nen Mutter. Teils / Teils 26 % 47 % 18%
Trifft eher zu 26 % 33% 20%
Trifft voll zu 0% 7% 14 %
Keine Einschatzung 5% 0% 40 %
..wird bei Umgangsregelun- | nicht ausgefullt 0% 0% 2%
gen dem Gewaltschutz Trifft nicht zu 0% 0% 4%
angemessen Rechnung
getragen (z.B. begleiteter Trifft eher nicht zu 0% 0% 18 %
Umgang erméglicht). Teils / Teils 21% 27 % 20 %
Trifft eher zu 32% 47 % 16 %
Trifft voll zu 47 % 27 % 2%
Keine Einschatzung 0% 0% 38%
...funktioniert die fallbezo- nicht ausgefillt 0% 0% 1%
gene Kooperation zwischen Trifft nicht zu 0% 0% 2%
den relevanten Ak-
Trifft eher nicht zu 5% 7% 11 %

124




Anhang Tabellen

teur*innen insgesamt gut. | Teils / Teils 11% 20 % 30%
Trifft eher zu 42 % 73 % 19%
Trifft voll zu 26 % 0% 2%
Keine Einschatzung 16 % 0% 34%
...gibt es bedarfsangemesse- | nicht ausgefiillt 0% 0% 3%
ne.Unte"rstu.tzupgsmogllch— Trifft nicht zu 0% 0% 59
keiten fur die Kinder.
Trifft eher nicht zu 5% 13 % 19 %
Teils / Teils 11% 27 % 17 %
Trifft eher zu 37 % 47 % 15 %
Trifft voll zu 11 % 13 % 3%
Keine Einschatzung 37 % 0% 40 %
...werden Vater durch ge- nicht ausgefillt 0% 0% 3%
.rlchtllche Umgangsverfahren Trifft nicht zu 5% 7% 6%
in Verantwortung genom-
men. Trifft eher nicht zu 5% 20% 14 %
Teils / Teils 26 % 40 % 15 %
Trifft eher zu 47 % 33% 7%
Trifft voll zu 5% 0% 1%
Keine Einschatzung 11% 0% 55%
...sollten Vater durch gericht- | nicht ausgefullt 0% 0% 2%
liche Umgangsverfahren zur Tcee icht 24 11% 7% 1%
Teilnahme an Taterarbeits-
angeboten o.4. verpflichtet | Trifft eher nicht zu 5% 0% 2%
werden. Teils / Teils 42 % 13% 9%
Trifft eher zu 16 % 27 % 16 %
Trifft voll zu 16 % 47 % 32%
Keine Einschatzung 11% 7% 39%

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (G.2)

Tabelle 16 Bewertung der Umsetzung und Effekte des Modellprojekts , Kinder als Zeugen hduslicher Gewalt”

(Angaben nur bei Umsetzung vor Ort, Mehrfachantwortenset, Anteil der Nennungen)

Anteil

(N=24)
Wesentliche Einrichtungen konnten gewonnen werden. 25 %
Wesentliche Einrichtungen konnten nicht gewonnen werden 13 %
Das Projekt hat nachhaltige Impulse gesetzt 50 %
Das Projekt hat keine nachhaltigen Impulse gesetzt 21%
Die im Projekt etablierten Verfahren bestehen weiterhin 38%
Sonstiges 21 %

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (G.4)
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Tabelle 17 ,,Wie bedarfsgerecht ist das Angebot an Schutzunterkiinften fiir gewaltbetroffene Frauen und ihre
Kinder aus Ihrer Kommune?“ (Anteile nach Frauenhaus und Polizei / andere Gewaltschutzeinrichtungen, nur

gliltige Prozente, ohne , keine Einschdtzung”)

Anhang Tabellen

Frauenhaus Polizei / andere GWS
N =29-31 N = 85-189
Kapazitaten insgesamt Nicht bedarfsgerecht 6 % 21%
Eher nicht bedarfsgerecht 26 % 33%
Teils / Teils 13 % 20%
Eher bedarfsgerecht 29 % 20%
Bedarfs-gerecht 26 % 5%
Erreichbarkeit / Kon- Nicht bedarfsgerecht 0% 1%
taktaufnahme Eher nicht bedarfsgerecht 0% 4%
Teils / Teils 3% 13%
Eher bedarfsgerecht 0% 37%
Bedarfsgerecht 97 % 47 %
Zeitnahe Aufnahme Nicht bedarfsgerecht 7% 3%
Eher nicht bedarfsgerecht 3% 12%
Teils / Teils 7% 24 %
Eher bedarfsgerecht 10% 31%
Bedarfsgerecht 73 % 30 %
Schutz und Sicherheit Nicht bedarfsgerecht 3% 0%
Eher nicht bedarfsgerecht 0% 6 %
Teils / Teils 26% 9%
Eher bedarfsgerecht 19% 48 %
Bedarfsgerecht 52 % 37%
Geleistete Unterstit- Nicht bedarfsgerecht 0% 0%
zung fir Frauen Eher nicht bedarfsgerecht 0% 4%
Teils / Teils 3% 5%
Eher bedarfsgerecht 23 % 38%
Bedarfsgerecht 74 % 53 %
Geleistete Unterstt- Nicht bedarfsgerecht 0% 1%
zung fir Kinder Eher nicht bedarfsgerecht 13% 5%
Teils / Teils 13% 17 %
Eher bedarfsgerecht 35% 37%
Bedarfsgerecht 39% 40 %
Inklusivitat fur verschie- | Nicht bedarfsgerecht 16 % 4%
dene Zielgruppen Eher nicht bedarfsgerecht 6 % 5%
Teils / Teils 32% 12%
Eher bedarfsgerecht 16 % 11%
Bedarfsgerecht 23 % 9%

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (H.4)
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Anhang Tabellen

Tabelle 18 ,Wie bedarfsgerecht ist das Angebot an Schutzunterkiinften fiir gewaltbetroffene Frauen und ihre
Kinder aus Ihrer Kommune?“ (Anteile nach Ortsgréfse (EW), nur giiltige Prozente, ohne , keine Einschétzung®)

Gruppiert nach OrtsgréBe (EW) mehr als 150.000 100.000 bis | 20.000 bis bis 20.000
150.000 100.000
N 42-88 24-44 87-167 21-47
Kapazitaten insgesamt | Nicht bedarfsgerecht 31% 22 % 15 % 11%
Eher nicht bedarfsgerecht 38 % 35% 33% 31%
Teils / Teils 11% 27 % 13 % 33%
Eher bedarfsgerecht 19 % 8% 28 % 17 %
Bedarfsgerecht 1% 8% 11% 8%
Erreichbarkeit / Kon- Nicht bedarfsgerecht 1% 0% 1% 0%
taktaufnahme Eher nicht bedarfsgerecht 7% 5% 3% 2%
Teils / Teils 16 % 14 % 10 % 9%
Eher bedarfsgerecht 37% 32% 26 % 47 %
Bedarfs-gerecht 39% 50 % 60 % 43 %
Zeitnahe Aufnahme Nicht bedarfsgerecht 8% 0% 3% 2%
Eher nicht bedarfsgerecht 28 % 11% 5% 12%
Teils / Teils 28 % 30 % 22% 23 %
Eher bedarfsgerecht 19% 24 % 28 % 40 %
Bedarfs-gerecht 19 % 35% 41 % 23 %
Schutz und Sicherheit Nicht bedarfsgerecht 0% 0% 1% 0%
Eher nicht bedarfsgerecht 4% 3% 3% 5%
Teils / Teils 9% 14 % 11% 11%
Eher bedarfsgerecht 50 % 37 % 41% 39%
Bedarfs-gerecht 38% 46 % 44 % 45 %
Geleistete Unterstt- Nicht bedarfsgerecht 0% 0% 1% 0%
zung fir Frauen Eher nicht bedarfsgerecht 4% 3% 2% 0%
Teils / Teils 3% 12 % 4% 4%
Eher bedarfsgerecht 41 % 35% 34 % 41 %
Bedarfs-gerecht 52 % 50 % 59 % 56 %
Geleistete Unterstit- Nicht bedarfsgerecht 0% 0% 1% 0%
zung flr Kinder Eher nicht bedarfsgerecht 10% 6% 8% 4%
Teils / Teils 13% 19% 10% 8%
Eher bedarfsgerecht 35% 31% 39% 42 %
Bedarfs-gerecht 42 % 44 % 42 % 46 %
Inklusivitat fir ver- Nicht bedarfsgerecht 10 % 0% 11 % 14 %
schiedene Zielgruppen | gp - nicht bedarfsgerecht 17 % 13% 8% 10 %
Teils / Teils 21% 42 % 34% 19%
Eher bedarfsgerecht 36 % 8% 25% 19%
Bedarfsgerecht 17 % 38 % 21% 38 %

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (H.4)
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Anhang Tabellen

Tabelle 19 ,,Wie héiufig kommt es bei Bedarf an Sprachmittlung vor, dass Sie gewaltbetroffene Frauen aufgrund

mangelnder  Ubersetzungsméglichkeiten nicht angemessen beraten oder unterstiitzen kénnen?”
(Anteile nach einzelnen Institutionen, nur gliltige Prozente)
Institutionen POL STA AJSD | FamG FH BISS GWS / JA OH Pro- Gesamt
einzeln FNR Beweis

N 122 18 43 15 31 31 27 15 10 6 403
Gar nicht 4% 22 % 23 % 47 % 6 % 10 % 7% 7% 20 % 17 % 15%
In Einzelfdllen 23% | 39% [33% | 27% 10% | 39% 48 % 27 % 40 % 33% 30 %
'F’;I‘g"'ge” 40% | 22% |33% | 20% |45% | 23% | 19% 53 % 30% 50% | 32%
In vielen Fallen | 31% 11% 12% 7% 35% | 23% 22% 13 % 10 % 0% 21%
Fast immer 2% 6 % 0% 0% 3% 6 % 4% 0% 0% 0% 2%

Tabelle 20 ,Sie haben angegeben, dass es in vielen Féllen oder fast immer vorkommt, dass Sie gewaltbetroffene
Frauen bei Bedarf an Sprachmittlung nicht angemessen unterstiitzen kénnen. Was sind die Griinde daftir?“

(Anteile nach Ortsgréfse, Mehrfachantwortenset)

Gruppiert nach OrtsgréRe (EW) mebhr als 100.000 bis 20.000 bis bis 20.000
150.000 150.000 100.000
N 23 11 46 13

Kgme Finanzierungsmaoglichkeiten fir Ubersetzungs- 43% 36 % 30% 15 %
leistungen.

Keine geeigneten Ubersetzungspersonen. 52 % 45 % 72 % 85%
Ube.r.setzungspersonen im Bedarfsfall nicht flexibel 61 % 82 % 30 % 77 %
verflgbar.

Sonstiges 0% 0% 15% 8%

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (H.9)

Tabelle 21 ,,Wie sehr stimmen Sie folgenden Aussagen in Bezug auf den Umgang in Schulen mit solchen Fdillen
zu?“ (Skala 1 (trifft nicht zu) bis 5 (trifft zu), ohne , keine Einschétzung”)

Landesschulbehorde alle anderen
Institutionen gruppiert
Mittelwert | Giiltige N | Mittelwert ey
Nennungen
Kinder und Jugendliche, die von hauslicher Gewalt (mit) betroffen
sind, bekommen in Schulen angemessen Resonanz und Unterstit- 3,3 14 2,9 79
zung.
SchL.JIen. haben"emen geelgljeten und klaren rechtlichen Rahmen, 3,7 14 26 70
um in diesen Fallen zu reagieren.
An den Schulen sind lokale und schulinterne Konzepte und Verfah-
. . .. 3,0 13 2,3 69
ren etabliert zum Umgang mit solchen Fallen.
SFhuIen sind in lokale Netzwerke fir Kinderschutz und Pravention 31 14 29 30
eingebunden.
Es gibt in Schulen ausreichend Praventionsangebote fir Jugendliche,
. Lo . . 3,0 13 2,5 78
die u.a. Gewalt(freiheit) in Beziehungen thematisieren.
Die Ressourcen in und fiir Schulen (auch Beratungsstrukturen) sind
. . .. . 2,4 14 2,0 77
ausreichend, um in solchen Fallen fachlich angemessen zu handeln.

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (1.2), gefilterte Frage an Einrichtungen mit angegebenen Kenntnissen zum

Thema Schulen und Prdvention
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Anhang Tabellen

Tabelle 22 Bedeutung des Landesaktionsplans Il fiir die Weiterentwicklung des Hilfesystems fiir lnrem Wir-
kungsbereich, Antwort: , Ich kannte den LAP Il bisher nicht.” (Anzahl und Anteil der Nennung nach Institutionen)

poL | STA | Ras | assp | @M | Staf | oy lpiss | GsB | Tata | sa | NSESCh| gy | Traum | Pro-
G G B aA Beweis
Anzahl
Nenn- 84 8 9 24 12 10 3 2 8 1 7 10 1 7 6
ung
Anteil [ 59% | 40% | 90% | 52% | 63% | 83% | 10% | 7% | 24% | 13% | 47 % 67 % 10% | 100 % 86 %
Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (J.1)
Tabelle 23 ,Sind Sie bzw. lhre Einrichtung an tiberregionalen / landesweiten fachspezifischen Netzwerken betei-
ligt?“ (Anteile gruppiert nach Ortsgréfse)
Gruppiert nach OrtsgréBe (EW) mehr als 100.000 bis 20.000 bis 100.000 bis 20.000 Gesamt
150.000 150.000
N 115 52 216 64 447

Ja 63 % 60 % 49 % 36 % 52 %
Nein 37 % 40 % 51% 64 % 48 %

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung,( J.2)
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Tabelle 24 Bekanntheit der Koordinierungsstelle "Héusliche Gewalt" nach Institutionen (Anteil Nennungen, nur gliltige Prozente)

Anhang Tabellen

Institutionen POL STA AJSD FamG StrafG FH BISS GWS / GBA TaTa JA NLSchB OH TraumA Pro- RAS | Gesamt
FNR Beweis

N 148 22 46 19 12 31 31 26 34 8 15 15 10 7 6 10 460
Ja, aber ich hatte
bislang damit 42 % 50 % 50% 42 % 0% 19 % 13% 50 % 50 % 13% 53% 47 % 30% 29 % 0% 0% 37 %
nichts zu tun.
Ja, ich habe be-
reits Angebotein | g0 | 3500 | 139 | 16% 8% | 7% | 87% 46% | 35% | 63% 7% 0% 50% | 14% 0% 0% | 26%
Anspruch ge-
nommen.
Nein 50 % 14 % 37 % 42 % 92 % 3% 0% 4% 15% 25% 0% 53% 20% 57 % 100 % 100 % 36 %

Quelle: Evaluation LAP — Institutionenbefragung (J.4)
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Evaluation Landesaktionsplan Niedersachsen

A. Institutioneller Hintergrund

1. In welcher Institution / in welchem Bereich sind Sie tatig?

Polizei

Staatsanwaltschaft

Ambulanter Justizsozialdienst

Familiengericht

Strafgericht

Frauenhaus

Madchenhaus

Beratungs- und Interventionsstelle (BISS)
(andere) Gewaltberatungsstelle / Frauennotruf
Gemeinsame Einrichtung BISS und Gewaltberatungsstelle
Kommunale Gleichstellungsbeauftragte
Taterarbeitseinrichtung

Jugendamt

Niedersachsische Landesschulbehérde
Opferhilfe

Traumaambulanz

Netzwerkklinik ProBeweis

Rechtsantragstelle

Andere Institution, namlich:

A. Institutioneller Hintergrund

2. Uben Sie in Ihrer Einrichtung oder in Ihrer Dienststelle eine Leitungsfunktion aus?

[]
[]
[]

Ja
Nein

Nein, wir arbeiten als Team ohne Leitung.

1 von 37



A. Institutioneller Hintergrund

3. Wie groB ist die Stadt bzw. die Ortschaft, in der sich lhre Einrichtung bzw. Ihre Dienststelle befindet? (Hier geht es um den
Standort der Einrichtung, nicht um den Zustéandigkeitsbereich)

[] Mehr als 150.000 Einwohner*innen

[] Zwischen 100.000 und 150.000 Einwohner*innen
[] Zwischen 20.000 und 100.000 Einwohner*innen
[] Zwischen 5.000 und 20.000 Einwohner*innen

[1] Weniger als 5.000 Einwohner*innen

[] Das weiB ich nicht.

A. Institutioneller Hintergrund

4. Welche Funktion bekleiden Sie innerhalb der Polizei? Nur, wenn bei Frage A 1 "Polizei" angekreuzt wurde

[1] Leitung Polizeikommissariat

[1] Dienstabteilungsleitung im ESD

[] Mitarbeit im Ermittlungsbereich ,SB Hausliche Gewalt / Partnergewalt”
[] Mitarbeit Préavention / Opferschutz

[] Sonstiges:

B. Individuelle und institutionelle Handlungsressourcen

1. Haben Sie sich im Rahmen lhrer Ausbildung / Ihres Studiums oder einer speziellen Fortbildung mit dem Thema héausliche
Gewalt / Partnergewalt und Unterstiitzungsmaoglichkeiten fiir Gewaltbetroffene befasst?

[1] Ja, intensiv
[1] Ja, ein wenig

[1] Nein

B. Individuelle und institutionelle Handlungsressourcen

2. Wie schatzen Sie lhre persénlichen Handlungskompetenzen in Bezug auf folgende MaBnahmen, Themen- und
Aufgabenbereiche im Zusammenhang mit hauslicher Gewalt, Partnergewalt oder sexualisierter Gewalt ein? Bitte kreuzen Sie in
jeder Zeile an, wie handlungssicher Sie sich in diesen Bereichen fiihlen. Alternativ geben Sie bitte an, wenn ein Aspekt fiir lhre
Arbeit nicht relevant ist.

Fir mich
Sehr Eher nicht
unsicher = unsicher = Teils/Teis Eher sicher Sehr sicher| relevant

Einschatzung des Falls, des Gewaltgeschehens - = = - - -
Beratung von Gewaltbetroffenen s o - - - -
Umgang mit ambivalentem Verhalten Gewaltbetroffener - = = - - -
Risikoanalyse und Einschatzung des Schutzbedarfs - - - = - -

Opferschutz / Opferrechte bei der Strafverfolgung - - - . - -
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Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage A 1 "Polizei" angekreuzt wurde


Gefahrderansprache

Intervention und Gefahrenabwehr

Schutzmdglichkeiten nach Gewaltschutzgesetz

Umgang / Kommunikation mit Kindern und Jugendlichen
Umgangs- und Sorgerecht, Kinderschutz

Datenschutz im Kontext gemeinsamer Fallbearbeitung, Vermittlung
Sozialrechtliche Belange

Auslander- und aufenthaltsrechtliche Belange
Psychologie / Trauma-Arbeit

Kenntnis Hilfestrukturen und Ansprechpersonen vor Ort
Unterstlitzung bei digitaler Gewalt™ / digitale Sicherheit
Unterstiitzung von Stalking-Betroffenen

Unterstitzung bei sexualisierter Gewalt

*) Digitale Gewalt umfasst eine Vielzahl von Angriffsformen, die auf Verunglimpfung, Rufschadigung, soziale Isolation und die
Notigung oder Erpressung eines bestimmten Verhaltens der Gewaltbetroffenen abzielen. Zudem kommt es mitunter zu gezielten
Bedrohungen und Androhungen schwerer Straftaten gegeniiber den Gewaltbetroffenen. (https:/www.hilfetelefon.de/gewalt-gegen-

frauen/digitale-gewalt.html)
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B. Individuelle und institutionelle Handlungsressourcen

3. In welchen Bereichen wiirden Sie eine Kompetenzerweiterung / Qualifikation fiir sich persénlich (bzw. lhr Team) fiir sinnvoll
erachten?
Mehrfachantworten méglich

[1] In gar keinem, alles was wir /ich gut brauche(n) ist gut abgedeck.
[1] Methoden der Beratung von Betroffenen hauslicher Gewalt / Partnergewalt
[] Gefahrderansprache

[] Opferschutz / Opferrechte bei der Strafverfolgung

[] Rechtlicher Rahmen flr Intervention und Gefahrenabwehr

[] Schutzmdglichkeiten nach Gewaltschutzgesetz

[] Umgangs- und Sorgerecht, Kinderschutz

[] Sozialrechtliche Belange

[1] Auslander- und aufenthaltsrechtliche Belange

[1] Psychologie / Trauma-Arbeit

[1] Datenschutz im Kontext gemeinsamer Fallbearbeitung, Vermittlung
[1] Kenntnis Hilfestrukturen und Ansprechpersonen vor Ort

[] Unterstitzung bei digitaler Gewalt / digitale Sicherheit

[] Unterstiitzung von Stalking-Betroffenen

[] Unterstiitzung bei sexualisierter Gewalt

[] Mehr Sprachen im Team

[] Reflektion und Gestaltung eigener Fachlichkeit / Selbstsorge

[] Sonstiges

B. Individuelle und institutionelle Handlungsressourcen

4. Wie zufrieden sind Sie mit lhren Méglichkeiten bzw. den Méglichkeiten der in Ihrer Einrichtung Tatigen, sich im Rahmen von
Supervision und Fortbildungen Kompetenzen zum Thema héusliche Gewalt / Partnergewalt anzueignen?

Sehr unzufrieden Eher unzufrieden Teils / Teils Eher zufrieden Sehr zufrieden
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B. Individuelle und institutionelle Handlungsressourcen Nur, wenn bei Frage B 4 "Sehr unzufrieden” oder "Eher
unzufrieden" angekreuzt wurde

5. Sie haben angegeben, dass Sie sehr oder eher unzufrieden sind mit Supervisions- und Fortbildungsmaéglichkeiten zum
Thema héusliche Gewalt / Partnergewalt. Was sind die Griinde dafiir?
Mehrfachantworten méglich

[] Keine finanziellen Ressourcen

[1] Keine Zeit

[1] Keine passenden Angebote

[1] Mangelnde Unterstiitzung der Leitung

[] Mangelnde Bereitschaft der Beschaftigten / Kolleg*innen
[] Die Struktur der Arbeitsteilung lasst eine Teilnahme nicht zu

[] Sonstiges:

C. Vernetzungsstrukturen lokal

1. Gibt es in lhrer Kommune® (Landkreis, kreisfreie Stadt) ein Netzwerk (z.B. Runder Tisch 0.4.) zum Thema hausliche Gewalt /
Partnergewalt?

[1 Ja
[] Nein

[1 Das weiB ich nicht.

*) Falls Ihr Zustandigkeitsbereich sich auf mehrere Kommunen erstreckt, beziehen Sie Ihre Angaben auf die Gesamtheit aller
Kommunen, in denen Sie tatig sind.

C. Vernetzungsstrukturen lokal

2. Sind oder waren Sie bzw. lhre Einrichtung / Ihr Team daran beteiligt? Nur, wenn bei Frage C 1 "Ja" angekreuzt wurde

[1] Ja
[1] Nein, das ist auch nicht erforderlich.
[1] Nein, wir wurden noch nicht eingeladen.

[1] Aktuell nicht, aber in der Vergangenheit.

C. Vernetzungsstrukturen lokal

3. Wie héufig finden Vernetzungstreffen statt? Nur, wenn bei Frage C 2 "Ja" angekreuzt wurde

[] Alle 2-3 Monate
[1] Halbjéhrlich
[1] Jahrlich

[] Seltener
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Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage B 4 "Sehr unzufrieden" oder "Eher unzufrieden" angekreuzt wurde

Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage C 1 "Ja" angekreuzt wurde

Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage C 2 "Ja" angekreuzt wurde


C. Vernetzungsstrukturen lokal

4. Bitte bewerten Sie die Arbeit im kommunalen Netzwerk zu h&auslicher Gewalt / Partnergewalt: Wie sehr treffen folgende

Aussagen Ihres Erachtens zu? [Nur, wenn bei Frage C 2 "Ja" angekreuzt wurde

Trifft eher nicht
Trifft nicht zu 2u Teis/Teis Trifft eher zu Trifft voll zu
Der Aufwand fur die Vernetzungstreffen ist
angemessen.

Es besteht ein klarer thematischer Zuschnitt dieses
Netzwerks

Es gibt bei uns in der Kommune verschiedene
Netzwerke zu &hnlichen Themen.

Die Vernetzungstreffen sind effektiv fir unsere
Arbeit bzw. fiir die wirksame Unterstltzung der - - - - -
Gewaltbetroffenen.

Mit der Koordination der Vernetzungsstruktur bin ich
zufrieden.

Die Zusammenarbeit ist vertrauensvoll und
konstruktiv.

Die wichtigen Akteur*innen im Themenfeld sind im
Vernetzungstreffen regelmaBig vertreten.

C. Vernetzungsstrukturen lokal

5. Wie bewerten Sie die Zusammenarbeit mit anderen Institutionen / Angeboten in lhrer Kommune (Landkreis / kreisfreie Stadt)
im Zusammenhang mit hauslicher Gewalt / Partnergewalt? Bitte kreuzen Sie alternativ an, falls in lhrem Wirkungskreis keine
derartige Einrichtung bzw. kein derartiges Angebot vorhanden ist oder wenn keinerlei Kooperation besteht.

Befrie- Ausrei- Mangel  Ungeni- Keine
Sehr gut Gut digend chend haft gend Koopera- Nicht
1 2 3 4 5 6 tion verfligbar

(Anderes) Frauenhaus - - - = . - - -
Polizei - - - = . - - -
BISS - proaktive Beratungs- und Interventionsstelle - - - - = - - -
(andere) Gewaltberatungsstelle, Frauennotruf - - - = = - - -

Beratungsstelle fir Opfer von Menschenhandel und
Zwangsheirat

Opferberatungsstellen - - - = . - - -
Staatsanwaltschaft - - - = . - - -
Strafgericht - s o . - - - -
Ambulanter Justizsozialdienst - - - - = o - -
Rechtsantragstelle - - = = . - - -
Familiengericht - - = = . - - -

Verfahrensunabhangige Beweissicherung (Netzwerk
ProBeweis)

Psychosoziale Prozessbegleitung - - = = - - - -
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Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage C 2 "Ja" angekreuzt wurde


Migrationsbezogene Einrichtungen (z.B. Beratung,
Flichtlingsarbeit)

Kommunale Gleichstellungsbeauftragte - - - - = - - -
Taterarbeitseinrichtungen - - - - = - - -
Jugendamter - = o = - - - -
Jugendhilfeeinrichtungen - - = = - - - -
Allgemeinbildende Schulen - - - = . - - -
Berufsschulen - - - - = - - -
Kindergérten - - = s . - - -
Jobcenter / Sozialamter - - - = 5 - - -
Gesundheitswesen allgemein - - - - = - - -
Sozial- und Schuldnerberatung - - - - = - - -

Suchtberatung - - = = - - - -

C. Vernetzungsstrukturen lokal Nur, wenn fir die Einrichtungen, wo bei C 5 Schulnoten
vergeben wurden

6. Bitte bewerten Sie nun, wie sich die Kooperation mit den von lhnen angegebenen Einrichtungen / Angeboten innerhalb des
Zeitraums zwischen 2012 — 2019 (also seit Bestehen des Landesaktionsplans lll) entwickelt hat.

Sehr positiv Eher positiv Unverandert Eher negativ Sehr negativ

(Anderes) Frauenhaus - - - - -
Polizei - - . - -
BISS - proaktive Beratungs- und Interventionsstelle - - - - -
(andere) Gewaltberatungsstelle, Frauennotruf - - - - -

Beratungsstelle fir Opfer von Menschenhandel und
Zwangsheirat

Opferberatungsstellen - - . - -
Staatsanwaltschaft - - . - -
Strafgericht - o - - -
Ambulanter Justizsozialdienst - - s - -
Rechtsantragstelle - = . - -
Familiengericht - = . - -

Verfahrensunabhangige Beweissicherung
(Netzwerk ProBeweis)

Psychosoziale Prozessbegleitung - = - - .

Migrationsbezogene Einrichtungen (Beratung,
Flichtlingsarbeit)

Kommunale Gleichstellungsbeauftragte = = = = S

Téaterarbeitseinrichtung - - = - -
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Zoom
Textfeld
Nur, wenn für die Einrichtungen, wo bei C 5 Schulnoten vergeben wurden


Jugendamter - o - - -
Jugendhilfeeinrichtungen - - = - -
Allgemeinbildende Schulen - - - - -
Berufsschulen - = 5 - -
Kindergérten - = . - -
Jobcenter / Sozialamter - - = - -
Gesundheitswesen allgemein - = - - -
Sozial- und Schuldnerberatung - - 5 - -

Suchtberatung - - = - -

C. Vernetzungsstrukturen lokal

7. Gibt es Einrichtungen, die aus lhrer Sicht besser in das kommunale Netzwerk / die Zusammenarbeit einbezogen werden bzw.
selbst aktiver sein sollten, um Gewaltbetroffene besser zu unterstiitzen und zu schiitzen? Wenn ja, welche?

D. Gefahrenabwehr und Krisenintervention

1. Welche Bedeutung haben Risikoeinschatzungen und Gefahrdungsanalysen, wenn Sie in lhrer Arbeit mit Betroffenen
héauslicher Gewalt / Partnergewalt zu tun haben?
Mehrfachantworten méglich

Risikoeinschatzungen und Gefahrdungsanalysen gehdéren nicht zu meinen Aufgaben. Falls es im Einzelfall einen Bedarf
gibt, hole ich Informationen bei anderen ein.

[]
[] Ich / wir fihre(n) selber systematische Gefahrdungsanalysen durch.
[1] Ich / wir aktualisiere(n) Gefahrdungsanalysen regelmaBig.

Ich / wir holen in solchen Fallen regelmaBig Risikoeinschatzungen und Gefahrdungsanalysen bei anderen damit
befassten Einrichtungen ein (z.B. bei der Polizei, Gewaltschutzeinrichtungen).

D. Gefahrenabwehr und Krisenintervention

2. Haben Sie Kenntnis von den MaBnahmen der polizeilichen Gefahrenabwehr und Krisenintervention und der lokalen
Umsetzung?

[1 Ja

[1] Nein

D. Gefahrenabwehr und Krisenintervention

Nur, wenn bei Frage D 2 "Ja" angekreuzt wurde

3. Bitte kreuzen Sie an, inwieweit aus lhrer Sicht folgende Aussagen zur lokalen polizeilichen Arbeit im Bereich hausliche
Gewalt / Partnergewalt zutreffen. Bitte geben Sie alternativ an, falls Sie zu einer Aussage keine Einschatzung haben.

Trifft nicht  Trifft eher Trifft eher  Trifft voll | Keine Ein-
zu nicht zu  Teils/Teis zu zu schatzung

Die Weitervermittlung durch die Polizei an das Unterstitzungssystem fir
gewaltbetroffene Frauen funktioniert in der Regel gut.
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Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage D 2 "Ja" angekreuzt wurde


Die Umsetzung polizeilicher SchutzmaBnahmen in Fallen hauslicher
Gewalt funktioniert in der Regel gut. (Risikoanalyse, Wegweisung,

Gefahrderansprache)

Polizeiliche Platzverweise sind wirksam zum Schutz vor weiterer
Gewalt.

Mit der Neufassung des “Stalkingparagraphen” in 2017
(Gefahrdungsdelikt) sind Betroffene besser vor Nachstellungen - - - - - -
geschitzt.

*) Durch die Neufassung des § 238 StGB zu Nachstellungen (,Stalkingparagraph“) wurde Stalking als sogenanntes
Gefahrdungsdelikt definiert, so dass geringere Hiirden fir eine strafrechtliche Verfolgung bestehen.

. . . Nur, wenn bei Frage D 2 "Ja" und D 1 "Ich / wir fihre(n) selber systematische
D. Gefahrenabwehr und Krisenintervention Gefahrdungsanalysen durch” oder "Ich / wir aktualisiere(n) Gefahrdungsanalysen
regelmagig" angekreuzt wurde

4. Wie zufrieden sind Sie mit den Schutz- und UnterstiitzungsmaBnahmen fiir Gewaltbetroffene in sogenannten
Hochrisikorisikoféllen?

Sehr un- Eher un- Keine Ein-
zufrieden zufrieden Teils / Teils Eher zufrieden Sehr zufrieden schatzung

D. Gefahrenabwehr und Krisenintervention

5. Sie haben angegeben, dass Sie sehr oder eher unzufrieden mit den Schutz- und UnterstiitzungsmaBnahmen fiir
Gewaltbetroffene in sogenannten Hochrisikorisikoféllen sind: Was sind Griinde und Faktoren fiir diese Einschéatzung?

e R E ORI L Nur, wenn bei Frage D 4 "Sehr unzufrieden" oder "Eher

unzufrieden" angekreuzt wurde

[1] Datenschutzregelungen

[1] Mangelnde Kooperationsbereitschaft relevanter Einrichtungen / Fachkréafte

[] Ineffiziente Kommunikation

[] Unsicherheit Gber Befugnisse und Pflichten der fallbeteiligten Einrichtungen / Fachkréafte
[] Zu geringe Zeitressourcen

[] Unsicherheit Gber die Gefahrdungseinschatzung

[1] Mangelnde Effektivitat / Erfolglosigkeit

[] Sonstiges:

D. Gefahrenabwehr und Krisenintervention

6. Gibt es in lhrer Kommune (Landkreis, kreisfreie Stadt) spezielle Verfahren / Kooperationen zum Umgang mit

Hochrisikoféllen, an deren Umsetzung Sie beteiligt sind?

{Nur, wenn bei Frage D 2 "Ja" angekreuzt wurde

[1 Ja

[] Nein
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Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage D 2 "Ja" und D 1 "Ich / wir führe(n) selber systematische Gefährdungsanalysen durch" oder "Ich / wir aktualisiere(n) Gefährdungsanalysen regelmäßig" angekreuzt wurde

Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage D 4 "Sehr unzufrieden" oder "Eher unzufrieden" angekreuzt wurde

Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage D 2 "Ja" angekreuzt wurde


D. Gefahrenabwehr und Krisenintervention

Nur, wenn bei Frage D 6 "Ja" angekreuzt wurde

6a. Worin bestehen diese speziellen Verfahren / Kooperationen zum Umgang mit Hochrisikoféllen?

D. Gefahrenabwehr und Krisenintervention

Nur, wenn bei Frage A 1 "Polizei" und bei D 2 "Ja"
angekreuzt wurde

7. Bitte geben Sie an bzw. schitzen Sie, in wie vielen Fallen in Inrem Zustindigkeitsbereich eine Uberpriifung der Einhaltung

eines Platzverweises, einer Wegweisung erfolgt?

In ca. % der entsprechenden MaBnahmen

D. Gefahrenabwehr und Krisenintervention

Nur, wenn bei Frage A 1 "Polizei" und bei D 2 "Ja"

8. Was sind Griinde dafiir, wenn eine Kontrolle des Platzverweises nicht erfolgt? angekreuzt wurde

[1] Zu wenig Zeit.

[1] Wenn Opfer den Gefahrder wieder reinlassen, niitzt auch die Kontrolle durch die Polizei nicht.

[1] Die Regelungen und Befugnisse dazu sind unklar.

[] Sonstiges:

D. Gefahrenabwehr und Krisenintervention

Nur, wenn bei Frage A 1 "Polizei" und bei D 2 "Ja"
angekreuzt wurde

9. Die Umsetzung und Durchsetzung eines polizeilichen Platzverweises im Bereich hausliche Gewalt / Partnergewalt kann
durch verschiedene Faktoren erschwert werden. Bitte kreuzen Sie auch an, wie héaufig diese Aspekte vorkommen.

Nie Vereinzelt

Versorgungsabhangigkeit von Opfer oder Tater
(z.B. Pflege)

Ambivalentes Verhalten Gewaltbetroffener - -

Mangelnde Unterkunftsmdglichkeiten fir den
Gefahrder

Sonstiges, namlich:

D. Gefahrenabwehr und Krisenintervention

Selten Oft Immer

10. Bitte kreuzen Sie nun an, wie sehr folgende Aussagen zu hinderlichen Faktoren fiir die Umsetzung und Durchsetzung eines

polizeilichen Platzverweises im Einzelfall zutreffen.

Nur, wenn bei Frage A 1 "Polizei" und bei D 2 "Ja"

Die Umsetzung eines Platzverweises wird in folgenden Fillen erschwert: angekreuzt wurde

Trifft eher nicht

Trifft nicht zu zu

Versorgungsabhangigkeit von Opfer oder Tater
(z.B. Pflege)

Ambivalentes Verhalten Gewaltbetroffener - =

Mangelnde Unterkunftsméglichkeiten fir den
Gefahrder

Evtl. Sonstiges, namlich:

Teils/Teis Trifft eher zu Trifft voll zu
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Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage D 6 "Ja" angekreuzt wurde

Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage A 1 "Polizei" und bei D 2 "Ja" angekreuzt wurde

Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage A 1 "Polizei" und bei D 2 "Ja" angekreuzt wurde

Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage A 1 "Polizei" und bei D 2 "Ja" angekreuzt wurde

Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage A 1 "Polizei" und bei D 2 "Ja" angekreuzt wurde


Nur, wenn bei Frage A 1 "Polizei" oder "BISS" oder
D. Gefahrenabwehr und Krisenintervention "Gemeinsame Einrichtung BISS und Gewaltberatungsstelle”
und bei D 2 "Ja" angekreuzt wurde

11. Mit der Einfiihrung des Niederséchsischen Polizei- und Ordnungsgesetzes (NPOG) zum 24.5.2019 wurden auch
Anderungen fiir den Umgang mit Fallen hduslicher Gewalt eingefiihrt. Bitte kreuzen Sie an, wie sehr lhres Erachtens die
folgenden Aussagen zu Auswirkungen der gesetzlichen Anderungen zutreffen.

Trifft nicht  Trifft eher Trifft eher  Trifft voll | Keine Ein-
zu nicht zu  Teils/Teis zu zu schatzung

Aktuell gibt es eine starke Verunsicherung, wie mit den neuen
gesetzlichen Regelungen umzugehen ist.

Durch Verlangerung eines Platzverweises im Falle einer Antragstellung
nach Gewaltschutzgesetz verbessert sich die Sicherheitslage von - - - - - -
Opfern hauslicher Gewalt.

Die neu eingeflihrte Strafbarkeit des VerstoBes gegen einen
Platzverweis wirkt sich positiv auf die Einhaltung von Platzverweisen = = = = = =
aus.

Nach Polizeieinsatzen werden regelméaBig Einsatzprotokolle an eine
lokale Taterarbeitseinrichtung Ubermittelt.”

Die Anzahl der Uibermittelten Falle (Einsatzprotokolle) an die BISSen ist
zuriickgegangen.

Weil taterbezogene Daten nicht mehr an BISSen weitergeleitet werden,
fehlen diesen wichtige Informationen zur Fallbearbeitung.

*) Falls eine solche nicht vorhanden ist, kreuzen Sie bitte , trifft nicht zu“ an.

Nur, wenn bei Frage A 1 "Polizei" oder "Frauenhaus" oder "Madchenhaus" oder "BISS"
oder "Gewaltberatungsstelle/Frauennotruf' oder "Gemeinsame Einrichtung BISS und
Gewaltberatungsstelle” und bei D 2 "Ja" angekreuzt wurde

D. Gefahrenabwehr und Krisenintervention

12. Welche Erfahrungen haben Sie mit den lokalen Behdrden, wenn Frauen mit einer Wohnsitzauflage aus Sicherheitsgriinden
(z.B. Umzug in ein Frauenhaus) ihren Wohnsitz verlagern miissen? Inwiefern stimmen Sie folgenden Aussagen zu?

Trifft nicht  Trifft eher Trifft eher Trifft voll | Keine Ein-
Zu nicht zu  Teils/Teis zu 2u schatzung
In Féallen von Gewalt werden von den meisten Herkunftskommunen in
Niedersachsen zeitnah Ausnahmen von Aufenthaltsregelungen - - - - - -
ermoglicht.
Unsere Sozialbehdrden ermdglichen bei einem Umzug zeitnah die
Finanzierung des Lebensunterhalts der gewaltbetroffenen Frauen.
D. Gefahrenabwehr und Krisenintervention Nur, wenn bei Frage A 1 "Polizei" oder "Familiengericht" und bei D 2 "Ja"

angekreuzt wurde

13. Die Nennung von Begriindungen fiir einen richterlichen Beschluss in der Mitteilung in Zivilsachen (MiZi) an die Polizei
wiirde die polizeiliche Einschatzung der Gefahrenlage verbessern.

Keine Ein-
Trifft nicht zu Trifft eher nicht zu Teils/Teils Trifft eher zu Trifft voll zu schatzung
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Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage A 1 "Polizei" oder "BISS" oder "Gemeinsame Einrichtung BISS und Gewaltberatungsstelle" und bei D 2 "Ja" angekreuzt wurde

Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage A 1 "Polizei" oder "Frauenhaus" oder "Mädchenhaus" oder "BISS" oder "Gewaltberatungsstelle/Frauennotruf" oder "Gemeinsame Einrichtung BISS und Gewaltberatungsstelle" und bei D 2 "Ja" angekreuzt wurde

Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage A 1 "Polizei" oder "Familiengericht" und bei D 2 "Ja" angekreuzt wurde


E. Strafverfolgung und OpferschutzmaBnahmen

1. Haben Sie Kenntnis von der lokalen Umsetzung der Strafverfolgung und des Opferschutzes durch Polizei und Justiz in
Fallen von hauslicher Gewalt, Partnergewalt oder sexualisierter Gewalt?

[1 Ja
[] Nein

E. Strafverfolgung und OpferschutzmaBnahmen

2. In den vergangenen Jahren wurden Opferrechte und MaBn
mit dem 3. Opferrechtsreformgesetz vom 21.12.2015 und der

Nur, wenn bei Frage E 1 "Ja" angekreuzt wurde

ahmen des Opferschutzes im Strafverfahren ausgeweitet - zuletzt
Opferschutzrichtlinie der Europaischen Union vom 25.10.2012.

Wie zufrieden sind Sie mit der Umsetzung von Opferrechten und OpferschutzmaBnahmen in Strafverfahren vor Ort
(nachstgelegner Gerichtsstandort) in Fallen von hauslicher Gewalt, Parthergewalt oder sexualisierter Gewalt?

Informationsrechte bzw. Informationspflichten
Umsetzung Informationsrechte bzw. Informationspflichten
Respektvoller / sensibler Umgang bei polizeilichen Ermittlunge

Respektvoller / sensibler Umgang mit Opferzeug*innen bei der
Staatsanwaltschaft

Respektvoller / sensibler Umgang mit Opferzeug*innen bei der
Richterschaft

Ber(licksichtigung besonderer Schutzbedrftigkeit bei allen
JustizmaBnahmen

Sehr un- = Eher un- Teils / Eher Sehr Keine Ein-
zufrieden  zufrieden Teis zufrieden  zufrieden | schatzung

n o = o o = =

Einsatz von Videovernehmung, um Zusammentreffen von Opfer /

Tatverdachtigen zu vermeiden

Beteiligungsrechte und Zugangsmaéglichkeiten zum Strafverfahren (u.a.

Prozesskostenhilfe)
Zugang zu Leistungen nach dem Opferentschadigungsgesetz

Schutz von Kindern als Zeug*innen vor Gericht

E. Strafverfolgung und OpferschutzmaBnahmen

Nur, wenn bei Frage A 1 "Polizei" oder "Ambulanter Justizsozialdienst" angekreuzt
wurde

3. Opferberichterstellung durch den Ambulanten Justizsozialdienst: Wie haufig wird bei lhnen vor Ort der Ambulante
Justizsozialdienst mit der Erstellung eines Opferberichts beauftragt, wenn es sich um Félle von hauslicher Gewalt /

Partnergewalt handelt?

Nie Vereinzelt

Selten Oft Immer

E. Strafverfolgung und OpferschutzmaBnahmen

Nur, wenn bei Frage A 1 "Polizei" oder "Ambulanter Justizsozialdienst" angekreuzt
wurde

4. Inwieweit stimmen Sie folgender Aussage zur Erstellung eines Opferberichts zu?

Die Erstellung eines Opferberichts ist hilfreich im Sinne des
Opferschutzes

Trifft nicht  Trifft eher Trifft eher Trifft voll | Keine Ein-
Zu nicht zu  Teils/Teis zu 2u schatzung
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Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage E 1 "Ja" angekreuzt wurde

Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage A 1 "Polizei" oder "Ambulanter Justizsozialdienst" angekreuzt wurde

Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage A 1 "Polizei" oder "Ambulanter Justizsozialdienst" angekreuzt wurde


E. Strafverfolgung und OpferschutzmaBnahmen

5. Ist Ihnen das Unterstiitzungsangebot der Psychosozialen Prozessbegleitung fiir Opfer von Straftaten bekannt?

[1] Ja, ich kenne das Angebot vor Ort (ndchstgelegener Gerichtsstandort).
[1] Ja, ich/ wir biete/n dies selber an.
[] Ja, aber ich weiB nicht, ob es so etwas auch bei uns gibt.

[] Nein

E. Strafverfolgung und OpferschutzmaBnahmen |Nur, wenn bei Frage E 5 "Ja, ich kenne das Angebot" oder "Ja, ich/wir biete/n dies
selber an" angekreuzt wurde

6. Wie sehr treffen lhres Erachtens folgende Aussagen zum lokalen Angebot der psychosozialen Prozessbegleitung zu?

Trifft nicht  Trifft eher Trifft eher Trifft voll | Keine Ein-
zu nicht zu  Teils/Teis zu zu schatzung

Die Kapazitaten psychosozialer Prozessbegleitung sind fir
Gewaltbetroffene in unserer Kommune (Stadt / Landkreis) - - - - - -
bedarfsdeckend.

Das Angebot ist bei relevanten Fachkraften / Einrichtungen bekannt. - - - - - -
Fir die Zielgruppe ist der Zugang zu dem Angebot niedrigschwellig. - - - - - -
Die Unterstiitzung im Einzelfall ist hilfreich und bedarfsgerecht. - - - - - -

Im Sinne des Opferschutzes waren in Fallen hauslicher Gewalt mehr
Beiordnungen wiinschenswert.

Psychosoziale Prozessbegleitung sollte auch fiir zivilrechtliche
Verfahren verfiigbar sein.

Nur, wenn bei Frage A 1 "Polizei" oder "Staatsanwaltschaft" oder "Frauenhaus" oder
"Méadchenhaus" oder "BISS" oder "Gewaltberatungsstelle/Frauennotruf" oder

E. Strafverfolgung und OpferschutzmaBnahmen |-Gcmeinsame Einrichtung BISS und Gewaltberatungsstelle” oder "Opferhilfe” und bei D
2 "Ja" angekreuzt wurde

7. Bitte geben Sie an, was lhrer Einschatzung nach die zwei wichtigsten Griinde dafiir sind, dass psychosoziale
Prozessbegleitung mehrheitlich ohne gerichtliche Beiordnung zur Anwendung kommt. Alternativ geben Sie bitte an, wenn das
auf lhren Standort nicht zutrifft oder Sie keine Einschéatzung dazu haben.

[] Da habe ich keine Einschatzung zu.

[] In der Mehrheit der / mir uns bekannten Falle mit psychosozialer Prozessbegleitung wird diese auch beigeordnet.
[1] Es wird beantragt, aber meist abgelehnt.

[] Es wird nicht beantragt, weil die Geschadigten nicht von den in § 406g StPO genannten Delikten betroffen sind.
[1] Es wird nicht beantragt, weil Unsicherheit Gber die Méglichkeiten des Gerichts zur Beiordnung bestehen.

[1] Es wird nicht beantragt, weil das Verfahren kompliziert ist.

[] Es wird nicht beantragt, weil die Erfolgsaussichten gering sind.

E. Strafverfolgung und OpferschutzmaBnahmen

8. Ist Ihnen die Méglichkeit der verfahrensunabhéangigen Beweissicherung bekannt, die Kliniken im Netzwerk ,,ProBeweis*
Betroffenen von sexueller / hduslicher Gewalt unabhéngig von einer Anzeige bei der Polizei anbieten?

[1 Ja

[1] Nein
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Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage E 5 "Ja, ich kenne das Angebot" oder "Ja, ich/wir biete/n dies selber an" angekreuzt wurde

Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage A 1 "Polizei" oder "Staatsanwaltschaft" oder "Frauenhaus" oder "Mädchenhaus" oder "BISS" oder "Gewaltberatungsstelle/Frauennotruf" oder "Gemeinsame Einrichtung BISS und Gewaltberatungsstelle" oder "Opferhilfe" und bei D 2 "Ja" angekreuzt wurde


E. Strafverfolgung und OpferschutzmaBnahmen

Nur, wenn bei Frage E 8 "Ja" angekreuzt wurde

9. Wie sehr stimmen Sie folgenden Aussagen zum Angebot der verfahrensunabhéangigen Beweissicherung zu?

Trifft nicht  Trifft eher Trifft eher Trifft voll | Keine Ein-
Zu nicht zu  Teils/Teis zu 2u schatzung

Das Angebot fiir Gewaltbetroffene aus unserer Kommune (kreisfreie
Stadt, Landkreis) ist bedarfsdeckend.

Das Angebot ist bei relevanten Fachkraften / Einrichtungen bekannt. - - - - - -

Der Zugang zu dem Angebot ist niedrigschwellig. - = = - - -

E. Strafverfolgung und OpferschutzmaBnahmen

10. Haben Sie Kenntnis liber die Anwendung des Tater-Opfer-Ausgleichs (TOA) in Fallen hauslicher Gewalt / Partnergewalt bei
lhnen vor Ort (nachstgelegener Gerichtsstandort)?

[] Ja, das kommt bei uns auch in Fallen hauslicher Gewalt vor.
[] Ja, aber das wird in Fallen hauslicher Gewalt so gut wie nie angewandt.

[] Nein, darlber weiB ich nichts.

E. Strafverfolgung und OpferschutzmaBnahmen |Nur, wenn bei Frage E 10 "Ja, das kommt bei uns auch in Fallen hauslicher Gewalt
vor" angekreuzt wurde

11. Wie schitzen Sie die Umsetzung und Effekte des Téater-Opfer-Ausgleichs (TOA) in Féllen hauslicher Gewalt / Partnergewalt
fiir lhren Wirkungsbereich ein? Bitte kreuzen Sie an, wie sehr Sie folgenden Aussagen zur Umsetzung des TOA zustimmen
bzw. geben Sie alternativ an, wenn Sie dazu keine Einschatzung haben.

Trifft nicht  Trifft eher Trifft eher Trifft voll | Keine Ein-
zu nicht zu  Teils/Teis zu zu schatzung

Viele Geschadigte haben ein eigenes Interesse an einem TOA statt
weiterer Strafverfolgung.

Bei der Umsetzung werden die Interessen der Geschadigten gut
bertcksichtigt.

Der TOA verhindert eine weitere Gewalteskalation. - = = - - -

Geschédigte, die an einem TOA teilnehmen, wurden vorher umfassend
Uber das Verfahren und die Freiwilligkeit informiert.

E. Strafverfolgung und OpferschutzmaBnahmen

12. Haben Sie Kenntnis liber den Einsatz / die Inanspruchnahme von Téterarbeit in Ihrer Kommune (Landkreis, kreisfreie
Stadt)?

[] Nein, darlber weiB ich nichts / kaum etwas.
[] Nein, denn das gibt es in unserem Wirkungsbereich nicht.

[1 Ja
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Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage E 8 "Ja" angekreuzt wurde

Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage E 10 "Ja, das kommt bei uns auch in Fällen häuslicher Gewalt vor" angekreuzt wurde


E. Strafverfolgung und OpferschutzmaBnahmen

|Nur, wenn bei Frage E 12 "Ja" angekreuzt wurde

13. Bitte kreuzen Sie an, wie sehr die folgenden Aussagen zu Taterarbeit lhres Erachtens zutreffen oder nicht zutreffen oder
alternativ, wenn Sie zu einer Aussage keine Einschétzung haben.

Trifft nicht * Trifft eher Trifft eher Trifft voll || Keine Ein-
Zu nicht zu  Teils/Teis zu 2u schatzung

Die Kapazitaten der Taterarbeit sind fir unsere Kommune (kreisfreie
Stadt, Landkreis) bedarfsdeckend.

Das Angebot ist bei relevanten Fachkraften und Einrichtungen bekannt. - - - - - -
Taterarbeit verhindert weitere Gewaltfalle bzw. Eskalationen. = = = = = =

Taterarbeit nitzt nur etwas, wenn sie freiwillig in Anspruch genommen
wird.

Die Inanspruchnahme von Taterarbeit ist oftmals eine Gerichtsauflage. - - - - - -

Das Angebot bzw. die Vermittlung und Nutzung sind nicht genug
etabliert.

E. Strafverfolgung und OpferschutzmaBnahmen |Nur, wenn bei Frage A 1 "Polizei" oder "Staatsanwaltschaft" oder "Strafgericht"
angekreuzt wurde

14. Wie hat sich die Strafverfolgung von Faéllen hauslicher Gewalt/Partnergewalt in Ihrem Wirkungsbereich entwickelt? In
welchen Bereichen sehen Sie gegebenenfalls quantitative Veranderungen innerhalb des Zeitraums 2012-2019 (seit Bestehen
des LAP II)?

Deutlich weniger = Etwas weniger Gleich Etwas mehr Deutlich mehr

Zeitaufwand pro Fall - = - - -

Anzahl Falle im Bereich hausliche Gewalt/
Partnergewalt

Davon: Anteil Einstellungen ohne Auflage - - - . -
Davon: Anteil Einstellungen mit Auflagen - - - - -
Davon: Anteil Falle mit Tater-Opfer-Ausgleich - - - - -
Davon: Anteil Verurteilungen - - s . -
Anzahl Falle Digitaler Gewalt - - s - -

Anzahl Félle Versto3 gegen GewSchG - - - - -

E. Strafverfolgung und OpferschutzmaBnahmen [Nur, wenn bei Frage A 1 "Polizei" oder "Staatsanwaltschaft" oder "Strafgericht"
angekreuzt wurde

15. Zum 10.11.2016 trat der reformierte und erweiterte § 177 des Strafgesetzbuches in Kraft (sexueller Ubergriff, sexuelle
Noétigung, Vergewaltigung). Wie hat sich seither die Strafverfolgung in diesem Deliktsfeld entwickelt?

Deutlich weniger ~ Etwas weniger Gleich Etwas mehr Deutlich mehr

Anzahl angezeigter Falle - - = - -
Anteil Verurteilungen - = . - -

Anteil Einstellungen - = . - -

15 von 37


Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage E 12 "Ja" angekreuzt wurde

Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage A 1 "Polizei" oder "Staatsanwaltschaft" oder "Strafgericht" angekreuzt wurde

Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage A 1 "Polizei" oder "Staatsanwaltschaft" oder "Strafgericht" angekreuzt wurde


F. Zivilrechtlicher Gewaltschutz

1. Das 2002 in Kraft getretene Gewaltschutzgesetz erméglicht u.a. Gewaltbetroffenen hauslicher Gewalt beim Amtsgericht
(Familiengericht) einen Antrag auf eine einstweilige Schutzanordnung zu stellen. Dies kann gerichtliche MaBnahmen zum
Schutz vor Gewalt und Nachstellungen nach § 1 GewSchG (Kontakt- und Naherungsverbot) oder nach § 2 GewSchG auch die
Uberlassung der gemeinsam genutzten Wohnung beinhalten.

Haben Sie Kenntnisse bzw. Einschatzungen von der Umsetzung des Gewaltschutzgesetzes vor Ort (hachstgelegener
Gerichtsstandort)?

[1 Ja

[] Nein

F. Zivilrechtlicher Gewaltschutz

Nur, wenn bei Frage F 1 "Ja" angekreuzt wurde

2. Bitte kreuzen Sie an, wie sehr die folgenden Aussagen zum zivilrechtlichen Gewaltschutz bei Ihnen vor Ort (nachstgelegener
Gerichtsstandort) Ihres Erachtens zutreffen oder alternativ, wenn Sie zu einer Aussage keine Einschétzung haben.

Trifft nicht  Trifft eher Trifft eher Trifft voll | Keine Ein-
Zu nicht zu  Teils/Teis zu 2u schatzung

Die Antragstellung bei Gericht ist fir die Gewaltbetroffenen weitgehend
unkompliziert.

Es gibt ausreichende Begleit- und Unterstlitzungsmdglichkeiten fur
potentielle Antragstellende.

Die fehlenden Méglichkeiten einer kostenlosen Ubersetzung schlieBt
viele Gewaltbetroffene aus.

Es besteht ein erhebliches Kostenrisiko. Das schreckt viele ab. = = = = = =
Verfahrenskostenhilfe wird in angemessenen Umfang gewabhrt. = = = = = =
Zumeist werden von Seiten des Gerichts Vergleiche vorgeschlagen. - - - - - -

Bei Anhérungen werden diese fast ausschlie Blich gemeinsam
durchgefuhrt.

Antrage werden zumeist innerhalb einer Woche beschieden / bearbeitet. - - - - - -

Schutzanordnungen sind fiir viele ein wirksamer Schutz vor weiterer
Gewalt.

VerstdBe ziehen nach einer Anzeige bzw. einem Antrag Sanktionen
nach sich.

Vergleiche haben mind. die gleiche Schutzwirkung wie eine richterliche
Schutzanordnung.

F. Zivilrechtlicher Gewaltschutz

Nur, wenn bei Frage A 1 "Familiengericht" und F 1 "Ja" angekreuzt wurde

3. Wie viele Antréage nach Gewaltschutzgesetz haben Sie schatzungsweise in den letzen 6 Monaten mit welchem Ergebnis
erledigt?

Anzahl Antrage nach Gewaltschutzgesetz gesamt:

Anzahl Antrédge gegen (Ex)Partnerin:

Von den insgesamt Antrdgen nach Gewaltschutzgesetz gegen Ex-partner*in:
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Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage F 1 "Ja" angekreuzt wurde

Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage A 1 "Familiengericht" und F 1 "Ja" angekreuzt wurde


betreffen Antrége nur § 1 GewSchG.
betreffen Antrage nur § 2 GewSchG.

betreffen Antrage § 1 und 2 GewSchG.

wurden Antrage von Méannern gestellt.

wurden Antrage abgelehnt.

wurden Antragen im Wege der einstweiligen Anordnung ohne miindliche Verhandlung stattgegeben.
gab esin Féllen einen Antrag auf mindliche Verhandlung.

wurde in Fallen von vornherein eine mindliche Verhandlung angesetzt.

istesin Fallen aufgrund einer miindlichen Verhandlung zu einem Vergleich gekommen.

Von den Féllen, in denen ein Antrag nach Gewaltschutzgesetz in einen Vergleich miindete,

waren Vergleiche durch eine gerichtliche Bestatigung sanktionsbewehrt nach § 4 GewSchG.
gab esin Fallen ein gemeinsames Anhdrungsverfahren.
gab esin Fallen getrennte Anhérungen.
F. Zivilrechtlicher Gewaltschutz Nur, wenn bei Frage A 1 "Familiengericht" und F 1 "Ja" angekreuzt wurde und der Anteil von

Vergleichen tber 50% von X liegen (F 3)

4. Was sind in lIhrer Erledigungspraxis die wichtigsten beiden Griinde dafiir, dass mehrheitlich Vergleiche getroffen wurden?

[] Nicht ausreichende Fallinformationen.

[] Uneindeutige Sachlage (z.B. gegenseitige Gewalt).

[1] Zukunftige Umgangskontakte wegen gemeinsamer Kinder.
[1] Vermeiden von Widersprichen des Antragsgegners.

[1] Vermittlungsorientierung.

[1] Vermeiden des Kostenrisikos.

[] Vermeiden von Eskalation.

[] Sonstiges:

F. Zivilrechtlicher Gewaltschutz

Nur, wenn bei Frage A 1 "Familiengericht" und F 1 "Ja" angekreuzt wurde

5. Wie viele Tage betrug der durchschnittliche Erledigungszeitraum in Gewaltschutzsachen innerhalb des letzen halben Jahres
(Schatzung)?

F. Zivilrechtlicher Gewaltschutz

Nur, wenn bei Frage A 1 "Familiengericht" und F 1 "Ja" angekreuzt wurde

6. Mit der Neufassung der strafrechtlichen Norm zu Nachstellungen (,,Stalkingpragraph“) wurden auch die Strafvorschriften
des § 4 GewSchG geandert, so dass nun auch der VerstoB gegen einen Vergleich — wenn dieser gerichtlich bestatigt wurde —
strafbar ist. Bitte kreuzen Sie an, welchen Aussagen Sie zustimmen.

Mehrfachantworten méglich
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Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage A 1 "Familiengericht" und F 1 "Ja" angekreuzt wurde und der Anteil von Vergleichen über 50% von X liegen (F 3)

Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage A 1 "Familiengericht" und F 1 "Ja" angekreuzt wurde

Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage A 1 "Familiengericht" und F 1 "Ja" angekreuzt wurde


[1] Das ist mir nicht prasent.

[] Die Veranderung hat dazu gefiihrt, dass mehr Vergleiche getroffen werden.

[1] Anwendungsvoraussetzungen (gerichtliche Bestatigung) und Umsetzung sind mir unklar.
[1] In meiner Praxis gab es das bislang kaum / keine Falle, wo das relevant war.

[1] In meiner Praxis gab es schon haufiger Félle, wo das zu Anwendung kam.

F. Zivilrechtlicher Gewaltschutz

Nur, wenn bei Frage A 1 "Familiengericht" und F 1 "Ja" angekreuzt wurde

7. Sehen Sie Anderungsbedarf bei der Umsetzung des Gewaltschutzgesetzes? Wenn ja, welchen?

G. Kinder als Mitbetroffene und Zeug*innen hauslicher Gewalt

1. Haben Sie Erfahrungen mit Fallen / Kenntnis von Fallen, in denen Kinder Mitbetroffene und Zeug*innen hauslicher Gewalt
sind?

[1 Ja

[1] Nein

G. Kinder als Mitbetroffene und Zeug*innen hauslicher Gewalt

2. Wie gehen die relevanten Fachkrafte und Institutionen vor Ort (Landkreis, kreisfreie Stadt) mit Féllen um, in denen Kinder
Mitbetroffene oder Zeug*innen hauslicher Gewalt sind? Bitte kreuzen Sie an, wie sehr Sie folgenden Aussagen zustimmen,
bitte geben Sie alternativ an, wenn Sie zu einem Aspekt keine Einschatzung haben.

Wenn Kinder Mitbetroffene von hauslicher Gewalt sind, Nur, wenn bei Frage G 1 "Ja" angekreuzt wurde
Trifft nicht  Trifft eher Trifft eher  Trifft voll | Keine Ein-
Zu nicht zu  Teils/Teis zu 2u schatzung

...wird dies vom Jugendamt angemessen beriicksichtigt. - - - = o -
...informiert die Polizei nach Einsétzen das Jugendamt. - - - - o -

...wird dies in gerichtlichen Umgangsverfahren als
kindeswohlgefahrdend eingeschéatzt.

...besteht ein unauflésbarer Konflikt zwischen Vaterrechten,
Kinderrechten und Rechten der gewaltbetroffenen Mutter.

...wird bei Umgangsregelungen dem Gewaltschutz angemessen
Rechnung getragen (z.B. begleiteter Umgang erméglicht).

...funktioniert die fallbezogene Kooperation zwischen den relevanten
Akteur*innen insgesamt gut.

...gibt es bedarfsangemessene Unterstiitzungsméglichkeiten fur die
Kinder.

...werden Vater durch gerichtliche Umgangsverfahren in Verantwortung
genommen.

...sollten Vater durch gerichtliche Umgangsverfahren zur Teilnahme an
Taterarbeitsangeboten 0.a. verpflichtet werden.
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Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage A 1 "Familiengericht" und F 1 "Ja" angekreuzt wurde

Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage G 1 "Ja" angekreuzt wurde


G. Kinder als Mitbetroffene und Zeug*innen hauslicher Gewalt

INur, wenn bei Frage G 1 "Ja" angekreuzt wurde

3. Ist bei Ihnen vor Ort (Landkreis, kreisfreie Stadt) das Modellprojekt des Landes Niedersachsen zum Thema ,,Kinder als
Zeugen héuslicher Gewalt“ umgesetzt worden (Zeitraum 2014 — 2017)?

[1 Ja
[] Nein
[] Das weiB ich nicht.

G. Kinder als Mitbetroffene und Zeug*innen hauslicher Gewalt

4. Wie bewerten Sie Umsetzung und Effekte dieses Modellprojekts?

Mehrfachantworten méglich INur, wenn bei Frage G 3 "Ja" angekreuzt wurde

[] Wesentliche Einrichtungen konnten gewonnen werden.

[] Wesentliche Einrichtungen konnten nicht gewonnen werden.
[] Das Projekt hat nachhaltige Impulse gesetzt.

[1] Das Projekt hat keine nachhaltigen Impulse gesetzt.

[1] Die im Projekt etablierten Verfahren bestehen weiterhin.

[] Sonstiges:

G. Kinder als Mitbetroffene und Zeug*innen hauslicher Gewalt

Nur, wenn bei Frage G 1 "Ja" angekreuzt wurde

5. Bestehen bei Ihnen vor Ort (Landkreis, kreisfreie Stadt) spezifische Verfahren und Kooperationsabsprachen beim
Jugendamt, gegebenenfalls auch beim Familiengericht und weiteren Fallbeteiligten, um hausliche Gewalt bei Umgangs- und
Sorgerechtsregelungen systematisch zu beriicksichtigen?

[] Das weiB ich nicht.

[1] Ja, die werden aber nicht umgesetzt.

[1] Ja, die werden auch umgesetzt.

[1] Nein, die gesetzlichen Regelungen reichen aus.

[1] Nein, das ware aber wichtig.

H. Schutz und Unterstiitzung Gewaltbetroffener

1. Wie zufrieden sind Sie alles in allem mit Ihrer Fallbearbeitung (ggf. der lhres Teams), wenn Sie mit Betroffenen von
héauslicher Gewalt, Partnergewalt bzw. sexualisierter Gewalt zu tun haben?

Das kam noch nicht
Sehr unzufrieden Eher unzufrieden Teils / Teils Eher zufrieden Sehr zufrieden vor
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Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage G 1 "Ja" angekreuzt wurde

Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage G 3 "Ja" angekreuzt wurde

Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage G 1 "Ja" angekreuzt wurde


H. Schutz und Unterstitzung Gewaltbetroffener Nur, wenn bei Frage H 1 "Sehr unzufrieden" oder "Eher unzufrieden”

angekreuzt wurde

2. Sie haben angegeben, dass Sie mit Ihrer Fallbearbeitung unzufrieden sind. Was sind Griinde dafiir?
Mehrfachantworten méglich

[] Ich / wir habe(n) keine ausreichenden finanziellen / personellen Ressourcen.

[] Mir / uns fehlen fachliche Kompetenzen.

[] Ich / wir haben zu wenig Zeit fur die Falle.

[] Die Zusammenarbeit mit Kolleg*innen funktioniert nicht.

[1] Die Zusammenarbeit mit anderen Einrichtungen funktioniert nicht.

[1] Ich kann nichts / wenig bewirken.

[1] Das Angebot / die Unterstitzungsmdglichkeiten werden nicht gut angenommen.

[] Sonstiges:

H. Schutz und Unterstiitzung Gewaltbetroffener

3. Ist Ihnen bekannt, ob es bei lhnen in der Kommune (Landkreis bzw. kreisfreie Stadt) eine Schutzunterkunft fiir Frauen und
ihre Kinder gibt? (Frauen und Kinderschutzhaus)

[] Ja, es gibt bei uns ein Frauenhaus.
[] Nein, es gibt bei uns kein Frauenhaus.

[1] Ich weiB nicht, ob es bei uns ein Frauenhaus gibt.

H. Schutz und Unterstitzung Gewaltbetroffener Nur, wenn bei Frage H 3 "Ja, es gibt bei uns ein Frauenhaus"

angekreuzt wurde

4. Wie bedarfsgerecht ist das Angebot an Schutzunterkiinften fiir gewaltbetroffene Frauen und ihre Kinder aus Ihrer Kommune
(Landkreis / kreisfreie Stadt)? Bitte kreuzen Sie an, wie Sie die Bedarfsgerechtigkeit einschatzen oder geben Sie alternativ an,
wenn Sie dazu keine Einschatzung haben.

Nicht Eher nicht Eher
bedarfs- = bedarfs- bedarfs- = Bedarfs- || Keine Ein-
gerecht = gerecht Teis/Teis gerecht = gerecht | schatzung

Kapazitaten insgesamt - - = - - -
Erreichbarkeit / Kontaktaufnahme - - = - - -
Zeitnahe Aufnahme - = = - - -
Schutz und Sicherheit - = 5 - - -
Geleistete Unterstiitzung fur Frauen - - = - - -
Geleistete Unterstiitzung fur Kinder - - = - - -

Inklusivitat fir verschiedene Zielgruppen - = = - - -

H. Schutz und Unterstiitzung Gewaltbetroffener

5. Ist Ihnen bekannt, ob es bei Ihnen in der Kommune (Landkreis bzw. kreisfreie Stadt) eine spezialisierte Beratungsstelle gibt,
an die sich Betroffenene von hauslicher Gewalt / Partnergewalt oder von sexualisierter Gewalt wenden konnen oder an die sie
von der Polizei vermittelt werden?
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Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage H 1 "Sehr unzufrieden" oder "Eher unzufrieden" angekreuzt wurde

Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage H 3 "Ja, es gibt bei uns ein Frauenhaus" angekreuzt wurde


[1] Dartiber weif3 ich nichts.
[] Ja, es gibt bei uns eine BISS (Beratungs- und Interventionsstelle bei Gewalt).
[1] Ja, es gibt bei uns eine Fachstelle zu (sexualisierter) Gewalt.

[1] Soweit ich informiert bin, gibt es bei uns vor Ort kein entsprechendes spezialisiertes Beratungsangebot.

H. Schutz und Unterstiitzung Gewaltbetroffener Nur, wenn bei Frage H 5 "Ja, es gibt bei uns eine BISS" angekreuzt

wurde

6. Wie bedarfsgerecht ist das Angebot an Beratung und Krisenintervention durch eine Beratungs- und Interventionsstelle
(BISS) fiir Betroffene hauslicher Gewalt / von Partnergewalt, die in lhrer Kommune wohnen (Landkreis bzw. kreisfreie Stadt)?
Bitte kreuzen Sie an, wie Sie die Bedarfsgerechtigkeit einschétzen oder geben Sie alternativ an, wenn Sie dazu keine
Einschatzung haben.

Nicht Eher nicht Eher
bedarfs- ~ bedarfs- bedarfs- = Bedarfs- || Keine Ein-
gerecht = gerecht Teis/Teis gerecht = gerecht | schatzung

Kapazitaten insgesamt - = . - - -
Erreichbarkeit / Kontaktaufnahme - - = = - -
Zeitnahe Beratungsmaglichkeit - - = - - -

Geleistete Unterstiitzung - - = - - -

H. Schutz und Unterstiitzung Gewaltbetroffener Nur, wenn bei Frage H 5 "Ja, es gibt bei uns eine Fachstelle zu (sexualisierter)
Gewalt" angekreuzt wurde

7. Wie bedarfsgerecht ist das Angebot an Beratung durch Fachstellen zu (sexualisierter) Gewalt fiir gewaltbetroffene Frauen,
die in lhrer Kommune wohnen (Landkreis bzw. kreisfreie Stadt)? Bitte kreuzen Sie an, wie Sie die Bedarfsgerechtigkeit
einschétzen oder geben Sie alternativ an, wenn Sie dazu keine Einschatzung haben.

Nicht Eher nicht Eher
bedarfs- = bedarfs- bedarfs- = Bedarfs- || Keine Ein-
gerecht = gerecht Teis/Teis gerecht = gerecht | schatzung

Kapazitaten insgesamt - = . - - -
Erreichbarkeit / Kontaktaufnahme - - = = - -
Zeitnahe Beratungsmaglichkeit - - = - - -

Geleistete Unterstiitzung - - = - - -

H. Schutz und Unterstiitzung Gewaltbetroffener

8. Wie hédufig kommt es bei Bedarf an Sprachmittlung vor, dass Sie gewaltbetroffene Frauen aufgrund mangeinder
Ubersetzungsméglichkeiten nicht angemessen beraten und unterstiitzen kénnen?

Gar nicht In Einzelfallen In wenigen Fallen In vielen Fallen Fast immer

H. Schutz und Unterstiitzung Gewaltbetroffener

9. Sie haben angegeben, dass es in vielen Fillen oder fast immer vorkommt, dass Sie gewaltbetroffene Frauen bei Bedarf an
Sprachmittlung nicht angemessen unterstiitzen konnen: Was sind die Griinde dafiir?

Mehrfachantworten méglich

Nur, wenn bei Frage H 8 "In vielen Fallen" oder "Fast immer"
angekreuzt wurde
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Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage H 5 "Ja, es gibt bei uns eine BISS" angekreuzt wurde

Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage H 5 "Ja, es gibt bei uns eine Fachstelle zu (sexualisierter) Gewalt" angekreuzt wurde

Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage H 8 "In vielen Fällen" oder "Fast immer" angekreuzt wurde


[1] Keine Finanzierungsméglichkeiten fiir Ubersetzungsleistungen.
[1] Keine geeigneten Ubersetzungspersonen.
[1] Ubersetzungspersonen im Bedarfsfall nicht flexibel verfiigbar.

[] Sonstiges:

H. Schutz und Unterstiitzung Gewaltbetroffener

10. Ist Ihnen das Angebot der niedersachsischen Traumaambulanzen, die traumatisierten Opfern von Gewaltverbrechen
schnelle Behandlungsméglichkeiten anbieten, bekannt?

[l Ja

[] Nein

H. Schutz und Unterstiitzung Gewaltbetroffener

Nur, wenn bei Frage H 10 "Ja" angekreuzt wurde

11. Wie sehr treffen folgende Aussagen zum Angebot der Traumaambulanzen zu?

Trifft nicht  Trifft eher Trifft eher  Trifft voll | Keine Ein-
zu nicht zu  Teils/Teis zu zu schatzung

Das Angebot ist flr Betroffene von hauslicher oder sexualisierter Gewalt
aus unserer Kommune (kreisfreie Stadt / Landkreis) bedarfsdeckend.

Das Angebot ist bei relevanten Einrichtungen und Fachkraften bekannt. - - - - - -

Der Zugang zu dem Angebot ist niedrigschwellig. - = = - - -

Nur, wenn bei Frage A 1 "Frauenhaus" oder "Madchenhaus" oder "BISS" oder
H. Schutz und Unterstiitzung Gewaltbetroffener  |"Gewaltberatungsstelle/Frauennotruf’ oder "Gemeinsame Einrichtung BISS und
Gewaltberatungsstelle" oder "Opferhilfe" angekreuzt wurde

12. Bitte geben Sie an, ob Sie die folgenden Unterstiitzungsleistungen anbieten bzw. die folgenden Tatigkeiten zu lhrem
Aufgabenspektrum gehoéren oder nicht.

Nein, wir wiirden

das geme Nein, das ist bei
machen, aber es uns nicht
Ja ist nicht moglich. ~ erforderich.(*)

Beratung, Krisenintervention . - -
Begleitung zu Amtern, Gericht - - _
Hilfen, Begleitung im Alltag - - -
Therapeutische Angebote s - -
Aufsuchende Beratung, Hausbesuche . - -
Gruppenangebote fiir Betroffene - - -
Unterstitzung fir Kinder / Jugendliche = - -
Kinderbetreuung . - -
Nachsorgende Angebote . - -
Einbezug relevanter Fallbeteiligter = - -
Onlineberatung - - -

Beteiligung an lokaler Netzwerkarbeit = - -
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Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage H 10 "Ja" angekreuzt wurde

Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage A 1 "Frauenhaus" oder "Mädchenhaus" oder "BISS" oder "Gewaltberatungsstelle/Frauennotruf" oder "Gemeinsame Einrichtung BISS und Gewaltberatungsstelle" oder "Opferhilfe" angekreuzt wurde


Offentlichkeitsarbeit zum Thema, Préavention = - -
Fortbildungen fiir andere Fachkrafte . - -
Beratung von gewaltbetroffenen Mannern = - -
Gesundheits-Angebote = - -

Paarberatung, Familienberatung = - -

*) Bitte nur Angaben zur eigenen Einrichtung machen. Aussagen zu evtl. fehlenden Unterstiitzungsangeboten in der Kommune
insgesamt sind in den folgenden Frageblocken méglich.

H. Schutz und Unterstiitzung Gewaltbetroffener

Nur, wenn bei Frage H 12 "Ja" bei den jeweiligen Tatigkeiten angekreuzt wurde

13. Wie zufrieden sind Sie aktuell mit der von Ihnen erbrachten Leistung / Tatigkeit im Bereich...

Sehr unzufrieden - Eher unzufrieden Teis / Teils Eher zufrieden Sehr zufrieden

Beratung, Krisenintervention - - - - -
Begleitung zu Amtern, Gericht . . - B, i
Hilfen, Begleitung im Alltag - - . - -
Therapeutische Angebote - - = - -
Aufsuchende Beratung, Hausbesuche - - s - -
Gruppenangebote fiir Betroffene - o - - _
Unterstutzung fur Kinder / Jugendliche - - = - -
Kinderbetreuung - - = - -
Nachsorgende Angebote - - s - -
Einbezug relevanter Fallbeteiligter - - . - -
Onlineberatung - - = - -
Beteiligung an lokaler Netzwerkarbeit - - - - -
Offentlichkeitsarbeit zum Thema, Prévention = = = = =
Fortbildungen fiir andere Fachkrafte - - . - -
Beratung von gewaltbetroffenen Mannern - - = - -
Gesundheits-Angebote - - = - -

Paarberatung, Familienberatung = - - B _

*) Wenn Sie grundsétzlich mit Ihrer Leistung zufrieden sind, aber nicht damit, dass sie die Nachfrage nicht zufriedenstellend
bedienen kénnen, kreuzen Sie ebenfalls ,eher oder sehr unzufrieden® an.
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Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage H 12 "Ja" bei den jeweiligen Tätigkeiten angekreuzt wurde


H. Schutz und Unterstiitzung Gewaltbetroffener

14.1 Sie haben angegeben, dass Sie mit den von lhnen erbrachten Leistungen / Tatigkeiten im Bereich

Nur, wenn bei Frage H 12 "Nein, wir wirden das gerne machen, aber es ist nicht

Beratung, Krisenintervention ) ) . .
= maoglich" oder bei H 13 "Sehr unzufrieden" oder "Eher unzufrieden" angekreuzt wurde

eher oder gar nicht zufrieden sind bzw. dass dies wiinschenswert, aber aktuell nicht méglich ist. Nennen Sie bitte die Griinde
dafiir.
Mehrfachantworten méglich

[] Fir diesen Bereich haben wir zu wenig personelle Kapazitaten.

[] Fir diesen Bereich haben wir zu wenig finanzielle Ressourcen.

[] Uns fehlen fur den Bereich fachliche Kompetenzen.

[] Wir haben nicht die passenden Raumlichkeiten, um das Angebot zu unserer Zufriedenheit zu realisieren.

Wir haben nicht die passende Ausstattung, die passenden Arbeitsmittel um das Angebot zu unserer Zufriedenheit zu
realisieren.

[1] Wir haben Schwierigkeiten, die passenden Kooperationseinrichtungen zu finden.
[] Das Angebot wird nicht angenommen.

[] Sonstiges:

H. Schutz und Unterstiitzung Gewaltbetroffener

14.2 Sie haben angegeben, dass Sie mit den von lhnen erbrachten Leistungen / Tatigkeiten im Bereich

Nur, wenn bei Frage H 12 "Nein, wir wirden das gerne machen, aber es ist nicht

Begleftung zu Amtern, Gericht mdglich" oder bei H 13 "Sehr unzufrieden" oder "Eher unzufrieden" angekreuzt wurde

eher oder gar nicht zufrieden sind bzw. dass dies wiinschenswert, aber aktuell nicht méglich ist. Nennen Sie bitte die Griinde
dafiir.
Mehrfachantworten méglich

[] Fir diesen Bereich haben wir zu wenig personelle Kapazitaten.

[] Fir diesen Bereich haben wir zu wenig finanzielle Ressourcen.

[1] Uns fehlen flr den Bereich fachliche Kompetenzen.

[1] Wir haben nicht die passenden Raumlichkeiten, um das Angebot zu unserer Zufriedenheit zu realisieren.

Wir haben nicht die passende Ausstattung, die passenden Arbeitsmittel um das Angebot zu unserer Zufriedenheit zu
realisieren.

[] Wir haben Schwierigkeiten, die passenden Kooperationseinrichtungen zu finden.
[] Das Angebot wird nicht angenommen.

[] Sonstiges:

H. Schutz und Unterstiitzung Gewaltbetroffener

14.3 Sie haben angegeben, dass Sie mit den von lhnen erbrachten Leistungen / Tatigkeiten im Bereich

Nur, wenn bei Frage H 12 "Nein, wir wiirden das gerne machen, aber es ist nicht

it (L DU maoglich" oder bei H 13 "Sehr unzufrieden" oder "Eher unzufrieden" angekreuzt wurde

eher oder gar nicht zufrieden sind bzw. dass dies wiinschenswert, aber aktuell nicht méglich ist. Nennen Sie bitte die Griinde
dafir.
Mehrfachantworten méglich
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Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage H 12 "Nein, wir würden das gerne machen, aber es ist nicht möglich" oder bei H 13 "Sehr unzufrieden" oder "Eher unzufrieden" angekreuzt wurde

Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage H 12 "Nein, wir würden das gerne machen, aber es ist nicht möglich" oder bei H 13 "Sehr unzufrieden" oder "Eher unzufrieden" angekreuzt wurde

Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage H 12 "Nein, wir würden das gerne machen, aber es ist nicht möglich" oder bei H 13 "Sehr unzufrieden" oder "Eher unzufrieden" angekreuzt wurde


Fur diesen Bereich haben wir zu wenig personelle Kapazitaten.

Fiir diesen Bereich haben wir zu wenig finanzielle Ressourcen.

Uns fehlen fur den Bereich fachliche Kompetenzen.

Wir haben nicht die passenden Raumlichkeiten, um das Angebot zu unserer Zufriedenheit zu realisieren.

Wir haben nicht die passende Ausstattung, die passenden Arbeitsmittel um das Angebot zu unserer Zufriedenheit zu
realisieren.

Wir haben Schwierigkeiten, die passenden Kooperationseinrichtungen zu finden.
Das Angebot wird nicht angenommen.

Sonstiges:

H. Schutz und Unterstiitzung Gewaltbetroffener

14.4 Sie haben angegeben, dass Sie mit den von lhnen erbrachten Leistungen / Tatigkeiten im Bereich

Therapeutische Angebote

Nur, wenn bei Frage H 12 "Nein, wir wiirden das gerne machen, aber es ist nicht
mdglich" oder bei H 13 "Sehr unzufrieden" oder "Eher unzufrieden" angekreuzt wurde

eher oder gar nicht zufrieden sind bzw. dass dies wiinschenswert, aber aktuell nicht méglich ist. Nennen Sie bitte die Griinde

dafir.

Mehrfachantworten méglich

Fur diesen Bereich haben wir zu wenig personelle Kapazitaten.

Fir diesen Bereich haben wir zu wenig finanzielle Ressourcen.

Uns fehlen fur den Bereich fachliche Kompetenzen.

Wir haben nicht die passenden Raumlichkeiten, um das Angebot zu unserer Zufriedenheit zu realisieren.

Wir haben nicht die passende Ausstattung, die passenden Arbeitsmittel um das Angebot zu unserer Zufriedenheit zu
realisieren.

Wir haben Schwierigkeiten, die passenden Kooperationseinrichtungen zu finden.
Das Angebot wird nicht angenommen.

Sonstiges:

H. Schutz und Unterstiitzung Gewaltbetroffener

14.5 Sie haben angegeben, dass Sie mit den von lhnen erbrachten Leistungen / Tatigkeiten im Bereich

Aufsuchende Beratung, Hausbesuche

Nur, wenn bei Frage H 12 "Nein, wir wirden das gerne machen, aber es ist nicht
maoglich" oder bei H 13 "Sehr unzufrieden" oder "Eher unzufrieden" angekreuzt wurde

eher oder gar nicht zufrieden sind bzw. dass dies wiinschenswert, aber aktuell nicht méglich ist. Nennen Sie bitte die Griinde

dafir.

Mehrfachantworten méglich
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Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage H 12 "Nein, wir würden das gerne machen, aber es ist nicht möglich" oder bei H 13 "Sehr unzufrieden" oder "Eher unzufrieden" angekreuzt wurde

Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage H 12 "Nein, wir würden das gerne machen, aber es ist nicht möglich" oder bei H 13 "Sehr unzufrieden" oder "Eher unzufrieden" angekreuzt wurde


Fur diesen Bereich haben wir zu wenig personelle Kapazitaten.

Fir diesen Bereich haben wir zu wenig finanzielle Ressourcen.

Uns fehlen fur den Bereich fachliche Kompetenzen.

Wir haben nicht die passenden Raumlichkeiten, um das Angebot zu unserer Zufriedenheit zu realisieren.

Wir haben nicht die passende Ausstattung, die passenden Arbeitsmittel um das Angebot zu unserer Zufriedenheit zu
realisieren.

Wir haben Schwierigkeiten, die passenden Kooperationseinrichtungen zu finden.
Das Angebot wird nicht angenommen.

Sonstiges:

H. Schutz und Unterstiitzung Gewaltbetroffener

14.6 Sie haben angegeben, dass Sie mit den von lhnen erbrachten Leistungen / Tatigkeiten im Bereich

Gruppenangebote fiir Betroffene

Nur, wenn bei Frage H 12 "Nein, wir wirden das gerne machen, aber es ist nicht
mdglich" oder bei H 13 "Sehr unzufrieden" oder "Eher unzufrieden" angekreuzt wurde

eher oder gar nicht zufrieden sind bzw. dass dies wiinschenswert, aber aktuell nicht méglich ist. Nennen Sie bitte die Griinde

dafir.

Mehrfachantworten méglich

Fur diesen Bereich haben wir zu wenig personelle Kapazitaten.

Fir diesen Bereich haben wir zu wenig finanzielle Ressourcen.

Uns fehlen fur den Bereich fachliche Kompetenzen.

Wir haben nicht die passenden Raumlichkeiten, um das Angebot zu unserer Zufriedenheit zu realisieren.

Wir haben nicht die passende Ausstattung, die passenden Arbeitsmittel um das Angebot zu unserer Zufriedenheit zu
realisieren.

Wir haben Schwierigkeiten, die passenden Kooperationseinrichtungen zu finden.
Das Angebot wird nicht angenommen.

Sonstiges:

H. Schutz und Unterstiitzung Gewaltbetroffener

14.7 Sie haben angegeben, dass Sie mit den von lhnen erbrachten Leistungen / Tatigkeiten im Bereich

Unterstiitzung fiir Kinder / Jugendliche

Nur, wenn bei Frage H 12 "Nein, wir wirden das gerne machen, aber es ist nicht
moglich" oder bei H 13 "Sehr unzufrieden" oder "Eher unzufrieden" angekreuzt wurde

eher oder gar nicht zufrieden sind bzw. dass dies wiinschenswert, aber aktuell nicht méglich ist. Nennen Sie bitte die Griinde

dafir.

Mehrfachantworten méglich
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Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage H 12 "Nein, wir würden das gerne machen, aber es ist nicht möglich" oder bei H 13 "Sehr unzufrieden" oder "Eher unzufrieden" angekreuzt wurde

Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage H 12 "Nein, wir würden das gerne machen, aber es ist nicht möglich" oder bei H 13 "Sehr unzufrieden" oder "Eher unzufrieden" angekreuzt wurde


Fur diesen Bereich haben wir zu wenig personelle Kapazitaten.

Fir diesen Bereich haben wir zu wenig finanzielle Ressourcen.

Uns fehlen fur den Bereich fachliche Kompetenzen.

Wir haben nicht die passenden Raumlichkeiten, um das Angebot zu unserer Zufriedenheit zu realisieren.

Wir haben nicht die passende Ausstattung, die passenden Arbeitsmittel um das Angebot zu unserer Zufriedenheit zu
realisieren.

Wir haben Schwierigkeiten, die passenden Kooperationseinrichtungen zu finden.
Das Angebot wird nicht angenommen.

Sonstiges:

H. Schutz und Unterstiitzung Gewaltbetroffener

14.8 Sie haben angegeben, dass Sie mit den von lhnen erbrachten Leistungen / Tatigkeiten im Bereich

Kinderbetreuung

Nur, wenn bei Frage H 12 "Nein, wir wirden das gerne machen, aber es ist nicht
mdglich" oder bei H 13 "Sehr unzufrieden" oder "Eher unzufrieden" angekreuzt wurde

eher oder gar nicht zufrieden sind bzw. dass dies wiinschenswert, aber aktuell nicht méglich ist. Nennen Sie bitte die Griinde

dafir.

Mehrfachantworten méglich

Fur diesen Bereich haben wir zu wenig personelle Kapazitaten.

Fir diesen Bereich haben wir zu wenig finanzielle Ressourcen.

Uns fehlen fur den Bereich fachliche Kompetenzen.

Wir haben nicht die passenden Raumlichkeiten, um das Angebot zu unserer Zufriedenheit zu realisieren.

Wir haben nicht die passende Ausstattung, die passenden Arbeitsmittel um das Angebot zu unserer Zufriedenheit zu
realisieren.

Wir haben Schwierigkeiten, die passenden Kooperationseinrichtungen zu finden.
Das Angebot wird nicht angenommen.

Sonstiges:

H. Schutz und Unterstiitzung Gewaltbetroffener

14.9 Sie haben angegeben, dass Sie mit den von lhnen erbrachten Leistungen / Tatigkeiten im Bereich

Nachsorgende Angebote

Nur, wenn bei Frage H 12 "Nein, wir wiirden das gerne machen, aber es ist nicht
moglich" oder bei H 13 "Sehr unzufrieden" oder "Eher unzufrieden” angekreuzt wurde

eher oder gar nicht zufrieden sind bzw. dass dies wiinschenswert, aber aktuell nicht méglich ist. Nennen Sie bitte die Griinde

dafir.

Mehrfachantworten méglich
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Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage H 12 "Nein, wir würden das gerne machen, aber es ist nicht möglich" oder bei H 13 "Sehr unzufrieden" oder "Eher unzufrieden" angekreuzt wurde

Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage H 12 "Nein, wir würden das gerne machen, aber es ist nicht möglich" oder bei H 13 "Sehr unzufrieden" oder "Eher unzufrieden" angekreuzt wurde


Fur diesen Bereich haben wir zu wenig personelle Kapazitaten.

Fir diesen Bereich haben wir zu wenig finanzielle Ressourcen.

Uns fehlen fur den Bereich fachliche Kompetenzen.

Wir haben nicht die passenden Raumlichkeiten, um das Angebot zu unserer Zufriedenheit zu realisieren.

Wir haben nicht die passende Ausstattung, die passenden Arbeitsmittel um das Angebot zu unserer Zufriedenheit zu
realisieren.

Wir haben Schwierigkeiten, die passenden Kooperationseinrichtungen zu finden.
Das Angebot wird nicht angenommen.

Sonstiges:

H. Schutz und Unterstiitzung Gewaltbetroffener

14.10 Sie haben angegeben, dass Sie mit den von lhnen erbrachten Leistungen / Tatigkeiten im Bereich

Einbezug relevanter Fallbeteiligter

Nur, wenn bei Frage H 12 "Nein, wir wirden das gerne machen, aber es ist nicht
maoglich" oder bei H 13 "Sehr unzufrieden" oder "Eher unzufrieden" angekreuzt wurde

eher oder gar nicht zufrieden sind bzw. dass dies wiinschenswert, aber aktuell nicht méglich ist. Nennen Sie bitte die Griinde

dafir.

Mehrfachantworten méglich

Fur diesen Bereich haben wir zu wenig personelle Kapazitaten.

Fir diesen Bereich haben wir zu wenig finanzielle Ressourcen.

Uns fehlen fur den Bereich fachliche Kompetenzen.

Wir haben nicht die passenden Raumlichkeiten, um das Angebot zu unserer Zufriedenheit zu realisieren.

Wir haben nicht die passende Ausstattung, die passenden Arbeitsmittel um das Angebot zu unserer Zufriedenheit zu
realisieren.

Wir haben Schwierigkeiten, die passenden Kooperationseinrichtungen zu finden.
Das Angebot wird nicht angenommen.

Sonstiges:

H. Schutz und Unterstiitzung Gewaltbetroffener

14.11 Sie haben angegeben, dass Sie mit den von lhnen erbrachten Leistungen / Tatigkeiten im Bereich

Onlineberatung

Nur, wenn bei Frage H 12 "Nein, wir wiirden das gerne machen, aber es ist nicht
moglich" oder bei H 13 "Sehr unzufrieden" oder "Eher unzufrieden" angekreuzt wurde

eher oder gar nicht zufrieden sind bzw. dass dies wiinschenswert, aber aktuell nicht méglich ist. Nennen Sie bitte die Griinde

dafir.

Mehrfachantworten méglich

28 von 37


Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage H 12 "Nein, wir würden das gerne machen, aber es ist nicht möglich" oder bei H 13 "Sehr unzufrieden" oder "Eher unzufrieden" angekreuzt wurde

Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage H 12 "Nein, wir würden das gerne machen, aber es ist nicht möglich" oder bei H 13 "Sehr unzufrieden" oder "Eher unzufrieden" angekreuzt wurde


Fur diesen Bereich haben wir zu wenig personelle Kapazitaten.

Fir diesen Bereich haben wir zu wenig finanzielle Ressourcen.

Uns fehlen fur den Bereich fachliche Kompetenzen.

Wir haben nicht die passenden Raumlichkeiten, um das Angebot zu unserer Zufriedenheit zu realisieren.

Wir haben nicht die passende Ausstattung, die passenden Arbeitsmittel um das Angebot zu unserer Zufriedenheit zu
realisieren.

Wir haben Schwierigkeiten, die passenden Kooperationseinrichtungen zu finden.
Das Angebot wird nicht angenommen.

Sonstiges:

H. Schutz und Unterstiitzung Gewaltbetroffener

14.12 Sie haben angegeben, dass Sie mit den von lhnen erbrachten Leistungen / Tatigkeiten im Bereich

Beteiligung an lokaler Netzwerkarbeit

Nur, wenn bei Frage H 12 "Nein, wir wirden das gerne machen, aber es ist nicht
moglich" oder bei H 13 "Sehr unzufrieden" oder "Eher unzufrieden” angekreuzt wurde

eher oder gar nicht zufrieden sind bzw. dass dies wiinschenswert, aber aktuell nicht méglich ist. Nennen Sie bitte die Griinde

dafir.

Mehrfachantworten méglich

Fur diesen Bereich haben wir zu wenig personelle Kapazitaten.

Fir diesen Bereich haben wir zu wenig finanzielle Ressourcen.

Uns fehlen fur den Bereich fachliche Kompetenzen.

Wir haben nicht die passenden Raumlichkeiten, um das Angebot zu unserer Zufriedenheit zu realisieren.

Wir haben nicht die passende Ausstattung, die passenden Arbeitsmittel um das Angebot zu unserer Zufriedenheit zu
realisieren.

Wir haben Schwierigkeiten, die passenden Kooperationseinrichtungen zu finden.
Das Angebot wird nicht angenommen.

Sonstiges:

H. Schutz und Unterstiitzung Gewaltbetroffener

14.13 Sie haben angegeben, dass Sie mit den von Ihnen erbrachten Leistungen / Tatigkeiten im Bereich

Offentlichkeitsarbeit zum Thema, Privention

Nur, wenn bei Frage H 12 "Nein, wir wiirden das gerne machen, aber es ist nicht
maoglich" oder bei H 13 "Sehr unzufrieden" oder "Eher unzufrieden" angekreuzt wurde

eher oder gar nicht zufrieden sind bzw. dass dies wiinschenswert, aber aktuell nicht méglich ist. Nennen Sie bitte die Griinde

dafir.

Mehrfachantworten méglich
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Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage H 12 "Nein, wir würden das gerne machen, aber es ist nicht möglich" oder bei H 13 "Sehr unzufrieden" oder "Eher unzufrieden" angekreuzt wurde

Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage H 12 "Nein, wir würden das gerne machen, aber es ist nicht möglich" oder bei H 13 "Sehr unzufrieden" oder "Eher unzufrieden" angekreuzt wurde


Fur diesen Bereich haben wir zu wenig personelle Kapazitaten.

Fir diesen Bereich haben wir zu wenig finanzielle Ressourcen.

Uns fehlen fur den Bereich fachliche Kompetenzen.

Wir haben nicht die passenden Raumlichkeiten, um das Angebot zu unserer Zufriedenheit zu realisieren.

Wir haben nicht die passende Ausstattung, die passenden Arbeitsmittel um das Angebot zu unserer Zufriedenheit zu
realisieren.

Wir haben Schwierigkeiten, die passenden Kooperationseinrichtungen zu finden.
Das Angebot wird nicht angenommen.

Sonstiges:

H. Schutz und Unterstiitzung Gewaltbetroffener

14.14 Sie haben angegeben, dass Sie mit den von lhnen erbrachten Leistungen / Tatigkeiten im Bereich

Fortbildungen fiir andere Fachkréfte

Nur, wenn bei Frage H 12 "Nein, wir wiirden das gerne machen, aber es ist nicht
maoglich" oder bei H 13 "Sehr unzufrieden" oder "Eher unzufrieden" angekreuzt wurde

eher oder gar nicht zufrieden sind bzw. dass dies wiinschenswert, aber aktuell nicht méglich ist. Nennen Sie bitte die Griinde

dafir.

Mehrfachantworten méglich

Fur diesen Bereich haben wir zu wenig personelle Kapazitaten.

Fir diesen Bereich haben wir zu wenig finanzielle Ressourcen.

Uns fehlen fur den Bereich fachliche Kompetenzen.

Wir haben nicht die passenden Raumlichkeiten, um das Angebot zu unserer Zufriedenheit zu realisieren.

Wir haben nicht die passende Ausstattung, die passenden Arbeitsmittel um das Angebot zu unserer Zufriedenheit zu
realisieren.

Wir haben Schwierigkeiten, die passenden Kooperationseinrichtungen zu finden.
Das Angebot wird nicht angenommen.

Sonstiges:

H. Schutz und Unterstiitzung Gewaltbetroffener

14.15 Sie haben angegeben, dass Sie mit den von Ihnen erbrachten Leistungen / Tatigkeiten im Bereich

Beratung von gewaltbetroffenen Mannern

Nur, wenn bei Frage H 12 "Nein, wir wiirden das gerne machen, aber es ist nicht
moglich" oder bei H 13 "Sehr unzufrieden" oder "Eher unzufrieden" angekreuzt wurde

eher oder gar nicht zufrieden sind bzw. dass dies wiinschenswert, aber aktuell nicht méglich ist. Nennen Sie bitte die Griinde

dafir.

Mehrfachantworten méglich
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Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage H 12 "Nein, wir würden das gerne machen, aber es ist nicht möglich" oder bei H 13 "Sehr unzufrieden" oder "Eher unzufrieden" angekreuzt wurde

Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage H 12 "Nein, wir würden das gerne machen, aber es ist nicht möglich" oder bei H 13 "Sehr unzufrieden" oder "Eher unzufrieden" angekreuzt wurde


Fur diesen Bereich haben wir zu wenig personelle Kapazitaten.

Fir diesen Bereich haben wir zu wenig finanzielle Ressourcen.

Uns fehlen fur den Bereich fachliche Kompetenzen.

Wir haben nicht die passenden Raumlichkeiten, um das Angebot zu unserer Zufriedenheit zu realisieren.

Wir haben nicht die passende Ausstattung, die passenden Arbeitsmittel um das Angebot zu unserer Zufriedenheit zu
realisieren.

Wir haben Schwierigkeiten, die passenden Kooperationseinrichtungen zu finden.
Das Angebot wird nicht angenommen.

Sonstiges:

H. Schutz und Unterstiitzung Gewaltbetroffener

14.16 Sie haben angegeben, dass Sie mit den von lhnen erbrachten Leistungen / Tatigkeiten im Bereich

Gesundheits-Angebote

Nur, wenn bei Frage H 12 "Nein, wir wirden das gerne machen, aber es ist nicht
moglich" oder bei H 13 "Sehr unzufrieden" oder "Eher unzufrieden" angekreuzt wurde

eher oder gar nicht zufrieden sind bzw. dass dies wiinschenswert, aber aktuell nicht méglich ist. Nennen Sie bitte die Griinde

dafir.

Mehrfachantworten méglich

Fur diesen Bereich haben wir zu wenig personelle Kapazitaten.

Fir diesen Bereich haben wir zu wenig finanzielle Ressourcen.

Uns fehlen fur den Bereich fachliche Kompetenzen.

Wir haben nicht die passenden Raumlichkeiten, um das Angebot zu unserer Zufriedenheit zu realisieren.

Wir haben nicht die passende Ausstattung, die passenden Arbeitsmittel um das Angebot zu unserer Zufriedenheit zu
realisieren.

Wir haben Schwierigkeiten, die passenden Kooperationseinrichtungen zu finden.
Das Angebot wird nicht angenommen.

Sonstiges:

H. Schutz und Unterstiitzung Gewaltbetroffener

14.17 Sie haben angegeben, dass Sie mit den von Ihnen erbrachten Leistungen / Tatigkeiten im Bereich

Paarberatung, Familienberatung

Nur, wenn bei Frage H 12 "Nein, wir wirden das gerne machen, aber es ist nicht
maoglich" oder bei H 13 "Sehr unzufrieden" oder "Eher unzufrieden" angekreuzt wurde

eher oder gar nicht zufrieden sind bzw. dass dies wiinschenswert, aber aktuell nicht méglich ist. Nennen Sie bitte die Griinde

dafir.

Mehrfachantworten méglich
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Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage H 12 "Nein, wir würden das gerne machen, aber es ist nicht möglich" oder bei H 13 "Sehr unzufrieden" oder "Eher unzufrieden" angekreuzt wurde

Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage H 12 "Nein, wir würden das gerne machen, aber es ist nicht möglich" oder bei H 13 "Sehr unzufrieden" oder "Eher unzufrieden" angekreuzt wurde


[1] Fir diesen Bereich haben wir zu wenig personelle Kapazitaten.

[1] Fir diesen Bereich haben wir zu wenig finanzielle Ressourcen.

[1] Uns fehlen fir den Bereich fachliche Kompetenzen.

[1] Wir haben nicht die passenden Raumlichkeiten, um das Angebot zu unserer Zufriedenheit zu realisieren.

Wir haben nicht die passende Ausstattung, die passenden Arbeitsmittel um das Angebot zu unserer Zufriedenheit zu
realisieren.

[] Wir haben Schwierigkeiten, die passenden Kooperationseinrichtungen zu finden.
[] Das Angebot wird nicht angenommen.

[] Sonstiges:

Nur, wenn bei Frage A 1 "Frauenhaus" oder "Madchenhaus" oder "BISS" oder
H. Schutz und Unterstiitzung Gewaltbetroffener "Gewaltberatungsstelle/Frauennotruf' oder "Gemeinsame Einrichtung BISS und
Gewaltberatungsstelle" oder "Opferhilfe" angekreuzt wurde

15. Wie geeignet ist lhre Einrichtung / Ihre Unterstiitzungsleistung fiir gewaltbetroffene Frauen, die einer der im Folgenden
genannten spezifischen Gruppen angehéren?

Nicht Eher nicht Eher Keine Ein-
geeignet  geeignet Teils/Teils geeignet = Geeignet || schatzung

Frauen mit Mobilitatseinschrankungen / sonstigen kérperlichen
Behinderungen

Frauen mit geistigen Behinderungen / Lernschwierigkeiten - - - a = o
Frauen mit Sinnesbehinderungen - - = - - -
Psychisch kranke Frauen - = - - - -
Frauen mit Suchterkrankungen - = - - - -
Traumatisierte Frauen - = . - - -
Migrantinnen mit prekarem Aufenthaltsstatus - - = . - -
Migrantinnen mit geringen Deutschkenntnissen - - = . - -
Von Menschenhandel oder Zwangsheirat betroffene Frauen - - - - = =
Transgeschlechtliche Frauen / Manner = o - - - -
Frauen mit geringen Alltagskompetenzen - = . - - -
Wohnungslose Frauen - = . - - -
Von sexualisierter Gewalt betroffene Frauen - = = - - -

Von hauslicher Gewalt betroffene Manner = o - - - -

Nur, wenn bei Frage A 1 "Frauenhaus" oder "Madchenhaus" oder "BISS" oder
H. Schutz und Unterstiitzung Gewaltbetroffener |"Gewaltberatungsstelle/Frauennotruf* oder "Gemeinsame Einrichtung BISS und
Gewaltberatungsstelle" oder "Opferhilfe" angekreuzt wurde

16. Unabhangig von lhrer eigenen Einrichtung / Ihrem eigenen Unterstiitzungsangebot: Wie hoch schitzen Sie den
Handlungsbedarf fiir lInhre Kommune (Landkreis, kreisfreie Stadt) insgesamt ein, um Hilfe und Unterstiitzung bei hauslicher
Gewalt, Partnergewalt und sexualisierter Gewalt fiir verschiedene Zielgruppen zu verbessern?

Kein Etwas GroBer Keine
Handlungsbedarf = Handlungsbedarf = Handlungsbedarf Einschdtzung

Frauen mit Mobilitatseinschrankungen / sonstigen kérperlichen
Behinderungen

32 von 37


Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage A 1 "Frauenhaus" oder "Mädchenhaus" oder "BISS" oder "Gewaltberatungsstelle/Frauennotruf" oder "Gemeinsame Einrichtung BISS und Gewaltberatungsstelle" oder "Opferhilfe" angekreuzt wurde

Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage A 1 "Frauenhaus" oder "Mädchenhaus" oder "BISS" oder "Gewaltberatungsstelle/Frauennotruf" oder "Gemeinsame Einrichtung BISS und Gewaltberatungsstelle" oder "Opferhilfe" angekreuzt wurde


Frauen mit geistigen Behinderungen / Lernschwierigkeiten = - - -
Frauen mit Sinnesbehinderungen - = - -
Psychisch kranke Frauen = - - -
Frauen mit Suchterkrankungen - - - -
Traumatisierte Frauen - = - -
Migrantinnen mit prekarem Aufenthaltsstatus - - - -
Migrantinnen mit geringen Deutschkenntnissen = = S S
Von Menschenhandel und / oder Zwangsheirat betroffene Frauen - = = =
Transgeschlechtliche Frauen / Manner - = - -
Frauen mit geringen Alltagskompetenzen - = - -
Wohnungslose Frauen = - - -
Von sexualisierter Gewalt betroffene Frauen - - = =

Von hauslicher Gewalt betroffene Manner - - - -

Nur, wenn bei Frage A 1 "Frauenhaus" oder "Madchenhaus" oder "BISS" oder "Gewaltberatungsstelle/
I. Handlungsfeld Schule Frauennotruf' oder "Gemeinsame Einrichtung BISS und Gewaltberatungsstelle" oder "Niedersachsische
Landesschulbehorde" oder "Gleichstellungsbeauftragte" oder "Jugendamt" angekreuzt wurde

1. Haben Sie Kenntnis vom Umgang in Schulen mit dem Thema hausliche Gewalt bzw. mit Kindern / Jugendlichen, die davon
(mit) betroffen sind?

[1] Ja

[] Nein

I. Handlungsfeld Schule

Nur, wenn bei Frage | 1 "Ja" angekreuzt wurde

2. Wie sehr stimmen Sie folgenden Aussagen in Bezug auf den Umgang in Schulen mit solchen Féllen zu? Beziehen Sie lhre
Bewertung auf die Schulen in lhrem Wirkungskreis.

Trifft nicht  Trifft eher Trifft eher Trifft voll || Keine Ein-
Zu nicht zu  Teils/Teis zu 2u schatzung

Kinder und Jugendliche, die von hauslicher Gewalt (mit) betroffen sind,
bekommen in Schulen angemessen Resonanz und Unterstiitzung.

Schulen haben einen geeigneten und klaren rechtlichen Rahmen, um in
diesen Fallen zu reagieren.

An den Schulen sind lokale und schulinterne Konzepte und Verfahren
etabliert zum Umgang mit solchen Fallen.

Schulen sind in lokale Netzwerke flir Kinderschutz und Pravention
eingebunden.

Es gibt in Schulen ausreichend Praventionsangebote fiir Jugendliche,
die u.a. Gewali(freiheit) in Beziehungen thematisieren.

Die Ressourcen in und fiir Schulen (auch Beratungsstrukturen) sind
ausreichend, um in solchen Féllen fachlich angemessen zu handeln.
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Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage A 1 "Frauenhaus" oder "Mädchenhaus" oder "BISS" oder "Gewaltberatungsstelle/Frauennotruf" oder "Gemeinsame Einrichtung BISS und Gewaltberatungsstelle" oder "Niedersächsische Landesschulbehörde" oder "Gleichstellungsbeauftragte" oder "Jugendamt" angekreuzt wurde

Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage I 1 "Ja" angekreuzt wurde


J. Landesstrukturen / Ressourcen

1. Wie schatzen Sie die Bedeutung des Landesaktionsplans lll fiir die Weiterentwicklung des Hilfesystems fiir lhren
Wirkungsbereich ein?

[] Ich kannte den Landesaktionsplan Il bisher nicht.
[] Ich kenne zwar den Landesaktionsplan Ill, von der Umsetzung habe ich aber nichts mitbekommen.
[] Vom Landesaktionsplan gingen meines Wissens nach keine relevanten Impulse aus.

[1] Der Landesaktionsplan Il hat wichtige Impulse zur Weiterentwicklung gesetzt.

J. Landesstrukturen / Ressourcen

2. Sind Sie bzw. lhre Einrichtung an liberregionalen / landesweiten fachspezifischen Netzwerken beteiligt?

[1 Ja

[] Nein

J. Landesstrukturen / Ressourcen

Nur, wenn bei Frage J 2 "Ja" angekreuzt wurde

3. Ist dort das Thema hausliche Gewalt / Partnergewalt und Umgang mit entsprechenden Fallen aus lhrer Perspektive
angemessen vertreten?

[1 Ja

[1] Nein

J. Landesstrukturen / Ressourcen

4. Um die Umsetzung des Landesaktionsplans gegen hausliche Gewalt / Partnergewalt (bzw. ,,Gewalt gegen Frauen®) zu
unterstitzen, hat das Land Niedersachsen 2001 eine Landeskoordinierungsstelle “Hausliche Gewalt* beim
Landespraventionsrat eingerichtet. Ist lhnen diese Koordinierungsstelle bekannt?

[] Ja, aber ich hatte bislang damit noch nichts zu tun.
[] Ja, ich habe bereits Angebote in Anspruch genommen.

[] Nein

J. Landesstrukturen / Ressourcen Nur, wenn bei Frage J 4 "Ja, aber ich hatte bislang damit noch nichts zu tun" oder "Ja,
ich habe bereits Angebote in Anspruch genommen" angekreuzt wurde

5. Es gibt verschiedene Aufgaben, die die Landeskoordinierungsstelle erfiillen soll. Bitte geben Sie an, welches Gewicht lhres
Erachtens die verschiedenen Aufgabenbereiche der Landeskoordinierungsstelle haben sollten.

Keine
Kein Gewicht Etwas Gewicht = GroBes Gewicht Einschdtzung

Fachliche Anregungen zu Weiterentwicklung des Hilfesystems,
innovative Projekte férdern

Beratung und Unterstiitzung lokaler Gremien bei der Entwicklung
von Kooperationsstrukturen

Informationsvermittlung auf Landesebene zwischen verschiedenen
fachlichen Bereichen, Einbindung neuer Einrichtungen auf - - - -
Landesebene
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Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage J 2 "Ja" angekreuzt wurde

Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage J 4 "Ja, aber ich hatte bislang damit noch nichts zu tun" oder "Ja, ich habe bereits Angebote in Anspruch genommen" angekreuzt wurde


Angebot von Fachveranstaltungen, Fortbildungen,

Vernetzungstreffen

Sonstiges:

K. Gesamtbewertung und Ausblick

1. Um héauslicher Gewalt, Partnergewalt sowie sexualisierter Gewalt zu begegnen und die Betroffenen angemessen zu
unterstitzen, sind alle gesellschaftlichen Bereiche gefragt und verschiedene Arten von MaBnahmen erforderlich. Bitte
bewerten Sie die Entwicklung der letzen Jahre (seit Bestehen des Landesaktionsplans Il 2012) in den Bereichen Intervention,
Schutz, Pravention und Unterstiitzung.

[] Hierzu habe ich insgesamt keine Einschatzung

Keine
Negativer Trend = Gleichbleibend Positiver Trend Einschdtzung

Polizeiliche Krisenintervention / Schutz - = - -
Effektive Strafverfolgung - 5 - -
Opferrechte in Strafverfahren - - - -
Zivilrechtliche Schutzméglichkeiten (Schutzanordnungen) - - - -
Angebote flir Schutz / Unterstiitzung gewaltbetroffener Frauen - - - -
Angebote flir Schutz / Unterstlitzung gewaltbetroffener Kinder - - - -

Inklusive Gestaltung / Offnung des gewaltspezifischen
Unterstutzungssystems

Fallbezogene Kooperation / Weitervermittlung lokal, Klarung von
Zustandigkeiten

Vernetzung und Einbezug verschiedener Einrichtungen lokal - - - -
Angebote Taterarbeit - . - -
Offentlichkeitsarbeit zum Thema - . - _
Praventionsangebote - s - -
Vernetzung / Koordinierung auf Landesebene - = - -

Berucksichtigung hauslicher Gewalt / Partnergewalt in
angrenzenden Rechtsbereichen (z.B. Aufenthaltsrecht, - - - -
Umgangsrecht, Sozialrecht)

Monitoring - - - -

Anpassung / Vereinheitlichung der Definition hauslicher Gewalt
entsprechend der Istanbulkonvention

Angebote fir gewaltbetroffene Manner - - - -

K. Gesamtbewertung und Ausblick

2. Bitte geben Sie an, ob Sie in Bezug auf diese Themen Handlungs- und Entwicklungsbedarf auf Landesebene sehen.
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[] Hierzu habe ich insgesamt keine Einschatzung

Polizeiliche Krisenintervention/ Schutz
Effektive Strafverfolgung

Opferrechte in Strafverfahren

Keine
Kein Bedarf Etwas Bedarf Starker Bedarf Einschdtzung

Zivilrechtliche Schutzmdglichkeiten (Schutzanordnungen) = = = =

Angebote flir Schutz / Unterstlitzung gewaltbetroffener
Angebote fiir Schutz / Unterstiitzung Kinder

Inklusive Gestaltung/ Offnung des gewaltspezifischen
Unterstitzungssystems

Fallbezogene Kooperation/ Weitervermittlung lokal

Frauen = = = =

Vernetzung und Einbezug verschiedener Einrichtungen lokal,

Klarung von Zustandigkeiten

Angebote Taterarbeit

Offentlichkeitsarbeit zum Thema
Praventionsangebote

Vernetzung/ Koordinierung auf Landesebene

Beriicksichtigung hauslicher Gewalt/ Partnergewalt in
angrenzenden Rechtsbereichen (z.B. Aufenthaltsrecht,
Umgangsrecht, Sozialrecht)

Monitoring

Anpassung / Vereinheitlichung der Definition hauslicher Gewalt

entsprechend der Istanbulkonvention

Angebote flir gewaltbetroffene Manner

K. Gesamtbewertung und Ausblick

3. Bitte nennen Sie hier die sonstigen Aspekte, bei denen Sie sich auf Landesebene evtl. Impulse fiir die Weiterentwicklung des

Schutz- und Hilfesystems wiinschen:

K. Gesamtbewertung und Ausblick

Nur, wenn bei Frage D 6 "Ja" oder G 5 "Ja, die werden auch umgesetzt" angekreuzt
wurde

4. Sie haben angegeben, dass es spezifische Verfahren zum Umgang mit Hochrisikoféllen oder mit Kindern als Mitbetroffenen
héauslicher Gewalt in Ihrer Kommune gibt. Falls wir hierzu weitere Fragen haben, wiirden wir Sie gegebenenfalls gerne
kontaktieren. Falls Sie bereit sind, hierzu naher Auskunft zu erteilen, teilen Sie uns bitte lhre Kontaktdaten mit:
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Zoom
Textfeld
Nur, wenn bei Frage D 6 "Ja" oder G 5 "Ja, die werden auch umgesetzt" angekreuzt wurde


Abschluss

Sie konnen den Fragebogen nun abschlieBen.
Wenn Sie auf den Button ,Fragebogen drucken und speichern® klicken, erscheint in lhrem Browser (z.B. Firefox, Internet Explorer)

der gesamte Fragebogen mit lhren Antworten. Sie kdnnen dann auf die rechte Maustaste klicken und mit dem Befehl ,speichern
unter” die Datei auf Inrem Computer speichern. Uber den Browser kénnen Sie den Fragebogen auch ausdrucken.

Fur den Abschluss des Fragebogens miissen Sie auf den Button ,,Abschicken” klicken, Sie kénnen danach keine
Anderungen mehr vornehmen und Ihren Fragebogen nicht mehr aufrufen.

Vielen Dank fir lhre Teilnahme!
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